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Vorwort 

Am  24.  Oktober  1905  fand  vor  dem  Wiener  Ge- 
;chworenengerichte  mein  Prozeß,  welcher  allseits  be- 
rechtigtes Aufsehen  erregte  und  mit  dem  sich  mehr  oder 
weniger  die  gesamte  Presse  Österreichs  beschäftigte,  sei- 
len  vorläufigen  Abschluß.  Einstweilen  mich  dem  über 
nich  gefällten  Urteile  beugend,  die  fünfmonatliche  Kerker- 
laft  verbüßt  und  wieder  die  Freiheit  erlangt,  übergebe 
ch  diese  Broschüre  der  Öffentlichkeit,  um  allen  jenen, 
lie  für  meinen  Prozeß  Interesse  hegten,  in  eine  Affäre 
Einblick  zu  gewähren,  wie  eine  solche  man  ihresgleichen 
n der  Kriminalgeschichte  vergebens  sucht. 

Nicht  nur  dem  Zeitgeiste,  sondern  auch  einem  Be- 
iürfnisse  entsprechend,  gründete  ich  im  Jahre  1898 
sin  Institut  für  Genealogie  und  Heraldik  in  Wien,  indem 
ich  mir  die  Hebung  und  die  Pflege  der  bürgerlichen  Ge- 
schlechts- und  Wappenkunde  zur  Hauptaufgabe  machte 
und  für  meine  Arbeiten  unter  anderem  auch  mit  Dank- 
schreiben Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  Königs  Franz 
Joseph  I.  ausgezeichnet  wurde. 

Auf  Widerstand  mit  den  mir  vorgesteckten  Zielen 
stieß  ich  jedoch  bei  unserer  Adelsbehörde,  welche  die 
Pflege  dieser  Wissenschaften,  insbesondere  das  Wappen- 
recht, in  Österreich  als  eine  Prärogative  einer  begrenzten 
Gesellschaftsklasse  hinzustellen  versuchte;  man  duldete 
jedoch  meine  Arbeiten,  weil  gesetzliche  Anhaltspunkte 
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nicht  zur  Hand  waren,  womit  man  mich  an  der  Aus- 
übung derselben  hindern  konnte. 

Rasch  in  den  mir  neugewählten  Beruf  tiefen  Einblick 
gewonnen,  entdeckte  ich  bereits  im  Jahre  1900  die  ge- 
wiß noch  allerorts  in  Erinnerung  stehenden  „Prager 
Adelsmachereien“,  die  ich  zur  Kenntnis  des  Ministeriums 
des  Innern  brachte;  diese  Enthüllungen,  sowie  auch  die 
darauf  bezughabenden  Angriffe  auf  das  Adelsdeparte- 
ment in  meiner  Zeitschrift  „Der  Doppeladler“  sollten 
mir  jedoch  alsbald  zum  Verhängnis  werden. 

Das  Ministerium  des  Innern,  dem  nun  meine  Tätig- 
keit auf  diesem  Gebiete  unangenehm  zu  werden  be- 
gann, verfügte  im  Wege  des  Justizministeriums  die  Be- 
schlagnahme meines  Arbeitsmaterials,  unter  dem  Vor- 
wände, als  ob  ich  mich  mit  unlauteren  Adelsnachweisen 
befassen  würde,  und  ich  wurde,  auf  freiem  Fuße  be- 
lassend, in  landesgerichtliche  Untersuchung  gezogen. 

Nach  zehnmonatlicher  Untersuchung  hatte  ich  mich 
jedoch  nur  jener  Arbeiten  wegen  zu  verantworten,  die 
ich  zuvor  sogar  in  Druck  brachte  und  dem  Ministerium 
des  Innern  selbst  vorlegte,  und  wurde  auch  unter  An- 
wendung eines  nichtigen  Hofkanzleidekrets  aus  dem 
Jahre  1765  des  mir  zur  Last  gelegten  Deliktes  schuldig 
erkannt. 

Vorliegende  Broschüre  soll  sowohl  meiner  Rehabili- 
tierung dienen,  — worin  ich  klarlege,  mit  welchen  In-, 
trigen  mein  Prozeß  inauguriert  wurde,  um  selben  über- 
haupt zu  einem  Prozeß  zu  gestalten,  — als  auch  den 
Beweis  liefern,  daß  das  Wappenrecht  keine  Prärogative 
des  Adels,  sondern  vielmehr  auch  das  Bürgertum  zur 
Wappenführung  berechtigt  ist.  Weiters,  entschlossen, 
den  von  seiten  des  Ministeriums  des  Innern  dem  Bürger- 
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‘ tum  aufgedrungenen  Kampf  um  dieses  Recht  in  Österreich 
fortzusetzen,  gebe  ich  mich  der  Hoffnung  hin,  daß  auch 
(die  Presse  nach  Durchsicht  dieser  Broschüre  über  meine 
Tätigkeit  zu  einem  anderen  Urteil  gelangen  wird,  als 
es  leider  vielseits  anläßlich  meines  Prozesses  der  Fall 
war. 

Wenn  ich  am  Ende  dieser  Broschüre  den  Rahmen 
meines  Prozesses  überschreite,  so  wird  der  Leser  die 
Motive,  die  mich  hiezu  veranlassen,  aus  der  Broschüre 
selbst  zu  finden  wissen. 


Herrn.  Hermann, 


Nicht  der  Name, 

Mit  dem  man  geboren, 
Sondern  die  Tat  glänzt. 
Durch  die  er  geworden. 

Seit  der  Auflösung  des  Römisch-Deutschen-Reiches 
und  der  Erhebung  der  österreichischen  Erblande  zum 
selbständigen  Kaiserreiche  sehen  wir  die  Staaten  unserer 
ehemaligen  Bundesgenossen  in  ihrer  Entwicklung  be- 
wundernd fortschreiten,  wogegen  wir  in  Österreich  lang- 
sam, sei  es  im  Handel,  im  Gewerbe  oder  in  der  Kunst, 
nachziehen,  oder  gar  ganz  Zurückbleiben. 

Wir  entwickelten  uns  doch  aus  einem  Volksstamme, 
unsere  Ahnen  waren  verbrüdert,  es  wallt  gleiches  Blut 
in  den  heute  getrennten  Stämmen,  die  stolz  auf  gemein- 
same Errungenschaften  in  die  Vergangenheit  zurück- 
blicken, aber  durch  das  stete  Vordringen  des  einen  und 
das  Zurückbleiben  des  andern  sich  immer  mehr  und 
mehr  entfremden. 

Mögen  auch  an  der  Hemmung  des  Fortschrittes  und 
der  Entwicklung  unserer  Monarchie  viel  die  inneren  natio- 
nalen Verhältnisse  beitragen,  so  ist  doch  ein  Teil  dieser 
Schuld  in  unserem  veralteten  System,  der  aristokratischen 
Regierung  und  der  in  ihr  verkörperten  Willkür,  zu  suchen. 
Wiewohl  man  glauben  möchte,  daß  mit  dem  Jahre  1848 
und  der  Einführung  einer  konstitutionellen  Regierung 
die  letzten  Vorrechte  des  Adels  in  Österreich  geschwun- 
den sind,  so  sind  dieselben  in  der  Bevorzugung  im  Staats- 
dienste, wo  seine  Angehörigen  zu  Lenkern  des  Staates 
nach  dem  herrschenden  System  herangezogen  werden, 
ganz  bedeutende,  und  in  keinem  Vergleiche  steht  das 
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Tempo,  mit  dem  der  von  Geburt  durch  adelige  Eltern 
Begünstigte  seine  Karriere  macht;  kurz,  — beim  Adel 
ist  für  die  Zukunft  jedes  einzelnen  schon  bei  seiner 
Geburt  gesorgt  und  mag  später  die  geistige  Entwicklung 
und  Befähigung  auch  noch  so  viel  zu  wünschen  übrig 
lassen,  — der  Staat  findet  für  jeden  ein  entsprechendes 
Plätzchen,  der  sich  dem  bestehenden  Regime  anpaßt. 

Wie  beneidenswert  entwickeln  sich  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wie  rasch  erholte  sich  Frankreich 
nach  dem  Sturze  seines  letzten  Kaiserreiches,  und  wie 
friedlich  wird  in  der  Schweiz  regiert,  aber  durchaus  nicht 
deshalb,  weil  dies  keine  monarchistischen  Staaten,  son- 
dern Republiken  sind,  — nein,  sondern  weil  der  Staat 
von  jedem  aristokratischen  Einflüsse  befreit  ist  und  er 
wirklich  die  besten  Männer  zu  Lenkern  des  Reiches 
heranziehen  kann,  ohne  jede  Rücksicht  darauf,  ob 
die  Wiege  des  Berufenen  in  einer  Hütte  oder  in 
einem  Palaste  stand. 

Wiewohl  der  Adel  auch  in  monarchistischen  Staaten 
— und  selbst  in  Deutschland  nicht  an  letzter  Stelle  — 
in  den  letzten  Dezennien,  wo  die  Entwicklung  und  Auf- 
klärung des  Volksgeistes  raschere  Fortschritte  macht,  viel 
an  seinem  einstigen  Ansehen  einbüßte,  scheint  der  Adel 
in  Österreich  die  ihm  einst  zugestandenen  und  dem  Volke 
abgerungenen  Vorrechte  nur  schwer  zu  vermissen,  und 
man  möchte  gar  nicht  glauben,  wie  rasch  sich  selbst 
der  Neugeadelte  in  aristokratische  Vorbilde  hineinlebt; 
sich  in  diesen  zurecht  gefunden,  wird  er  dann  im  Kreise 
dieser  Clique  gerne  aufgenommen  und  vergißt  ganz,  daß 
auch  der  Adel  nur  einen  Teil  desjenigen  Ganzen  bildet, 
das  den  Erdball  bevölkert. 

Wollen  wir  versuchen,  das  Recht  des  Bestandes 
des  Adels  und  seiner  Entstehung  als  bevorzugte  Klasse 
zu  ergründen,  so  finden  wir,  daß  die  Isispriester  der 
Ä§ypter>  die  Lewiten  der  Juden,  die  Inkas  der  Peruaner 
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und  die  Braminen  in  Hindostan  bereits  im  Altertume 
als  bevorzugte  und  privilegierte  Kasten  bestanden  und 
berufen  waren,  die  vom  Volke  erwählten  Ratgeber  der 
Könige  zu  sein,  aber  jeder  einzelne  mußte  persönliche 
Verdienste  aufzuweisen  haben,  um  sich  der  Gunst  seines 
Oberhauptes  zu  erfreuen.  Und  selbst  im  Mittelalter  ge- 
nügte nicht  die  bloße  Abstammung  von  vornehmen  und 
reichen  Eltern,  um  Ritter  zu  werden,  — einen  Adel  im 
heutigen  Sinne  gab  es  dazumal  noch  nicht  — sondern  der 
durch  den  Ritterschlag  erworbene  Ritterstand  war  nur 
persönlich  und  mußte  vom  Sohne  gleichfalls  erst  ver- 
dient werden. 

Die  Entstehung  des  Briefadels  mit  seiner  Erblichkeit 
fällt  in  das  14.  Jahrhundert,  und  von  da  ab  vermehrte 
sich  der  Adel  in  einer  solchen  Weise,  daß  stets  zu  neuen 
Vorrechten  gegriffen  werden  mußte,  um  seine  Ansprüche 
und  Begierden  zu  befriedigen,  die  natürlich  stets  auf 
Kosten  des  Bürgertums  und  des  Bauernstandes  erfolgten ; 
hiezu  gesellte  sich  noch  die  Errichtung  von  neuen 
Klöstern,  welche  diese  Stände  nicht  minder  drückten. 
So  ist  der  Adel,  welcher  förmlich  uneingeschränkte  Sou- 
veränitätsrechte besaß,  durch  das  Lehenswesen  und  durch 
die  Unterstützung  der  Hierarchie  groß  und  mächtig  ge- 
worden, bis  endlich  Kaiserin  Maria  Theresia  mildernd 
und  später  Kaiser  Josef  wohltuend  einschritt,  und  im 
Jahre  1848  das  Volk  sich  selbst  von  dem  noch  übrig- 
gebliebenen Unerträglichen  befreite. 

Mit  dem  Jahre  1848  sind  die  letzten  Vorrechte  des 
Adels  geschwunden  und  für  das  Bürgertum  und  den 
Bauernstand  sollte  eine  neue  Ära  beginnen;  aber  an  die 
Stelle  der  Vorrechte  trat  nun  die  Willkür  des  Adels,  und 
diese  wird  wohl  weiter  dauern,  bis  es  dem  Bürgertum 
gelingen  wird,  auch  in  der  Regierung  des  Landes  dem 
Adel  die  Spitze  zu  bieten. 

Daß  in  Österreich  der  Adel  so  stark  vertreten  ist, 
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hat  seine  Begründung  darin,  daß  unsere  Monarchie  zu 
jenen  Staaten  zählt,  die  nur  einen  erblichen  Adel  ver- 
leihen, bekanntlich  zählen  aber  diese  Staaten  auch  zu 
den  ärmsten,  so  z.  B.  Spanien,  wo  der  niedere  Adel, 
die  Hidalgos,  welcher  — nebstbei  erwähnt  — gleich 
dem  italienischen  Adel  sehr  ahnenstolz  ist,  lieber  auf 
alles  verzichtet,  als  sich  durch  seiner  Hände  Arbeit  ein 
Einkommen  zu  verschaffen.  Ein  weiterer  Umstand  in 
der  starken  Verbreitung  des  Adels  in  Österreich  liegt 
darin,  daß  jeder  Offizier  nach  vollendeter  30  jähriger 
Dienstzeit,  sobald  der  Verlauf  derselben  den  hieran  ge- 
knüpften Bedingungen  entspricht,  um  die  Nobilitierung 
einschreiten  kann,  wogegen  das  Recht  der  Erwerbung 
des  Adels  durch  die  Verleihung  des  Leopold-Ordens 
und  des  Ordens  der  Eisernen  Krone  im  Jahre  1884  auf- 
gehoben wurde. 

So  vermehrt  sich  der  Adel  in  Österreich,  den  wir 
dann  in  allen  Staatsstellungen,  wie  die  Bienen  um  eine 
Honigblume  konzentriert,  finden.  Was  ist  der  Adel  aber, 
wenn  der  Grundpfeiler  des  Staates,  den  der  steuertragende 
Bürger  und  der  Bauernstand  bilden,  ihre  Leistungen  ver- 
sagen? Dann  würde  die  aristokratische  Beamtenschaft 
vergebens  ihre  Augen  nach  ihrem  Ahnenstölze  lenken  und 
zu  der  Einsicht  gelangen,  daß  die  Existenz  ihrer  Stel- 
lungen nicht  von  ihren  adeligen  Ahnen,  sondern  von 
der  Bereitwilligkeit  des  Bürgertums  und  des  Bauern- 
standes abhängig  ist. 

Einen  Ahnenstolz  besitzt  aber  der  Bürger  ebensogut 
wie  der  Adlige,  wenngleich  der  erstere  das  Andenken 
an  seine  Ahnen  nicht  immer  am  Pergamente  und  ande- 
ren Fragmenten  festgehalten  hat,  aber  das  Recht  des 
Stolzes  ist  oft  ein  viel  begründeteres  und  blickt  mancher 
Bürger  auf  eine  makellosere  Stammreihe  seiner  Vor- 
fahren zurück,  als  der  Adel,  für  den  es  einst  überhaupt 
kein  Gesetz  gab,  worin  seinen  Begierden  Schranken  ge- 
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setzt  wurden  und  dermalen  durch  Vorgebung  von  Geistes- 
schwäche, Sinnesverwirrung,  Kleptomanie  u.  dgl.  vor  der 
Anwendung  der  Paragraphen  unseres  Gesetzbuches  ge- 
schützt wird. 

Wenn  der  Adel  mitunter  in  der  Lage  ist,  auf  eine 
größere  Anzahl  seiner  Ahnen  zurückzugreifen,  als  der 
Bürger,  so  ist  dies  keinesfalls  darin  zu  suchen,  als  ob 
der  Adel  seinen  Vorfahren  mehr  Pietät  entgegenbringen 
würde,  als  der  Nichtadlige,  sondern  die  Begründung 
liegt  darin,  daß  beim  Bürger  das  Hausgesetz  der  Primo- 
genitur seltener  geübt  wurde,  wogegen  die  Generationen 
des  Adels  infolge  Unanfechtbarkeit  ihres  Besitztumes 
leichter  festgehalten  werden  konnten,  ebenso,  wie  einer- 
seits dem  Adel  noch  heute  die  Fideikommiß-Besitze  Schutz 
vor  dem  finanziellen  Verfall  bilden  und  anderseits  die 
Kuratel  ihm  vor  der  Schwächung  seines  Eigentums  einen 
willkommenen,  wenn  auch  oft  ganz  ungerechtfertigten 
Schutz  bietet. 

Blicken  wir  jetzt  etwas  tiefer  in  die  Vergangenheit, 
etwa  ins  15.  Jahrhundert,  und  wir  werden  finden,  daß 
schon  um  diese  Zeit  der  Familiensinn  in  bürgerlichen 
Kreisen  nicht  unter  dem  Niveau  jenes  des  Adels  stand ; — 
im  Gegenteil  — die  dazumal  schon  in  sehr  geordneten 
Verhältnissen  lebenden  Patrizier  waren  bemüht,  für  das 
allgemeine  Wohl  zu  sorgen,  wogegen  der  herrschsüch- 
tige Adel,  stets  nach  neuen  Privilegien  seine  Hände  aus- 
streckend, das  Bürgertum  und  den  Bauernstand  drückte 
und  seine  eigenen  Reichtümer  vermehrte. 

Was  aber  der  Adel  und  das  Bürgertum  bereits  im 
Mittelalter  gemeinsam  pflegten  und  nach  Ansichten  ver- 
schiedener Forscher  und  Historiker  sogar  eine  Schöpfung 
bürgerlichen  Geistes  ist,  das  war  die  Wappenkunde;  Adel, 
Bürger  und  Bauer  hatte  sein  Familienzeichen,  womit  sie 
die  Zusammengehörigkeit  verschiedener  Glieder  eines 
Stammes  nach  außen  kennzeichneten  und  diese  Wissen- 
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schaft,  welche  wir  Heraldik  nennen,  möchte  der  Adel 
in  Österreich  heute  als  ein  gewisses  Vorrecht  seines 
Standes  beanspruchen. 

Zur  Zeit,  wo  das  Führen  von  Ruf-  oder  Hausnamen 
noch  fremd  war  — denn  diese  allgemeine  Einführung 
fällt  erst  in  eine  viel  spätere  Zeit  — führte  jede  Familie 
ihre  Hausmarke  als  Familienzeichen,  die  sich  mit  der 
Zeit  zu  den  heutigen  Familienwappen  heranbildeten  und 
finden  wir  solche  schon  um  das  Jahr  1300.  Die  Heraldik 
hat  in  bürgerlichen  Kreisen  im  16.  und  17.  Jahrhundert, 
wo  jede  Familie  ihr  Wappen  führte,  ihren  Höhepunkt 
erreicht,  und  als  nach  einem  zu  Trient  tagenden  bischöf- 
lichen Konzil  die  Einführung  von  Matrikenbüchern  be- 
schlossen wurde  und  bei  Anlage  derselben  auch  die 
bis  dahin  noch  namenlose  Landbevölkerung  Namen  an- 
nahm, kam  die  einst  sich  zu  so  hoher  Bedeutung  empor- 
geschwungene Wissenschaft  ganz  dem  Verfalle  nahe  und 
so  haben  sich  nur  in  wenigen  Familien  mehr  Wappen  er- 
halten, die  uns  von  dem  einstigen  Glanze  der  bürger- 
lichen Heraldik  Zeugnis  geben. 

Die  bürgerliche  Heraldik  wurde  aber  noch  dadurch 
gefördert,  daß  selbst  von  Kaisern  oder  deren  Stellver- 
tretern, wie  Erzherzogen,  Kurfürsten,  Pfalzgrafen,  Bi- 
schöfen, und  selbst  den  Universitäten  in  Anerkennung 
irgendwelcher,  dem  Staate  oder  dem  allgemeinen  Wohle 
geleisteten  Dienste  Wappenbriefe  verliehen  wurden,  aber 
keine  weiteren  Rechte  in  sich  schlossen,  und  ließen  sich 
diese  mit  den  heutigen  Ordensdekorationen  vergleichen; 
obwohl  in  diesen  Wappenbriefen  die  Erblichkeit  des 
Wappens  ausgesprochen  wurde,  war  diese  dadurch  be- 
deutungslos, weil  es  ja  jeder  Familie  freistand,  ein  Wappen 
zu  wählen  und  selbes  als  Familienzeichen  den  Kindern 
und  Kindeskindern  zu  überliefern. 

Das  Wappenführungsrecht  war,  ebenso  wie  das  Siegel- 
recht,  niemals  ein  beschränktes;  es  siegelte  alles  in  der 
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alten  Zeit  — weil  des  Schreibens  unkundig  — wie  wir 
heute  mit  unserer  Unterschrift  bekräftigen,  was  wir  an- 
erkennen. 

Durch  die  stets  wachsende  Bevölkerung  und  den 
damit  verbundenen  steigenden  Kampf  um  die  Existenz 
einerseits  und  andererseits  dadurch,  daß  die  Existenz  stets 
dem  Besten  vom  Neuesten  beschieden  ist,  richten  sich 
alle  Blicke  und  alles  Streben  der  Zukunft  entgegen,  und 
durch  diese  Umstände  wird  der  Lebenslauf  des  zur  Ar- 
beit geborenen  Menschen  so  mit  der  Sorge  um  das  Täg- 
liche ausgefüllt,  daß  er  nicht  die  nötige  Muße  findet, 
sich  noch  mit  der  Vergangenheit  zu  befassen,  und  so 
wird  alles,  was  nicht  zum  Bedarf  des  täglichen  Lebens 
zählt,  dem  Verfalle  überlassen. 

So  sind  Sitten  und  Gebräuche  unserer  Ahnen  in 
der  Hast  des  Lebens  der  Vergangenheit  anheim  gefallen 
und  erst  in  den  letzten  Dezennien,  wo  der  unmittelbare 
Einfluß  des  Adels  von  der  Oberfläche  zum  Teil  geschwun- 
den ist  und  die  Aufklärung  des  Volksgeistes  Fortschritte 
macht,  regt  sich  das  Bürgertum,  und  da  findet  auch  die 
einst  in  bürgerlichen  Kreisen  in  voller  Blüte  gestandene 
Wappenkunst  wieder  Förderer  und  wir  finden  auch  hier 
wieder  unsere  stammesverwandten  Bundesgenossen  schon 
weit  vorgeschritten,  wogegen  wir  in  Österreich  erst  den 
Kampf  um  das  Führungsrecht  eines  Familienwappens 
seitens  einer  bürgerlichen  Familie  ausfechten  sollen. 

Da  ich  in  der  Neubelebung  der  Heraldik  außer  der 
Hebung  des  Familiensinnes  die  Entstehung  neuer  In- 
dustriezweige und  dadurch  die  Entwicklung  und  För- 
derung des  in  Österreich  ohnedies  brach  darnieder- 
liegenden Kleinkunstgewerbes  erblickte  und  mich  noch  von 
den  gemachten  Fortschritten  dieses  Gebietes  in  Deutsch- 
land leiten  ließ,  gründete  ich  im  Jahre  1898  ein  In- 
stitut für  Genealogie  und  Heraldik  in  Wien. 

Wie  es  wohl  in  Österreich  und  selbst  im  Adelsdeparte- 
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ment,  im  Ministerium  des  Innern,  keine  Berufsgenea- 
logen und  Heraldiker  gibt,  so  habe  auch  ich  mir  meine 
für  diese  Gebiete  erforderlichen  Kenntnisse  aus  den  Wer- 
ken älterer  und  neuerer  Zeit  erworben,  indem  ich  durch 
eigene  Familientradition  und  ein  ererbtes  Familienwappen 
zum  Studium  dieser  Wissenschaften  bewogen  wurde. 

Meine  erste  Arbeit,  mit  der  ich  in  die  Öffentlichkeit 
trat,  war  der  Stammbaum  des  Hauses  „Habsburg-Habs- 
burg-Lothringen“,  welchen  ich  anläßlich  des  50  jährigen  Re- 
gierungs-Jubiläums Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  Königs 
Franz  Joseph  I.  ausarbeitete,  und  wurde  mir  für  ein  an  Se. 
Majestät  überreichtes  Exemplar  der  kaiserliche  Dank  über- 
mittelt; ebenso  sind  mir  für  diese  Arbeit  Dank-  und 
Anerkennungsschreiben  nahezu  sämtlicher  europäischer 
Souveräne  zugekommen.  Ins  Palais  des  Erzherzogs  Karl 
Ludwig  berufen,  wurde  mir  hier  die  Anerkennung  für 
diese  übersichtliche  Arbeit  ausgesprochen  und  mehrere 
Exemplare  für  die  Mitglieder  des  Hauses  bestellt. 

Anläßlich  der  Überreichung  des  Exemplares  an  Se. 
Majestät,  kam  ich  auch  in  das  Oberstkämmereramt,  wurde 
hier  vom  Oberstkämmerer  Grafen  Traun-Abensperg  emp- 
fangen, der  sich  sehr  eingehend  für  meine  Tätigkeit  in- 
teressierte, und  als  ich  erklärte,  daß  ich  mir  die  Ver- 
breitung der  bürgerlichen  Heraldik  in  Österreich,  wie 
dies  bereits  in  Deutschland  der  Fall,  zum  Ziele  mache, 
gab  er  durch  verschiedene  Worte  seinem  Beifall  Ausdruck 
und  wünschte  mir  viel  Glück  zu  diesem  Unternehmen. 
Jedoch  dort,  wo  ich  der  größten  Unterstützung  bedurft 
hätte,  im  Wappenarchiv,  im  Adelsdepartement,  also  von 
Seite  des  Ministeriums  des  Innern,  hier  fand  ich  die 
größten  Feinde  gegen  meine  Tätigkeit  auf  diesen  Ge- 
bieten. 

Ein  im  Jahre  1899  an  das  Ministerium  des  Innern 
gerichtetes  Ansuchen , um  Ausfolgung  von  einigen 
Wappenskizzen,  wurde  mit  einer  Einladung  zu  einem 


15 


Besuche  des  damaligen  Vorstandes  im  Adelsdepartement, 
Herrn  Hofrat  Ritter  von  Leß,  beantwortet;  dieser  Auf- 
forderung nachkommend,  sagte  mir  der  Herr  Hofrat,  in- 
dem er  mir  eine  größere  Anzahl  von  Zeitungsausschnitten, 
mein  Inserat,  die  Erwerbung  von  Familienwappen  be- 
treffend und  meine  Broschüre,  „Das  Familienwappen“ 
betitelt,  vorwies,  — unter  anderem : „Es  sieht  nicht 
gut  aus,  wenn  z.  B.  ein  Fleischhauer  wo  vor- 
fährt und  vielleicht  ein  pompöseres 
Wappen  auf  seinem  Wagen  angemalt  hat, 
als  ein  altes  Adelsgeschlecht“,  und  ich  möge 
daher  die  bürgerlichen  Wappen  nicht  forcieren. 

Soweit  die  Ansicht  des  Herrn  Hofrates  über  das 
Wappenrecht  bürgerlicher  Familien.  Also  nur  nicht  for- 
cieren! Was  heißt  das?  Nach  Ansicht  des  Herrn  Hof- 
rates heißt  es:  In  der  wappenführenden  Gesellschaft 
eine  gewisse  Grenze  zu  ziehen,  so  z.  B.  darf  ein  höherer 
Staatsbeamter  und  unter  Umständen  auch  ein  sonst  im 
Wohlstände  lebender  Privatmann,  trotz  seines  bürger- 
lichen Namens,  sich  eines  Wappens  bedienen,  hingegen 
sollen  aber  alle  anderen  von  einer  solchen  willkürlichen 
Begünstigung  bei  uns  in  Österreich  ausgeschlossen  sein, 
als  ob  die  Förderung  des  Familiensinnes  nur  einer  be- 
grenzten Klasse  eigen  oder  von  jenen  abhängig  wäre, 
die  vermöge  ihrer  bloßen  adeligen  Geburt  diese  Eigen- 
schaft als  ein  Vorrecht  ihres  Standes  bezeichnen  möchten. 

Ungeachtet  dieser  Belehrung  schritt  ich  zur  Heraus- 
gabe des  ersten  Bandes  meines  Werkes  „Genealogie  und 
Heraldik  bürgerlicher  Familien  Österreich-Ungarns“,  dem 
ich  in  der  Vorrede  eine  meinen  bis  zu  dieser  Zeit  ge- 
sammelten Kenntnissen  entsprechende  Begründung  über 
das  Erscheinen  dieses  Werkes  beifügte. 

Gleich  nach  Erscheinen  des  Werkes  brachte  ich  ein 
Exemplar  desselben  durch  die  k.  k.  Statthalterei  Sr.  Maje- 
stät unserem  Kaiser  zur  Vorlage  und  es  wurde  mir  mit 
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Zuschrift,  welche  ich  nebenstehend  wiedergebe,  auch  hier- 
für der  kaiserliche  Dank  übermittelt. 

Weiters  überreichte  ich  dem  k.  k.  Ministerium  des 
Innern,  der  k.  k.  Hofbibliothek,  der  k.  k.  Universität  und 
dem  Herrn  Hofrat  Ritter  von  Leß  als  Vorstand  des 
Adelsdepartements,  welcher  noch  kurz  vorher  mir  gegen- 
über sich  äußerte,  ich  möge  die  bürgerlichen  Wappen  l 
nicht  forcieren,  je  ein  Exemplar  meines  Werkes,  und 
wurde  mir  die  Annahme  meiner  Vorlage  auch  allseits 
durch  Übermittlung  des  Dankes  bestätigt. 

Durch  diese  Umstände  kam  ich  zur  Überzeugung, 
daß  man  der  Verbreitung  der  bürgerlichen  Heraldik 
doch  nicht  so  hemmend,  wie  beabsichtigt,  in  den  Weg 
treten  wolle,  oder  besser  gesagt,  nicht  konnte,  weil  zu 
einem  solchen  Verbot  jedwede  gesetzliche  Begründung 
fehlte.  Hiezu  gelangte  ich  noch  im  Jahre  1901  durch 
den  Tod  des  Hofrates  Landesgerichtsrat  Dr.  Ferdinand 
Ritter  Holzinger  von  Janaburg,  welcher  sich  mit  Heraldik 
aus  Liebhaberei  beschäftigte,  in  den  Besitz  seiner  um- 
fangreichen Bibliothek  und  Manuskripte,  und  wurde  ich 
durch  seine  in  letzteren  festgehaltenen  Ansichten  über 
die  Förderung  der  bürgerlichen  Heraldik,  zur  Verbreitung 
dieser  noch  mehr  angeregt,  um  so  mehr  mir  seine  Person 
nicht  als  Adeliger  allein,  sondern  auch  als  Jurist 
und  Richter  für  seine  richtige  Beurteilung 
volle  Gewähr  leistete. 

Im  Jahre  1902  schritt  ich  bereits  zur  Herausgabe  des 
zweiten  Bandes  meines  Werkes  „Genealogie  und  Heral-  i 
dik  bürgerlicher  Familien  Österreich-Ungarns“  und  sind 
mir  auch  für  diesen  Band  zahlreiche  Anerkennungs- 
schreiben zugekommen;  wovon  ich  jenes,  welches  Hofrat 
Dr.  Leserkühn  mir  im  Aufträge  seines  Souveräns,  des 
Fürsten  von  Bulgarien,  übermittelte,  wie  folgt  wieder- 
gebe : 
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Wien,  am  9.  Mai  1900. 

8 

J 

S 

■ 

l Z.  2523 
1 Pr. 

$ 

i Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit 

{ Allerhöchster  Entschließung  vom  13.  April  1900  das 

r von  Euer  Wolgeboren  zur  Allerhöchsten  Vorlage 

gebrachte  Exemplar  des  Werkes  „Genealogie  und 
Heraldik  bürgerlicher  Familien  Österreich-Ungarns“ 
der  huldreichsten  Annahme  zu  würdigen  und  an- 
l zubefehlen  geruht,  daß  Euer  Wolgeboren  aus  diesem 

1 Anlasse  der  kaiserliche  Dank  bekannt  zu  geben  sei. 

Es  gereicht  mir  zum  Vergnügen  Euer  Wol- 
geboren von  dieser  Allerhöchsten  Resolution  mit 
dem  Beifügen  in  Kenntnis  zu  setzen,  daß  Ihre  Vor- 
! läge  der  k.  u.  k.  Familien-Fideicommisbibliothek  ein- 

verleibt wurde. 

Kielmansegg. 


An 

den  Herrn  Hermann  Hermann, 

Inhaber  eines  Bureaus  für  Genealogie  und  Heraldik 
Wolgeboren 

in 

Wien 

I.  Sonnenfelsgasse  7. 


Hermann,  Die  Opfer. 
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Sehr  geehrter  Herr!  i 

Ihr  Brief,  gerichtet  an  Seine  königliche  Hoheit  den  1 
Fürsten  von  Bulgarien,  sowie  Ihr  wertvolles  Werk  j 
„Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher  Familien“  ist 
hiereingetroffen.  Mein  allergnädigster  Herr  hat  in  dieses  | 
Werk,  mit  welchem  sie  eine  wesentliche  Lücke  in  der 
österreichischen  Literatur  ausfüllen,  während  im  Nach- 
barlande, Deutschland,  ein  ähnliches  Werk  schon  inau- 
guriert worden  ist,  mit  Interesse  Einblick  genommen 
und  mich  zu  beauftragen  geruht,  Ihnen  Seinen  Dank 
für  Ihre  Aufmerksamkeit  zu  übermitteln. 

Indem  ich  mich  dieses  Auftrages  mit  Vergnügen 
entledige,  zeichne  ich  mit  dem  Ausdrucke  besonderer 
Wertschätzung 

ergebenster 

Hofrat  Dr.  Paul  Leserkühn  mp. 

Trotz  der  vielseitigen  und  maßgebenden  Anerken- 
nungen, die  mir  für  meine  Bemühungen  um  die  Hebung 
der  bürgerlichen  Heraldik  in  Österreich  zukamen,  stei- 
gerte sich  der  Haß  und  Groll  in  unserer  aristokratischen 
Beamtenschaft  jedesmal  mehr,  wenn  ich  etwas  Neues 
zur  Verbreitung  dieser  Wissenschaft  in  bürgerlichen  Krei- 
sen unternahm.  Doch  der  Unwille  gegen  meine  Tätigkeit 
konnte  nur  darin  seinen  Ausfluß  finden,  daß  man  Fami- 
lien, die  meinen  Worten,  daß  auch  der  Nichtadelige  zur 
Führung  eines  Wappens  berechtigt  sei,  nicht  Glauben 
schenken  wollten  und  sich  diesbezüglich  mittelst  einer 
Anfrage  an  das  Ministerium  des  Innern  wandten,  diesen 
dort  die  ganz  kurze  Antwort  erteilte,  daß  meine  Be- 
hauptungen falsch  seien,  ohne  aber  dem  Fragesteller  diese 
Entgegnung  auch  nur  irgendwie  begründet  oder  mich 
an  dem  Weiterarbeiten  gehindert  zu  haben. 

Aber  die  Folgen  solcher  Äußerungen  machten  sich 
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nur  wieder  im  Ministerium  des  Innern  selbst  fühlbar, 

! indem  es  vorkam,  daß  bürgerliche  Familien,  die  im  Be- 
. sitz  eines  Wappens  sich  befanden,  durch  diese  Mit- 
t teilung  zur  Annahme  gelangten,  daß  ihnen  der  Be- 
sitz eines  solchen  wirklich  irgendwelche  Vorrechte  zu- 
. sichere  und  sich  infolgedessen  beim  Ministerium  des 
, Innern,  als  für  Wappenangelegenheiten  kompetente  Be- 
hörde, nach  den  ihnen  zustehenden  Rechten  erkundigten. 

( Wäre  die  Beamtenschaft  im  Ministerium  des  Innern 
, nicht  von  dem  Gegenteil  ihrer  zum  Ausdruck  gebrachten 
Ansicht  fest  überzeugt,  nämlich,  daß  das  Wappenführungs- 
, recht  kein  beschränktes  und  der  Nichtadelige 
ebensogut  wie  der  Adelige  zur  Führung  eines 
Wappens  berechtigt  ist,  so  hätte  es  das  Mini- 
sterium des  Innern  gewiß  nicht  unterlassen,  auch  mir  eine 
diesbezügliche  Weisung  zu  übermitteln;  denn  das  Mini- 
sterium des  Innern  war  nicht  nur  durch  die  wiederholten 
Anfragen  seitens  meiner  Klienten,  sondern  auch  durch  die 
Vorlage  der  von  mir  herausgegebenen  Werke  über  meine 
Tätigkeit  genau  informiert! 

Wäre  der  Nichtadelige  wirklich  zur  Führung  eines 
1 Wappens  nicht  berechtigt,  welche  Behauptung  aber  voll- 
’ kommen  unrichtig  ist,  — dann  frage  ich : Wiese 
habe  ich  zu  diesen  Arbeiten  die  behörd- 
liche Bewilligung  erhalten  und  diese  durch 
sieben  Jahre  im  Zentrum  der  Stadt  aus- 
üben können  und  welcher  Wert  wohnt 
einem  kaiserlichen  Dankschreiben  inne, 
wenn  die  gleiche  Arbeit,  die  dieses  ein- 
brachte, später  als  etwas  Unerlaubtes  be- 
zeichnet wird? 

Sollte  das  Entstehen  aller  dieser  Umstände  auf  den 
1 Mangel  an  Kenntnissen  dieser  Gebiete  seitens  unserer 
Beamtenschaft  rückzuführen  sein,  dann  sind  jene  Fami- 
1 lien,  die  ein  Wappen  erwarben  und  welchen  man  heute 

2* 
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das  Recht,  dieses  zu  besitzen  und  zu  führen,  absprecher  i 
möchte,  nicht  durch  mich  geschädigt,  sondern  gleich  < 
jenen  Familien,  die  den  Prager  Adelsschwindlern  anheim  j 
fielen,  Opfer  der  österreichisch  - aristokratischen  Be 
amtenwillkür  geworden. 

Würde  der  Besitz  eines  Wappens  den  Adel  oder  gai  I 
einen  bestimmten  Grad  desselben  kennzeichnen,  so  würde  i 
ich  die  Usurpierung  der  Heraldik  als  ein  Vorrecht  des  I 
Adels  als  erklärlich  finden,  so  aber  bildet  selbst  beim 
Adel  das  Wappen  nur  ein  Geschlechtszeichen  und  als{ 
solches  kann  man  den  Besitz  eines  Wappens  auch  der 
Nichtadeligen  nicht  vorenthalten. 

Wenn  mir  unsere  Adelsbehörde  auch  stets  hemmenc 
in  den  Weg  trat,  so  lagen  mir  doch  andere,  zahlreiche 
Beweise  vor,  die  mir  klar  darlegten,  daß  ich  mit  meiner 
Arbeiten  nur  ein  gutes  Recht  des  Bürgertums  verfechte 
welches  die  österreichische  Aristokratie  nur  mit  reinei 
Willkür  gerne  für  sich  allein  beanspruchen  möchte  unc 
gerade  diese  Umstände  waren  es,  die  in  mir  stets  neue 
Schaffenslust  erweckten  und  lediglich  darin  lag  auch  di< 
Triebfeder,  eine  Zeitschrift  zu  begründen,  um  diese  i 
Wissenschaft  in  die  breite  Schichte  des  Volkes  zu  tragen 

So  gründete  ich  im  Jahre  1903  meine  Zeitschrif 
„Der  Doppeladler“.  Die  Tendenz  war,  sowohl  die  bürger 
liehe,  als  auch  die  adelige  Heraldik  und  Genealogie  zi 
pflegen,  doch  ganz  unparteiisch  vorzugehen  und  rück 
sichtslos  in  die  herrschenden  Zustände  im  österreichi 
sehen  Adelsdepartement  hineinzuleuchten.  Den  Prager 
Adelsschwindeleien,  welche  ich  im  Jahre  1900  aufdeckh 
und  zur  Kenntnis  des  Ministeriums  des  Innern  brachte 
und  über  welche  ich  noch  an  anderer  Stelle  eingehende 
berichte,  widmete  ich  in  meiner  ersten  Nummer  einei 
längeren  Artikel  und  in  Nummer  5 und  6 berührte  icl 
den  Ordenshandel,  ohne  aber  aus  partriotischen  Gefühlei 
diese  Umtriebe  in  Österreich  näher  erörtert  zu  haben  — 
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fiund  diese  Angriffe  und  Enthüllungen  scheinen  im  Mini- 
sterium des  Innern  — begreiflicherweise  — nicht  Beifall 

i gefunden  zu  haben. 

! Kurz  nach  Erscheinen  der  ersten  Nummer  meiner 
Zeitschrift  erhielt  ich  den  Besuch  eines  Herrn  vom  Oberst- 

ii  kämmereramte,  welcher  erklärte,  zu  kommen,  um  mich 
eauf  die  neuen  Bestimmungen,  die  Ahnenprobe  zur  Er- 
langung der  Kämmererwürde  betreffend,  aufmerksam  zu 
d machen  und  wies  mir  eine  darauf  bezughabende,  als  Ma- 
nuskript gedruckte  Broschüre  vor  und  bemerkte  weiter,  in- 
ndem  er  auf  den  Artikel  „Die  Prager  Adels-Affäre“  in 

meiner  Zeitschrift  hinwies,  ich  möge  derartiges  fernerhin 
i unterlassen.  Obwohl  ich  in  meiner  Zeitschrift  ausdrück- 
lich für  die  Verbreitung  der  bürgerlichen  Heraldik  eintrat, 
wurde  hierüber  keine  Äußerung  gemacht, 
die  erkennen  lassen  konnte,  daß  meine 
ndiesbezüglichen  Anstrebungen  mit  einer 
Ibestehenden  gesetzlichen  Verfügung 
micht  in  Einklang  zu  bringen  seien;  — im 
: Gegenteil,  — auf  die  bürgerliche  Heraldik  zu  sprechen 
kommend,  klagte  ich  dem  Herrn,  daß  in  Österreich  hiefür 
nicht  das  Verständnis,  wie  z.  B.  in  Deutschland,  vorhanden 
rsei,  worauf  mir  selber  entgegnete,  ich  möge  nur  Geduld 
haben,  es  würde  sich  dies  auch  in  Österreich 
mit  der  Zeit  gebe n.*) 

Daß  meine  Zeitschrift  eine  durchaus  fachmännische 
war,  und  die  mit  dieser  von  mir  verfolgten  Ziele  auch 
einem  gewissen  Bedürfnisse  in  unserer  Monarchie  ent- 
sprachen, mögen  einige  Zuschriften  beweisen,  welche  mir 
anläßlich  des  Erscheinens  derselben  zugekommen  sind. 
Es  schreiben : 


*)  Den  Herrn  ersuchend,  mir  zu  sagen,  mit  wem  zu  sprechen 
ich  die  Ehre  habe,  entgegnete  er  mir  nur,  er  käme  im  Aufträge  des 
Oberstkämmereramtes. 
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Herr  Regierungsrat  Rudolf  Ritter  Höfken  von  Hat- 
tingsheim,  Präsident  des  Klubs  der  Münz-  und  Medaillen- 
Freunde  in  Wien: 

„In  unserer  Ex  libris-Gesellschaft  hörte  ich  von 
Ihrem  Blatte  ,Der  Doppeladler',  dessen  ich  mich  herz-  2 
lieh  freue,  so  daß  ich  dem  schönen  Unternehmen  nur  1 
ein  kräftig  Gedeihen  und  ein  volles  Verständnis  im  2 
großen  Publikum  wünschen  kann.  Selbstverständlich  1 
bitte  ich,  mich  zu  den  Abonnenten  zu  zählen." 

Herr  Staatsanwalt  - Substitut  Eduard  Dillmann,  dzt.  . 
Landesgerichtsrat  in  St.  Pölten,  Vorsitzender-Stellvertreter  ) 
der  österr.  Ex  libris-Gesellschaft: 

„Durch  Zufall  gelange  ich  heute  in  die  Kenntnis, 
daß  Sie  eine  Monatsschrift  ,Der  Doppeladler'  heraus- 
geben. Ich  interessiere  mich  dafür  sehr  und  sende  unter 
Einem  den  Abonnementsbetrag  pro  1903,  und  wäre 
^hnen  für  Zusendung  von  mehreren  Probenummern  be- 
hufs Verteilung  in  der  Österreich.  Ex  libris-Gesellschaft 
sehr  dankbar." 

Herr  kais.  Rat  Dr.  Karl  Siegl,  Historiker  und  Archi- 
var des  Stadtarchivs  in  Eger: 

„Ich  abonniere  den  , Doppeladler'  und  wünsche 
alles  Glück  zu  ihrem  neuen  ersprießlichen  Unternehmen." 

Herr  Hauptmann  Emil  Peck  in  Budapest,  Pfleger 
dieser  Wissenschaften: 

„Ich  abonniere  Ihre  sensationelle,  vielversprechende, 
hochinteressante  Fachschrift  ,Der  Doppeladler'." 

Herr  Apotheker  Franz  Fluger  in  Bisenz,  Mitglied  der 
k.  k.  heraldischen  Gesellschaft  „Adler": 

„Im  Falle  Sie  mit  dem  Inhalt  Ihrer  Zeitschrift  immer 
gleich  bleiben,  so  werden  Sie  die  gleichartigen  deut- 
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sehen  Blätter  bald  übertreffen,  was  im  Interesse  der 
österreichischen  Heraldik  jedenfalls  aufs  wärmste  zu 
begrüßen  wäre.“ 

Außer  mehreren  Museen  und  Archiven  zählte  ich 
auch  das  Oberst-Marschallamt  der  Tiroler  Adelsmatrik 
zu  meinen  Abonnenten,  was  die  Gewähr  bietet,  daß 
meine  Zeitschrift  mit  den  darin  zum  Ausdruck  gebrachten 
Ansichten  in  mir  einen  sachkundigen  Redakteur  nicht 
entbehrte. 

Der  Bestand  der  Zeitschrift  scheiterte  jedoch  an  dem 
zu  geringen  Interesse  seitens  des  Publikums  und  an  dem 
unzureichenden  Kapital,  welches  ich  für  diese  investieren 
konnte,  und  so  sah  ich  mich  veranlaßt,  das  Weitererschei- 
nen nach  kaum  einjährigem  Bestände  und  einem  Defizit 
von  6000  Kronen  einzustellen,  ohne  jedoch  das  Wieder- 
inslebentreten  derselben  bis  heute  aus  dem  Auge  ge- 
lassen zu  haben. 

Im  Frühjahr  1904  erhielt  ich  den  Besuch  des  Herrn 
Ritter  Tonello  von  Stramare,  Generaldelegierten  für  Öster- 
reich-Ungarn des  königl.  ital.  heraldischen  Instituts  in 
Rom,  welcher  mir  erklärte,  gewissermaßen  nach  gepfloge- 
ner Rücksprache  mit  Grafen  Pöttickh  von  Pettenegg, 
dem  Präsidenten  der  k.  k.  heraldischen  Gesellschaft 
„Adler“  in  Wien  zu  kommen  und  stellte  an  mich  Fragen 
wegen  einer  Umwandlung  meines  Institutes,  indem  er 
beifügte,  man  beabsichtige,  in  Wien  eine  neue  heraldische 
Gesellschaft  unter  dem  Protektorate  des  Fürsten  Win- 
disch-Grätz  zu  gründen  und  weiters,  ob  und  unter  wel- 
chen Bedingungen  ich  bei  dieser  Neugründung  die  Stelle 
eines  Direktors  oder  Generalsekretärs  annehmen  würde. 
Nach  längerer  Beratung  fanden  wir  einen  Modus,  unter 
welchem  ich  mich  zur  Annahme  der  mir  gemachten  Vor- 
schläge entschließen  könnte,  und  Herr  von  Tonello,  der 
sich  sowohl  über  mein  Werk,  als  auch  über  meine  Zeit- 
schrift genau  informiert  zeigte  und  besonders  für  letz- 
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tere  sein  Interesse  bekundete,  entfernte  sich,  indem  er 
mir  versprach,  in  Kürze  wiederzukommen.*) 

Mittlerweile  ereignete  es  sich,  daß  ein  gewisser 
Heinrich  Grader  beim  Ministerium  des  Innern  um  die 
Zuerkennung  der  bereits  von  seinem  Bruder  Josef  Grader, 
Bürgermeister  von  Zwingendorf,  angeblich  erworbenen 
Adelsrechte  einkam.  In  Wirklichkeit  ließ  aber  Josef 
Grader  nur  bei  mir  ein  Familienwappen  ausführen  und 
seinen  Stammbaum  erheben. 

Diesen  Vorfall  benützte  jedoch  das  Ministerium  des 
Innern  und  verfügte  im  Wege  des  Justizministeriums 
unter  dem  Vorwände,  als  ob  ich  mich  mit  Adelsschwin- 
deleien befassen  würde,  die  Beschlagnahme  meines  ge- 
samten Arbeitsmateriales. 

Es  war  am  9.  Januar  1905,  als  drei  Herren  gegen 
5 Uhr  abends  in  mein  Bureau  eintraten;  der  eine  Herr 
stellte  sich  als  Oberkommissär  Dr.  Reichel  vor  und  er- 
klärte, beauftragt  zu  sein,  bei  mir  die  Korrespondenz  zu 
saisieren.  Auf  meine  Frage  nach  dem  diesbezüglichen 
Grunde,  antwortete  Dr.  Reichel  nur:  „Ja,  ist  Ihnen  nichts 
bekannt?“  Mittlerweilen  legten  die  Herren  die  Winter- 
röcke ab  und  es  begann  ein  höchst  unheimliches  Treiben. 
Die  Korrespondenz  wurde  untereinander  geworfen  und 
wirr  in  der  Mitte  des  Bodens  aufgestapelt,  aus  den 
Schreibtischladen  wurde  alles  hervorgeholt,  von  den  Vor- 
merkblättern wurde  das  Beschriebene  heruntergetrennt, 
die  Geschäftsbücher  wurden  hervorgesucht  und  noch  eine 
Menge  anderer  Sachen  mußten  mitwandern.  Pakete  mit 
Drucksorten  wurden,  der  Bequemlichkeit  wegen,  einfach 
aufgerissen,  um  sich  zu  überzeugen,  ob  nicht  hinter  dieser 
Hülle  auch  noch  ein  wertvolles  „corpus  delecti“  für  die 
nun  hier  herrschende  Hand  harrte. 

*)  Uber  die  Gründe  zur  Neugründung  einer  heraldischen  Gesell- 
schaft in  Wien,  an  dieser  Stelle  mich  in  eine  Erörterung  einzulassen, 
habe  ich  keine  Veranlassung. 
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Nachdem  nun  die  Hand  der  Gerechtigkeit  über  Ver- 
anlassung der  aristokratischen  Willkür  in  einer  mit  Mühe 
and  Opfern  durch  acht  Jahre  aufgebauten  Existenz  ihre 
Pflicht  und  Schuldigkeit  getan  hatte,  verließ  Dr.  Reichel 
das  Lokal,  indem  er  mir  vorher  eine  Drucksorte  vorlegte, 
worauf  ich  bestätigte,  daß  er  „einige  Schriftstücke“  bei 
mir  saisierte.  Die  einzigen  Worte,  die  Dr.  Reichel  noch 
gesprochen,  lauteten:  „Sie  haben  ja  eine  Korrespondenz 
wie  ein  Exporthaus  und  diese  Leute  wollen  alle  adelig 
sein?“  Hierauf  erwiderte  ich:  „Adelig?  Das  sind  ja 
bürgerliche  Familien,  die  aus  Familieninteresse  ihren 
Stammbaum  erheben  lassen  und  als  ein  Familienzeichen 
ein  Wappen  annehmen!“  Dr.  Reichel  replizierte:  „A 
was,  adelig  wollen  alle  sein.“  Diese  Worte  genügten 
mir,  um  zu  verstehen,  unter  welchem  Vorwände  man 
sich  zum  Vorgehen  gegen  mich  entschlossen  hat.  Hier- 
auf unterzog  ich  mich  der  Arbeit,  das  hier  zusammen- 
geworfene Material,  dessen  Wert  doch  nur  mir  bekannt 
war,  zu  ordnen,  und  es  entstanden  sieben  mächtige 
Pakete,  welche  nun  mittelst  Wagen  zur  weiteren  Amts- 
handlung zur  Polizei  und  von  dort  ins  Landesgericht 
wanderten. 

Während  ich  mit  dem  Ordnen  des  mit  Beschlag  be- 
legten Materiales  beschäftigt  war  und  einem  der  zurück- 
gebliebenen Herren  mein  Befremden  über  ein  derartiges 
Vorgehen  ausdrückte,  entgegnete  mir  selber:  „Hier  dürfe 
es  sich  wohl  um  einen  Racheakt  handeln,  doch  kann 
die  Verfügung  keine  anonyme  sein,  weil  sonst  die 
Polizei  nicht  so  Vorgehen  würde.“ 

Als  ich  nach  Hause  kam,  wurde  mir  hier  die  Mit- 
teilung zuteil,  daß  sich  auch  in  meiner  Privatwohnung 
eine  aus  drei  Herren  bestehende  Kommission  einfand,  die 
in  den  diversen  Kästen  und  Läden  herumsuchte  und 
schließlich  aus  der  Kredenz  einige  Privatbriefe  mitnahm. 
Hier  die  Kommission,  über  den  unangekündigten  und  in 
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seiner  Gebahrungsweise  ganz  sonderbaren  Besuch  um  s 
Aufschluß  befragt,  entgegnete  der  Herr  Kommissär,  man  1 
möge  nur  ganz  unbesorgt  sein,  gegen  Herrn  Hermann 
scheint  ein  Racheakt  vorzuliegen,  denn  hätte  er  sich 
wirklich  einen  Betrug  zuschulden  kommen  lassen,  so 
wäre  man  sicherlich  mit  der  Verhaftung  vorgegangen. 

Die  mir  auf  die  geschilderte  Weise  abgenommene 
Korrespondenz  und  mir  von  meinen  Klienten  anvertrauten 
Dokumente  gingen  nun  in  die  Obhut  des  Landesgerichts- 
rates Anton  Edler  von  Würth-Münzberg  über,  welchem 
die  Untersuchung  übertragen  wurde. 

Für  den  21.  Jänner  erhielt  ich  die  erste  Vorladung 
ins  Landesgericht  und  wurde  hier,  über  eine  im  Jahre 
1899  mit  Dr.  Olschowsky  in  Berlin  gepflogene  Korre- 
spondenz — über  welche  ohnedies  an  anderer  Stelle 
berichtet  wird  — ein  Protokoll  aufgenommen.  Weiters 
wurde  mir  die  Frage  vorgelegt,  ob  es  mir  denn  nicht 
bekannt  sei,  daß  der  Bürger  zur  Führung  eines  Wappens 
nicht  berechtigt  ist,  was  ich  selbstverständlich  verneinte, 
und  nachdem  ich  noch  zu  Protokoll  geben 
mußte,  daß  ich  weitere  Bände  meines  Wer- 
kes  „Genealogie  und  Heraldik  bürger- 
licher Familien  Österreich-Ungarns  “ — 
zur  Ausgabe  zu  bringen,  nicht  beabsich- 
tige, konnte  ich  mich  nach  kaum  einstündiger  Ein- 
vernahme wieder  entfernen.  Mein  bei  dieser  Einver- 
nahme gestelltes  Ansuchen  um  Ausfolgerung  einiger  Akte, 
die  sich  nur  auf  Stammbaumerhebungen  beziehen,  welche 
ich  zur  Weiterforschung  und  zum  Abschlüsse  einiger 
Angelegenheiten  benötige,  wurde  abgelehnt  und  mir  viel- 
mehr angedeutet,  daß  ich  mein  Bureau  schließen 
müsse. 

Der  Wunsch  nach  Schließung  meines  Institutes  hat 
aber  auch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  Ausdruck  er- 
halten; es  wurde  nämlich  auf  Grund  des  bei  mir  be- 


27 


schlagnahmten  Arbeitsmateriales  von  allen  Interessenten, 
mit  denen  ich  wegen  Anfertigung  eines  Familienwappens 
oder  Erhebung  des  Stammbaumes  in  Verbindung  stand, 
die  gepflogene  Korrespondenz  abverlangt,  indem  die- 
selben vom  zustehenden  Bezirks-  oder  Kreisgerichte  als 
Zeugen  wider  mich  einvernommen  wurden;  jene  Fami- 
lien aber,  die  Wappen  und  Stammbaumauszüge  bereits 
erhielten,  wurden  aufgefordert,  dies  zu  Gericht  zu  er- 
legen. Auf  diese  Weise  wurde  die  Existenz  meines  In- 
stitutes untergraben  und  die  nun  weiter  gepflogenen  Er- 
hebungen werden  uns  zeigen,  wie  eine  Untersuchung  ge- 
leitet wird,  wenn  es  gilt,  über  höhere  Weisung  einen  un- 
bequem gewordenen  Menschen  zu  vernichten. 

Das  Formular,  welches  seitens  des  Wiener  Landes- 
gerichtes zur  Zeugeneinvernahme  versandt  wurde,  hat 
folgenden  Wortlaut : 

„In  der  hiergerichts  gegen  Hermann  Hermann 
wegen  Verbrechen  des  Betruges  anhängigen  Strafsache, 
befaßt  sich  laut  Mitteilung  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern,  der  in  Wien  IV.,  Rainergasse  1 *),  wohnhafte 
Hermann  Hermann,  Inhaber  des  Institutes  für  Genea- 
logie und  Heraldik,  Wien  I.,  Sonnenfelsgasse  7,  da- 
mit, die  Unwissenheit  und  Unerfahrenheit  leichtgläu- 
biger Personen  zum  eigenen  Vorteile  auszubeuten,  in- 
dem er  bei  denselben  den  Glauben  erweckt,  ihrer  Fa- 
milie käme  eine  von  altersher  ererbte  Wappenberechti- 
gung zu,  deren  Reaktivierung  er  durchzusetzen  be- 
reit sei. 

Das  hauptsächliche  Feld  der  Tätigkeit  des  Her- 
mann Hermann  ist  die  Ausfolgung  sogenannter  bürger- 
licher Wappen. 


*)  Nachdem  in  meiner  Privatwohnung  eine  Hausdurchsuchung 
stattfand,  sollte  der  Untersuchungsrichter  von  meiner  richtigen  Privat- 
adresse doch  Kenntnis  gehabt  haben ! 
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Hiebei  sei  bemerkt,  daß  neue  Wappenberechti- 
gungen in  dem  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  nur  Adelige  und  von  Nichtadeligen  nur 
gewisse  geistliche  Würdenträger  erwerben  können.  Ein 
solches  Opfer  der  Manipulationen  des  Hermann  dürfte 
auch geworden  sein. 

Ich  ersuche,  den  Genannten  als  Zeugen  eingehend 
einzuvernehmen  und  insbesonders  festzustellen,  auf 
welche  Weise  derselbe  mit  Hermann  in  Verbindung  ge- 
treten ist,  ob  Hermann  schon  bei  Anerbietung  seiner 
Dienste  behauptet  hat,  den  Nachweis  des  der  Familie 
gehörigen  Wappens  erbracht  zu  haben,  ©b  er  vor- 
gespiegelt hat,  daß  die  Aufnahme  des  Wappens  in  das 
von  ihm  (Hermann)  herausgegebene  Werk  „Genea- 
logie und  Heraldik  bürgerlicher  Familien  Österreich- 
Ungarns“  schon  zur  Führung  des  Wappens  berech- 
tige und  ob  damit  der  Bezug  von  Stipendien  aus  einer 
Stiftung  verbunden  sei,  es  handle  sich  um  ein  Adels- 
wappen und  einen  Adelsnachweis  und  durch  welche 
Vorspiegelung  er  zu  dieser  Auffassung  gelangt  sei, 
welche  Beträge  Zeuge  dem  Hermann  für  dessen 
Wappenbeschaffung  gezahlt  hat,  ob  er  diese  Beträge, 
namentlich  den  Betrag  für  die  Abbildung  des  Wappens, 
gezahlt  hätte,  wenn  er  den  wahren  Sachverhalt,  nament- 
lich den  Umstand  gewußt  hätte,  daß  er  (Zeuge)  zur 
Wappenführung  nicht  berechtigt  und  daher  das  von 
Hermann  gelieferte  Wappen  wertlos  sei;  sowie  ob  und 
mit  welchem  Betrage  er  sich  dem  Strafverfahren  wider 
Hermann  anschließe. 

Die  auf  diese  Angelegenheit  bezughabenden  Korre- 
spondenzen des  Zeugen  mit  Hermann,  sowie  den  ge- 
lieferten Stammbaum,  die  Familienchronik  und  das  ge- 
lieferte Wappen  wollen  demselben  abverlangt  und  ehe- 
stens anher  übermittelt  werden. 

k.  k.  Landesgericht  in  Strafsachen,  Wien, 
von  Würth  mp. 
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Gegen  den  Wortlaut  dieses  Formulars  will  ich  an 
dieser  Stelle  nur  einwenden,  daß  ich  niemals  jemandem 
gegenüber  behauptete,  den  Nachweis  des  der  Fa- 
milie gehörigen  Wappens  erbracht  zu  haben;  ferner  nie- 
mals die  Behauptung  oder  auch  nur  die  Möglichkeit  auf- 
stellte, durch  die  Erwerbung  eines  Wappens  Ansprüche 
auf  Stipendien  aus  Stiftungen  zu  erlangen.  Weiters 
konnte  niemand  durch  meine  Angebote  zur  Ansicht  ge- 
langen, daß  es  sich  um  ein  Adelswappen  oder  gar  um 
einen  Adelsnachweis  handle!! 

So  vergingen  nun  seit  der  Beschlagnahme  meines 
Arbeitsmateriales  über  vier  Monate , ohne  daß  sich 
das  Landesgericht  nach  meinem  Wohlbefinden  erkun- 
digt hätte,  in  diesem  Zeitraum  hätte  ich  sowohl  jenseits 
des  Großen  Ozeans  ein  neues  Institut  für  Genealogie  und 
Heraldik  begründen,  aber  ebensogut  in  Wien  durch  meine 
Existenzlosigkeit  auf  die  Milde  des  Heims  für  Obdach- 
lose angewiesen  sein  können. 

Endlich,  am  12.  April,  wurde  ich  wieder  ins  Landes- 
gericht beschieden,  natürlich  zu  Landesgerichtsrat  Anton 
Edler  von  Würth-Münzberg,  welcher  als  Untersuchungs- 
richter in  meiner  Sache  fungierte  und  während  dieser  Zeit 
Gelegenheit  hatte,  sich  etwas  Kenntnisse  der  Genealogie 
und  Heraldik  anzueignen.  Man  sollte  eigentlich  glauben, 
daß  diejenigen,  die  dem  Adel  angehören,  über  ganz  be- 
sondere Kenntnisse  dieser  Wissenschaften  verfügen,  da  ja 
der  Adel  diese  nur  für  sich  usurpieren  möchte,  aber  — 
offen  gestanden  — habe  ich  diese  beim  Untersuchungsrichter 
ganz  vermißt,  obwohl  schon  das  umfangreiche,  bei  mir 
beschlagnahmte  Material  einen  Einblick  in  alle  Abzwei- 
gungen dieser  Gebiete  gestattet  hätte. 

Der  Anblick,  der  sich  mir  hier  in  der  Kanzlei  des 
Untersuchungsrichters  bot,  war  für  mich  ein  ganz  eigen- 
tümlicher, und  hätte  das  Kruzifix  mit  den  diesem  zu  beiden 
Seiten  stehenden  Kerzen  in  mir  nicht  das  Bewußtsein  wach 
erhalten,  daß  ich  mich  in  einem  Raum  befinde,  wo  die 


Untersuchung  über  Recht  oder  Unrecht  abgeschlossen 
werden  soll,  so  hätte  ich  zur  Annahme  gelangen  können, 
daß  ich  mich  in  einem  heraldisch-genealogischen  Archiv  J 
befinde,  wo  das  Material  nur  noch  seiner  Platzanweisung 
harrt.  Aufgestapelte  Wappen  mit  und  ohne  Rahmen,  5 
Kisten  mit  der  beschlagnahmten  Korrespondenz  und  [ 
schließlich  ein  Kasten,  welcher  über  800  Zeugenaussagen  ' 
beherbergte,  die  in  Österreich-Ungarn  und  sogar  im  Aus-  ! 
lande  eingeholt  wurden,  repräsentierten  sich  hier  meinem 
Auge  und  sollten  mir  Beweise  liefern,  in  welcher  Weise 
ich  mich  des  Verbrechens  des  Betruges  schuldig  gemacht 
habe;  denn  meiner  Arbeiten  wegen  wurde  ich  dieses 
Deliktes  bezichtigt. 

Die  Zahl  der  einvernommenen  Zeugen  betrug,  wie 
erwähnt,  über  800,  und  da  will  ich  gleich  beifügen,  daß 
nicht  die  Erwerbung  eines  Wappens  oder  Stammbaumes, 
sondern  in  einzelnen  Fällen  schon  das  bekundete  Inter- 
esse nach  einem  solchen  genügte,  um  zur  Zeugenaussage 
wider  mich  einvernommen  zu  werden,  und  so  wurden  mir 
insgesamt  167  Aussagen  vorgehalten,  wofür  eine  Zeit 
von  sieben  Tagen,  also  vom  12.  bis  inkl.  17.  April,  er- 
forderlich war. 

Die  erste  Aussage  war  die  des  Josef  Grader;  er  emp- 
fing, wie  die  meisten  meiner  Auftraggeber,  ein  Familien- 
wappen und  den  aus  den  Matriken  erhobenen  Stamm- 
baumauszug zum  Preise  von  100  Kronen  und  erklärte 
sich,  als  man  ihm  sagte,  er  sei  zur  Führung  eines  Wappens 
nicht  berechtigt,  für  diesen  an  mich  gezahlten  Betrag  als 
geschädigt,  wogegen  ich  jedoch  gleich  Einsprache  erhob, 
da  einerseits  auf  die  Ausführung  des  Wappens  nur  ein 
Höchstbetrag  von  30  Kronen  entfalle  und  andererseits  er 
sich  selbst  für  diesen  Betrag  als  nicht  benachteiligt  be- 
trachten könne,  da  meiner  Ansicht  nach  jeder  Bürger, 
somit  auch  Josef  Grader,  zur  Führung  eines  Familien- 
wappens berechtigt  ist. 
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n Es  entspann  sich  nun  die  erste  Debatte  über  das 
! Führungsrecht  eines  Wappens  durch  eine  bürgerliche 
'Familie  zwischen  dem  Untersuchungsrichter  und  mir. 

, Ich  versuchte  meine  Behauptungen  auf  Grund  wissen- 
schaftlich ausgearbeiteter  Werke  und  des  mir  selbst  für 
j diese  Arbeiten  zugegangenen  kaiserlichen  Dankschreibens 
j zu  begründen,  doch  der  Untersuchungsrichter  hatte  nur 
stets  die  Worte:  „Es  ist  nicht  wahr,  daß  der 
Bürger  zur  Führung  eines  Wappens  be- 
rechtigt ist,“  — ohne  mir  aber  dies  als  Jurist  mittelst 
j eines  Paragraphen  unseres  Gesetzbuches  oder  eines  Hof- 
kanzleidekretes beweisen  zu  können! 

Als  ich  nun  einsah,  daß  ich  mit  meinen  Gegenaus- 
führungen dem  steten,  auf  mein  Gemüt  sehr  drückenden 
Anschreien  nicht  gewachsen  bin  und  schließlich  der  Unter- 
suchungsrichter doch  nur  zur  Führung  der  Untersuchung 
und  nicht  zur  Fällung  eines  Urteiles  berufen  ist,  erklärte 
ich,  daß  die  Parteien  den  auf  die  Wappenausführung 
entfallenden  Betrag  von  10  bis  30  Kronen  je  nach  der 
erhaltenen  Ausführung  als  Ersatz  beanspruchen  können, 
falls  sie  wirklich  zur  Führung  der  Wappen  nicht  be- 
rechtigt sein  sollten,  und  mit  dieser  Erklärung  gab  sich 
auch  der  Herr  Landesgerichtsrat  zufrieden. 

Dieses  Zugeständnis  gab  ich  jedoch  nur  aus  dem 
Grunde  ab,  um  meine  Einvernahme  zu  beschleunigen, 
da  ich  doch  einsah,  daß  ja  die  Verlesung  der  zum  Vor- 
halt bestimmten  Aussagen  sich  ins  Endlose  ziehen  würden, 
falls  diese  Debatte,  die  doch  augenscheinlich  die  Grund- 
lage meiner  Einvernahme  bildete,  sich  bei  jedem  Akte 
wiederhole. 

Auf  meine  weitere  Einwendung,  daß  ja  auch  andere 
und  sogar  in  Wien  bürgerliche  Familienwappen  aus- 
arbeiten oder  zur  Erwerbung  anbieten,  bekam  ich  zur 
Antwort:  „Die  werden  dies  aber  nur  aus  Spaß  machen 
und  sich  dafür  nichts  bezahlen  lassen!“ 
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Diese  Auslegung  von  seiten  eines  Untersuchungs- 
richters ist  mir  wirklich  ganz  unverständlich;  entweder 
darf  der  Bürger  ein  Wappen  führen  oder  er  darf  keines 
führen,  denn  die  Art  und  Weise  der  Erwerbung  kanr 
doch  nicht  in  Betracht  kommen,  wenn  es  sich  um  die 
Feststellung  eines  prinzipiellen  Rechtes  handelt! 

Es  kam  der  Fall  Strasser  zur  Sprache.  Professor 
Ströhl,  Verfasser  des  monumentalen  Werkes  „Heraldischer 

Atlas“,  hat  dieser  Familie  das 
nebenstehend  abgebildete  Wap- 
pen entworfen  und  bezeichnet 
es  als  „Ex  libris  der  Familie 
Strasser.“  Das  gleiche  Wappen 
wird  mir  zur  Aufnahme  in  mein 
Werk  eingesandt  und  eine  Aus- 
führung als  Zimmerdekoration 
bestellt,  worunter  die  Worte 
„Familie  Strasser“  zu  stehen  kamen.  Nach  Ansicht  des 
Untersuchungsrichters  ist  das  von  Professor  Ströhl  als  Ex 
libris  entworfene  Wappen  nichts  Unerlaubtes,  hingegen  das 
von  mir  nur  nach  der  Vorlage  vervielfältigte  und  zur  Auf- 
nahme in  mein  Werk  bestimmte  Wappen  ein  Schwindel!!  — 
Nun  sagte  ich  dem  Untersuchungsrichter,  daß  wir 
ja  in  Österreich  auch  eine  Ex  libris  Gesellschaft  haben 
und  mir  doch  von  niemandem  verboten  werden  kann,  ein 
Ex  libris  zu  wählen,  und  ein  solches  unterscheidet  sich 
oft  in  der  Ausführung  von  der  eines  Familienwappens 
gar  nicht  Hierauf  erhielt  ich  in  einem  ganz  ohren- 
betäubenden Tone  zu  hören,  daß  in  meinem  Gehirn  alles 
drüber  und  drunter  gehe  und  weiter,  Ex  libris  könne 
sich  jede  Familie  tausend  machen  lassen, 
aber  nicht  ein  Familienwappen!!  — 

Indem  ich  aber  vollkommen  überzeugt  war,  daß  mein 
Gehirn  durchaus  keiner  ärztlichen  Untersuchung  behufs 
Überprüfung  meiner  Zurechnungsfähigkeit  bedarf,  son- 
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p.dern  vielmehr  die  Überzeugung  gewonnen  habe,  daß  es 
snur  mit  den  Kenntnissen  der  Heraldik  beim  Herrn 
j Landesgerichtsrate  nicht  gut  bestellt  ist,  unterließ  ich  jede 
, weitere  Entgegnung  auf  dieses  Thema. 

Was  ist  ein  Ex  libris?  Ein  Ex  libris  ist  ein  Bücher- 
. Zeichen  und  besteht  in  den  meisten  Fällen  aus  einem 
Familienwappen,  welches  noch  in  der  Umrahmung  mit 
Städten-  und  Länderwappen  geziert  ist.  (Siehe  um- 
stehende Abbildung.) 

Es  folgte  die  Verlesung  der  Aussage  des  Zeugen 
Baumgartner,  welchem,  wie  ich  bereits  durch  den  Zeugen 
selbst  unterrichtet  wurde,  der  Gerichtsbeamte  in  Gloggnitz 
auf  Grund  des  vom  Wiener  Landesgerichte  aus  versandten 
Fragebogens  erklärte,  er  sei  einem  Schwindler  zum  Opfer 
gefallen.  Es  ist  wirklich  sehr  traurig,  daß  die  Herren 
Gerichtsbeamten  das,  von  dem  sie  kein  oder  ein  nicht 
genügendes  Verständnis  besitzen,  kurzerhand  als  Schwin- 
del bezeichnen,  ohne  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß 
sich  der  Beschuldigte  noch  im  Stadium  der  Vorunter- 
suchung befindet  und  ihm  das  Vermutliche  erst  nach- 
gewiesen werden  muß.  Herr  Baumgartner  besuchte  mich 
persönlich  und  frug  mich,  ob  er  ein  Wappen  haben  könnte, 
er  beabsichtige,  ein  solches  seinem  Vater  zu  Weihnachten 
zum  Geschenk  zu  machen.  Ich  fertigte  ein  Wappen  aus 
und  erhob  die  Stammreihe,  soweit  dies  bis  Weihnachten 
möglich  war,  und  Zeuge  wurde  mit  der  Ausführung  in 
jeder  Hinsicht  zufriedengestellt;  nun  erklärte  ihm  das 
Gericht  zu  seinem  eigenen  Erstaunen,  daß  er  einem 
„Schwindler“  zum  Opfer  gefallen  sein  soll. 

Mit  dem  Ausdruck  „Schwindel“  muß  auch  der  Unter- 
suchungsrichter in  Wien  den  hier  einvernommenen  Zeugen 
gegenüber  nicht  sehr  rückhaltend  vorgegangen  sein,  was 
zum  Teil  mir  mündlich  überbracht  wurde  und  zum  Teil 
aus  den  Protokollen  einiger  Zeugenaussagen  zu  entnehmen 
ist;  trotz  dieser  Äußerung  gelang  es  ihm  aber  nur  in 

Hermann,  Die  Opfer.  3 
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Dieses  Ex-libris  besteht  aus  dem  Stammwappen  „Hermann“ 
und  wird  die  Familie  näher  gekennzeichnet  u.  z. : 

1.  Wappenschild  „Österreich“  = Staatsangehörigkeit ; 

2.  Wappenschild  „Steiermark“  = Heimatsland; 

3-  Wappenschild  „Markt  Tüffer“  = Heimatsgemeinde. 
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len  wenigsten  Fällen,  den  Zeugen  die  Überzeugung  einer 
Schädigung  meinerseits  beizubringen. 

Ein  Gerichtsbeamter  in  Billed  ging  gar  so  weit, 
ndem  er  den  dort  als  Zeugen  einvernommenen  Herrn 
3ierbaum  erklärte,  daß  die  von  den  k.  k.  Notaren  Herren 
Dr.  Ritter  van  der  Straß  und  Dr.  Theuer  in  Wien  aus- 
gestellten Vidimierungen  Fälschungen  von  mir  sein  sollen ; 
wogegen  ein  Gerichtsbeamter  in  Brünn  seinen  Kenntnissen 
mf  diesen  Gebieten  dadurch  Ausdruck  gab,  daß  er  einem 
iort  einvernommenen  Zeugen,  trotzdem  sich  dieser  durch 
nich  nicht  geschädigt  erklärte,  die  Frage  vorlegte:  „Hätten 
Sie  sich  das  nicht  beim  Hof-Photographen  Pietzner  billi- 
ger beschaffen  können  ?“  Wirklich  ein  Geisteskind  von 
iinem  Gerichtsbeamten,  eine  heraldisch  - genealogische 
Arbeit  vergleicht  er  mit  der  eines  Photographen! 

Erwähnenswert  wäre  auch  die  Aussage  eines  Herrn 
Prager,  welcher,  wie  aus  der  von  ihm  zu  Protokoll  ge- 
gebenen Verantwortung  hervorgeht,  sich  nach  Erhalt  des 
Wappens  an  das  Bezirksgericht  Horn  mit  der  Anfrage 
wandte,  ob  er  das  von  mir  erhaltene  Wappen  auch  auf 
seinen  Drucksorten  führen  dürfe,  was  ihm  auch  ganz  rich- 
tigerweise bejahend  beantwortet  wurde.  Gewiß  ist  ein 
Bezirksgericht  keine  für  Wappenangelegenheiten  kompe- 
tente Behörde,  doch  führe  ich  diesen  Fall  nur  an,  um  zu 
beweisen,  wie  selbst  Gerichtsorgane  über  das  Führungs- 
recht eines  bürgerlichen  Familienwappens  urteilten,  so- 
lange sie  sich  noch  nicht  mit  meiner  Person  als  Be- 
schuldigten befaßten. 

Der  Untersuchungsrichter  bringt  nun  die  Aussage  des 
Zeugen  Haugwitz  zur  Verlesung.  Erst  durch  die  Ver- 
lesung dieses  Protokolls  erfuhr  ich,  daß  dieser  Auftrag- 
geber ein  Schreiner  sein  soll,  denn  die  Korrespondenz 
wurde  zum  Teil  von  einem  Verwandten,  einem  Dechant, 
geführt.  Dieser  Zeuge  weiß  von  der  sich  in  der  Familie 
fortgepflanzten  Tradition,  von  dem  einstigen  Wohlstände 
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seiner  Vorfahren  und  seiner  Abstammung  aus  dem 
adeligen  Hause  der  Haugwitz  viel  zu  erzählen,  und  da 
er  Nachkommenschaft  hat  und  eventuelle  Ansprüche  auf 
Stiftungen  oder  gar  Adelstitel  den  Nachweis  der  legi- 
timen Abstammung  erfordern,  so  übertrug  er  mir  die 
diesbezüglichen  Forschungen.  Der  Untersuchungsrichter 
fand  für  diese  Annahme,  daß  dieser  Mann  aus  dem 
adeligen  Hause  der  Haugwitz  entstammen  soll,  nur  ein 
höhnisches  Lächeln;  als  ob  etwas  derartiges  ganz  in  den 
Bereich  der  Unmöglichkeit  gehören  würde. 

Diese  Haugwitz  entstammen  einer  Gegend  in  Mähren, 
wo  die  Adeligen  dieses  Namens  bereits  vor  Jahrhunderten 
herrschaftlichen  Besitz  hatten,  und  es  wird  wohl  niemand, 
der  etwas  Kenntnisse  über  die  Entstehung  der  Familien- 
namen besitzt,  an  der  Möglichkeit  zweifeln,  daß  dieser 
Familientradition  irgendwelche  Tatsache  zugrunde  liegen 
kann.  Es  werden  doch  so  viele  Adelsnachweise  geliefert, 
die  auf  ganz  reeller  Grundlage  aufgebaut  werden,  und 
weshalb  sollte  man  dem  einen  das  vorenthalten,  was 
andere  mit  gleichem  Rechte  erwerben.  Aber  solche  For- 
schungen will  man  jetzt  möglichst  hintanzuhalten  suchen, 
denn  sie  bringen  zuviel  schon  Jahrzehnte  alten  Staub 
und  Standesverirrungen  in  Bewegung,  und  manchmal  ver- 
fügt der  Forschende  über  etwas  mehr  Routine  als  der, 
der  hernach  zur  Überprüfung  des  Beweismaterials  be- 
rufen ist,  und  gerade  der  letztere  Umstand  hat  unserem 
Adelsdepartement  schon  manche  Überraschung  geboten. 
Im  Falle  Haugwitz  zweifle  ich  an  der  Richtigkeit  dieser 
Familientradition  nicht,  nur  wäre  es  eine  andere  Frage, 
ob  die  Existenz  der  heute  bürgerlichen  Linie  eine  legi- 
time Abzweigung  hat.  Daß  aber  der  Interessent  ein 
Schreiner  ist,  ändert  an  der  Sache  selbst  nichts,  und  ist 
die  Nachkommenschaft  auch  nur  eine  illegitime,  so 
wäre  er  sicher  kein  Schreiner  geworden,  wenn  die  Mutter, 
die  diese  Linie  begründete,  auch  in  materieller  Hinsicht 


37 


für  eine  angenehmere  Existenz  derselben  entsprechende 
Vorsorge  getroffen  hätte.  Mußte  schon  ein  natürlicher 
Sohn  eines  Erzherzogs  Omnibus-Angestellter  und  Mar- 
queur  werden,  um  seine  Familie  nicht  dem  Verderben 
preiszugeben,  so  kann  aus  einem  Nachkommen  eines  gräf- 
lichen oder  freiherrlichen  Hauses  auch  ein  Schreiner  ge- 
worden sein.*) 

Ein  Herr  Wolf,  vom  Bezirksgerichte  Langenlois  ein- 
vernommen, gibt  an,  anläßlich  seiner  Stammbaumrecher- 
chen, die  er  mir  übertrug,  von  mir  auch  zur  Erwerbung 
eines  Familienwappens  animiert  worden  zu  sein.  Als  ich 
dem  Untersuchungsrichter  nach  Vorhalt  dieser  Aussage 
doch  erklärlich  machen  wollte,  daß  man  dieser  Familie, 
mit  Namen  Wolf,  doch  nicht  verbieten  kann,  ein  Wappen 
anzunehmen  und  in  diesem  einen  Wolf  zu  führen,  schrie 
er  mich  an  und  frug  mich,  woher  ich  das  Recht  ableite, 
selbst  Wappen  zu  entwerfen,  und  nannte  dies  „Wappen- 
verleihungen“ ! 

Nicht  genug  erstaunend  konnte  der  Herr  Landes- 
gerichtsrat seine  Blicke  über  mich  gleiten  lassen,  als  aus 
einer  Chronik  „Widhalm“  zu  entnehmen  war,  daß  dieser 
Name,  welcher  auch  die  Variation  „Withalm“  und  „Wit- 
ham“  aufweist,  englischer  Herkunft  sein  soll  und  be- 
merkte: „Dieser  Mann  vom  Waldviertel  soll  englischer 
Abstammung  sein,  das  ist  doch  lächerlich.“  Ich  finde 
aber  gar  nichts  Lächerliches  an  dieser  Behauptung,  und 
derjenige,  der  für  eine  solche  Beurteilung  maßgebend 
ist,  wird  ebenso  meine  Anführung  teilen,  als  es  feststeht, 
daß  die  Müller,  Maier  und  Schulze  nicht  in  der  Türkei 
ihren  Ausgangspunkt  haben;  natürlich,  unter  den  Para- 
graphen des  Strafgesetzbuches  würde  man  die  Begründung 
zu  meinen  Angaben  vergebens  suchen. 

*)  Auch  das  Schreinergewerbe  ist  ein  ehrsames  Handwerk  und  aus 
den  alten  Zunftbüchern  können  wir  entnehmen,  daß  sogar  Schreiner 
zu  Gericht  saßen  und  über  andere  Urteile  fällten! 
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Wer  die  Geschichte  des  Dreißigjährigen  Krieges  t 
kennt,  der  weiß  auch,  daß  unseren  Vorfahren  die  traurige  1 
Pflicht  zufiel,  in  dieser  Zeit  Tausende  Invaliden  in  Pflege  1 
zu  nehmen,  die  nicht  nur  deutscher,  sondern  auch  skandi- , 
navischer,  spanischer,  französischer  und  nicht  die  wenig-  2 
sten  auch  englischer  Herkunft  waren ; es  bedarf  somit  wohl  1 
keiner  weiteren  Begründung,  auf  welche  Weise  der  Ahne  ' 
eines  Waldviertlers  — abgesehen  von  vielen  anderen  Mög-  ' 
lichkeiten  — einst  aus  England  nach  Österreich  gekommen 
sein  mag.*)  i 

Aus  dem  vom  Zeugen  Herrn  Chabek  zu  Protokoll  ' 
Gegebenen  ging  hervor,  daß  sich  die  Familie  eigent-  i 
lieh  „Kabek“  schreibt  und  daß  ich  Chabek  und  Kabek  s 
als  gleichbedeutend  annahm ; — trotzdem  diese  Namens-  j 
Variation  durch  die  eingeleiteten  pfarramtlichen  Recher-  1 
chen  vollkommen  bestätigt  wurde  — , konnte  der  Unter-  ! 
suchungsrichter  diese  meine  Annahme,  bevor  ich  noch  1 
Forschungen  gepflogen,  als  nicht  verständlich  finden,  wes-  1 
halb  ich  mir  erlaube,  den  Herrn  Landesgerichtsrat  dies- 
bezüglich an  dieser  Stelle  auf  die  in  dieser  Hinsicht  < 
wissenschaftlich  abgehandelten  Werke  von  Förstemann,  ! 
Heintze,  Pott,  Abel,  Stark,  Andresen  und  Vilmar  zu  ver- 
weisen. 

Bereits  erwähnte  ich,  daß  nicht  die  Erwerbung  eines 
Wappens  oder  Stammbaumes,  sondern  nur  das  Bekunden 
von  Interesse  genügte,  um  als  Zeuge  wider  mich  ein- 
vernommen zu  werden,  und  da  bildete  der  Fall  „Kriegei“ 
eine  ganz  interessante  Episode  meiner  Einvernahme. 

Dieser  Herr  Kriegei  ist  nämlich  Jude,  und  daß  ich 
auch  einem  Juden  die  Erwerbung  eines  Wappens  ange- 


*)  Zeuge  Widhalm  hat  zur  Zeit  meiner  Einvernahme  noch  keine 
Zahlung  für  die  Ausführung  seines  Auftrages  an  mich  geleistet  gehabt 
und  über  Drängen  des  Untersuchungsrichters  mußte  ich  zu  Protokoll 
geben,  daß  ich  auf  den  Begleich  dieser  noch  offenen  Rechnung  verzichte, 
trotzdem  Zeuge  über  die  Ausführung  kein  Wort  des  Tadels  hatte! 
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boten  habe,  das  steigerte  die  Erregung  des  Untersuchungs- 
richters bis  ins  Unermeßliche  und  er  sagte,  indem  er 
mit  dem  Kopfe  und  den  Händen  heftig  gestikulierte: 
Also  sogar  Juden  haben  Sie  die  Erwerbung  von  Wappen 
ängeboten,  Juden,  die  niemals  irgendwelche  Privilegien 
besaßen  und  erst  vor  hundert  Jahren  Namen  annahmen; 
welcher  Zeit  bedurfte  es,  daß  die  Rothschild  geadelt 

wurden  usw.“  . 

Der  Herr  Undesgerichtsrat,  welcher  sich  im  Laute 
meiner  Einvernahme  auch  dahin  äußerte,  daß  meine  ver- 
worrenen Ansichten  meinen  Bildungsgrad  kennzeichnen, 
muß  es  sich  schon  gefallen  lassen,  daß  auch  ich  seine  An- 
sichten über  das  Führungsrecht  eines  Wappens  durch  eine 
jüdische  Familie  einer  Korrektur  unterziehe.  Ich  setze 
natürlich  voraus,  daß,  wie  den  meisten,  so  auch  den  Juden 
.selbst  fremd  ist,  daß  ihnen  volles  Recht  zur  Führung 
eines  Wappens  zusteht,  diese  Unkenntnis  aber  an  meiner 
Begründung  nichts  zu  ändern  vermag. 

Im  heraldischen  Handbuche  von  F.  Warneke,  be- 
arbeitet mit  Beihilfe  des  königl.  preußischen  Kultusmini- 
steriums, ist  auf  Seite  1 zu  lesen:  „Besondere  Vorrechte, 
ein  Wappen  führen  zu  dürfen,  haben  wohl  kaum  be- 
standen; schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert  wurden  Siegel 
mit  Wappenbilder  von  Juden  geführt.“ 

Auch  die  Behauptung,  daß  die  Juden  erst  vor  hun- 
dert Jahren  Namen  annahmen,  ist  eine  vollkommen  un- 
richtige. So  wie  die  Katholiken  schon  frühzeitig  und 
nach  dem  Inslebentreten  des  Protestantismus  auch  die 
Protestanten  ihre  Patrizier  hatten,  ebenso  hatten  auch 
die  Juden  schon  um  diese  Zeit  ihre  vornehmen  namen- 
führenden Familien,  die  zum  großen  Teil  sogar  dem  Ge- 
lehrtenstande angehörten,  und  enthält  das  Werk  von  Iselin 
eine  größere  Anzahl  Biographien  von  Angehörigen  jüdi- 
scher Konfession  aus  dieser  Zeit;  richtig  ist  es,  daß  die 
bis  ans  Ende  des  18.  Jahrhunderts  noch  namenlose 
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jüdische  Bevölkerung  unter  Kaiser  Josef  gezwungen 
wurde,  Namen  anzunehmen.*) 

Was  die  Privilegien  der  Juden  betrifft,  so  waren 
diese  wohl  in  den  letzten  Jahrhunderten  beschränkt,  aber 
niemals  für  sie  ganz  unzugänglich ; so  wie  heute  niemand 
erst  die  Konfession  des  Darlehngebers  in  Betracht  zieht, 
wenn  er  eines  solchen  bedarf,  ebenso  waren  auch  in 
früherer  Zeit  jenem  Privilegien  nicht  vorenthalten,  den 
vermöge  seines  Reichtumes  sich  in  den  Besitz  solchen 
zu  versetzen  vermochte. 

Wie  die  Lewiten  der  Juden  bereits  im  Altertume 
eine  bevorzugte  Klasse  bildeten,  sehen  wir  auch  die 
Juden  allerorts,  wenn  auch  im  beschränkten  Maße,  mit 
der  Entwicklung  der  Adelsinstitution  mitschreiten.  In 
Spanien  konnten  die  Juden  selbst  den  Titel  „Nagid“  oder 
„Nassi“,  gleich  Fürst,  erwerben  und  sogar  dem  Throne 
nahestehende  Personen  jüdischer  Konfession  finden  wir 
im  16.  Jahrhundert,  wie  z.  B.  Joae  Miques-Nassi,  ein 
Jude,  der  Edelmann  der  Leibwache  des  Sultans  war  und 
1566  den  Titel  eines  „Herzogs  von  Naxos“  verliehen  er- 
hielt. Der  Jude  Stanislaus  Oschoyko  wurde  d.  d.  6.  Mai 
1499  von  König  Johann  Albert  und  der  Steuereinnehmer 
Abraham  Czof  d.  d.  1.  Juli  1507  von  König  Sigismund  I. 
in  den  Adelstand  erhoben.  Jakob  Bassevi,  auch  ein  Jude, 
wurde  für  seine  dem  Kaiser  Ferdinand  II.  geleisteten 
Dienste  d.  d.  Prag,  18.  Jänner  1622  mit  dem  Prädikate 
„von  Treuenfeld“  ausgezeichnet,  wogegen  die  Rothschild 
erst  in  den  Jahren  1816  und  1817  geadelt  wurden  und 
1822  die  österreichische  Baronie  erwarben. 

Was  aber  Wappen  jüdischer  Familien  betrifft,  so 
finden  wir  solche  und  zwar  jahrhundertealte,  heute  noch 


*)  In  diese  Zeit  fällt  auch  die  Entstehung  der  modernen  jüdischen 
Namen,  wogegen  die  alten  jüdischen  Familien  ihre  Namen  gleichfalls 
vom  Beruf,  Erwerb  oder  anderen  Begebenheiten  herleiteten. 
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b in  den  Grabsteinen  der  alten  israelitischen  Friedhöfe,  wie 
B.  in  Österreich,  in  Prag. 

n Wie  sehr  vom  persönlichen  Standpunkte  meine  An- 
:r  Gelegenheit  der  Herr  Landesgerichtsrat  betrachtete,  mögen 
(Folgende  zwei  Fälle  beweisen.  Gelegentlich  der  Ver- 
t,  esung  der  Aussage  des  Herrn  Dr.  Harnisch,  welcher  er- 
b därte,  sich  das  Wappen  nur  als  Zimmerschmuck  an- 
r Artigen  lassen  zu  haben,  bemerkte  der  Untersuchungs- 
r richter : „Der  soll  zur  Dekoration  seiner 

Wohnung  sich  lieber  ein  anderes  Bild 
enalen,  aber  nicht  ein  Wappen  machen 
e assen.“  Herr  Apotheker  Exinger  ersucht  im  Proto- 
t koll  um  Rückstellung  des  Wappens  nach  genommener 
i Einsicht;  dieses  Ansuchen  begleitete  der  Untersuchungs- 
r richter  mit  den  Worten : „Wenn  der  das  er- 

gebt! — *) 

r Noch  möchte  ich  die  Aussage  des  Zeugen  Herrn 
1 Schieberle  in  Erwägung  ziehen.  Zeuge  gab  zu  Proto- 
i koll,  zur  Bestellung  dadurch  veranlaßt  worden  zu  sein, 
daß  er  in  meiner  Referenzenliste  den  ihm  bekannten 
i Herrn  W.  verzeichnet  fand.  Der  Untersuchungsrichter 
frug  mich,  ob  ich  auch  dem  Herrn  W.  ein  Wappen 
lieferte,  worauf  ich  entgegnete,  daß  dies  ja  ohne- 
hin aus  den  zu  Gericht  erliegenden  Geschäftsbüchern 
ersichtlich  und  das  Wappen  auch  in  meinem  Werke  auf- 
genommen erscheint,  und  er  somit  hievon  ohnedies 
Kenntnis  haben  muß.  Hierauf  erhielt  ich  zur  Antwort: 
„Ich  habe  gerade  Zeit,  mich  mit  der  Sache 
noch  länger  zu  befassen,  ich  habe  auch  e t - 

*)  Bei  den  jeweiligen  Einwürfen  des  Untersuchungsrichters  konnte 
ich  das  Empfinden  nicht  los  werden,  daß,  wenn  es  in  seiner  Macht 
gelegen  wäre,  er  mich  am  liebsten  gleich  zu  einer  lebenslänglichen 
Kerkerstrafe  verurteilt  hätte!  — Vielleicht  werden  aber  auch  die 
„Würth  von  Münzberg“  dem  Bürgertum  die  Wappen  gönnen,  wenn 
ihr  Adel  einmal  z.  B.  das  heutige  Alter,  jenes  der  „von  Rothschild“ 
erreicht  hat! 
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was  anderes  zu  tun,  ich  werde  das  jetzt 
abschließen  und  das  Ministerium  des  In- 
nern soll  dann  machen,  was  es  will.“  Aus 
dieser  Äußerung  ersehen  wir,  daß  die  spätere  Verfügung, 
also  die  Erhebung  einer  Anklage,  dem  Ministerium  des 
Innern  Vorbehalten  war. 

Dem  Zeugen  Herrn  Desoye,  welcher  sein  Wappen 
bereits  besaß  und  auch  die  Stammbaumerhebungen  selbst 
gepflogen  hat,  das  Wappen  bei  mir  nur  vervielfältigen 
ließ,  mir  Wappen  und  Stammbaum  zur  Aufnahme  in 
mein  Werk  übergab,  bezeichnete  der  Untersuchungs- 
richter mein  Werk  — nachdem  er  an  dem  anderen  keine 
Kritik  üben  konnte  — als  ein  Machwerk;  er  bewog  den 
Zeugen  auch,  sich  um  den  Betrag,  den  Zeuge  für  die  Auf- 
nahme des  Wappens  und  des  Stammbaumes  in  mein 
Werk  an  mich  bezahlte,  als  geschädigt  zu  erklären! 

Den  Ausdruck  „Machwerk“  hat  der  Untersuchungs- 
richter einem  Briefe  des  Dr.  Joh.  B.  Witting  entnommen, 
welchen  letzterer  in  seiner  Eigenschaft  als  Schriftleiter 
der  k.  k.  heraldischen  Gesellschaft  „Adler“  an  mich  rich- 
tete und  durch  die  Beschlagnahme  meiner  Korrespondenz 
in  die  Hände  des  Untersuchungsrichters  gelangte.  Dr. 
Witting  ist  nämlich  auch  der  Ansicht,  oder  gibt  sich 
dieser  seiner  Stellung  zufolge,  daß  der  Bürger  zur  Füh- 
rung eines  Wappens  nicht  berechtigt  ist,  vielmehr  dieses 
Recht  nur  dem  zuerkennt,  der  nachweisen  kann,  daß 
er  ehelich  von  einem  Vorfahren  abstammt,  welchem  ein 
solches  Wappen  von  einer  hiezu  befugten  Persönlichkeit 
verliehen  worden  ist,  was  er  in  einem  Briefe  vom 
14.  Jul:  1902  gegenüber  dem  Herrn  Stadtrat  Urbanides 
in  Beneschau  zum  Ausdruck  bringt!*) 

*)  Herr  Urbanides  besitzt  ein  Wappen,  welches  sich  durch  Gene- 
rationen in  der  Familie  vererbte;  weshalb  soll  es  der  Familie  nicht 
gestattet  sein,  sich  desselben,  als  das  was  es  bisher  war  — ein 
Familienzeichen  — , auch  weiterhin  zu  bedienen  ? 
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Der  Unwille  gegen  meine  Tätigkeit  mußte  aber  auch 
dort  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  wo  es  sich  nur  um 
Stammbaumerhebungen  handelte,  obwohl  zur  Einver- 
nahme dieser  meiner  Klienten  gewiß  keine  Veranlassung 
vorlag,  — wenn  man  mich  nur  der  unbefugten  Wappen- 
ausführung wegen  verfolgte  — und  was  sagte  der  Unter- 
suchungsrichter zu  diesen  Zeugen?  Er  sagte:  „Ach, 

der  Hermann  ist  ja  kein  Fachmann,  er  ist  doch  nur  ein 
gelernter  Handlungskommis !“  *) 

Ganz  richtig,  Herr  Landesgerichtsrat,  nur  ein  Hand- 
lungskommis, aber  auch  Landesgerichtsräte  werden  nicht 
schon  als  solche  geboren  — ; Tatsachen  beweisen  uns 
aber,  daß  nicht  nur  die  Theorie  oder  eine  „adelige  Ge- 
burt“, sondern  auch  die  Praxis  Menschen  zeitigt,  wie  sie 
die  Gegenwart  und  der  strebende  Fortschritt  zum  Heile 
der  Bevölkerung  und  zur  Entwicklung  unserer  Monarchie 
erfordert!  Ob  aber  in  mir  die  nötige  Routine  vorhanden 
ist,  das  von  mir  begründete  Institut  zu  leiten,  darüber 
möge  der  Herr  Landesgerichtsrat  nur  meine  Klienten  und 
zwrar,  ganz  unbeeinflußt,  urteilen  lassen!**) 


*)  Kaum  zwei  Jahre  alt,  verlor  ich  meinen  Vater,  praktizierte 
nach  Vollendung  meiner  Schulpflicht  in  einem  Handlungshause,  be- 
kleidete mit  22  Jahren  die  Stelle  eines  Buchhalters  und  kommerziellen 
Leiters  in  einem  der  größten  Fabrikhäuser  Wiens,  zu  welcher  Zeit 
ich  bereits  heraldisch-genealogische  Studien  pflegte,  bis  ich  im  Jahre 
1898  zur  Gründung  meines  Institutes  schritt. 

**)  Herr  Landesgerichtsrat ! Nachdem  Sie  mir,  von  über  800  ein- 
vernommenen Zeugen,  nur  167  Aussagen  zur  Verlesung  brachten  und 
selbst  diese  nichts  Belastendes  für  mich  enthalten,  insofern  dieselben 
der  eigenen  Initiative  der  Zeugen  entsproßten,  so  müssen  Sie  doch 
selbst  die  Überzeugung  gewonnen  haben,  daß  ich  schon  genügend 
Stammbaumrecherchen  zur  vollsten  Zufriedenheit  meiner  Klienten 
durchführte!  Meinungsverschiedenheiten,  die  Sie  in  meiner  Korrespon- 
denz — hinsichtlich  des  Wappenführungsrechtes  — vorfanden  und 
mit  ihrem  Farbstifte  hervorhoben,  kommen  in  jedem  Geschäfte  vor, 
insbesonders  hier,  wo  die  Regierung  einen  Standpunkt  vertreten  will, 
der  sich  mit  dem  Tatsächlichen  nicht  vereinbaren  läßt!! 
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Ich  war  bisher  noch  stets  in  der  Lage,  in  bezug  auf  § 
genealogische  Forschungen,  den  von  seiten  meiner  Klien-  u 
ten  an  mich  gestellten  Anforderungen  zu  entsprechen,  in-  \ 
sofern  einige  Angelegenheiten,  durch  die  Beschlagnahme  i 
meines  Arbeitsmateriales,  nicht  eine  Verzögerung  erlitten;  j 
ich  glaube  aber,  daß  die  Zeugen  den  Herrn  Landes- 
gerichtsrat in  eine  arge  Verlegenheit  gesetzt  hätten,  falls  , 
sie  an  ihn  mit  dem  Ansuchen  herangetreten  wären,  ihnen  j 
einen  Fachmann  dieses  Gebietes  zu  nennen.  Der  durch  | 
die  Prager  Adelsaffäre  bekannt  gewordene  Genealoge  , 
„Miller  von  Mildenburg“  und  der  selbst  in  Staatsdiensten  , 
gestandene  Ministerialsekretär  „Freiherr  von  Schlechta- 
Wssehrd“  beide  mit  sich  selbst  verliehenen  Standes- 
erhöhungen ausgezeichnet,  haben  uns  ja  gezeigt,  wie  man 
genealogische  Forschungen  pflegt,  damit  selbe  von  Er- 
folg gekrönt  sind;  — man  produziert  einfach  jene  Do- 
kumente, die  auf  legalem  Wege  nicht  zu  erlangen  sind, 
und  diese  nennt  man  wahrscheinlich  „Fachleute“! 

Der  Untersuchungsrichter  ist  in  meiner  Angelegen- 
heit übrigens  ganz  nach  eigenem  Gutdünken  vorgegangen; 
so  hat  er  dem  Herrn  Turczinsky  in  Wien,  als  Zeuge 
einvernommen,  erklärt,  es  sei  zur  Zeit,  als  mir  selber 
seinen  Auftrag  erteilte,  über  mich  bereits  die  Unter- 
suchung verhängt  gewesen  und  hat  diesem  Zeugen  das 
mir  von  ihm  zur  Aufstellung  seines  Stammbaumes  ein- 
gehändigte Dokument,  ohne  meine  Einwilligung 
ausgefolgt.  Herr  Turczinsky  hat  mir  seinen  Auftrag  be- 
reits am  19.  Oktober  1904  übertragen,  wogegen  man  erst 
am  9.  Jänner  1905  bei  mir  das  gesamte  Arbeitsmaterial 
ohne  jede  Begründung  beschlagnahmte.  Dieses 
Vorgehen  seitens  des  Untersuchungsrichters  zeigt  deut- 
lich, wie  man  sich  bemühte,  unter  dem  willkürlichsten  Vor- 
wände in  jedem  einzelnen  Falle,  mein  Institut  als  ein 
auf  unreeller  Basis  fußendes  Unternehmen  hinzustellen! 

In  meiner  Heimatsgemeinde  ließ  man  sogar  einen 


45 


Stammesangehörigen  meiner  Familie  zu  Gericht  zitieren 
und  erklären,  er  sei  durch  die  Neuanfertigung  unseres 
Familienwappens  durch  mich  betrogen  worden!!  Und 
an  dem  Orte,  wo  meine  Mutter  lebt,  da  wurde  ein  Herr 
K.  zu  Gericht  geladen  und  an  ihn  die  Frage  gestellt, 
„ob“  er  von  mir  ein  Wappen  erhalten  hat.  Ich  habe 
mit  diesem  Herrn  niemals  über  eine  Wappenangelegen- 
heit korrespondiert,  noch  können  sich  Aufzeichnungen 
bei  mir  vorgefunden  haben,  die  nur  auf  die  Absicht 
eines  solchen  Geschäftes  schließen  lassen  konnten.  Durch 
j dieses  Vorgehen  wurde  jedoch  meine  Mutter  in  Kennt- 
nis gesetzt,  daß  gegen  mich  eine  Untersuchung  wegen 
Verbrechens  des  Betruges  im  Zuge  ist  und  es  bedarf  wohl 
keiner  Erörterung,  welchen  Eindruck  diese  Nachricht 
auf  die  schon  bejahrte  Frau  machte!!* *) 

Solcher  Mittel  und  Wege  bediente  sich 
;der  Untersuchungsrichter  Anton  Edler 
von  Würth-Mün  zb  erg,  um  mich  auch  in 
meiner  Heimat  als  einen  Betrüger  zu 
brandmarken! 

Hier  in  meiner  Angelegenheit  hat  unsere  Justiz  wohl 
mit  einer  sich  kaum  denkbaren  Willkür  gehandelt;  einer- 
I seits  suchte  man  meinen  Klienten,  ob  selbe  von  mir  ein 
Wappen  erhielten,  ein  ererbtes  nur  vervielfältigen  ließen 
oder  mich  nur  mit  Stammbaumrecherchen  beauftragten, 
[ eine  Schädigung  meinerseits  beizubringen,  — andererseits 
.wurden  wieder  Personen,  die  durch  mich  ein  Wappen  er- 
warben und  deren  Namen  offen  auf  meiner  Referenzen- 
liste verzeichnet  oder  in  meinem  Werke  als  wappen- 
führend eingetragen  erscheinen,  seitens  des  Gerichtes  gar 


*)  Unter  meiner  Privatkorrespondenz  fand  sich  ein  Brief  vor, 

* worin  mir  Herr  K.  über  den  Gesundheitszustand  meiner  Mutter  be- 
irichtete und  dies  genügte  schon,  daß  Genannter,  im  Sinne  des  vom 
Wiener  Landesgerichte  aus  versandten  Zirkulars,  wider  mich  als  Zeuge 
einvernommen  wurde ! ! 
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nicht  einvernommen.  Vielen  Familien  wurden  die  Wappen, 
die  doch  ihr  rechtmäßiges  Eigentum  bilden,  mit  der  Mo- 
tivierung abverlangt,  daß  sie  zur  Führung  eines  Wappens 
nicht  berechtigt  sind;  — doch  nicht  alle  entsprachen 
der  von  Wien  ausgegangenen  Weisung,  und  treffend  hat 
Herr  Ludwig  Fiala  in  Lundenburg  dem  Gerichte  erklärt, 
das  Wappen  nur  gegen  Rückstellung  des  von  ihm  hiefür 
gezahlten  Betrages  ausfolgen  zu  wollen!  — Diese  Aus- 
sage begleitete  der  Untersuchungsrichter  mit  den  Worten : 
„Man  wird  wohl  auch  für  diesen  Mann  noch 
Mittel  finden,  die  ihn  zur  Herausgabe  ver- 
anlassen werden“ 

Nachdem  nun  die  167  für  mich  zum  Vorhalt  be- 
stimmten Aussagen  zu  Ende  waren,  versuchte  ich  noch- 
mals, das  Führungsrecht  eines  Wappens  durch  eine 
bürgerliche  Familie  zu  begründen,  und  als  ich  hiezu  ver- 
schiedenes ins  Treffen  führte,  entgegnete  mir  der  Unter- 
suchungsrichter: nNun  ja,  wenn  eine  Familie  schon 
.durchaus4  ein  Wappen  haben  will,  so  kann  sie  sich  ja 
eines  machen  lassen.“  Also  mit  diesen  Worten  wurde 
nun  das  Wappenrecht  bürgerlicher  Familien  selbst  seitens 
des  mit  der  Untersuchung  betrauten  Landesgerichtsrates 
Anton  Edler  von  Würth-Münzberg  zugegeben,  der  mir 
gegenüber  durch  sieben  Tage  hindurch  selbst  das  Recht 
zum  Besitz  eines  solchen  zu  bestreiten  suchte. 

Damit  war  meine  Einvernahme  beendet  und  bereits 
am  25.  April  habe  ich  durch  meinen  Rechtsanwalt 
Dr.  Rabenlechner  eine  26  Seiten  umfassende  Ergänzung 
zu  meiner  Einvernahme  beim  Landesgerichte  überreichen 
lassen,  worin  ich  zum  Schluß  um  die  Ausfolgung  des 
bei  mir  beschlagnahmten  Arbeitsmateriales  und  der  Korre- 
spondenz mit  der  Motivierung  ansuchte,  da  einerseits 
ich  mich  niemals  mit  unreellen  Adelsbeschaffungen  oder 
solchen  Nachweisen  befaßte  — unter  welchem  Vorwände 
oder  auch  Verdachte  die  Beschlagnahme  erfolgte  — und 
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andererseits  hinsichtlich  der  Ausarbeitung  bürgerlicher 
Familienwappen  ich  mir  einer  strafbaren  Handlung  nicht 
bewußt  bin. 

Es  verging  nun  wieder  Woche  um  Woche,  bis  ich 
mich  entschloß,  am  20.  Juni  persönlich  meine  Angelegen- 
heit beim  Herrn  Staatsanwalt-Substituten  Dr.  Pollak,  in 
dessen  Händen  sich  die  Akten  dazumal  befanden,  zu  re- 
klamieren. Hier  konnte  ich  jedoch  nur  in  Erfahrung 
Dringen,  daß  ich  schon  wieder  zum  Untersuchungsrichter 
rorgeladen  werde.  Richtig,  bereits  für  den  1.  Juli  er- 
hielt ich  eine  Vorladung  und  wurde  mir  hier  erklärt,  daß 
die  k.  k.  Staatsanwaltschaft  über  mich  die  ordentliche 
Untersuchung  verhängte,  wogegen  mir  der  Rekurs  an 
das  k.  k.  Oberlandesgericht  freisteht,  und  gleichzeitig 
mußte  ich  meine  Zustimmung  zur  Einvernahme  von  Sach- 
/erständigen  abgeben. 

Einen  Rekurs  gegen  diese  Verfügung  zu  ergreifen 
labe  ich  unterlassen,  da  ich  von  der  Zwecklosigkeit  eines 
solchen  schon  aus  dem  Gange  der  Untersuchung  voll- 
kommen überzeugt  war,  um  so  mehr  nicht  einer  meiner 
Klienten,  sondern  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  als 
Ankläger  gegen  mich  aufgetreten  ist;  dagegen  erklärte  ich 
dem  Untersuchungsrichter,  daß  ich  jetzt  zu  verreisen  ge- 
denke. Aber  anstatt,  daß  man  mich  auf  diese  gemachte 
Äußerung  hin  und  der  soeben  herabgelangten  Verfügung 
der  k.  k.  Staatsanwaltschaft  verhaftet  hätte,  sagte  mir 
der  Herr  Landesgerichtsrat:  „Wenn  Sie  verreisen, 
dann  lassen  Sie  Ihre  Adresse  zurück.“ 

Du  liebe  Gerechtigkeit!  Steht  jemand  oft  nur  unter 
dem  Verdachte,  ein  Verbrechen  begangen  zu  haben,  so 
wird  zur  Verhaftung  geschritten;  Hermann  Hermann,  der 
sich  aber  in  über  800  Fällen  des  versuchten  und  voll- 
brachten Betruges  soll  schuldig  gemacht  haben,  darf 
unter  Zurücklassung  seiner  Adresse  verreisen!  — 

Charakteristisch  für  die  Beurteilung  der  Bedeutung 


48 


der  Schuld,  welche  man  mir  zuschrieb,  ist  wohl  auch  de  f 
Umstand,  daß  ich  alle  meine  Vorladungen  zu  Gerich  ( 
seitens  des  Untersuchungsrichters  unter  der  Adresse  1 
Wien,  IV.,  Wiednergürtel  7 zuadressiert  erhielt,  ict!  1 
jedoch  in  der  Zeit  meines  elfjährigen  Aufenthaltes  in 
Wien  niemals  am  Wiednergürtel  und  auch  nie  in  einein1 
Hause  mit  Nr.  17  wohnte,  was  eine  Verwechslung  verr  ‘ 
muten  lassen  könnte;  ich  somit  jedesmal  die  Vorladung1 
erst  erhielt,  wenn  meine  Adresse  durch  die  Post  richtig-:  ' 
gestellt  wurde. 

Noch  stets  an  der  Möglichkeit  der  Erhebung  einer  ' 
Anklage  Zweifel  hegend,  erhielt  ich  am  5.  August  eine  ^ 
23  Seiten  umfassende  Anklageschrift,  welchen  Empfang  1 
ich  mit  Schreiben  vom  9.  August  dem  k.  k.  Landesgerichte  ^ 
bestätigte  und  um  ehebaldige  Anberaumung  der  Verhänd  ' 
lung  ansuchte.  1 

Zwischen  dem  Empfang  der  Anklageschrift  und  der  1 
Hauptverhandlung  ereignete  sich  folgender  Zwischenfall  1 
Als  ich  die  Anklageschrift  erhielt,  überbrachte  ich  selbe  1 
meinem  Anwalt  Dr.  Rabenlechner,  welchen  ich  wäh-  ' 
rend  der  ganzen  Zeit  über  den  Gang  der  Unter-  1 
suchung  am  Laufenden  erhielt,  und  als  ich  ihn  aul  ! 
verschiedene  Punkte  der  Anklageschrift  aufmerksam 
machte,  bemerkte  er,  das  sei  alles  Willkür  — 
und  ich  ließ  Dr.  Rabenlechner  die  Anklageschrift  übei 
seinen  Wunsch  zum  Studium  zurück.  Am  2.  Septembei 
eröffnete  mir  jedoch  Dr.  Rabenlechner,  daß  ich  mich  für 
diesen  Prozeß  um  einen  anderen  Verteidiger  Umsehen 
möge;  — dies,  nachdem  Dr.  Rabenlechner  während  achl 
Monaten  Gelegenheit  hatte,  in  den  ganzen  Gang  der 
Untersuchung  Einblick  zu  gewinnen,  und  wo  er  für  mei- 
nen Prozeß  stets  so  großes  Interesse  bekundete,  — so 
stand  ich,  nur  mehr  die  Anberaumung  der  Verhandlung 
abwartend,  ohne  Verteidiger  da.  Die  Offenbarung 
Dr.  Rabenlechners  brachte  mich  zu  dem  Entschlüsse,  auf 
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einen  Verteidiger  überhaupt  zu  verzichten,  und  die  Frist, 
die  mich  bis  zur  Verhandlung  trennt,  fern  von  Wien,  zu 
meiner  Erholung  und  Vorbereitung  zur  eigenen  Verteidi- 
gung zu  benützen. 

Am  22.  September  entnahm  ich  aus  dem  Geschwore- 
nen-Repertoir  für  den  Monat  Oktober,  daß  für  den  23., 
24.  und  25.  Oktober  meine  Verhandlung  anberaumt  wurde, 
was  mich  veranlaßte,  meine  Rückreise  nach  Wien  anzu- 
treten, wo  ich  auch  bereits  eine  Vorladung  für  den 
24.  September,  und  zwar  zu  Herrn  Landesgerichtsrat 
Harnisch,  dem  Vorsitzenden  in  meinem  Prozesse,  vor- 
fand. Indem  ich  nun  auch  hier  von  der  Anberaumung 
der  Verhandlung  in  Kenntnis  gesetzt  wurde,  teilte  ich 
Herrn  Rat  Hanusch  mit,  daß  Dr.  Rabenlechner  nach 
Einsichtnahme  in  die  Anklageschrift  die  Verteidigung  zu- 
rücklegte und  ich  auf  einen  Anwalt  für  meinen  Prozeß 
überhaupt  verzichte;  — denn  was  nützt  mir  ein  Ver- 
teidiger, der  von  dem  ganzen  Gange  der  Voruntersuchung 
und  der  Art  und  Weise,  wie  dieser  Prozeß  über- 
haupt zu  einem  Prozeß  gestaltet  wurde,  keine  Kennt- 
nis hat,  und  ich  am  Ende  nur  eine  beleibte  Expensen- 
note zu  gewärtigen  habe.  Also  lieber  selbst  mit  Wissen 
und  Können  einsetzen,  war  mein  Entschluß,  — war  ich 
mir  doch  einer  strafbaren  Handlung  nicht  bewußt,  — 
und  die  Geschworenen  werden  doch  nicht  einen  Un- 
schuldigen schuldig  sprechen,  — so  dachte  ich  mir  als 
naiver  Mensch.  Herr  Rat  Hanusch  belehrte  mich  jedoch, 
daß  ich  vor  dem  Geschworenengerichte  einen  Verteidiger 
haben  müsse,  übrigens  es  mir  auch  freisteht,  bei  Gericht 
um  die  Beistellung  eines  ex-offo  Verteidigers  anzusuchen. 

Die  lange  Dauer  der  Untersuchung  und  die  Hemmung 
an  meinem  Weiterarbeiten  haben  mich  meiner  Mittel  der- 
art entblößt,  daß  es  mir  nicht  möglich  war,  mit  meinem 
umfangreichen  Elaborate  einen  neuen  Advokaten  von  Ruf 
aufzusuchen,  so  suchte  ich  beim  Landesgerichte  um  die 

Hermann,  Die  Opfer.  4 
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Beistellung  eines  ex-offo  Verteidigers  in  dem  guten  1 
Glauben  an,  daß  ich  diesem  auch  wirklich  — wie 
mir  dies  erklärt  wurde  — nichts  zu  bezahlen  haben 
werde.*) 

Es  meldete  sich  nun  Herr  Dr.  Stanislaus  Ritter  von 
Korwin-Dzbanski,  der  mich  zu  einem  Besuche  einlud  und 
den  ich  nach  gepflogener  Rücksprache  auch  als  meinen 
Verteidiger  für  meinen  Prozeß  anerkannte;  ich  muß  es 
auch  offen  gestehen,  daß  Dr.  von  Korwin  bereits  in  I 
wenigen  Tagen  einen  weiten  Überblick,  wie  eine  richtige  1 
Beurteilung  für  meinen  ganzen  Prozeß  hatte,  was  ich  — 1 
leider  nur  zu  spät  — aus  Notizen  entnahm,  die  er  an 
meinem  ihm  eingehändigten  Elaborate  machte.  Hiezu  will  I 
ich  noch  bemerken,  daß  Dr.  von  Korwin  mir  nicht  direkt  1 
von  seiten  des  Gerichtes  als  Verteidiger  zugewiesen  wurde,  > 
sondern  wie  mir  Dr.  von  Korwin  selbst  erklärte,  meine  ’ 
Vertretung  erst  von  einem  anderen  mir  zugewiesen  ge-  i 
wesenen  Verteidiger  übernommen  habe;  ob  ersterer  in  ' 
meinen  Prozeß  nicht  eintreten  konnte  oder  wollte,  ent-  1 
zieht  sich  meiner  Beurteilung.  Wenn  ich  diese  für  meinen  1 
Prozeß  wohl  nebensächlichen  Momente  hier  ins  Treffen  1 
führe,  so  wird  die  Erörterung  dieser  Nebenumstände  an  ' 
anderer  Stelle  ihre  Begründung  finden.  1 

Nachdem  nun  Dr.  von  Korwin  etwa  eine  Woche  sich  : 
mit  dem  Studium  meiner  Akte  im  Landesgerichte  beschäf- 
tigt hatte,  und  so  tiefen  Einblick  in  meinen  Prozeß  ge- 
wann, erhielt  ich  zu  meiner  größten  Überraschung,  ohne  daß  1 
ich  hiezu  nur  die  geringste  Veranlassung  gegeben  hätte, 
von  Dr.  Rabenlechner,  nachdem  seit  der  Zurücklegung  i 
seiner  Vertretung  bereits  ein  Monat  verflossen  war,  ein 

*)  Über  mein  Ansuchen  um  einen  ex-offo  Verteidiger,  sowie  über  i 
die  Expensennote  desselben,  wie  auch  über  die  gerichtliche  Bestimmung 
der  Kosten,  behalte  ich  mir  vor,  darauf  eingehend  rückzukommen, 
wenn  das  Erscheinen  dieser  Broschüre  zu  weiteren  Auseinandersetzungen 
Anlaß  geben  sollte. 
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n Schreiben  mit  dem  kurzen  Inhalte:  „Bitte  mich  sofort 
ezu  besuchen.“ 

n Dieser  Aufforderung  nachkommend , machte  mir 
Dr.  Rabenlechner  über  die  Entziehung  der  Vollmacht 
n—  was  doch  nur  über  sein  eigenes  Verlangen  erfolgte 
d — förmlich  Vorwürfe  und  sagte,  daß  er  mit  Rat  Hanusch 
nund  Staatsanwalt-Substitut  Dr.  Pollak  meines  Prozesses 
s wegen  Rücksprache  genommen  und  erklärte,  die  Verteidi- 
i gung  beibehalten  zu  wollen,  indem  er  gleichzeitig  demon- 
strierte, wie  er  sich,  mit  seinem  Wappen  in  der  Hand, 
den  Geschworenen  gegenüber  verhalten  wird. 

Keinesfalls  über  die  Wankelmütigkeit  Dr.  Raben- 
lechners  erfreut,  betrachtete  ich  jedoch  Dr.  Rabenlechner, 
der  nebstbei  als  Wappenbesitzer  mein  Klient  war,  als 
in  meiner  Angelegenheit  entsprechender  als  Dr.  von 
Korwin  informiert,  worin  mich  noch  seine  mir  gegenüber 
im  Laufe  der  Untersuchung  gemachten  Äußerungen,  wo- 
,von  ich  hier  einige  wiedergebe,  bestärkten : „Dr.  Pollak 
sagte  mir,  man  glaubte,  allem  Anscheine 
in  ach,  es  handle  sich  hier  um  Adelsschwin- 
ideleien  wie  in  Prag  und  da  dachte  halt 
wahrscheinlich  einer,  sich  mit  dieser  Ent- 
deckung rasch  einen  Namen  zu  machen.  — 
Soviel  ich  in  Erfahrung  bringen  konnte, 
weiß  die  Staatsanwaltschaft  selbst  nicht, 
was  man  mit  Ihrer  Sache  anfangen  soll, 
man  holt  erst  weitere  Weisungen  beim 
Ministerium  des  Innern  ein.  — Ich  glaube 
nicht,  daß  das  Ministerium  des  Innern  es 
zur  Erhebung  einer  Anklage  wird  kommen 
lassen  und  wenn  ja,  dann  Herr  Hermann, 
sind  Sie  durch  diesen  Prozeß  ein  gemach- 
ter Mann.  — Wenn  mir  jemand  sagen  würde, 
ich  darf  mein  Wappen  nicht  führen,  den 
schmeiß  ich  vom  vierten  Stock  hinunter.“ 

4* 
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— Endlich  besprach  ich  mit  Dr.  Rabenlechner  gleich  nach  , 
Abschluß  der  Voruntersuchung  meine  Angelegenheit 
wegen  eines  Appells  an  das  Parlament!*) 

Allen  diesen  und  ähnlichen  Äußerungen  und  An- 
sichten  nach,  die  Dr.  Rabenlechner  im  Laufe  der  Unter-  ] 
suchung  mir  gegenüber  machte  und  gebrauchte,  mußte  j 
ich  doch  annehmen,  daß  er  für  meine  Verteidigung  ent- 
sprechend  vorbereitet  ist,  um  so  mehr  er  auch  ein  Studium 
der  Akten  mit  der  Motivierung  für  unnötig  erklärte,  daß 
ihm  ohnedies  alles  aus  dem  Gange  der  Voruntersuchung 
bekannt  ist;  — dies  die  Umstände,  die  mich  zur  neuer- 
lichen Designierung  Dr.  Rabenlechners  zu  meinem  Ver- 
teidiger bewogen.  , 

* * 

* 

Die  Anklage  hat  auszugsweise  folgenden  Wortlaut: 

„Die  k.  k.  Staatsanwaltschaft  zu  Wien  erhebt  wider 
Hermann  Hermann,  Inhaber  des  Institutes  für  Genea-iei 
logie  und  Heraldik,  in  Wien  wohnhaft,  die  “Ni 

Anklage : ft 

Hermann  Hermann  habe  innerhalb  der  letzten^ 
Jahre  in  Wien  die  in  nachstehender  Tabelle  angeführten®1 

*)  Nachdem  die  Voruntersuchung  gegen  mich  bereits  am  17.  April 
abgeschlossen  war  und  ich  aber  bis  Juli  ohne  Verständigung  seitens 
des  Landesgerichtes  geblieben  bin,  wollte  ich  mich  behufs  Intervention 
an  das  Parlament  wenden,  doch  Dr.  Rabenlechner  riet  mir  hievon 
ab,  indem  er  ohnedies  an  der  Möglichkeit  der  Erhebung  einer  An- 
klage Zweifel  hegte;  als  aber  das  Parlament  bereits  vertagt  war, 
war  es  Dr.  Rabenlechner  selbst,  der  die  Intervention  von  dieser  Seite 
aus  in  Erwägung  zog ! Ich  entschloß  mich  nun  für  meine  Sache  ein 
Blatt  zu  interessieren  und  begab  mich  mit  meinem  Elaborate  in  die 
Redaktion  der  „Die  Zeit“  als  bekanntes  unparteiisches  Tagblatt.  Man 
überprüfte  dort  mein  hinterlegtes  Material,  doch  in  einigen  Tagen 
mußte  ich  selbes  dort  wieder  in  Empfang  nehmen,  da  man  sich  auch 
dort  aus  der  ganzen  Sache  nicht  Klarheit  verschaffen  konnte  und  man 
empfahl  mir,  die  Weiterentwicklung  ruhig  abzuwarten,  was  ich  auch 
tat,  bis  ich  anfangs  August  die  Anklageschrift  erhielt. 
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Personen  teils  durch  die  listigen  Vorstellungen,  den 
Nachweis  des  ihrer  Familie  gehörigen  bürgerlichen 
Wappens  erbracht  zu  haben,  die  Aufnahme  des  Wap- 
pens in  das  von  ihm  herausgegebene  Werk  , Genealogie 
und  Heraldik  bürgerlicher  Familien'  berechtige  zur 
Führung  des  Wappens,  in  Irrtum  geführt,  teils  auf  die 
ebenerwähnte  Art  deren  Irrtum,  ihrer  Familie  käme 
eine  von  altersher  ererbte  aber  in  Vergessenheit  geratene 
Wappenberechtigung  zu,  deren  Reaktivierung  er  durch- 
führen könne  und  sie  wären  zur  Führung  bürgerlicher 
Wappen  berechtigt,  benützt,  in  der  Absicht,  daß  diese 
Personen  an  ihrem  Vermögen  einen  50  Kronen  und 
600  Kronen  übersteigenden  Schaden  leiden  sollten ; auch 
haben  dieselben  den  in  der  Tabelle  spezifizierten  Scha- 
den wirklich  erlitten." 

Die  Tabelle  zitiert  nominativ  insgesamt  231  Par- 
eien  mit  einer  Schadenssumme  von  21412  Kronen;  die 
tarnen  derselben  führe  ich  nur  insoweit  an,  als  nach 
Angabe  der  Anklageschrift  sich  dieselben  dem  Strafver- 
ahren  angeschlossen  haben  sollen  und  als  Zeugen  in 
neinem  Prozesse  aufzutreten  bemüßigt  wurden: 


Josef  Grader,  Zwingendorf 

Kronen 

100.— 

Adolf  Bügler,  Wien 

» 

65. — 

Johann  Diestl,  Wien 

» 

40.— 

Adolf  Dobner,  Wien 

» 

80.— 

Heinrich  Cellerin,  Wien 

206.20 

Friedrich  Edelsbacher,  Wien 

ii 

60.— 

Dr.  Ernst  Eitner,  Wien 

ii 

200.— 

Karl  Förster,  Wien 

ii 

300.— 

Adolf  Holzhäuser,  Wien 

ii 

60.— 

Fritz  Ebert,  Krems 

ii 

20.— 

Josef  Klein,  Wien 

ii 

100.— 

Adolf  Tichy,  Wien 

ii 

100.— 

Franz  Turczinsky,  Wien 

ii 

100.— 
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Karl  Wögerer,  Wien 

» 

100.— 

Josef  Bankmann,  Wien 

» 

95.— 

Adalbert  Kabek,  Hadersdorf 

a 

130.— 

Josef  Lechner,  Enzersfeld 

3i 

45.— 

Franz  Held,  Wien 

a 

65.— 

Eduard  Jarosch,  Wien 

» 

80.— 

Hans  Mayer,  Wien 

95.— 

Marie  Rabuda,  Wien 

» 

90.— 

„Hiedurch  habe  Hermann 

Hermann 

das  Ver- 

brechen  des  Betruges  im  Sinne  der  §§  197,  202  St.-G. 
strafbar  nach  § 203  St.-G.  begangen/'*) 


Über  das  Führungsrecht  eines  Wappens  durch  eine 
bürgerliche  Familie  äußert  sich  die  Anklageschrift  in  fol- 
genden Worten: 

„Als  im  Mittelalter  der  Gebrauch  von  Wappen  als 
vererblicher,  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Geschlechte  bekundeter  Sinnbilder  aufkam,  haben  sowohl 
der  Adel  als  auch  angesehene  Bürgergeschlechter,  zu- 
nächst aus  eigener  Machtvollkommenheit,  Wappen  an- 
genommen, wobei  in  dieser  ältesten  Zeit  die  heraldische 
Ausstattung  der  adeligen  und  bürgerlichen  Wappen  die  | 
gleiche  war.  Allein  im  Verlaufe  der  ständischen  Ent- 
wicklung hat  die  staatliche  Gewalt  das  Recht  der 
Wappenerteilung  für  sich  in  Anspruch  genommen  und 
die  Wappenberechtigung  neuer  Geschlechter  nur  dann 
anerkannt  und  geschützt,  wenn  sich  diese  Wappen- 
berechtigung bei  Adeligen  auf  Diplome,  bei  nicht 
adeligen  Personen  auf  Wappenbriefe  stützte,  welche  Ur- 
kunden entweder  von  dem  Landesherrn  oder  den  von 
ihnen  ernannten  Comites  Palatini  ausgestellt  worden 
waren. 


*)  § 203  St.  G.  bemißt  eine  Kerkerstrafe  in  der  Dauer  von  5 bii ' 
10  Jahren. 
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Es  durfte  daher  nur  jener  Bürger  ein  Wappen 
führen,  welcher  nachweisen  konnte,  daß  sein  Geschlecht 
dieses  Wappen  erblich  schon  seit  jener  Zeit  führe, 
wo  die  freie  Annahme  eines  Wappens  zu- 
lässig war,  oder  daß  entweder  er  oder  einer  seiner 
direkten  ehelichen  Aszendenten  einen  Wappenbrief 
ordnungsgemäß  erworben  habe. 

Mit  dem  Aufkommen  von  Adelsdiplomen  bildete 
sich  auch  der  für  die  Gegenwart  festgehaltene  Gebrauch 
aus,  daß  zum  Wappenschilde  des  Adeligen  ein  offener 
gekrönter  Helm,  zum  Wappenschilde  des  Nichtadeligen 
ein  geschlossener  ungekrönter  Stechhelm  gehöre. 

Diese  wohlerworbenen  Wappenrechte  wappen- 
mäßiger bürgerlicher  Familien  sind  in  den  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  nie  aufge- 
hoben worden  und  dürfen  daher  Familien,  welche  eine 
solche  Wappenberechtigung  ererbt  haben,  ihr  Wappen 
auch  weiters  führen. 

Hingegen  ist  eine  eigenmächtige  Wappenführung 
nicht  freigegeben,  vielmehr  der  unbefugte  Gebrauch 
von  Wappen  verboten.  So  wird  mit  Verordnung  der  ver- 
einigten Hofkanzlei  vom  19.  Jänner  1765  auf  die  Ab- 
stellung des  unbefugten  Gebrauches  von  mit  Schild 
und  Helm  gezierten  Wappen  durch  Bürger  und  andere 
Leute  gedrungen  und  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
schließung vom  7.  August  1820  die  weitere  Ausstellung 
bürgerlicher  Wappenbriefe  sistiert. 

Derzeit  dürfen  Nichtadelige  (Bürger)  ein  Wappen 
nur  dann  führen,  wenn  es  ihnen  durch  wohlerworbene, 
aus  früheren  Zeiten  stammende  Rechte  verbrieft  ist; 
neue  Wappenberechtigungen  können  jedoch  von  dem 
weltlichen  Stande  angehörigen  Bürgerlichen  nicht  er- 
worben werden,  da  solche  nur  Adelige  und  von  Nicht- 
adeligen nur  gewisse  geistliche  Würdenträger  erwerben 
können.“ 
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Nach  weiterer  Begründung  der  Anklage,  auf  welche  di 
ich  in  meiner  Erwiderung  entgegne,  schließt  die  mit  d 
Wien,  26.  Juli  1905  datierte,  vom  ersten  Staatsanwalt 
Hofrat  Bogumil  Ritter  Girtler  von  Kleeborn  gefertigte  % 
Anklageschrift.  ti 

Da  ich  über  die  Art  und  Weise  der  Zeugeneinver-  a] 
nähme  von  seiten  meiner  Klienten  zum  größten  Teile  fc 
benachrichtigt  wurde,  so  bildete  die  Zahl  der  in  der  ( 
Anklageschrift  als  „geschädigt“  Bezeichneten  für  mich  Vi 
keine  Überraschung  mehr,  und  wandte  ich  daher  mein  D 
Interesse  nur  jenen  zu,  die  nach  Angabe  der  Anklage  k 
sich  auch  gleichzeitig  dem  Strafverfahren  angeschlossen  ? 
haben  sollen.  K 

Zum  Teile  aus  persönlicher  Rücksprache,  wie  aus 
brieflicher  Information  und  endlich  nach  von  mir  per-  g 
sönlich  genommener  Einsicht  in  die  im  Landesgerichte 
erliegenden  Zeugenaussagen  habe  ich  festgestellt,  daß  r 
sich  der  Wahrheit  gemäß,  von  den  in  der  Anklageschrift  [ 
als  sich  dem  Strafverfahren  anschließend  Bezeichneten,  nur  [ 
sieben  Parteien  und  zwar:  Josef  Grader,  Johann  Diestl,  a 
Adalbert  Kabek,  Josef  Lechner,  Hans  Mayer  und  Marie  f 
Rabuda,  jedoch  mit  der  Beifügung  dem  Strafverfahren  | 
anschlossen,  falls  sie  wirklich  zur  Wappenführung  nicht 
berechtigt  sein  sollten.  Dagegen  wurden  die  weiteren 
vierzehn  Parteien  und  zwar:  Adolf  Bügler,  Adolf  Dobner, 
Heinrich  Cellerin,  Friedrich  Edelsbacher,  Dr.  Ernst  Eitner,  \ 
Karl  Förster,  Adolf  Holzhäuser,  Josef  Klein,  Adolf  Tichy,  ( 
Franz  Turczinsky,  Karl  Wögerer,  Josef  Bankmann,  Franz  a 
Held  und  Eduard  Jarosch  seitens  der  k.  k.  Staatsanwalt- 
schaft ganz  willkürlich  als  sich  dem  Strafverfahren  ä 
anschließend  bezeichnet.  Beachtenswert  ist  noch,  daß  ] 
es  sich  in  den  Fällen  Dr.  Eitner,  Förster,  Holzhäuser,  j 
Klein  und  Turczinsky  gar  nicht  um  Wappenerwerbungen, 
sondern  lediglich  nur  um  Stammbaumrecherchen  handelt, 
welche  Einbeziehung  in  die  Anklage,  dem  Wortlaute 
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: der  Anklageschrift  nach,  schon  für  sich  allein  einen  Akt 
t der  reinsten  Willkür  beweist! 

Der  Weisung  der  Vorladung  gemäß,  erschien  ich  am 
; 23.  Oktober  um  9 Uhr  früh  im  Landesgerichte  und  be- 
trat mit  dem  Gefühle  das  Haus,  den  hier  versammelten 
' auf  dem  Gebiete  der  Genealogie  und  Heraldik  Un- 
kundigen Aufschluß  zu  geben.  Das  zu  meiner  Recht- 
fertigung dienende  Material,  bestehend  aus  einer  Anzahl 
von  Wappenbüchern,  Broschüren,  Korrespondenzen,  Ma- 
nuskripten und  einigen  bürgerlichen  Wappenbriefen, 
konnte  ich  mir  bereits  tags  zuvor  im  Schwurgerichtssaale 
zurechtlegen;  auch  die  zwei  kaiserlichen,  von  Grafen 
Kielmannsegg  als  k.  k.  Staathalter  von  Nieder-Österreich 
gezeichneten  Dankschreiben  habe  ich  meinem  Verteidi- 
gungsmateriale einverleibt. 

Der  Gerichtshof  besteht  aus  dem  Herrn  Landesge- 
richtsrate Friedrich  Hanusch  als  Vorsitzenden,  den  Herren 
Landesgerichtsräten  Dr.  Gustav  von  Lackenbacher  und 
Dr.  Pamphilius  Dan  als  Votanten,  als  Vertreter  der  Staats- 
anwaltschaft fungiert  anstatt  Dr.  Pollak  Herr  Dr.  Erwin 
Höpler  und  die  Verteidigung  liegt  in  den  Händen  meines 
Anwaltes  Herrn  Dr.  Vincenz  Rabenlechner. 

Um  7210  Uhr  wurde  zur  Verlosung  der  Geschworenen 
geschritten;  bei  diesem  Akte  wurde  mir  ein  Platz  hinter 
meinem  Verteidiger  angewiesen.  Der  Präsident  ließ  die 
Liste  der  Geschworenen  verlesen,  wonach  die  Namen 
der  24  Haupt-  und  die  der  Ersatz-Geschworenen,  welche 
auf  Karton  geschrieben  sind,  in  die  Urne  gelegt  und  mit 
der  Verlosung  begonnen  wurde,  wobei  seitens  des  Staats- 
anwaltes sieben  und  seitens  des  Verteidigers  drei  aus- 
loste Geschworene  abgelehnt  wurden;  die  zur  Ablehnung 
bestimmten  Geschworenen  hatte  sowohl  der  Staatsanwalt 
als  auch  der  Verteidiger  vor  sich  notiert. 

Für  meine  Person  war  es  mir  wohl  gleichgültig,  aus 
welchen  Herren  die  Geschworenenbank  sich  rekrutierte, 
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aber  keinesfalls  hätte  ich  unter  diesen  gerne  einen  Adeligen  p, 
gesehen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  der  Adel  in  ai 
Österreich  über  die  Heraldik  ganz  eigentümliche  Begriffe 
hat  und  der  Nichtadelige  gar  keine  solchen  Kenntnisse  (j 
besitzt  und  in  solchen  Fällen  dann  leicht  die  Möglichkeit 
eintritt,  daß  diejenigen,  die  eben  über  keine  Kenntnisse  fj 
verfügen,  sich  dann  mit  ihren  Ansichten  leicht  dem  an-  d 
schließen,  der  solche  zu  besitzen  glaubt,  — nur  aus  dem  d 
Grunde  wäre  mir  eine  rein  bürgerliche  Geschworenenbank  j} 
erwünscht  gewesen.  Und  war  mir  das  Glück  bei  diesem  [ 
meinem  Wunsche  unhold?  Gewiß  nicht!  Erst  als  be- d 
reits  20  Geschworene  ausgelost  und  von  diesen  10  ab-j; 
gelehnt  wurden,  wurde  der  Name  des  Herrn  Edgar  s, 
von  Felsenberg  als  der  11.  Geschworene  aus  der  Urne  f- 
gezogen;  es  folgte  noch  die  Auslosung  des  12.  Ge-  u 
schworenen  und  des  Ersatzgeschworenen.  So  mußten  g 
23  Namen  aus  der  Urne  gezogen  werden,  um  die  für 
diese  Verhandlung  erforderliche  Geschworenenbank  zu  {, 
schaffen.*)  L 

Meinen  Anwalt  Dr.  Rabenlechner  später  über  den  \ 
Grund  der  so  zahlreichen  Ablehnung  der  Geschworenen^ 
befragend,  wurde  mir  entgegnet:  „Wir  haben  uns  halt  ^ 
die  besten  ausgesucht.**)  — Auf  meine  weitere  Frage,  ^ 
weshalb  Dr.  Rabenlechner  nicht  Edgar  von  Felsenberg,  a 
der  als  Adeliger  doch  gar  nicht  in  meinen  Prozeß  hinein- 
paßt, ablehnte,  erhielt  ich  zur  Antwort:  „Das  konnte  } 
ich  nicht  tun,  denn  Herr  Edgar  von  Felsenberg  ist  ein 

*)  Ob  noch  weitere  Geschworene  abgelehnt  worden  wären,  wenr  j 
nicht  endlich  der  Name  Edgar  v.  Felsenbergs  aus  der  Urne  gezoger  j 
worden  wäre,  entzieht  sich  meiner  Beurteilung;  Tatsache  ist  aber  \ 
daß,  als  Edgar  v.  Felsenberg  nominiert  war,  kein  weiterer  Geschworenei  $ 
mehr  abgelehnt  wurde! 

**)  In  diesem  Falle  wäre  es  einfacher  gewesen,  wenn  der  Ge  2 
richtshof  für  meinen  Prozeß  die  Geschworenen  gleich  bestimmt  hätte  ; 
wonach  die  Verlosung,  die  so  doch  nur  ein  Formakt  ist,  hätte  unter  | 
bleiben  können! 
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persönlich  Bekannter  des  Herrn  Rat  Hanusch.“  — Also 
auch  ein  gewichtiger  Grund!*)  — 

Beachtenswert  ist  auch  folgender  Vorfall:  Als  die 
Geschworenen  sich  bereits  im  Verlosungszimmer  versam- 
melt hatten,  erschien  Dr.  Rabenlechner,  ging  auf  Dr.  Max 
Höfinger,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  zu,  der  sich  unter 
den  zu  verlosenden  Geschworenen  befand,  teilte  ihm  mit, 
daß  dieser  Prozeß  auf  drei  Tage  anberaumt  sei  und  frug 
ihn,  ob  er  vielleicht  gerne  freikommen  möchte.  Herr 
Dr.  Höfinger,  der  als  Advokat  zweifellos  nicht  gerne 
drei  Tage  von  seiner  eigenen  Tätigkeit  fern  blieb,  be- 
jahte die  an  ihn  gestellte  Frage.  Bei  der  Verlosung  ge- 
schah es  nun  auch  wirklich,  daß  Dr.  Rabenlechner  Dr. 
Höfinger,  als  dessen  Name  aus  der  Urne  gezogen  wurde 
und  den  ich  als  Juristen  gerne  unter  den  Geschworenen 
gesehen  hätte,  a b 1 e h n t e ! 

Würde  es  nun  der  Wahrheit  entsprechen,  daß  man 
'für  meinen  Prozeß  sich  unter  den  Geschworenen  die 
besten  heraussuchte,  dann  wäre  gewiß  Herr  Dr.  Max 
Höfinger  die  geeignetste  Person  gewesen,  ihn  unter  den 
Geschworenen  zu  belassen,  so  war  es  aber  gerade  mein 
Verteidiger,  der  bemüht  war,  Dr.  Höfinger  unter  dem 
Vorwände  des  „Entgegenkommens“  von  der  Teilnahme 
an  meinem  Prozesse  auszuschalten!  — 

Die  Geschworenenbank  stellt  sich  nun  aus  folgenden 
Herren  zusammen: 


*)  Es  muß  wirklich  als  ein  sonderbarer  Zufall  bezeichnet  werden, 
daß  gerade  in  der  Zeitperiode  meines  Prozesses  ein  persönlich  Be- 
kannter des  Vorsitzenden  unter  den  Geschworenen  erscheint  und  den 
sich  aus  diesem  Grunde  der  Verteidiger  nicht  abzulehnen  getraut; 
schon  in  der  Geschworenenliste  für  den  Monat  Oktober,  für  welche 
Zeit  eben  meine  Verhandlung  anberaumt  war,  erscheint  Edgar  v. 
Felsenberg  unter  den  36  Haupt- und  9 Ersatzgeschworenen  als  erster 
Hauptgeschworener  — , aber  der  Zufall  spielt  im  menschlichen  Leben 
eine  große  Rolle,  und  mehr  will  ich  damit  auch  nicht  gesagt  haben!  — 
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Anton  Magda,  Sattler; 

Felix  Konradi,  Gemischwarenverschleißer; 

Josef  Altinger,  Privatbeamter; 

Otto  Indrak,  Ob.-Offizial  der  Nordbahn; 

Leopold  Scharinger,  Kaffeesieder; 

Siegmund  Deutsch,  Gemischwarenverschleißer; 

Karl  Lehner,  Assekuranzbeamter; 

Leopold  Spanner,  Hausbesitzer; 

Anton  Beck,  Privatier; 

Karl  Renner,  Kleiderhändler; 

Edgar  von  Felsenberg,  Hausbesitzer;  r 

Johann  Wolfbauer,  Bäckermeister; 

Franz  Sans,  Fabrikant,  als  Ersatzgeschworener.  1 

i 

Nach  Vollzug  dieses  Aktes  zog  sich  der  Gerichtshof  ; 
zurück,  die  für  die  Verhandlung  verlosten  Geschworenen  i 
begaben  sich  in  ihr  Wartezimmer,  von  wo  aus  nach  einer  ( 
Weile  Herr  Edgar  v.  Felsenberg  dem  Gerichtshöfe  im  Be- 
ratungszimmer seinen  zweiten  Besuch  abstattete ! *)  ; 

Ich  begab  mich  alsbald  in  den  Schwurgerichtssaal,  ■ 
wo  ich  an  meinem  Verteidigungsmateriale  noch  die  letz-  i 
ten  Anordnungen  traf.  Das  Auditorium  ist  schwach  be-  | 
setzt,  es  ist  Montag,  und  auch  die  Presse  hat  meinen 
Prozeß  förmlich  totgeschwiegen  und  keine  spaltenlangen 
Berichte  gebracht,  wie  es  sonst  bei  einem  auf  drei  Tage 
anberaumten  Schwurgerichtsprozeß  der  Fall  ist.  Hier  und 
dort  winkt  mir  eine  Hand  zu,  es  sind  dies  Klienten,  die 
gleichfalls  von  mir  Familienwappen  erhielten,  doch  ver- 
schont blieben,  als  Zeugen  wider  mich  auftreten  zu  müssen ; 
sie  sind  alle  gespannt,  wie  die  Richter  aus  dem  Volke 


*)  Während  die  Geschworenen  ihre  Sitze  bezogen,  hielt  ein 
Amtsdiener  einen  Platz,  der  in  der  vordersten  Reihe  gegenüber  dem 
Angeklagten  gelegen,  für  Edgar  v.  Felsenberg,  welcher  aus  dem 
Beratungszimmer  des  Gerichtshofes  noch  nicht  zurückgekehrt  ist, 
reserviert! 
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in  dem  Kampfe  um  ein  bürgerliches  Recht  in  Österreich 
eintreten  werden. 

Das  Barreau  bildet  im  Schwurgerichtssaale  ein  ganz 
außergewöhnliches  Bild,  Wappen  mit  Rahmen  in  den 
verschiedensten  Stilarten  repräsentieren  sich  schön,  man 
hätte  sie  für  eine  Ausstellung  aus  allen  Ländern  der  Mon- 
archie nicht  besser  zusammen  bringen  können,  endlich 
einige  Stöße  solcher  Wappen,  die  ohne  Rahmen  den  Weg 
ins  Wiener  Landesgerichtsgebäude  zurücklegten.  Zu  die- 
sem prächtigen  Farbenbilde  wirken  etwas  störend  die  drei 
rohen  ungehobelten  Kisten,  die  am  Podium  ruhen  und 
die  bei  mir  mit  Beschlag  belegte  Korrespondenz,  Akten 
und  Geschäftsbücher  enthalten.  Journalisten  sind  be- 
müht, schnell  die  ersten  Eindrücke  des  Angeklagten  fest- 
f zuhalten,  andere  Zeitungsrapporteure  beeilen  sich  wieder, 
Jum  womöglich  noch  für  das  Abendblatt  eine  „Silhouette“ 
r den  Angeklagten  reproduzieren  zu  können. 

Der  Präsident  eröffnet  die  Verhandlung  gegen  die 
zehnte  Stunde  und  läßt  die  Zeugen  eintreten,  nach  Aufruf 
, von  deren  Namen  und  einer  Ermahnung  des  Vorsitzenden, 

• daß  sie  nur  die  Wahrheit  und  nichts  als  die  reine  Wahr- 

■ heit  zu  sagen  haben,  begeben  sich  diese  wieder  ins  Zeugen- 
i zimmer. 

i Unter  den  als  Zeugen  Vorgeladenen  befindet  sich 
- auch  Ministerial-Vizesekretär  Heinrich  Seydl,  den  das 
1 Ministerium  des  Innern  als  Sachverständigen  entsandte 

• und,  entgegen  den  anderen  Zeugen,  von  dem  für  ihn 

■ reservierten  Platze  Besitz  ergriff.  Herr  Schornböck,  Vor- 
; stand  des  Wappenarchives  im  Ministerium  des  Innern, 

! hat  im  Auditorium  Platz  genommen,  neben  diesen  pla- 
cierte sich  Herr  Baron  Kraft-Ebing,  ein  mir  persönlich 

i bekannter  Interessent  für  bürgerliche  Heraldik,  er  hält  die 
1 Broschüre  „Bürgerliche  Heraldik“  von  Dr.  Paul  Knötel 
1 in  der  Hand.  Auch  Herr  Dr.  Stanislaus  Ritter  von 
’ Korwin-Dzbanski  hat  in  der  vordersten  Reihe  im  Audi- 
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torium  Platz  genommen  und  verfolgt  den  Gang  der  Ver-daß  ich 
handlung.  ^aPPe11 

Nachdem  der  Schriftführer  die  Anklageschrift  ver-Korrcp 
lesen,  richtete  der  Präsident  die  Frage  an  mich,  ob  ichSNachwei 
mich  schuldig  bekenne,  was  ich  mit  „Nein“  beantwortete.schlecht< 
Nach  Abgabe  der  Generalien  wollte  ich  die  mir  aus-fliehenen 
gearbeitete,  58  Seiten  umfassende  Erwiderung  auf  diefcerechtij 
Anklage  zur  Verlesung  bringen,  was  jedoch  seitens  deslbestehen 
Staatsanwaltes  mit  der  Bemerkung  abgelehnt  wurde,  daßwden 
wir  hier  kein  meritorisches,  sondern  ein  mündliches  V er-«ebenso 
fahren  haben.  »verbietet 

Diese  Entgegnung,  auf  Grund  welcher  zu  verteidigen^  wähl' 
mir  anläßlich  der  Schwurgerichtsverhandlung  keine  Ge-.zu  führe 
legenheit  geboten  wurde,  bringe  ich  hier,  insoweit  Punkte  Anwend 
hieraus  nicht  ohnedies  an  anderer  Stelle  berührt  werden,  Die 


Erwiderung. 

Auf  welche  Weise  ich  meine  Tätigkeit  begann  und 
woher  ich  die  erforderlichen  Kenntnisse  zur  Gründung 
eines  Institutes  für  Genealogie  und  Heraldik  schöpfte 
habe  ich  an  anderer  Stelle  besprochen,  ebenso  bereits 
meiner  Unterredung  mit  Hofrat  Ritter  von  Leß,  dem 
damaligen  Vorstande  im  Adelsdepartement,  Erwähnung  fa 
getan. 

In  meinen  Arbeiten,  welche  übrigens  selbst  die  An 
klageschrift  als  einwandfrei  bezeichnet,  konnte  ich  nichts 
Unrechtes  erblicken  und  hatte  gegen  den  Vertrieb  bürger 
licher  Wappen  um  so  weniger  Bedenken,  als  mir  vor 
seiten  der  Behörde,  der  ich  mein  genaues  Programm 
über  die  mir  vorgesteckten  Ziele  vorlegte,  kein  Hinder 
nis  bereitet  wurde. 

Die  Anklage  sagt,  daß  ich  die  listige  Vorstellung 
gebrauchte,  den  Nachweis  des  der  Familie  gehöriger 
bürgerlichen  Wappens  erbracht  zu  haben.  Dem  gegen 
über  erkläre  ich,  daß  es  der  Wahrheit  nicht  entspricht! 
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laß  ich  bei  Angeboten  von  historischen  bürgerlichen 
Wappen  und  zwar  weder  in  meinen  Offerten  noch  in  der 
<orrespondenz  die  Behauptung  von  einem  erbrachten 
'lachweis  aufstellte,  sondern  nur  von  einem  dem  Ge- 
;chlechte  zustehenden  oder  einst  dem  Geschlechte  ver- 
iehenen  Wappen,  zu  dessen  Führung  auch  die  Familie 
>erechtigt  ist,  Erwähnung  tat.  Daß  der  Annahme  eines 
)estehenden  bürgerlichen  Wappens  nichts  entgegengestellt 
werden  kann,  was  dies  verbieten  würde,  halte  ich  heute 
ebenso  noch  aufrecht,  wie,  daß  man  es  keiner  Familie 
verbieten  kann,  sich  ein  Wappen  nach  eigenem  Gutdünken 
zu  wählen  oder  entwerfen  zu  lassen  und  auch  öffentlich 
zu  führen,  insofern  im  selben  nicht  adelige  Attribute  zur 
Anwendung  gelangen. 

Die  Anklageschrift  bestreitet  allerdings  die  Annahme 
md  das  Führungsrecht  eines  Wappens  durch  eine  bürger- 
iche  Familie  grundsätzlich  und  bezieht  sich  diesbezüglich 
luf  ein  Hofkanzleidekret  vom  19.  Jänner  1765,  worin  ge- 
sagt sein  soll,  daß  auf  die  Abstellung  des  unbefugten 
Gebrauches  von  mit  Schild  und  Helm  gezierten  Wappen 
durch  Bürger  und  andere  Leute  gedrungen  wird. 

Hier  will  ich  vorausschicken,  daß  mir  bis  zum  Emp- 
fang der  Anklageschrift  von  dem  Bestände  eines  solchen 
Dekretes  nichts  bekannt  war,  ebensowenig  nachträglich 
Gelegenheit  geboten  wurde,  trotz  meiner  mehr- 
seitigen Bemühungen,  nur  irgendwo  in  diese  an- 
gebliche Verfügung  Einsicht  zu  gewinnen. 

Was  sagt  uns  übrigens  dieses  Dekret?  Es  sagt, 
daß  auf  Abstellung  des  unbefugten  Gebrauches  von 
Wappen  gedrungen  wird,  jedoch,  daß  die  freie  Wappen- 
wahl fernerhin  verboten,  oder  die  Benutzung  eines  be- 
reits bestehenden  bürgerlichen  Wappens  nicht  gestattet, 
ist  in  diesem  Dekrete  mit  keinem  Worte  Erwähnung  ge- 
tan! Unter  dem  unbefugten  Gebrauche  kann  somit  nur 
die  Anmaßung  eines  Adelswappens,  keinesfalls  aber  ein 
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Wappen  als  Geschlechtszeichen,  welches  nur  als  Binde- 
zeichen verschiedener  Glieder  eines  Stammes  dient,  zu1^ 
verstehen  sein! 

Aus  dem  Jahre  1820  ist  ein  Dekret  vorhanden,  weM1 
ches  annehmen  läßt,  daß  das  Dekret  vom  Jahre  1765^ 
nicht  in  dem  Sinne  auszulegen  ist,  wie  es  in  der  An- 
klage Anwendung  findet;  das  diesbezügliche  Hofkanzlei-  , 
dekret  v.  20.  Mai  1820  lautet:  „Jede  selbständige  Seel-$ 
sorgestation  hat  sich  ein  eigenes  Amtssiegel  beizuschaffen 
und  ist  in  Hinkunft  allen  Tauf-,  Trauungs-  und  Toten- 
scheinen  oder  sonstigen  öffentlichen  Urkunden  nicht  mehr111 
das  Privatsiegel  des  Pfarrers,  sondern  das  amtliche  der^ 
Pfarre  beizudrücken.“ 

Unter  diesen  Privatsiegeln,  welche  zu  führen  also^ 
im  Jahre  1820  noch  kein  Anstand  obwaltete,  ist  nichts^ 
anderes  zu  verstehen,  als  die  ererbten  oder  neuangenom-  u 
menen  Familienwappen,  wie  wir  solche  heute  noch  an 
älteren  Urkunden  abgedruckt  vorfinden.  Wäre  nun  dei  ^ 
Gebrauch  solcher  Familiensiegel  schon  vor  dem  Erschei  n 
nen  dieses  Dekretes  verboten  gewesen,  so  würde  sich^ 
das  Dekret  vom  Jahre  1820  sicherlich  auf  jenes  vom!ffl 
Jahre  1765  beziehen,  aber  selbst  das  Dekret  vom  Jahrei  ^ 
1820  entzieht  diesen  Privatsiegeln  nur  die  Kraft  aui  ^ 
öffentlichen  Urkunden,  nicht  aber  im  Privatleben  Ver  I* 
Wendung  zu  finden.  H 

Das  Dekret  v.  2.  Nov.  1827  über  Adels-  und  Wappen 
anmaßung  spricht  dagegen  ausdrücklich  nur  von  der  An  11 
maßung  adeliger  Wappen,  worin  es  heißt:  „Wer  sicH{ 
adelige  Titel  oder  Wappen  beilegt,  ohne  den  Adel  über  w 
haupt  oder  denjenigen  Grad  des  Adels,  dessen  er  siel  rel 
anmaßt,  wirklich  erlangt  zu  haben,  verfällt  schon  diesei^ 
Anmaßung  wegen  in  eine  Geldstrafe  von  20  bis  10(  ^ 
Gulden  C.  M.  im  Zwanzig-Gulden-Fuße.“  — Von  einen  ^ 
Verbot  bürgerlicher  Wappen  keine  Erwähnung! 

Das  Hofkanzleidekret  v.  20.  Sept.  1832  für  das  Lai1® 
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►acher  Gubernium  verbietet  dem  Bürger  ausdrücklich  nur 
!en  Gebrauch  von  adeligen  Wappen ; wäre  der  Bürger 
ur  Wappenführung  überhaupt  nicht  berechtigt,  dann 
yürde  sich  dieses  Dekret  nicht  nur  ausschließlich  auf  das 
/'erbot  adeliger  Wappen  beziehen! 

Das  Hofkanzleidekret  v.  26.  Juli  1833  lautet  wörtlich: 
Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  unter  Wappen  die 
»iegel  oder  einfache  Zeichen  nicht  zu  verstehen  sind,  die 
loß  zur  Bezeichnung  eines  Besitzes,  einer  Kunst,  einer 
Beschäftigung  etc.  dienen  und  die  weder  mit  einer  Krone, 
loch  mit  einem  Helm  oder  einem  sonstigen  Kennzeichen 
les  Adels  geziert  sind.  Was  übrigens  den  Verkehr  mit 
Vappen  betrifft,  er  bestehe  in  der  Herstellung  oder  im 
/'erkaufe  von  wie  immer  verfertigten  Wappen,  so  kann 
lieser  Verkehr  keinem  allgemeinen  Verbot  unterzogen 
verden.“ 

i Der  erste  Absatz  dieses  Dekretes  sagt,  was  unter 
Vappen  n i c h t zu  verstehen  ist,  was  auch  mit  den  Grund- 
ügen  der  Wappenlehre  übereinstimmt,  welche  zum  Be- 
tand  eines  Wappens:  Schild,  Helm,  Kleinod  und  Decke 
ordert;  daß  aber  der  Bürger  ein  Wappen  nicht  führen 
larf,  welches  diese  Bestandteile  enthält,  ist  mit  keinem 
Vorte  verboten.  Der  zweite  Absatz  sagt  weiters  deut- 
sch, daß  weder  die  Herstellung,  noch  der  Handel  mit 
Vappen  einem  Verbote  unterworfen  ist! 

Was  ist  überhaupt  ein  Familienwappen?  Ein  Fa- 
nilienwappen  ist  ein  Zeichen,  welches  die,  ein  und 
lemselben  Stamme  angehörigen  Glieder  kennzeichnet;  — 
ind  schon  das  Markenschutzgesetz  besagt  uns,  daß  nur 
egistrierte  Zeichen  Anspruch  auf  behördlichen  Schutz 
genießen,  infolgedessen  auch  nur  registrierte  Wappen, 
ilso  Adelswappen , dieses  Schutzes  teilhaftig  werden 
gönnen. 

Wir  werden  nicht  selten  Geschäfts-  oder  Fabriks- 
narken,  aus  einem  regelrechten  Wappen  bestehend,  an- 

H ermann,  Die  Opfer.  5 
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treffen,  welche  zum  Teil  sogar,  ebenso  wie  die  Verbin- 
dungswappen der  Studentenschaften  mit  offenen  und  ge-  j 
krönten  Helmen  geziert  sind.*)  Wie  also  Fabriksmarken  ( 
Vereins-  oder  Verbindungszeichen,  willkürlich  gewählt  und 
ohne  erst  die  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Innerr  , 
einzuholen,  angenommen  und  geführt  werden,  ebenso , 
kann  jede  Familie  ein  Wappen  willkürlich  wählen,  an-  ( 
nehmen  und  öffentlich  führen!  , 

Die  Annahme,  daß  Wappen  nur  dem  Adel  und  höhe-  ( 
ren  geistlichen  Würdenträgern  zukommen,  wird  schon  da-  j 
mit  widerlegt,  daß  selbst  Personen  niederen  Standes  schor 
frühzeitig  Wappen  nicht  nur  angenommen  oder  ererb1  ( 
haben,  sondern  sogar  mit  Wappenbriefer 
bedacht  wurden.  L 

Die  weitere  Behauptung,  daß  nur  jene  Bürger  zui  , 
Führung  eines  Wappens  berechtigt  sind,  die  nachweiser  L 
können,  daß  das  Wappen  einst  einem  ihrer  Vorfahrer L 
erblich  verliehen  wurde,  wird  schon  mit  dem  gleich  j 
zeitigen  Zugeständnisse  der  Anklage  hinfällig,  daß  a u c 1 
jene  Bürger  ein  Wappen  führen  dürfen  . 
deren  Annahme  in  die  Zeit  fällt,  wo  di<t 
freie  Annahme  eines  Wappens  zulässig 
war.  ^ 

Solche  widersprechende  Behauptungen  entbehrei  | 

*)  Ich  bringe  hier  beispielsweise  zu  ^ 
Bekräftigung  meiner  Ausführungei 
die  Geschäftsmarke  des  Wiener  Modesa 
Warenhauses  A.  Herzmansky  zur  Ab  e 
bildung.  Und  was  gerade  die  Krön 
anbelangt,  so  wissen  wir  ja,  daß  di  1 
meisten  Wiener  Fiaker  ihre  Pferde  ^ 
decken  mit  einer  Krone  schmücker  id 
ohne  deshalb  der  Anmaßung  eine  ^ 
Standeserhöhung  bezichtigt  zu  werden  { ä 
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jeder  wahren  Unterlage  und  sind  nur  angetan,  in  die 
ohnedies  wirren  Anschauungen  über  die  Heraldik  noch 
mehr  Verworrenheit  zu  bringen. 

Angenommen,  es  erwirbt  heute  jemand  einen  auf 
seinen  Geschlechtsnamen  lautenden  Wappenbrief,  die 
Verleihung  desselben  erfolgte  im  16.  Jahrhundert,  so  wird 
der  Besitzer  des  Wappenbriefes  zur  anstandslosen  Füh- 
rung des  Wappens  berechtigt  sein,  wenngleich  sich  der 
dokumentarische  Zusammenhang  mit  dem  Wappenemp- 
fänger Matrikenmangels  wegen  nicht  erbringen  läßt  und 
zwar  deshalb,  weil  ihn  die  Behörde  aus  dem  gleichen 
Grunde  den  gegenteiligen  Beweis  nicht  liefern  kann. 

Andererseits  kann  jedermann,  nachdem  die  Neuan- 
nahme eines  Wappens  angeblich  verboten  ist,  ein 
altes  Petschaft  oder  einen  solchen  Siegelring  sich  an- 
schaffen,  oder  ein  Wappen  nach  eigenem  Geschmack  ent- 
werfen und  malen  lassen,  und  behaupten,  „das  ist  ein 
Familienstück  und  stammt  aus  der  Zeit, 
wo  die  freie  Wappenannahme  noch  zu- 
äs s i g war“;  nachdem  aber  bei  freien  Wappenannah- 
men  weder  der  Name  des  Annehmers,  noch  die  Aus- 
stattung des  Wappens  irgendwo  verbrieft  wurde,  so 
wird  auch  in  solchen  Fällen  die  Behörde  Stillschweigen 
bewahren  und  sich  mit  dem  Bewußtsein  abfinden  müssen, 
mch  hier  den  gegenteiligen  Beweis  nicht  antreten  zu 
gönnen. 

Wenn  wir  aber  schon  von  der  Zeit  der  freien  Wappen- 
mnahme  sprechen,  so  wäre  es  gewiß  wissenswert,  zu 
erfahren,  wann  diese  abgelaufen  sein  soll,  denn  hievon 
erwähnt  die  Anklage  nichts.  Hiezu  will  ich  nur  bemerken, 
laß,  wenn  man  auch  die  Dekrete  1765  und  1820  mit 
der  Scheidezeit  der  freien  Wappenannahme  in  Verbin- 
dung bringen  wollte,  man  selbst  einem  heute  modern 
msgestatteten  Wappen  ein  jahrhundertealtes  Alter  nicht 
ibsprechen  könnte,  denn  auch  die  Heraldik  hat  ihre  Ent- 
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Wicklungsperioden  und  zwar  den  frühgotischen,  spät- 
gotischen, Rokoko-  und  Renaissance-Stil. 

Was  aber  einen  genealogischen  Zusammenhang  zwi- 
schen den  einstigen  und  nunmehrigen  Besitzern  der 
Wappen  anbelangt,  so  kann  ein  solcher  weder  erbracht, 
noch  gefordert  werden,  da  einerseits  unsere  Matriken  — 
die  bis  zum  Jahre  1787  nur  Privatbücher  waren  — selten 
über  die  Zeit  des  17.  Jahrhunderts  hinausreichen  und 
anderseits  die  wenigsten  Wappen  durch  Wappenbriefe 
erworben,  sondern  zum  größten  Teile  von  freier  Annahme 
herstammen  und  uns  auf  Grabsteinen,  Siegelabdrücken 
und  anderen  Fragmenten,  und  zwar  ohne  Verbindung  mit 
irgendwelchen  genealogischen  Daten,  überliefert  wurden. 

Einen  Nachweis  der  Berechtigung  zur  Annahme  eines 
Wappens  kann  die  Behörde  nur  in  jenen  Fällen  fordern, 
w o es  sich  um  die  Erwerbung  eines  Wappens  handelt, 
mit  dem  irgendwelche  Privilegien  verbunden  sind  und 
dadurch  selbes  auch  einen  behördlichen  Schutz  genießt. 

Nach  Anführung  der  Anklage  wurde  zufolge  Aller- 
höchster Entschließung  vom  7.  August  1820  das  Aus- 
stellen von  bürgerlichen  Wappenbriefen  eingestellt.  Wenn 
wir  also  in  Erwägung  ziehen,  daß  vor  dem  Jahre  1820 
die  Wappenwahl  eine  ungehinderte  war  und  selbst  mit 
diesem  Dekrete  nur  die  Einstellung  staatlicher  Wappen- 
briefe verfügt  wurde,  ohne  die  weitere  freie  Wappen- 
wahl auch  nur  mit  einem  Worte  zu  berühren,  so  müssen 
wir  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  daß  durch  diese  Ver- 
fügung die  Wappenwahl  nach  dem  Jahre  1820  nicht 
eine  beschränktere,  sondern  eine  noch  viel  freiere  wurde, 
als  sie  es  zuvor  war! 

Welcher  Wert  aber  selbst  den  einst  durch  Wappen- 
briefe verliehenen  Wappen  von  seiten  des  Ministeriums 
des  Innern  heute  beigemessen  wird,  kennzeichnet  der 
Umstand  am  besten,  daß  vor  einiger  Zeit  ein  Herr  im 
Wappenarchive  mit  einem,  seinen  Vorfahren  verliehener 
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Wappenbriefe  vorsprach  und  sich  nach  dem  Werte  des- 
selben erkundigte,  man  diesem  dort  zu  verstehen  gab, 
daß  bürgerliche  Wappenbriefe  nicht  mehr  verliehen  wer- 
den und  der  Wert  eines  solchen  lediglich  darin  bestehe, 
was  ein  Antiquitätenhändler  dafür  biete! 

Die  weitere  Behauptung  der  Anklage,  daß  mit  dem 
Aufkojnmen  von  Adelsdiplomen  — dies  fällt  in  das 
14.  Jahrhundert  — sich  der  Gebrauch  bildete,  daß  zum 
Wappenschilde  eines  adeligen  Wappens  ein  offener  ge- 
krönter und  zum  Wappenschilde  eines  bürgerlichen  Wap- 
pens ein  geschlossener  ungekrönter  Stechhelm  gehöre, 
ist  vollkommen  unrichtig;  allerdings  wird  diese  Ansicht 
von  Leuten,  die  mit  der  Entwicklung  der  Heraldik  un- 
genügend vertraut  sind,  gerne  zu  einer  heraldischen 
Regel  gemacht.  Übrigens  zeigt  ja  gerade  der  Band  I 
meines  Werkes  „Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher 
Familien  Österreich-Ungarns“,  den  ich  im  Jahre  1899 
dem  Ministerium  des  Innern  selbst  unterbreitete  und  der 
auch  unbeanständet  angenommen  wurde,  nahezu  aus- 
schließlich Wappen  mit  offenen  und  gekrönten  Helmen. 

Die  Anklage  fährt  fort:  „Trotz  dem  Bestände  dieser 
und  Hermann  wohlbekannten  Vorschriften  hat  selber  die 
Unwissenheit  seiner  Klientel  zum  Schaden  der  staatlichen 
Autorität  upd  zu  seinem  eigenen  wirtschaftlichen  Vor- 
teile ausgenützt.“ 

Was  den  Bestand  dieser  Vorschriften,  vielleicht 
besser  gesagt  Ansichten,  anbelangt,  so  konnte  ich  hie- 
von keine  Kenntnis  haben,  weil  diese  erst  für  meinen 
Prozeß  ans  Tageslicht  gebracht  wurden;  ich  neige  aber 
der  Ansicht  zu,  daß  man  selbst  mit  diesen  eine  jahr- 
hundertealte Sitte  nicht  wird  vernichten  können.  Inwie- 
fern der  Staat  durch  meine  Arbeiten  Schaden  erlitten 
haben  soll,  nachdem,  wie  wir  hörten,  bereits  anno  1820 
die  Ausfolgung  von  Wappenbriefen  eingestellt  wurde, 
begründet  die  Anklage  nicht;  — wenn  ich  vielmehr  in 
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Betracht  ziehe,  daß  ich  in  dieser  meiner  Tätigkeit  über 
9000  Kronen  an  Stempeln  und  Portis  verausgabte,  so  ist 
gerade  der  Staat  derjenige,  der  die  größten  Vorteile  aus 
meinem  Unternehmen  gezogen  hat!  Daß  meine  Klienten 
einen  Schaden  durch  mich  nicht  erlitten,  ist  so- 
wohl aus  den  Zeugenprotokollen  zu  entnehmen,  wie 
dies  auch  von  seiten  der  als  Zeugen  vernommenen  Par- 
teien vollinhaltlich  bestätigt  wird.  Die  wirtschaftlichen 
Vorteile,  die  mir  aus  meinem  Unternehmen  verblieben, 
bestehen  darin,  daß  ich  heute  — ■ durch  das  Vorgehen 
des  Ministeriums  des  Innern  — vor  einer,  durch  acht 
Jahre  mit  Mühe  und  Opfern  aufgebauten,  jetzt  vernich- 
teten Existenz  stehe! 

Zur  Bespiegelung  meiner  Tätigkeit,  — so  sagt  die 
Anklageschrift,  — führe  sie  den  Fall  „Grader“  an  und 
bemerkt,  diesen  aus  Hunderten  herausgegriffen  zu 
haben. 

Der  Fall  „Grader“  wurde  nicht,  wie  die  Anklage 
behauptet,  aus  meinem  Arbeitsmaterial  herausgegriffen, 
sondern,  wie  bereits  erwähnt,  wandte  sich  Heinrich 
Grader  an  das  Ministerium  des  Innern  mit  dem  Ansuchen, 
auch  ihm  die  Adelsrechte  zu  gewähren,  die  bereits  sein 
Bruder  Josef  Grader  in  Zwingendorf  erlangte.  Was  den 
Mann  zu  diesem  Vorgehen  veranlaßte,  werden  wir  aus 
seiner  Zeugenaussage  entnehmen,  denn  in  der  von  mir 
verfaßten  Chronik  wird  das  Geschlecht  als  ein  bürger- 
liches bezeichnet  und  wird  darin  mit  keinem  Worte  Er- 
wähnung getan,  was  auf  eine  adelige  Abstammung 
schließen  lassen  könnte. 

Wenn  aber  wirklich  jemand  zu  der  kaum  annehmbaren 
Ansicht  gelangen  sollte,  daß  der  bloße  Besitz  eines 
Wappens  adelig  zu  sein  bedeutet,  wie  sich  dies  angeb- 
lich im  Falle  Grader  ereignet  haben  soll,  dann  ist  an 
solchen  Auffassungen  niemand  schuldtragend,  als  wie  das 
Ministerium  des  Innern  selbst,  als  unsere  Wappenbehörde, 
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als  welche  sie  bemüht  ist,  das  Wappenrecht  in  Österreich 
als  eine  Prärogative  des  Adels  hinzustellen ! 

Was  die  Benützung  historischer  Daten  zu  einer  Ge- 
schlechtschronik betrifft,  so  kann,  sobald  diese  nur  eine 
geschichtliche  Verwendung  finden,  dem  nichts  entgegen- 
gestellt werden,  was  dies  verbieten  könnte. 

Es  gibt  zahlreiche  gleichnamige  Familien,  die  ein- 
ander fremd  und  doch  eines  Ursprunges  sind,  beim  Adel 
wird  die  Entwicklung  der  einzelnen  Linien  durch  Stamm- 
baumaufsätze festgehalten,  wogegen  in  bürgerlichen  Krei- 
sen selten  mehr  das  Andenken  des  Großvaters  geborgen 
ist.  Beim  Adel  ist  das  Zweikindersystem  schon  nahezu 
Gesetz  geworden,  wogegen  in  bürgerlichen  Familien  nicht 
selten  einem  einzigen  Ehepaare  zehn  und  noch  mehr 
Kinder  geboren  werden.  Berechnen  wir  jetzt  so  einen 
Stammbaum  auf  etwa  12  Generationen  zurück,  — dies 
fällt  ungefähr  in  die  Zeit  der  allgemeinen  Annahme  von 
Familiennamen  — so  finden  wir,  wie  weitverzweigt  oft 
ein  einzelnes  Geschlecht  sein  kann,  der  lebenden  Gene- 
ration aber  höchstens  die  Stammesangehörigen  bis  zum 
Großvater  bekannt  sind.  So  entstehen  Stämme,  die  aber 
eigentlich  nur  einen  einzelnen  Stamm  bilden,  das  Ver- 
wandtschaftsverhältnis sich  aber  infolge  des  erst  kaum 
300  jährigen  Bestandes  unseres  Matrikenwesens  nicht 
immer  feststellen  läßt. 

Es  ist  somit  bei  Aufstellung  einer  Chronik  gegen 
nichts  vergangen,  wenn  auch  Träger  gleicher  Namen  aus 
älterer  Zeit,  insofern  der  Name  allein  oder  andere  Um- 
stände auf  eine  gemeinsame  Abstammung  schließen  lassen, 
in  eine  geschichtliche  Abhandlung  einbezogen  werden, 
ohne  den  verwandtschaftlichen  Nachweis  erbracht  zu 
haben.  Auch  Historiker,  Geschlechtsforscher  und  Bio- 
graphen, wie  Fahne,  Gauhe,  Hellbach,  Kneschke,  Lede- 
bur, Zedlitz  und  Wurzbach,  vereinigen  Träger  gleicher 
Geschlechtsnamen  zu  einem  geschlossenen  Abschnitt, 
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ohne  das  Verwandtschafts  Verhältnis  derselben  unterein-  > 
ander  festgestellt  zu  haben.  | 

Daß  sich  oft  eine  Linie  zu  einem  höheren  Empor- 
kommen aufschwingt,  als  die  andere,  und  einzelne  Glie-  I 
der  wieder  im  Leben  eine  hervorragendere  Stellung  er-  jj] 
reichen,  liegt  in  dem  Lauf  der  Welten;  aber  eine  an  , 
Daten  und  Erinnerungen  reiche,  vielleicht  sogar  rühm-  J 
volle  Geschlechtschronik  mag  gewiß  nur  zur  Veredelung  < 
des  Familiensinnes  und  zur  Nacheiferung  der  Nachkom-  : 
men  anregen. 

Der  Herr  Untersuchungsrichter  Landesgerichtsrat  t 
Anton  Edler  von  Würth-Münzberg  sagte  mir  allerdings  o 
gelegentlich  meiner  Einvernahme,  der  Ausdruck  „Ge-  \ 
schlecht“  sei  ein  Unsinn,  denn  es  gebe  nur  ein  männ-  4 
liches  und  ein  weibliches  Geschlecht!  Ob  der  Herr 
Untersuchungsrichter  die  Bezeichnung  „Geschlecht“  vom 
geschlechtlichen  oder  grammatikalischen  Standpunkte  aus 
in  Erwägung  zog,  weiß  ich  nicht ; im  letzteren  Falle  gibt  es 
auch  noch  ein  „sächliches“  Geschlecht!  Allenfalls  ist  die  ( 
mir  zuteil  gewordene  „Belehrung“  sehr  geistreich ! — 

Der  Herr  Untersuchungsrichter  meinte  auch,  ich  soll, 
um  die  Chronik  jeder  einzelnen  Familie  noch  interessanter 
zu  gestalten,  gleich  in  jede  die  Genealogie  unseres  Kaiser- 
hauses aufnehmen,  denn  wir  stammen  schließlich  alle 
von  Adam  und  Eva! 

So  ironisch  der  Herr  Untersuchungsrichter  auch  dies 
gemeint  haben  mag,  so  ernst  kann  man  diese  Äußerung 
nehmen.  Vorausgesetzt,  daß  die  Ansicht,  daß  wir  alle 
von  Adam  und  Eva  abstammen,  nicht  doch  einem  Zwei- 
fel unterliegt,  wäre  jeder  Mensch  in  der  Lage,  sein  Ver- 
wandtschaftsverhältnis mit  dem  Kaiserhause  festzustellen, 
wenn  schon  Adam  und  Eva  für  die  Füh- 
run£  geordneter  Matriken  entsprechende 
Vorsorge  getroffen  hätten;  denn  im  23.  Orade 
der  Fortpflanzung  — dies  der  Zeitraum  unseres  Kaiser- 
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lauses  als  regierendes  Haus  — zählt  jeder  Mensch 
H 94  304  Ahnen. 

Der  bereits  verstorbene  Hofrat,  Landesgerichtsrat 
3r.  Ferdinand  Ritter  Holzinger  von  Janaburg,  hat  im 
ahre  1899  über  den  von  ihm  für  seine  Person  gelieferten 
Vielsnachweis  eine  Broschüre  geschrieben,  die  er 
, Antiquarische  Fragmente“  betitelt.  Aus  dieser  Bro- 
chüre  entnehmen  wir,  daß  auch  Dr.  v.  Holzinger  ge- 
chichtlich  auf  einen  Hans  v.  Holzing,  welcher  im  Jahre 
388  in  der  Schlacht  bei  Döffingen  fiel,  zurückgreift,  und 
weiters  anführt,  von  dem  reichsritterlichen  Geschlechte 
[er  „von  Holzing“  aus  Schwaben  abzustammen,  obwohl 
r die  direkte  Stammreihe  seiner  Vorfahren  in  den  Ma- 
riken  zu  Linz  nur  bis  zum  Jahre  1603  zu  verfolgen  ver- 
flöchte. Die  Adelsanerkennung  Dr.  v.  Holzinger  bezog 
ich  aber  nicht  auf  die  „von  Holzing“,  sondern  auf  ein 
Vdelsdiplom,  welches  sein  sechster  Urgroßvater  erworben 
md  dtto.  Prag,  4.  Jänner  1605,  ausgestellt  wurde;  auf 
lie  „von  Holzing“  bezieht  sich  Dr.  v.  Holzinger  nur 
geschichtlich,  wie  solche  Daten  eben  in  Chroniken  An- 
wendung finden. 

Dr.  v.  Holzinger  zitiert  in  seiner  Broschüre  weiter: 
Trotz  eifrigen  Nachsuchens  über  drei  Wappen  von  fünf, 
lit  welchen  das  Testament  meines  sechsten  Urgroß- 
aters  unterzeichnet  ist,  konnte  ich  weder  im  Adelsarchiv, 
loch  in  den  verschiedenen  heraldischen  Werken  Auf- 
chluß  finden.“  Es  sind  dies  die  Wappen  der  Familien 
lerhard,  Porkinger  und  Frank.  Lassen  sich  aus  einer 
inzigen  Urkunde,  welche  mit  fünf  Siegeln  versehen  ist, 
tur  zwei  als  verzeichnet  nachweisen,  so  sehen  wir,  wie 
joß  die  Zahl  der  in  Österreich  vorhandenen,  noch  nicht 
dierten  Wappen  sein  muß. 

Weiters  ist  aus  der  Broschüre  zu  entnehmen,  daß  der 
lürger  Heliseo  Arthofer  das  Testament  Holzingers  mit 
lern  gleichen  Wappen  siegelte,  wie  es  sich  auf  dem 
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Grabsteine  der  Polixena  Arthofer  Edle 
von  Scheibenhof  zu  Stein  befindet;  es 
bedienten  sich  somit  sowohl  die  bür-1 
gerlichen,  als  auch  die  geadelten  Art- 
hofer ein-  und  desselben,  hier  abge-^ 
bildeten  Wappens,  was  uns  beweist, 
daß  oft  selbst  in  den  Insignien  bürger-" 
licher  und  adeliger  Wappen  kein  Unter-8 
schied  zu  finden  ist. 

Die  Begründung  für  solche  Fälle  wäre  wohl  darin ,f 
zu  suchen,  daß  oft  Personen  bei  ihrer  Nobilitierung  das 
altererbte  Wappen  beibehielten,  und  so  führt  dann  so-w 
wohl  die  bürgerliche,  als  auch  die  geadelte  Linie  das1 
gleiche  Wappen,  beide  auch  mit  gleichem  Rechte,  das-1 
Verwandtschaftsverhältnis  aber  heute  in  einem  vielleicht 
gar  nicht  mehr  festzustellenden  Grade  besteht.  Wir  finden2 
übrigens  in  der  gleichen  Broschüre  Dr.  v.  Holzingers  den 15 
Vermerk,  daß  Sebaldus  Janer  im  Jahre  1579,  unter  Beibe 
haltung  der  Insignien  seines  althergebrachten  bürgerlicher | 
Wappens  in  den  rittermäßigen  Adelstand  erhoben  wurde  f 
Dr.  v.  Holzinger  schreibt  weiter:  „In  der  damaligerf 
heraldisch  schon  etwas  verwilderten  Zeit“  — hier  isi| 
das  17.  Jahrhundert  gemeint  — „wurde  oft  das  ursprüng  f 
liehe  Wappen  gänzlich  ignoriert  und  ein  ganz  andere«  f 
willkürlich  gewählt  und  angenommen.“  | 

Dieses  Zitat  erklärt  uns  wieder,  daß  die  willkürlich' 
Wappenwahl  stets  eine  freie  war,  und  daß  oft  gleichnamig  1 
Familien  trotz  verschiedener  Wappen  eines  Ursprünge 
sein  können,  wie  auch,  daß  oft  ein  Geschlecht  auch  übe 
zwei  und  mehr  verschiedene  Wappen  verfügen  kann,  ohn 
sich  über  die  Provenienz  und  das  Führungsrecht  de  ' 
einen  mehr  als  über  das  des  anderen  ausweisen  z 
können.*) 

— ll 

*)  Diese  Anführungen  aus  der  Broschüre  des  Landesgerichtsratt 
Dr.  v.  Holzingers  zitiere  ich,  weil  der  Verfasser  selbst  dort  Urtei 
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Die  Anklageschrift  fährt  in  ihrer  Begründung  weiter 
id  sagt,  daß  ich  meine  Prospekte  über  das  ganze  Land 
rbreite  und  den  Leuten  außer  Wappen  auch  Adels- 
,iefe  anbiete.  In  der  Verbreitung  meiner  Prospekte 
blicke  ich  nichts  Unrechtes,  da  meine  Arbeiten,  wie  die 
lklage  selbst  zugibt,  einwandfrei  und  weiters  durch 
in  Monopol  beschränkt  waren,  dagegen  protestiere  ich 
f das  Entschiedenste  gegen  die  geradezu  empörende 
ihauptung  der  Anklage,  daß  ich  jemals  Adelsbriefe  an- 
boten  habe. 

Die  Anklage  sagt  weiter,  daß  ich  zum  Köder  in  mei- 
n Prospekten  anführe,  daß  Stammbaumerhebungen 
hon  oft  Vorteile  für  die  Familien,  wie  Stiftungs-  oder 
bschaftsansprüche , erbrachten.  Diese  meine  Be- 
fuptungen  sind  durchwegs  keine  Köder,  sondern  Tat- 
chen,  die  sich  nicht  von  der  Hand  weisen  lassen.  Ver- 
»senschaften  fallen  nicht  selten  dem  Staate  zu,  weil 
t die  nächsten  Verwandten  nicht  eruierbar  sind;  man 
rfolge  diesbezüglich  nur  den  amtlichen  Teil  der  Wiener 
itung.  Und  wer  nicht  glaubt,  daß  es  Hunderte  von 
ftungen  gibt,  wo  der  Genuß  ganz  willkürlich  verteilt 
rd,  weil  sich  die  Behörde  um  die  eigentlichen  Genuß- 
rechtigten  verflucht  wenig  kümmert,  der  lese  das  Werk 
)ie  Familienstiftungen  Deutschlands  und  Deutsch-Öster- 
chs“,  Verlag  von  Ed.  Pohl  in  München. 

Wenn  ich  in  einigen  Fällen  — etwa  in  fünf  — die 
isage  machte,  daß  die  Familie  durch  die  Aufnahme  des 
appens  in  mein  Werk  — wofür  ich  mir  jedoch  niemals 
ts  bezahlen  ließ  — zur  Führung  desselben  berechtigt 
i,  so  wollte  ich  hiemit  nicht  mehr  bezwecken,  als  mit 


te,  wo  ich  mich  zu  verantworten  hatte  und  ich  somit  diesen  Zi- 
en  nicht  nur  eine  sachliche,  sondern  auch  eine  juristische  Bedeu- 
ig  beimesse;  ich  ersuche  daher  den  Leser,  speziell  diese 
örterungen  für  den  Verlauf  meines  Prozesses  im  Auge 
behalten. 


76 


den  gleichfalls  in  einzelnen  Fällen  ausgestellten  Bestäf 
gungen  über  die  Provenienz  des  Wappens,  nämlich,  de 
Familien  die  Beruhigung  geben,  daß  sie  auch  wirklie 
zur  Führung  des  Wappens  berechtigt  sind. 

Daß  aber  der  Wert  eines  Wappens  und  des  Stamn 
baumes  ein  erhöhter  ist,  wenn  diese  in  einem  Werl 
festgehalten  werden,  wie  ich  dies  in  meinen  Offerte 
anführe,  — welche  Bemerkung  mir  die  Anklage  gleicl 
falls  zum  Vorwurf  macht,  — hiezu  noch  in  einem,  desse 
Entgegennahme  selbst  Se.  Majestät  der  Kaiser  würdigt 
bedarf  wohl  keiner  besonderen  Begründung.  Was  de 
Adel  der  Gotha'sche  Almanach  ist,  sollte  dem  Bürgertu , 
mein  Werk  werden! 

Die  Anklage  legt  mir  weiters  zur  Last,  durch  me 
Vorgehen  eine  große  Anzahl  von  Personen,  und  zw 
insbesondere  die  ländliche  Bevölkerung,  geschädigt  :j 
haben,  wogegen  ich  einwende,  daß  sich  mein  Kliente 
kreis  gerade  aus  der  gebildeten  Gesellschaftsklasse  rekr 
tierte,  was  schon  daraus  hervorgeht,  daß  das  Interesse  f< 
ein  Familienwappen  und  einen  Stammbaum  einen  gj 
wissen  Bildungsgrad  erfordert.  Der  Umstand  aber,  d j 
sich  darunter  auch  Familien  befinden,  die  ihr  Domi 
in  der  Provinz  haben,  läßt  noch  nicht  den  Schluß  ziehen 
daß  diese  der  ungebildeten  Bevölkerungsschichte  angi 
hören  müssen.*) 

Ich  zählte  zu  meinen  Klienten  auch  Hofräte,  Kre 
gerichts-  und  Senatspräsidenten,  Staatsanwälte,  Adv ! 
katen,  Professoren,  Offiziere  bis  zum  höchsten  Ranf 
auch  Hofbeamte,  Reichsrats-  und  Landtagsabgeordne 
doch  die  Anklage  entzieht  uns  den  Genuß,  auch  < 
Aussagen  dieser  — falls  sie  überhaupt  einvernomm 
wurden  — über  das  Führungsrecht  eines  bürgerlich 

*)  Aus  den  als  Zeugen  einzuvernehmenden  Parteien  werden 
ja  ersehen,  aus  was  für  einer  Gesellschaftsklasse  sich  mein  Klient.; 
kreis  zusammensetzte! 
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imilienwappens  zu  Ohren  zu  bekommen.  Es  wurden 
och  in  Österreich-Ungarn  und  selbst  im  Auslande  über 
i0  Zeugen  einvernommen,  und  obwohl  ich  insgesamt 
>6  Wappen  zur  Ausführung  brachte,  wurden  mir  bei 
einer  Einvernahme  nur  167  Aussagen  verlesen  und  auch 
;i  der  Verhandlung  sollten  nur  275  zur  Verlesung  ge- 
macht werden. 

Die  Anklage  sagt  weiter:  „Die  Leute  haben  nun 
m geringen  Trost,  die  Wappen  als  Zimmerschmuck 
enützen  zu  können. u Nun  muß  ich  mich  unwillkürlich 
•Ibst  fragen:  Habe  ich  denn  das  Wappen  als  etwas 
tideres,  als  ein  sinnvolles  Familienstück  angeboten? 
ewiß  nicht,  — und  daß  dieses  Familienstück  als  ein 
ymbol  der  Familienzusammengehörigkeit  betrachtet  und 
enützt  wird,  wird  den  Erwerbern  wohl  niemand  ver- 
ieten  können,  und  mehr  wollten  und  wollen  sie 
ich  nicht. 

Die  Anklage  schließt  mit  den  Worten:  „Hermann 
It  in  tatsächlicher  Beziehung  geständig,  gesteht,  daß  er 
ewußt  habe,  daß  bürgerliche  Wappen  nicht  mehr  ver- 
€hen  werden  und  räumt  auch  ein,  daß  bei  den  wenigsten 
Ilten  Wappen,  die  er  fabrizierte,  ein  Zusammenhang  zwi- 
lchen den  alten  Besitzern  und  den  neuen  Erwerbern 
lesteht.“ 

Was  die  Einstellung  der  Verleihung  bürgerlicher 
Rappen  anbelangt,  so  hat  diese  Verfügung  mit  meinen 
arbeiten  nichts  gemein  und  was  den  Zusammenhang  be- 
rifft,  habe  ich  mich  bereits  an  anderer  Stelle  in  eine  ein- 
gehende Erörterung  dieses  Punktes  eingelassen  und  will 
der  nur  noch  anfügen,  daß  auch  meine  Klienten  auf  die 
Erbringung  eines  solchen  Zusammenhanges  — wo  von 
:inem  solchen  überhaupt  die  Rede  sein  könnte  — nicht 
rnr  nicht  reflektierten,  sondern  zu  einer  solchen  Annahme 
rar  nicht  gelangen  konnten,  da  gegen  so  weitgehende 
Forschungen  — wenn  dies  überhaupt  möglich  — schon 


der  minimale  Betrag  spricht  und  weiters  in  meinen  Offertei  ' 
der  Passus  enthalten  ist : „Die  Erhebung  de 
Stammreihe,  soweit  dies  auf  Grund  de 
Matriken  möglich  ist.“  Hofrat  Ritter  von  Lei* 
sagte  mir  ja,  ich  soll  die  bürgerlichen  Wappen  nur  nichf’ 
forcieren,  und  dieser  Weisung  gemäß  habe  ich  in  mei:1 
nen  Offerten  auch  nicht  von  einer  allgemeinen  Wappen 
annahme,  sondern  von  wappenberechtigten  Patriziern  ge 
sprochen;  die  vorgebrachte  Zergliederung  über  da: 
Wappenrecht  liefert  uns  jedoch  den  Beweis,  daß  trotz  dei 
von  seiten  der  Ankläger  geschaffenen  Winkelzügen  ein  ge 1 
werbetreibender  Fleischhauer  ebenso  wie  ein  in  Staats 
diensten  stehender  Hofrat  zur  Wappenführung  berech  ] 
tigt  ist! 

Dieser  ftieiner  Erwiderung  — die  ich  sowohl  für  micl 1 
aus  auch  für  Dr.  Rabenlechner  zur  Bekämpfung  der  An 
klage  ausarbeitete  — knüpfe  ich  noch  an,  daß  ich  mii1 
niemals  bewußt  war,  mit  meinen  Arbeiten  etwas  Un  1 
rechtes  begangen  zu  haben,  sondern  vielmehr  wirklid 
das  gegen  mich  in  Szene  Gesetzte  ein  Racheakt  ist,  der; 
ich  durch  die  Enthüllungen  der  Prager  Adelsschwindeleier j 
und  der  herrschenden  Zustände  in  unserem  Adelsdeparte 
ment  mir  heraufbeschwor,  und  nun  meine  Existenz  au: 
diese  Weise  vernichtet  werden  sollte,  um  nicht  nodt| 
tiefer  in  diese  Getriebe  Einblick  zu  gewinnen. 

* * 

* I 

Nun  kehren  wir  zum  Gang  der  Verhandlung  zu- 
rück. Der  Präsident  entnimmt  einem  Paket  Drucksorten  ' 
wie  Offerte,  Preisverzeichnisse,  zwei  von  mir  verfaßte 
roschüren  über  Familienwappen,  sowie  Bestätigung  unc 
notarielle  Vidimierungen  über  ausgeführte  Wappen  und 
läßt  diese  unter  den  Geschworenen  zirkulieren. 

Der  Staatsanwalt  betrachtet  das  Wappenrecht  als  ein« 
Prärogative  des  Adels  und  will  den  bürgerlich  Geborenen 
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ntgegen  den  Ausführungen  der  Anklageschrift,  dieses 
techt  gar  nur  dann  zuerkennen,  wenn  er  ein  ehelicher 
Jachkomme  eines  einst  mit  einem  Wappenbriefe  be- 
achten Wappenempfängers  ist,  wogegen  ich  meine 
gegenteiligen  Ansichten  — wo  über  solche  zu  äußern 
lan  mir  überhaupt  erlaubte  — mit  der  althergebrachten 
»itte  des  unbeschränkten  Wappengebrauches  verfechte  und 
lieh  auf  meine  bisher  öffentlich  gepflogenen  Arbeiten, 
/eiche  ich  in  meinem  Werke  „Genealogie  und  Heraldik 
ürgerlicher  Familien  Österreich-Ungarns“  festhielt  und 
!er  Behörde  vorlegte,  beziehe,  für  welch  letzteres  ich 
uch  mit  einem  kaiserlichen  Dankschreiben  ausgezeich- 
(:et  wurde. 

Eine  etwas  erregte  Debatte  erheischen  die  in  meinen 
pfferten  fallenden  Worte  „Wiedererwerbung“,  wobei  ich 
len  Standpunkt  vertrete,  daß  man  der  Annahme  eines 
bürgerlichen  Wappens,  welches  ein  bestimmtes  Geschlecht 
:ennzeichnet,  — ob  unverändert  oder  mit  einer  Variante, 
jOn  den  Umständen  abhängend  — nichts  entgegenstellen 
:ann,  was  dies  verbieten  würde. 

In  etwa  drei  Fällen  ergab  es  sich,  daß  in  meiner 
(orrespondenz  als  Quelle  das  Hof -Archiv  anstatt  die 
iof-Bibliothek  zitiert  wird,  welch  letzterer  ich  mich  in 
len  ersten  Jahren  meiner  Tätigkeit  bediente,  wenn  ich 
Verke  benötigte,  über  die  ich  noch  nicht  selbst  ver- 
ügte;  obwohl  man  auch  die  Wiener  Hof-Biblio- 
hek  als  ein  Archiv  bezeichnen  kann , glaubt  der 
Staatsanwalt  in  diesem  nichtigen  Grunde  eine  gewaltige 
Vaffe  gegen  mich  gefunden  zu  haben. 

Hinsichtlich  der  Anführung  von  historischen  Daten 
n einer  Geschlechtschronik  fordert  der  Staatsanwalt  den 
Vachweis  des  Zusammenhanges  der  einzelnen  darin  an- 
geführten Daten  und  will  sich  den  Unterschied  zwischen 
Chronik  und  Stammbaum  nicht  erklären  lassen.  Meine 
diesbezüglichen  Auseinandersetzungen  wollte  ich  durch 
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die  Vorlage  der  Broschüre  „Antiquarische  Fragmente“ 
des  ehemaligen  Landesgerichtsrates  Dr.  v.  Holzinger 
unterstützen  und  brachte  vor,  daß  auch  Dr.  v.  Holzinger 
in  seiner  Familiengeschichte  auf  einen  Hans  v.  Holzing 
aus  dem  Jahre  1388  zurückgreift,  trotzdem  zwischen  die- 
sem und  seinen  ältest  bekannten  Ahnen  eine  Lücke  von 
260  Jahren  besteht.  Doch  der  Staastanwalt  ruft  mir  mit 
erhobener  Stimme  zu:  „Lassen  Sie  den  Toten 

ruhen.“  Mit  diesen  Worten  wurde  mir  das  wichtigste' 
Material,  das  ich  zu  meiner  Verteidigung  in  Händen  hatte, 
genommen.  1 

Nochmals  den  Versuch  anstrebend,  den  Unterschied 
zwischen  Geschlechtschronik  und  Stammbaum  darzutun, 
legte  ich  eine  Broschüre  vor,  die  betitelt  ist:  „Die  Heimat 
des  Geschlechtes  der  Scherzer.“  Verfasser  dieser 
Broschüre  ist  Justizrat  Dr.  Eduard  Reichl,  Landes- 1 
advokat  in  Eger,  Pfleger  des  Germanischen  National-' 
museums  zu  Nürnberg  und  ordentliches  Mitglied  der 
Geographischen  Gesellschaft  zu  Jena.  In  dieser' 
Broschüre  werden  die  Träger  des  Namens  „Scher-  ] 
zer“  und  „Schertzer“  vom  Jahre  1290  an  zusammen-] 
gezogen,  woran  sich  dann  die  Stammreihe  einer  Linie  ! 
anschließt,  deren  ältest  nachweislichen  Daten  bis  zum 
Jahre  1661  zurückreichen.  Doch  weder  Präsident,  noch 
Geschworene,  geschweige  denn  der  Staatsanwalt,  legten 
meiner,  für  den  Gang  der  Verhandlung  doch  so  wichti- 
gen Vorlage  eine  Bedeutung  bei  und  mein  Verteidiger 
sitzt  regungslos  in  seinem  Fauteuil,  als  ob  er  berufen  wäre  i 
nicht  mein,  sondern  das  Interesse  des  Anklägers  zu  ver  < 
treten ! 

Indem  der  Präsident  noch  feststellt,  daß  die  Unter 
suchung  wider  mich  nicht  über  Veranlassung  eine« 
meiner  Klienten,  sondern  über  Verfügung  de;* 
Ministeriums  des  Innern  eingeleitet  wurde,  um , 
noch  auf  meine  Arbeiten  hinweisend,  der  netten  Aus 
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ührung  Anerkennung  zollt,  wird  zur  Zeugeneinvernahme 
jeschritten. 

Es  erscheint  Herr  Dr.  Ernst  Eitner,  Wien.  Zeuge 
jibt  an,  mit  mir  behufs  Vervollständigung  seines  Stamm- 
>aumes  in  Verbindung  getreten  zu  sein  und  200  Kronen 
ils  Depot  erlegt  zu  haben.  Weiters,  es  sei  in  der  Ange- 
egenheit  eine  umfangreiche  Korrespondenz  gepflogen 
md  auch  für  einen  eruierten  Schein  eine  Prämie  ent- 
ichtet  worden.  Zeuge  beschließt  seine  Angaben  damit, 
laß  eine  Verrechnung  noch  nicht  stattgefunden  hat  und 
:r  sich  somit  nicht  als  geschädigt  erachten  kann. 

Trotz  dieser  schon  in  der  Voruntersuchung  zu  Pro- 
[okoll  gegebenen  Angaben  bezeichnet  die  Anklage  Herrn 
Dr.  Eitner  um  den  Betrag  von  200  Kronen  als  für  ge- 
chädigt  und  willkürlich  als  sich  dem  Straf- 
verfahren anschließend.  Ich  konstatiere,  daß  Herr 
3r.  Eitner  mir  sowohl  schriftlich  als  mündlich  erklärte, 
laß  ihm  weder  von  einer  Schädigung  noch  von  einem 
Anschluß  an  das  Strafverfahren  etwas  bekannt  ist!*) 

Der  nächste  Zeuge  ist  Heinrich  Grader,  Wien.  Zeuge 
st  der  Mann,  dessen  Vorgehen  dem  Ministerium  des 
nnern  die  Veranlassung  gab,  gegen  mich  einzuschreiten, 
ndem  er  dort  um  die  Zuerkennung  der  angeblich  bereits 
ron  seinem  Bruder  Josef  Grader  in  Zwingendorf  erlangten 
Vdelsrechte  einkam.  Der  Zeuge  gibt  an,  daß  sich  in  der 
-amilie  die  Tradition  adeliger  Herkunft  fortpflanzte  und 
;ich,  nachdem  er  von  dem  Wappenerhalt  seines  Bruders 


*)  Zur  Einvernahme  dieses  Zeugen  muß  ich  feststellen,  daß 
chon  die  Einbeziehung  dieses  Faktums  in  die  Anklage  einen  Akt 
ler  reinsten  Willkür  beweißt,  da  es  sich  in  diesem  Falle  — wie 
tuch  in  mehreren  folgenden  — nur  um  Stammbaumrecherchen  handelt, 
vogegen  die  Anklage  in  ihrer  Begründung  mir  nur  die  unbefugte 
Vappenausführung  zum  Vorwurf  macht! 

Hermann,  Die  Opfer. 
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Kenntnis  erhielt,  mit  seinem  Ansuchen  an  das  Ministerium 
des  Innern  wandte,  hernach  jedoch  für  den  6.  Jänner 
1905  eine  Zeugenvorladung  ins  Landesgericht  erhielt.  In 
geschäftlicher  Beziehung  stand  Zeuge  zu  mir  nicht.  Nach 
Abgabe  dieser  Erklärung  war  die  Einvernahme  dieses 
durch  sein  Vorgehen  für  mich  so  verhängnisvoll  gewor- 
denen Zeugen  beendet.*) 

Herr  Josef  Grader,  Bürgermeister  von  Zwingendorf. 
Zeuge  ist  der  Bruder  des  Vorgenannten ; er  besuchte  mich 
persönlich  in  Wien  und  bestellte,  nachdem  er  die  ein- 
zelnen Ausführungen  in  Augenschein  genommen,  Wappen 
und  Stammbaumauszug. 

Präs.:  „Wieviel  bezahlten  Sie  für  diese  Ausfüh- 
rung ?“ 

Zeuge:  „Hundert  Kronen.“ 

Ein  G e s c h w. : „War  Ihnen  das  zuviel  ?“ 

Zeuge:  „Nein,  es  wurde  ja  alles  sehr  schön  aus- 
geführt.a 1 

Präs.:  „Waren  Sie  der  Ansicht,  daß  es  sich  um 
ein  Adelswappen  handelt  ?“**) 

Zeuge:  „Nein!“ 


*)  Daß  das  Vorgehen  des  Zeugen  die  unmittelbare  Folge  des 
Einschreitens  gegen  mich  war,  beweist,  daß  selber  am  6.  Jän.  seitens 1 
des  Landesgerichtes  einvernommen  und  am  9.  Jän.  die  Beschlagnahm* 
meines  Arbeitsmateriales  und  eine  Hausdurchsuchung  in  meiner  Privat 
Wohnung  erfolgte.  — Soviel  ich  in  Erfahrung  bringen  konnte,  Steher 
Josef  und  Heinrich  Grader,  welche  Stiefbrüder  sind,  wegen  Erb 
Streitigkeiten  auf  gespanntem  Fuße,  und  da  ließ  Josef  Grader  seinen : 
Stiefbruder  gegenüber  scherzweise  vernehmen,  daß  er  seine  Adels 
rechte,  von  denen  in  der  Familie  stets  die  Sprache  ist,  bereits  wiede: 
erlangte. 

**)  Zu  dieser  Frage  muß  ich  bemerken,  daß  das  Wappen  selbs 
in  dem  Werke,  woraus  selbes  entnommen,  als  ein  bürgerliches  be 
zeichnet  und  auch  in  der  Chronik  von  einem  Adel  gar  keine  Er  i 
wähnung  ist,  vielmehr  das  Geschlecht  als  ein  bürgerliches  angeführ  ] 
wird;  somit  Zeuge  niemals  zu  einer  solchen  Ansicht  gelangen  konnte 
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Präs.:  „Glauben  Sie,  daß  Sie  von  den  jahrhundert- 
alten Familien,  die  in  der  Chronik  angeführt  sind,  ab- 

rtamtnen?“*) 

Zeuge:  „Ja!“ 

An  ge  kl.:  „In  diesem  guten  Glauben  kann  ja  der 
Zeuge  sein“  — das  Gegenteil  wird  ihm  sicher  niemand 
aeweisen  können  — „aber  ein  solcher  Nachweis  konnte 
Matrikenmangels  wegen  nicht  erbracht  werden.  Daß  aber 
Zeuge  selbst  an  einen  bereits  erbrachten  Nachweis  nie- 
mals dachte,  geht  daraus  hervor,  daß  er  später  weitere 
Forschungen  unter  Aufwendung  weiterer  Kosten  veran- 
lassen wollte,  ich  ihm  jedoch  wegen  Aussichtslosigkeit 
tiiervon  abriet.“ 

Präs.:  „Sie  sind  auch  in  dem  heraldischen  Werke 
aufgenommen.  Glauben  Sie,  daß  Sie  deshalb  schon  zur 
Führung  eines  Wappens  berechtigt  sind?“ 

Zeuge:  „Ja.“ 

Präs.:  „Erachten  Sie  sich  für  geschädigt?“ 
Zeuge  schweigt. 

Staatsanw. : „Natürlich,  nachdem  Sie  doch  das 
Wappen  nicht  führen  dürfen!“ 

Zeuge:  „Dann  ja.“ 

A n g e k 1. : „Auch  wenn  Sie  das  Wappen  führen 


dürfen?“ 

I Zeuge:  „Dann  nicht.“ 

Ein  Geschw. : „Ich  bitte,  der  Herr  Zeuge  ist  ein 
angesehener  Mann  in  Zwingendorf.  Er  glaubte  halt,  daß 
sein  Ansehen  durch  das  Wappen  noch  gehoben  wird  und 
[da  ist  er  doch  nicht  geschädigt  worden!“ 

Präs.:  „Bitte,  Ihre  Ansichten,  Herr  Geschworener, 
dürfen  Sie  nicht  äußern.“ 


*)  Dieser  Frage  muß  ich  entgegensetzen , daß  an  einen  er- 
brachten Nachweis  des  Zusammenhanges  der  einzelnen  in  der 
Chronik  angeführten  Daten  wohl  keiner  meiner  Klienten  weder 
!dachte,  noch  zu  einer  solchen  Annahme  gelangen  konnte! 

6* 
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Angeklagter  erregt : „Läßt  sich  ein  Hofrat  und 
ein  Staatsanwalt-Substitut  bei  mir  ein  Wappen  ausführen, 
so  kann  sich  auch  der  Bürgermeister  von  Zwingendorf 
ein  solches  machen  lassen!“ 

Herr  Adolf  Bügler,  Architekt,  Wien.  Zeuge  ist  nicht 
erschienen.  Herr  Bügler  beauftragte  mich  im  Monat  No- 
vember mit  der  Erhebung  seiner  Stammreihe  und  der 
Ausführung  des  Wappens  und  wurde  über  Wunsch  — 
da  dies  für  ein  Weihnachtsgeschenk  bestimmt  — das 
Wappen  und  einstweilen  eine  Chronik  auf  Grund  der 
bis  Weihnachten  erhobenen  Daten  ausgeführt;  die  wei- 
teren Erhebungen  sollten  nach  Weihnachten  fortgesetzt 
werden.  Herr  Bügler  bestätigte  mir  brieflich  die  Zu- 
friedenheit über  die  Ausführung  seines  Auftrages,  be- 
merkte aber,  daß  das  von  mir  gelieferte  Wappen  nicht 
mit  jenem,  welches  sich  bereits  in  seinem  Besitz  befindet, 
übereinstimmt.  Das  mir  später  übersandte  Wappen  stellte 
sich  als  ein  Phantasiewappen  heraus,  wie  solche  soge- 
nannte herumreisende  Wappenmaler  anzufertigen  pfleg- 
ten; ich  hätte  jedoch  keinen  Anstand  genommen,  dieses 
Wappen  zu  vervielfältigen,  wenn  hievon  bei  Auftrags- 
erteilung Erwähnung  gemacht  worden  wäre. 

Staatsanw. : „Wo  haben  denn  Sie  das  von  Ihnen 
ausgeführte  Wappen  „Bügler“  her?“ 

A n g e k 1. : „Aus  Siebmachers  bürgerlichem  Wappen- 
buch!“ 

Staatsanw.:  „Haben  Sie  hier  einen  Zusammen- 
hang festgestellt?“ 

An  ge  kl.:  „Nein.  Das  Wappen  wird  im  Wappen- 
buche nur  als  Wappen  des  Geschlechtes  , Bügler*  ohne 
Angaben  genealogischer  Daten  bezeichnet.“ 
Staatsanw.:  „Das  ist  es  ja  eben.** 

An  ge  kl.:  „Was  das?“ 

Staatsanwalt  schweigt ! 
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Nachdem  Zeuge  nicht  erschienen,  so  konnte  ihm 
eine  bei  seiner  Einvernahme  gemachte  Äußerung  nicht 
orgehalten  werden;  ich  konstatiere  daher  nur,  daß  die 
! ehauptung  der  Anklage,  daß  sich  Zeuge  dem  Straf - 
erfahren  angeschlossen  haben  soll,  der  Wahrheit  nicht 
ntspricht! 

Geschw.  v.  Felsenberg:  „Sind  das  amtliche 
Zappenbücher,  die  Sie  benützen  ?“*) 

A n g e k 1. : „Nein.  Österreich  hat  überhaupt  keine 
igene  Literatur  auf  diesen  Gebieten ; auch  die  österreichi- 
:hen  Wappenbücher  erscheinen  in  Deutschland.“ 

Präs.:  „Es  sind  dies  Privatbücher,  amtliche  Wappen- 
ücher  gibt  es  keine.“ 

Gesch.  v.  Felsenberg:  „Sagen  Sie  mir,  was 
;t  für  ein  Unterschied  zwischen  einem  adeligen  und  einem 
ärgerlichen  Wappen?“ 

Angekl. : „Zwischen  den  Wappen  des  niederen 
.dels  und  den  bürgerlichen  besteht  kein  eigentlicher 
Unterschied!“ 

Geschworener  v.  Felsenberg,  mit  dieser 
.uskunft  anscheinend  nicht  einverstanden,  lächelt,  macht 
ine  Handbewegung  und  sagt:  „Ich  danke  schön.“ 

Angekl.:  „Es  kommen  sogar  zweihelmige  bürger- 
che  Wappen  vor!“**) 

Geschw.  v.  Felsenberg:  „Ein  zweihelmiges 

Zappen  bedeutet  den  Ritterstand.“!! 

Präsident  zum  Sachverständigen:  „Können  Sie 
ns  darüber  Aufschluß  geben?“ 

Sachverständiger  sucht  in  etwas  weitgehen- 

1*)  Herr  v.  Felsenberg!  Wenn  man  quasi  als  Sachverständiger 
af tritt , so  sollte  man  in  dieser  Hinsicht  — dazu  noch  als  Adeliger 
- besser  informiert  sein! 

**)  Ich  habe  zwar  niemals  bürgerliche  Wappen  zweihelmig  aus» 
jführt,  bringe  aber  hier  zwei  solche  zur  Abbildung,  um  Herrn  Edgar 
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der  Auseinandersetzung  darzutun,  daß  dem  adeligen 
Wappen  ein  offener  oder  sogenannter  Bügelhelm  mit 
Krone,  dem  bürgerlichen  Wappen  aber  nur  ein  unge- 
krönter Stechhelm  zusteht;  für  die  eigentlich  von  ihm  zu 
beantwortende  Frage,  über  die  Bedeutung  eines  zwei- 
helmigen  Wappens,  findet  der  Herr  Sachverständige  keine 
Antwort!! 

Angeklagter  widerlegt  die  Ausführungen  des 
Sachverständigen  durch  die  Vorlage  zweier  bürgerlicher 
Wappenbriefe  aus  den  Jahren  1653  und  1654,  welch  beide 
auch  hier  umstehend  abgebildet  erscheinen  und  wovon 
der  eine  einen  B ü g e 1 h e 1 m und  der  andere  einen  ge- 
krönten Stechhelm  aufweist! 

Ein  Qeschw. : „Wie  erklären  Sie  das,  Herr  Sach- 
vei  ständiger  ?“ 

Sachverst. : „In  diesen  Fällen  haben  wohl  die  Co- 
mites  Palatini  ihre  Befugnisse  überschritten.“!! j 


v.  Felsenberg  zu  beweisen,  daß  seine  heraldischen  Kenntnisse  gerade 
keine  vortrefflichen  sind! 


Familie  Brunner. 


Familie  Schulin. 


Nach  dem  Wappenbuch  der  löbl. 
Bürgerschaft  der  Stadt  Basel, 
1841. 


Nach  dem  bürgerlichen  Wappen^ 
buche  von  Dr.  Otto  Titian  von 
Hefner,  1872. 
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Nachdem  der  vom  Ministerium  des  Innern  entsandte 
! ichverständige  auf  die  Frage  des  Herrn  Geschworenen 
iiine  positive  Antwort  erteilte  und  sich  seiner  Begrün- 
ung kurz  damit  entledigte,  daß  in  diesen  Fällen  die 
omites  Palatini  ihre  Befugnisse  überschritten  haben, 
ollen  wir  uns  hierüber  die  Ansichten  eines  anderen 
ichverständigen,  und  zwar  eines  Gelehrten  auf  diesem 
lebiete,  die  des  Herrn  Professors  Ad.  M.  Hildebrand, 
Mitglied  des  heraldischen  Vereins  „Herold“  in  Berlin 
id  Redakteur  des  „Deutschen  Herold“,  wie  Verfasser 
sterreichischer  Wappenbücher,  vor  Augen  führen.  Pro- 
ssor  Hildebrand  schreibt  in  seiner  Wappenfibel,  welche 
ereits  in  fünfter  Auflage  erschienen  ist,  über  Bügel- 
nd Stechhelm  folgendes: 

„Bügelhelme  nennt  man  die  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  auftretenden  Helme,  welche  vorn 
durch  eine  Anzahl  von  senkrechten  Spangen  geschlossen 
sind.  Der  zopfige  Kanzleistil  der  Adelsbriefe  nennt 
sie  , freie  offene  adelige  Turnierhelme' ; dies  ist  ein  Irr- 
* tum,  da  gerade  die  Stechhelme,  welche  seit  dem 
16.  Jahrhundert  den  bürgerlichen  Wappen  zugewiesen 
wurden,  die  eigentlichen  Turnierhelme  waren.  (Siehe 
Stechhelme.)  Die  Zahl  der  Bügel  ist  durchaus  gleich- 
gültig; am  besten  zeichnet  man  deren  5 oder  7.  Die 
Meinung,  als  ob  dem  höheren  Adel  eine  größere  An- 
zahl Bügel  zukäme  als  dem  niederen,  ist  durchaus 
grundlos.  Auch  auf  bürgerlichen  Wappen 
dürfen  Bügelhelme  angebracht  werden. 

Stechhelme  nennt  man,  im  Gegensatz  zu  den  Bügel- 
helmen, solche  Helme,  welche  kein  offenes  Visier  zei- 
gen, sondern  vorne  — mit  Ausnahme  eines  horizontalen 
Einschnittes  vor  den  Augen  — geschlossen  sind.  Die 
Stechhelme  haben  sich  aus  den  Topfhelmen  entwickelt 
und  erscheinen  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  als 
Wappenhelme.  Seit  dem  16.  Jahrhundert  wurde  es 
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Wappenbrief  für  Andreas  Hammerl, 

Bestellter  des  landesfürstlichen  Salzamtes  zu  Aussee;  ausgestellt  von 
Johann  Friderich  von  Langenberg,  Comes  Palatinus  und  Professor 
Juris,  dtto.  Gratz  am  15.  August  1654. 


Nehmen  wir  Wappenbücher  aus  welcher  Zeit  und  welcher 
Länder  immer  zur  Hand,  so  werden  wir  stets  auch  bürgerliche  Wappen 
mit  offenen  Helmen  und  auch  solche  mit  der  sogenannten  Helm- 
krone geziert,  vorfinden.  — Diese  beiden  Wappenkopien  mit  ihren 
Erwerbern  möchte  ich  besonders  dem  Verfasser  der  Anklageschrift 
vor  Augen  führen,  welcher  darin  behauptet,  einerseits,  — daß  im 
Mittelalter  nur  der  Adel  und  angesehene  Bürgergeschlechter  Wappen 
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Wappenbrief  für  Johann  Khapffer, 
s Stein  in  Krain  gebürtig  und  seinem  Handwerke  nach  ein  Bad- 
jiecht;  ausgestellt  von  Balthasar  Zauchenberger,  Comes  Palatinus 
und  beider  Rechte  Doktor,  dtto.  Salzburg  am  1.  Oktober  1653- 


hrten,  und  anderseits,  — daß  derzeit  nur  Adelige  und  von  Nicht- 
ieligen  nur  gewisse  geistliche  Würdenträger  wappenberechtigt  sein 
llen!  — Dem  Herrn  Sachverständigen  hingegen  möchte  ich  aber 
lpfehlen,  sich  wenigstens  jetzt  — vielleicht  aus  dieser  Broschüre  — 
was  heraldische  Kenntnisse  anzueignen,  wenn  er  bisher  glaubte, 
lcher  als  „Sachverständiger“  entbehren  zu  können! 
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sonderbarerweise  üblich,  den  adeligen  Wappen  Bügel-, 
den  bürgerlichen  Stechhelme  zu  geben,  ein  Mißver- 
ständnis, welches  noch  heute  irrigerweise  vielfach  als 
heraldische  Regel  betrachtet  wird.“ 

Herr  Johann  Diestl,  Handelsmann,  Wien.  Zeuge 
gibt  an,  bei  mir  behufs  Richtigstellung  der  Schreibweise 
seines  Familiennamens  — ob  Diestl  oder  Diestel  — 
Erhebungen  veranlaßt  zu  haben.  Nachdem  die  Recher- 
chen nur  einen  Akt  erforderten,  empfahl  ich  dem  Zeugen  j 
die  Erwerbung  eines  Familienwappens,  was  er  auch 
akzeptierte  und  insgesamt  mit  40  Kronen  honorierte. 
Vor  Gericht  erklärte  sich  Zeuge  durch  mich  nicht  für 
geschädigt. 

Staatsanw. : „Sie  fühlen  sich  nicht  für  geschädigt ? 
Sie  erhielten  doch  nur  den  Taufschein  Ihres  Vaters!“ 
Zeuge:  „Auch  Chronik  und  Wappen!“ 
Staatsanw.:  „Was  aber  für  Sie  vollkommen  wert- 
los ist,  da  Sie  das  Wappen  nicht  führen  dürfen  und  die 
Chronik  keinen  Zusammenhang  mit  Ihrer  Familie  auf- 
weist. Den  Taufschein  Ihres  Vaters  hätten  Sie  sich  ja 
selbst  beim  Pfarramte  beheben  können!“ 

A n g e k 1. : „Gewiß  hätte  sich  Herr  Diestl  den  Tauf- 
schein seines  Vaters  selbst  beheben  können,  wenn  er  ge- 
wußt hätte,  wann  und  wo  selber  geboren  wurde.  Wien 
hat  über  50  Matrikenämter,  und  weil  der  Zeuge  eben 
nicht  wußte,  wo  er  mit  dem  Suchen  beginnen  soll,  so 
hat  er  die  Recherchen  mir  übertragen!“ 

Zeuge:  „Ich  erkläre  mich  auch  nicht  für  geschädigt 
und  beanspruche  auch  keinen  Ersatz.“ 

Herr  Adolf  Dobner,  kais.  Rat,  Direktor  der  Firma 
Everth  & Co.,  Wien.  Zeuge  ist  nicht  erschienen;  Herr 
Dobner,  von  Wien  abwesend,  hat  sein  Fernbleiben  brief- 
lich entschuldigt.  Herrn  Dobner  ist  es  bekannt,  daß  das 
Wappenrecht  in  Deutschland  ein  unbeschränktes  ist  und 
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tonnte  somit  mit  gutem  Rechte  annehmen,  daß  der 
3ürger  in  dieser  Hinsicht  in  Österreich  nicht  geschmälert 
;rscheint,  weshalb  er  auch  einige  Wappen  bei  mir  an- 
:ertigen  und  Stammbaumrecherchen  pflegen  ließ.  Die 
Anklage  verzeichnet  Herrn  Dobner  unter  den  Geschädigten 
and  jenen,  die  sich  auch  dem  Strafverfahren  angeschlossen 
laben  sollen. 

An  ge  kl.:  „Ich  habe  mit  Herrn  Dobner  vor  eini- 
gen Wochen  persönlich  gesprochen  und  ihm  mitgeteilt, 
daß  laut  Anklageschrift  er  durch  mich  geschädigt  wor- 
den sei  und  sich  außerdem  dem  Strafverfahren  wider 
mich  angeschlossen  haben  soll,  worauf  Herr  Dobner  mir 
entgegnete:  ,Ich  kann  Sie  nur  versichern,  daß 
ich,  bei  Gericht  e i n v e r n o m m e n,  erklärte, 
daß  ich  mit  Ihren  Leistungen  in  jeder  Hin- 
sicht sogar  sehr  zufriedengestellt  wurde; 
die  Wappen  folge  ich  dem  Gerichte  nicht 
aus,  weil  ich  dieselben  als  mein  Eigentum 
betrachte,  habe  auch  das  meine  in  meiner 
Wohnung  hängen,  und  wenn  in  der  An- 
klageschrift steht,  daß  ich  mich  dem  Straf- 
verfahren angeschlossen  haben  soll,  dann 
erkläre  ich  Ihnen  dies  für  eine  Lüge.*“*) 

Staatanw. : „Das  ist  ja  nicht  wahr!****) 

A n g e k 1. : „Gewiß,  in  der  Anklageschrift  steht,  daß 
sich  Herr  Dobner  dem  Strafverfahren  angeschlossen  haben 
soll!** * 


*)  Bei  Erörterung  dieses  Falles  wandte  ich  mich  zu  meinem 
Verteidiger,  der  ganz  teilnahmslos  in  einem  Buche  herumblätterte, 
um  ihn  zur  Bekämpfung  des  Widerspruches  seitens  des  Staatsanwaltes 
aufmerksam  zu  machen.  Doch  vergebens.  Dr.  Rabenlechner  hat 
bisher  zu  meiner  Verteidigung  oder  zur  Bekämpfung  der  Anklage 
überhaupt  noch  nicht  ein  Wort  verloren! 

**)  Herr  Staatsanwalt!  Nachdem  Sie  selbst  das  bestreiten,  was 

die  Anklageschrift  behauptet,  so  werden  Sie  selbst  gestehen  [müssen, 

daß  mein  ganzer  Prozeß  nur  auf  Willkür  aufgebaut  ist!! 


92 


Herr  Heinrich  Cellerin,  Fabrikant,  Wien.  Zeuge  er- 
hielt  Wappen,  Chronik  und  Stammbaumauszug ; die  zu- 
friedengestellte Ausführung  des  Auftrages  geht  aus  den  r 
erfolgten  Nachbestellungen  hervor.  Die  Anklage  bezeich-  : 
net  Herrn  Cellerin  um  206  Kronen  als  geschädigt  und  l: 
sich  dem  Strafverfahren  anschließend.  Zeuge  erklärt  sich 
vor  Gericht  nicht  für  geschädigt. 

Präs.:  „Herr  Zeuge,  Ihre  Verantwortung  stimmt  ^ 
nicht  mit  dem  überein,  was  Sie  in  der  Voruntersuchung 
zu  Protokoll  gegeben  haben,  dort  erklärten  Sie  sich  für  a 
geschädigt!“*) 

Zeuge:  „Das  kann  nicht  sein.“ 

Präs.:  „Sie  werden  sich  doch  erinnern,  was  Sie 
unterschrieben  haben.“ 

Zeuge:  „So  muß  mich  der  Herr  Untersuchungs-  ' 
richter  schlecht  verstanden  haben.“ 

Präs.:  „Sie  fühlen  sich  also  durch  Herrn  Hermann 
nicht  für  geschädigt?“ 

Zeuge:  „Nein.“ 

Staatsanw. : „Für  was  bezahlten  Sie  denn  an  Her- 
mann das  Geld?  Doch  für  Wappen  und  Chronik,  und 
nachdem  kein  Zusammenhang  besteht  und  Sie  das 
Wappen  nicht  benützen  dürfen,  sind  diese  Sachen  für  Sie 
doch  wertlos  und  Sie  um  diesen  Betrag  geschädigt!“**) 

*)  Herr  Präsident!  Wenn  man  seitens  des  Untersuchungs- 
richters ganz  willkürlich  als  ein  Schwindler  und  Betrüger  gebrand- 
markt wird,  so  ist  es  kein  Wunder,  wenn  die  Zeugen  das  ihnen  Vor- 
gelegte gegen  ihren  Willen  und  gegen  ihre  eigene  Überzeugung  unter- 
schreiben! 

**)  Herr  Staatsanwalt!  Meine  Klienten  zahlten  die  Beträge  weder 
für  die  in  der  Chronik  angeführten  historischen  Daten,  noch  für  den 
Zusammenhang,  den  nur  Sie  allein  fordern,  — sondern  lediglich  für 
die  Wappenausführung  und  die  Stammbaumrecherchen!  Nachdem 
aber  die  historischen  Daten  mit  dem  Wappen  — wie  übrigens  in 
den  meisten  Fällen  — nichts  gemein  haben,  wäre  es  wissenswert,  zu 
erfahren,  wie  Sie  sich  eigentlich  die  Erbringung  eines  Zusammen- 
hanges vorstellen??  — 
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IAngekl.:  „Herr  Cellerin,  waren  Sie  jemals  der 
nsicht,  daß  zwischen  den  in  der  Chronik  angeführten 
istorischen  Daten  und  der  gepflogenen  Stammbaum- 
*hebung  ein  Zusammenhang  mit  Ihrer  Linie  erbracht 
der  ein  solcher  auch  nur  angestrebt  wurde  ?“ 

Zeuge:  „Nein.“ 

Präs.:  „Nach  Anführung  der  Chronik  soll  dieses 
feschlecht  aus  Frankreich  stammen!“ 

Angekl. : „Das  deckt  sich  auch  mit  der  Familien- 
adition !“ 

Präs.:  „Ist  das  wahr?“ 

Zeuge:  „Ja.“ 

Die  Anklage  bezeichnet  Herrn  Cellerin  gegen 
essen  Wissen  und  Willen  als  sich  dem 

trafverfahren  anschließend! 

Herr  Friedrich  Edelsbacher,  Privatbeamter,  Wien, 
euge  empfing  Wappen,  Chronik  und  Stammbaumauszug 
nd  erklärt  sich  vor  Gericht  nicht  für  geschädigt. 

Staatsanw. : „Die  Sachen  sind  für  Sie  doch  wert« 
)s  und  da  fühlen  Sie  sich  nicht  für  geschädigt?“ 

Präs.:  „Waren  Sie  der  Ansicht,  daß  zwischen  den 
lten  Daten  in  der  Chronik  und  Ihrer  Familie  ein  Zu« 
ammenhang  besteht?“ 

Zeuge:  „Das  wohl  nicht!“ 

Die  Anklage  bezeichnet  auch  diesen  Zeugen  gegen 
essen  Wissen  und  Willen  als  sich  dem 

Strafverfahren  anschließend! 

Herr  Karl  Förster,  protok.  Kaufmann,  Wien.  Zeuge 
;ibt  an,  mich  mit  Stammbaumrecherchen  beauftragt  zu 
laben,  wofür  300  Kronen  bezahlt  wurden.  Herr  Förster 
bespricht  die  in  seiner  Angelegenheit  durch  mich  unter« 
lommene  Reise  nach  Bayern  mit  Berührung  von  mehreren 
Städten  und  Archiven  und  findet  den  an  mich  gezahlten 
betrag  meinen  Leistungen  angemessen. 
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Präs.:  „Sie  fühlen  sich  also  in  keiner  Weise  durch 
Herrn  Hermann  geschädigt?“ 

Zeuge:  „Durchaus  nicht!“ 

Angekl.:  „Gestatten  Herr  Förster,  daß  ich  eine 
weitere  Frage  an  Sie  richte?“ 

Zeuge:  „Bitte.“ 

Angekl.:  „Herr  Förster  haben  mich  auch  in  einer 
Adelsangelegenheit  mit  Recherchen  betraut;  der  Name 
ist  ja  Nebensache  und  wie  Ihnen  bekannt  ist,  konnte  ich 
in  diesem  Falle  nur  drei  Generationen  als  adelig  matri- 
kuliert  vorfinden,  worauf  Sie  sich  zu  Herrn  Antony  von 
Siegenfeld  ins  Hof-  und  Staatsarchiv  begaben  und  ihm 
dies  mitteilten  und  auch,  daß  im  Ministerium  des  Innern 
keine  Aufzeichnungen  über  diese  Adelung  vorhanden  sind 
und  doch  in  einem  Falle  die  Verlassenschaftsabhandlung 
durch  die  Landtafel  gepflogen  wurde,  worauf  Ihnen  Hen 
Antony  von  Siegenfeld  den  Rat  erteilte,  die  Familie  möge 
sich  nur  auf  diese  Amtshandlung  berufen,  denn  es  kanr 
auch  Vorkommen,  daß  im  Ministerium  des  Innern  eine 
Adelung  einzutragen  vergessen  wurde.“ 

Zeuge:  „Ganz  richtig,  doch  auf  don  Wortlaut  kanr 
ich  mich  nicht  genau  erinnern.“ 

Präs.:  „Was  wollen  Sie  damit,  Herr  Hermann ?*] 
Angekl.:  „Ich  möchte  damit  nur  eine  Äußerung 
von  weittragender  Bedeutung  festhalten,  um  so  mehr  si< 
von  Herrn  Antony  von  Siegenfeld“  — dermaliger  Ahnen 
proben-Examinator  — „zum  Ausdruck  gebracht  wurde/ 
Präsident  zum  Sachverständigen : „Wie  erklärei 
Sie  uns  diesen  Fall?“ 

Sachverst. : „In  diesem  Falle  handelt  es  siel 
wahrscheinlich  um  einen  Uradel,  denn  über  Adelungei 
aus  alter  Zeit  finden  sich  selbst  im  Ministerium  des  Innen 
keine  Aufzeichnungen  vor.“*) 

*)  Also  nach  Ansicht  des  Herrn  Ministerial -Vizesekretär  Seyd 
welcher  selbst  im  Adelsdepartement  tätig  ist  und  den  das  Ministeriur 


— 95  — 

Herr  Förster,  welcher  schon  dem  Untersuchungs- 
richter meine  Leistungen  der  Zahlung  entsprechend  be- 
zeichnete,  erscheint  in  der  Anklageschrift,  welche  — nebst- 
> bei  bemerkt  — nur  von  einem  Wappen  verbot,  nicht 
aber  auch  von  einem  Verbot,  Stammbaum- 
recherchen zu  pflegen,  spricht,  um  den  an  mich 
gezahlten  Betrag  von  300  Kronen  als  für  geschä- 
digt und  ebenso  willkürlich  als  sich  dem 
Strafverfahren  anschließend! 

Herr  Adolf  Holzhäuser,  k.  k.  Univertäts  - Buch- 
druckereibesitzer, Wien.  Zeuge  erklärt,  mich  mit  der 
Erhebung  seiner  Stammreihe  beauftragt  und  60  Kronen 
als  Depot  erlegt  zu  haben.  Weiters,  daß  in  der  Ange- 
legenheit Recherchen  gepflogen  und  die  darauf  bezug- 
habende Korrespondenz  auch  ausgefolgt  wurde.  Eine 
Schädigung  bezeichnet  Zeuge  für  ausgeschlossen,  da  die 
Forschungen  noch  nicht  beendet  und  eine  Verrechnung 
somit  noch  nicht  stattfand. 

Trotz  dieses  von  Herrn  Holzhäuser  bereits  in  der 
Voruntersuchung  zu  Protokoll  gegebenen  Tatbestandes 
bezeichnet  die  Anklage  den  Zeugen  um  diesen  Betrag 
als  für  geschädigt  und  ebenso  willkürlich 
als  sich  dem  Strafverfahren  anschließend! 

5 

Herr  Josef  Klein,  Apotheker,  Wien.  Zeuge  gibt  an, 
mich  mit  der  Erhebung  seines  Stammbaumes  betraut  und 
100  Kronen  zur  Deckung  der  Auslagen  erlegt  zu  haben. 

des  Innern  als  Sachverständigen  entsandte,  zählt  man  jene  Familien, 
die  erst  unter  Kaiserin  Maria  Theresia  (1740 — 1780)  adelig  aufzutreten 
beginnen,  zum  Uradel!  — Mit  dieser  Erklärung  hat  Herr  Seydl  wohl 
einen  tiefen  Einblick  in  die  Kenntnisse,  über  die  die  Herren  Beamten 
unserer  Adelsbehörde  verfügen,  gewährt,  keinesfalls  aber  die  gewünschte 
Aufklärung  gegeben  oder  gar  etwas  zur  Bereicherung  dieser,  dem 
Herrn  allem  Anscheine  nach  selbst  noch  wenig  bekannten  Wissen- 
schaft beigetragen! 
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Weiters,  die  Recherchen  nahmen  bis  Jänner  — dies  die 
Zeit,  wo  die  Beschlagnahme  des  Arbeitsmateriales  er- 
folgte — ihren  legalen  Lauf,  und  da  eine  Verrechnung 
noch  nicht  stattfand,  auch  von  einer  Schädigung  nicht 
die  Rede  sein  könne. 

Trotz  dieser  von  Herrn  Klein  bereits  dem  Unter- 
suchungsrichter abgegebenen  Erklärung  und  trotzdem  es 
sich  hier  gleichfalls  nur  um  Stammbaumrecherchen  han- 
delt, bezeichnet  die  Anklage  Herrn  Klein  um  den  Betrag 
von  100  Kronen  als  für  geschädigt  und  ebenso 
willkürlich  als  sich  dem  Strafverfahren  an- 
schließend! 

Herr  Adolf  Tichy,  Architekt,  Wien.  Zeuge  ist  nicht 
erschienen.  Herr  Tichy,  im  Besitze  eines  ererbten  Fa- 
milienwappens, ließ  dieses  bei  mir  neu  ausführen  und 
seine  Stammreihe  erheben,  wofür  100  Kronen  entrichtet 
wurden.  Der  Auftrag  wurde  zur  vollsten  Zufriedenheit 
ausgeführt.  Herr  Tichy  besuchte  mich,  wie  die  meisten 
meiner  Klienten,  bereits,  als  selbe  zur  Zeugenaussage 
wider  mich  vorgeladen  wurden,  um  sich  über  den  Grund 
ihrer  Einvernahme  im  Landesgerichte  zu  erkundigen.  — 
Nach  Empfang  der  Anklageschrift  wandte  ich  mich  schrift- 
lich an  den  Herrn  Zeugen,  um  Aufschluß  zu  erhalten, 
wieso  ihn  die  Anklage  als  um  100  Kronen  für  geschädigt 
und  sich  dem  Strafverfahren  anschließend  bezeichnen 
kann!  Hierauf  erhielt  ich  ein  Schreiben,  worin  es  unter 
anderem  heißt:  „Antwortlich  Ihrer  Zuschrift  teile  ich 
Ihnen  mit,  daß  ich  mich  dem  Klageanträge  nicht  ange- 
schlossen habe,  nur  als  Zeuge  einvernommen  ein  Pro- 
tokoll ohne  weitere  Bemerkung  meinerseits  aufgenom- 
men wurde.“!! 

Herr  Franz  Turczinsky,  Kaufmann,  Wien.  Zeuge  gibi 
an,  mich  mit  der  Aufstellung  seines  Stammbaumes  beauf 
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ragt  zu  haben,  wobei  er  100  Kronen  erlegte.  Herr 
\irczinsky  erklärt  weiters,  sich  durch  mich  nicht  als  ge- 
chädigt  erachten  zu  können,  da  er  erst  im  Oktober  mir 
einen  Auftrag  erteilte  und  bis  zur  Beschlagnahme  meines 
^rbeitsmaterials  kaum  eine  Zeit  von  über  zwei  Monaten 
erstrichen  war  und  die  Erhebung  eines  Stammbaumes 
llenfalls  eine  längere  Zeit  beansprucht. 

Obwohl  es  sich  auch  in  diesem  Falle  nur  um  Stamm- 
laumrecherchen  handelt  und  Herr  Turczinsky  diese  Ver- 
ntwortung  bereits  dem  Untersuchungsrichter  gegenüber 
ußerte,  bezeichnet  ihn  die  Anklage  um  100  Kronen  als 
ür  geschädigt  und  ebenso  willkürlich  als 
ich  dem  Strafverfahren  anschließend! 


Herr  Karl  Wogerer,  Fabrikbesitzer,  Wien.  Zeuge 
:mpfing  Wappen  und  Stammbaumauszug,  wofür  100 
Cronen  entrichtet  wurden.  Zeuge  ist  nicht  erschienen 
md  ich  will  mich  begnügen,  anzuführen,  daß  es  der 
Wahrheit  nicht  entspricht,  daß  sich  Zeuge 
lern  Strafverfahren  angeschlossen  haben  soll. 

Herr  Josef  Bankmann,  Fabrikbesitzer,  Wien.  Die 
/orfahren  des  Zeugen  sind  aus  Bamberg  in  Bayern  ge- 
bürtig und  Herrn  Bankmann  ist  es  bekannt,  daß  in 

tyern  das  Wappenrecht  kein  beschränktes  ist,  wes- 
Ib  er  bei  mir  ein  Wappen  entwerfen  und  dann  aus- 


Präs. : „Erachten Sie  sich  durch  Herrn  Hermann  für 


Zeuge:  „Nein/4 

Staatsanw. : „Das  Wappen  ist  doch  wertlos  für 
Sie,  nachdem  Sie  es  nicht  führen  dürfen !“ 

Zeuge:  „Ich  wußte  nicht,  daß  dies  in  Österreich 
licht  gestattet  ist.“ 

Staatsanw.:  „Was  ist  das  für  ein  Wappen?“ 

Hermann,  Die  Opfer.  7 


ühren  ließ. 
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An  ge  kl.:  „Ein  neu  entworfenes  Wappen.“ 
Staatsanw.:  „Also  ein  Phantasiewappen ?“ 
Angekl. : „Ja.  Es  steht  doch  jeder  Familie  frei, 
als  Familienzeichen  ein  Wappen  nach  eigenem  Geschmack 
zu  wählen.“ 

Staatsanw.:  „Sie  glauben  also,  das  Recht  zu  be-< 
sitzen,  Wappen  selbst  zu  entwerfen?“ 

Angekl.:  „Als  Familienwappen  ganz  gewiß!“ 
Gesch.  v.  Felsenberg:  „Sie  liefern  also  jedem 
ein  Wappen,  der  eins  haben  will?“ 

Angekl.:  „Familienwappen,  jawohl !“ 

Präs.:  „Herr  Hermann  glaubt  also  wirklich,  das 
Recht  zu  besitzen,  jeder  Familie  ein  Wappen  entwerfen 
zu  können.“ 

Angekl.:  „Ganz  gewiß.“ 

Präs.:  „Nun,  wir  werden  ja  dann  gegenteilige  An- 
sichten hören.“ 

Zur  Einvernahme  dieses  Zeugen  möchte  ich  fest- 
stellen, daß  Herr  Bankmann  mit  der  Ausführung  des 
mir  erteilten  Auftrages  in  jeder  Hinsicht  zufriedengestelli 
wurde  und  mir  auch  schriftlich  die  Versicherung  gab, 
daß  es  der  Wahrheit  nicht  entspricht,  daß 
er,  wie  die  Anklage  anführt,  sich  dem  Strafverfahren 
angeschlossen  haben  soll. 

Herr  Adalbert  Kabek,  Baumeister,  Hadersdorf.  Zeuge 
besuchte  mich  persönlich  in  Wien,  besichtigte  die  ein- 
zelnen Ausführungen,  bestellte  Wappen  und  Stammbaum 
auszug,  wobei  er  gleich  den  Betrag  von  90  Kronen  er 
legte. 

Präs.:  „Fühlen  Sie  sich  durch  Herrn  Hermann  ge 
schädigt?“  i 

Staatsanw.:  „Nachdem  Sie  doch  das  Wapper 
nicht  führen  dürfen?“ 
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Zeuge  nachdenkend : „ Ja.“ 

An  ge  kl. : „Wenn  Sie  das  Wappen  aber  führen 
ürfen?“ 

Zeuge:  „Dann  natürlich  nicht !“ 

Präs.:  „Waren  Sie  der  Ansicht,  daß  zwischen  der 
Chronik  und  Ihrer  Familie  ein  Zusammenhang  besteht  ?“ 

Zeuge:  „Ja.  Ich  habe  auch  die  Matrikenauszüge 
litgebracht,  die  stimmen  alle.“ 

Staatsanw. : „Aber  die  alten  Daten  aus  dem 
6.  Jahrhundert , ob  die  einen  Zusammenhang  auf- 
/eisen?“*) 

Zeuge:  „Das  weiß  ich  nicht!“ 

Herr  Josef  Lechner,  Bäckermeister,  Enzesfeld.  Zeuge 
;ibt  an,  Wappen,  Chronik  und  Stammbaumauszug  er- 
lalten  zu  haben,  hätte  jedoch  nichts  bestellt,  wenn  er 
;ewußt  hätte,  daß  er  das  zu  erwartende  Wappen  nicht 
ühren  dürfe. 

Präs.:  „Sie  fühlen  sich  also  durch  Herrn  Hermann 
geschädigt?“ 

Zeuge:  „Wenn  ich  das  Wappen  nicht  führen  darf, 
a!“ 

Angekl. : „Wenn  Sie  aber  das  Wappen  führen 
lürfen?“ 

Zeuge:  „Ja,  dann  nicht!“ 

Staatsanw.:  „Sagen  Sie  mir,  haben  Sie  nicht 
lurch  das  kaiserliche  Dankschreiben,  was  Hermann  in 
einen  Prospekten  abgedruckt  hat,  und  durch  die  pom- 


*)  Herr  Staatsanwalt!  Wenn  zwischen  der  Chronik  und  dem 
tammbaumauszuge  ein  Zusammenhang  bestehen  würde,  so  wäre  die 
Ihronik  keine  Geschlechtschronik,  sondern  diese  würde  dann  einen 
'eil  des  Stammbaumes  bilden!  — Daß  Zeuge  selbst  niemals  an  einen 
iusammenhang  in  dem  Sinne  dachte,  wie  Sie  nur  allein  ihn  fordern, 
eigt  die  Fragebeantwortung  des  Zeugen  deutlich! 


7* 
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pöse  Ausstattung  des  Briefpapieres  zu  Hermann  Vetjiii 
trauen  gewonnen  ?“*)  F 

Zeuge:  „Ja.“  n( 

jP 

Herr  Franz  Held,  Privatbeamter,  Wien.  Zeuge  gib 
an,  für  Wappen  und  Stammbaumrecherchen  65  Krone:di 
entrichtet  zu  haben,  könne  sich  aber  nicht  als  geschädigt 
erachten,  denn  wenn  selbst  das  Wappen  wertlos  sein  1 
sollte,  der  gezahlte  Betrag  für  die  erhobene  auf  ca.  30 
Jahre  zurückreichende  Stammreihe  allein  nicht  zu  hoc 
bemessen  sei.  je 

Präs.:  „Sie  fühlen  sich  also  durch  Herrn  Herman :in 
nicht  geschädigt?“  I 

Zeuge:  „Nein.“  la 

Staatsanw.:  „Sonderbar,  es  will  niemand  gescha^ 
digt  sein.“**) 

Herr  Held  wird  in  der  Anklage  gegen  sei: 
Wissen  und  seinen  Willen  als  geschädigt 
und  ebenso  willkürlich  als  sich  dem  Straf {[ 
verfahren  anschließend  bezeichnet. 

jii 

Herr  Eduard  Jarosch,  Privatbeamter,  Wien.  Zeug^ 
gibt  an,  anläßlich  der  Ernennung  seines  Vaters  zum, 

*)  Meine  souveränen  Dank-  und  Anerkennungsschreiben  sinf 
echt  und  ich  kann  mich  über  den  Besitz  derselben  jedermann  gegei 4c 
über  ausweisen,  weshalb  dieselben  nach  Belieben  zu  benutzen  ic  - 
mir  vom  Staatsanwalte  auch  fernerhin  nicht  werde  verbieten  lasser 
— Um  übrigens  diese  Frage  ventilieren  lassen  zu  können,  ließ  ma  |j 
Herrn  Lechner  aus  der  Provinz  kommen,  obwohl  er  im  Protokoll 
ausdrücklich  ersucht,  zur  Verhandlung  nicht  vorgeladen  zu  werder 
dagegen  hat  man  dem  Ansuchen  anderer  Parteien,  die  schon  bei  ihn  i 
Einvernahme  zu  Protokoll  gaben,  zu  ihrer  Rechtfertigung  zur  Haup 
Verhandlung  vorgeladen  werden  zu  wollen,  nicht  willfahren! 

**)  Herr  Staatsanwalt!  Sie  wollten  wohl  sagen,  es  ist  wirklic 
niemand  geschädigt  worden,  und  es  ist  sonderbar,  daß  trotz  Anwei  i 
düng  aller  zu  Gebote  stehenden  Mittel  der  Willkür  es  nicht  gelan; 
den  Leuten  eine  Schädigung  beizubringen!! 
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lirger  der  Stadt  Wien,  Wappen  und  Stammbaumauszug 
:mselben  als  Geschenk  überreicht  zu  haben.  Zeuge 
idet  das  Empfangene  der  geleisteten  Zahlung  ent- 
rechtend und  erklärt  sich  für  nicht  geschädigt. 

Ungeachtet  dieser  Aussage  bezeichnet  die  Anklage- 
hrift  Herrn  Jarosch  als  um  den  an  mich  gezahlten  Be- 
ig  für  geschädigt  und  ebenso  willkürlich 
1s  sich  dem  Strafverfahren  anschließend.*) 

Herr  Hans  Mayer,  Faktor  der  Staatsdruckerei,  Wien, 
euge  gibt  an,  insgesamt  fünf  Wappen  bestellt  zu  haben 
ld  erklärte  sich  in  der  Voruntersuchung  um  den  hie- 
r gezahlten  Betrag  von  85  Kronen  als  für  geschädigt, 
i ihm  der  Untersuchungsrichter  sagte,  daß  die  Familien 
kr  Wappenführung  nicht  berechtigt  sind. 

Frau  Marie  Rabuda,  Hausbesitzersgattin,  Wien.  Zeu- 
In  — welche  die  Zeugennummer  812  führt  — gibt  an, 
is  Liebe  zu  ihren  Kindern  Wappen  und  Stammbaum- 
iszug  erworben  zu  haben;  nachdem  man  ihr  jedoch  von 
ner  anderen  Seite  beibrachte,  daß  sie  zur  Führung  des 
Zappens  die  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Innern 
aben  müsse,  begab  sie  sich  dorthin,  wo  ihr  jedoch  das 
Zappen  abgenommen  und  angedeutet  wurde,  sie  werde 
:hon  vorgeladen  werden.**) 

*)  So  hat  insgesamt  die  Anklage  vierzehn  Parteien  ganz  will- 
irlich  sich  dem  Strafverfahren  anschließend  bezeichnet,  ohne  daß 
ein  Verteidiger  nur  in  einem  einzigen  Falle  dagegen  Einspruch  er- 
)ben  hätte,  trotzdem  er  selbst,  mir  gegenüber,  dies  als  einen  Akt 
;r  Willkür  seitens  der  Staatsanwaltschaft  bezeichtnete!! 

**)  Zur  Zeit  der  Anfrage  der  Frau  Rabuda  beim  Ministerium 
;s  Innern  war  die  Untersuchung  beim  Landesgerichte  gegen  mich  be- 
its  anhängig,  eigentlich  schon  abgeschlossen;  Zeugin  zählt  jedoch 
l jenen  Klienten,  die  seitens  des  Untersuchungsrichters,  trotzdem 
ix  Auftrag  ordnungsgemäß  verbucht  ist,  nicht  einvernommen 
urden ! 


102 


Präs.:  „Was  war  dann?“ 

Zeugin:  „Ich  wurde  ins  Landesgericht  vorge 
laden.“ 

Präs.:  „Und  was  sagte  man  Ihnen?“ 

Zeugin:  „Daß  wir  das  Wappen  nicht  führei 
dürfen.“*) 

Präs.:  „Sie  sind  also  geschädigt.“ 

Zeugin:  „Entweder  will  ich  das  Wappen  oder  da 
Geld  zurück.“ 

Präs.:  „Das  Wappen  werden  Sie  ja  wahrscheinlicl 
zurückerhalten.“**) 

Fräulein  Anna  Albert,  Wien.  Zeugin  war  durch  fün 
Jahre  Korrespondentin  in  meinem  Bureau  und  soll  übe 
einen  Brief,  den  sie  im  Jahre  1899,  als  sie  auf  Urlaul 
weilte,  an  mich  richtete,  und  der  unter  meiner  Privat 
korrespondenz  vorgefunden  wurde,  Aufschluß  geben,  li 
diesem  Briefe  wird  einer  Unterredung  Erwähnung  getan 
welche  die  Zeugin  mit  einem  Herrn  an  ihrem  Aufenthalts 
orte  über  bürgerliche  Familienwappen  hatte,  und  gib 
hierin  dessen  Ansichten  wie  auch  ihrer  Gegenansichtei 
Ausdruck;  weiters  wird  die  deutschnationale  Bewegunj 
dort  in  Erörterung  gezogen.  Hiezu  will  ich  nur  bemerken 
daß  der  Brief  einen  rein  privaten  Charakter  trägt,  abe 
die  Einbeziehung  dieses  in  die  Anklage  den  Zweck  mei 
nes  Prozesses  deutlich  charakterisiert. 

Staatsanwalt  zum  Angeklagten:  „Sie  haben  all 
politischen  Strömungen  ausgenützt;  den  Tschechen  vei 
sprachen  Sie,  zu  beweisen,  daß  sie  einem  Hussitenge 


* ) Bei  früheren  Anfragen  erteilte  diese  Auskunft  das  Ministeriui 
des  Innern  selbst,  ohne  mich  an  meinem  Weiterarbeiten  zu  hinden 
jetzt  beansprucht  es  die  Intervention  des  Strafgerichtes! 

**)  Herr  Präsident!  Wenn  die  Frau  ihr  Wappen  zurückbekomm 
so  ist  sie  doch  nicht  geschädigt!! 
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chlechte  entsprossen  sind,  den  Deutschen,  daß  ihre  Ahnen 
^otestanten  waren.“*) 

Angeklagter  erregt:  „Das  ist  nicht  wahr!  Wo 
teht  das?“ 

Staatsanw.:  „In  Ihren  Inseraten.“ 

Angekl.:  „Das  ist  nicht  wahr!“ 

Geschworener  v.  Felsenberg  übergibt  dem 
Staatsanwalt  einige  Zeitungsausschnitte.**) 

Staatsanw.:  „Da  steht  es  ja.  Bis  zur  Zeit  der 
Deformation  führten  die  meisten  Familien  ein  Wappen!“ 

Angekl.:  „Diese  Behauptung  kann  ich  auch  ver- 
intworten.“ 

Staatsanw.:  „Und  über  die  Juden  sagen  Sie, 
laß  sie  wappenunfähig  sind  und  haben  Ihnen  doch 
Wappen  geliefert.“ 

Angekl.:  „Daß  die  Juden  wappenunfähig  sind, 
habe  ich  in  einem  , offenen  Briefe*  dem  Herausgeber  einer 
deinen  deutschböhmischen  Zeitung  unter  genauer  Be- 
rufung auf  die  Erlanger  Wappenlehre  erklärt.  Es  ist 
meine  Pflicht,  meine  Klienten  vor  Angriffen  von  seiten 
solcher  Leute  zu  schützen , die  für  diese  Gebiete 
kein  Verständnis  besitzen.  Andererseits  ist  es  historisch 
bewiesen  und  festgestellt,  daß  die  Juden  bereits  im 
13.  Jahrhundert  Wappen  führten.** 

*)  Für  diese  Behauptung  ist  mir  der  Staatsanwalt  nun  den  Be- 
weis schuldig  geblieben!  — Es  ist  wirklich  traurig,  daß  in  einem 
i Rechtsstaate  wie  Österreich  der  Staatsanwalt  mit  dem  Angeklagten 
ganz  nach  eigener  Willkür  verfahren  kann!  Noch  trauriger  ist  es 
aber,  wenn  der  Verteidiger  solchen  Angriffen  gegen  seinen  Klienten 
in  keiner  Weise  entgegentritt! 

**)  Edgar  v.  Felsenberg  scheint  in  meinem  Prozesse  mehr  die 
Rolle  eines  zweiten  Staatsanwaltes  als  die  eines  unparteiischen  Ge- 
schworenen zugeteilt  worden  zu  sein;  hiebei  macht  Edgar 
v.  Felsenberg  stets  Notizen  und  läßt  diese  dann  unter  den 
anderen  Geschworenen  zirkulieren,  wogegen  weder  der 
Präsident,  noch  der  Verteidiger  Einspruch  erhebt! 
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Präs.:  „Das  ist  also  eine  wissenschaftliche  Kontro- 
verse.“ 

(Damit  war  die  Zeugeneinvernahme  beendet.) 

I 

Präs.:  „Sagen  Sie  uns,  Herr  Hermann,  woher  leiten 
Sie  die  Ansicht  ab,  daß  jeder  Bürger  zur  Führung  eines 
Wappens  berechtigt  ist?“ 

A n g e k 1. : „Aus  Werken  und  aus  persönlicher  Über- : 
zeugung.  Weiters  bin  ich  nicht  der  einzige,  der  sich  , 
auf  diesem  Gebiete  bewegt,  und  endlich  sagte  mir  Herr 
Hofrat  Ritter  von  Leß,  als  Vorstand  des  Adelsdeparte- 
ments, ich  soll  die  bürgerlichen  Wappen  nur  nicht  for- 
cieren, weil  z.  B.  es  nicht  gut  aussieht,  wenn  ein  Fleisch- 
hauer wo  vorfährt  und  auf  seinem  Wagen  vielleicht  ein 
pompöseres  Wappen  angemalt  hat,  als  irgend  ein  altes 
Adelsgeschlecht;  von  einem  Verbot  oder  einer  gesetzlichen 
Beschränkung  sagte  mir  der  Herr  Hofrat  nichts.  Anderer- 
seits habe  ich  meine  Arbeiten,  die  ich  öffentlich  durch  Jahre 
ausführte,  auch  in  Druck  gegeben  und  der  Behörde  — in 
diesem  Falle  dem  Ministerium  des  Innern  selbst  — vor- 
gelegt und  bin  auch  für  ein  Sr.  Majestät  unterbreitetes 
Exemplar  meines  Werkes  mit  einem  kaiserlichen  Dank- 
schreiben ausgezeichnet  worden.  Auch  bin  ich  in  meiner 
Zeitschrift  ,Der  Doppeladler'  öffentlich  um  die  Pflege 
der  bürgerlichen  Heraldik  in  unserer  Monarchie  einge- 
treten.“*) 


*)  Von  der  ersten  Nummer  meiner  Zeitschrift  „Der  Doppel- 
adler“ brachte  ich  30000  Exemplare  zur  Versendung;  auch  dem  da- 
maligen Minister- Präsidenten  Dr.  v.  Körber  und  dem  dermaligen  Vor- 
stande im  Adelsdepartement  Baron  Kriegs- Au  brachte  ich  diese  zur 
Vorlage,  — doch  es  meldete  sich  keine  Stimme,  die  vernehmen 
ließ,  daß  meine  darin  zum  Ausdruck  gebrachten  Ansichten  mit 
bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
seien! 
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Präs.:  „Was  sind  das  für  Werke,  aus  denen  Sie 
:ire  Ansichten  schöpfen  ?“ 

An  ge  kl.:  „Heraldische  Werke  aus  älterer  und 

euerer  Zeit.  Professor  Hildebrand  schreibt  in  seiner 
C^appenfibel  über  bürgerliche  Wappen  folgendes:  ,Bürger- 
che  Wappen  erscheinen  bereits  in  sehr  früher  Zeit  und 
issen  sich  schon  um  1300  nachweisen,  selbst  für 
'ersonen  niederen  Standes;  sie  unter- 
cheiden  sich  in  den  meisten  Fällen  nicht 
on  denen  des  Adels.  Im  16.  u.  17.  Jahrhundert  war 
ie  Sitte,  Familienwappen  zu  führen,  eine  ganz  allgemeine 
nd  es  wurde  ihr  noch  durch  die  von  den  Kaisern,  bzw. 
i deren  Namen  von  den  Hofpfalzgrafen  (Comites  Pala- 
ini)  ausgestellten  Wappenbriefen  Vorschub  geleistet.  Als 
ie  Heraldik  zu  einer  toten  Wissenschaft  herabsank,  ver- 
chwanden  auch  die  bürgerlichen  Wappen  allmählich.  Erst 
i neuester  Zeit  legen  bürgerliche  Geschlechter  wieder 
Vert  auf  Führung  von  Wappen;  dieser  Zug  der  Zeit 
ollte  kräftig  unterstützt  werden,  da  einerseits  ein  allen 
-weigen  eines  Geschlechtes  zugehöriges  Familienwappen 
wesentlich  zur  Hebung  des  Familiensinnes  beiträgt, 
ndererseits  auch  Wappen  in  dekorativer  Hinsicht  von 
großem  Werte  sind,  vorausgesetzt,  daß  sie  zu  stilgerechter 
Darstellung  gelangen/  — 

Dem  heraldischen  Handbuche  von  F.  Warneke,  Frank- 
urt  a.  M.  1893,  herausgegeben  mit  Unterstützung  des 
preußischen  Kultusministeriums , ist  über  bürgerliche 
Vappen  folgendes  zu  entnehmen:  , Besondere  Vorrechte, 
:in  Wappen  führen  zu  dürfen,  haben  wohl  kaum  be- 
;tanden.  Schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert  wurden 
Siegel  mit  Wappenbildern  von  Juden  geführt.  Aus  Haus- 
narken  sind  vielfach  Wappenfiguren  entstanden,  und  es 
st  noch  unentschieden,  ob  nicht  die  Hausmarken  bürger- 
icher  Familien  älter  sind,  als  die  Wappen  des  niederen 
\dels.  In  Deutschland  ist  es  niemandem  verwehrt,  sich 
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ein  beliebiges  Wappen  beizulegen;  vorausgesetzt,  daß 
keine  andere  Familie  zur  Führung  des  gewählten  Wappens  | 
berechtigt  ist/*)  — 

Dr.  Paul  Knötel  schreibt  in  seiner  Broschüre  bürger- 
liche Heraldik* : ,Es  ist  ein  fest  eingewurzelter^ 
Irrtum,  daß  Wappen  nur  dem  Adel  zustän-j 
den.  So  lassen  sich  auch  bürgerliche  Wappen  schon 
ziemlich  früh,  um  1300,  nachweisen;  sie  unterscheid 
den  sich  von  denen  des  Adels  meist  gar 
nicht.  Manche  altbürgerlichen  Wappen  haben  sich,  von  | 
Geschlecht  zu  Geschlecht  vererbt,  bis  in  unsere  Zeit  her-  , 
über  gerettet.  Die  meisten  gingen  im  18.  Jahrhundert 
dadurch  zugrunde,  daß  der  Zeitgeschmack  auf  Petschaften,  ^ 
Siegelringen  und  in  Stammbüchern,  deren  ältere  neben  , 
den  Grabmälern  Hauptquellen  für  die  bürgerliche  Heraldik  : 
sind,  Allegorien  und  Symbole  bevorzugte.  Um  eine  an- 
genehme Abwechslung  zu  erzielen,  wird  man  gut  tun,  in  , 
vielen  Fällen  nicht  einfach  die  betreffende  Figur  in  den 
Schild  zu  setzen,  sondern  sie  nach  Belieben  zu  verdoppeln 
oder  zu  verdreifachen.  Oder  man  wähle  eine  mensch-  . 
liehe  Gestalt  oder  Tiere , die  die  betreffende  Figur  j 
halten.*****) 

Präs.:  „Wo  sind  denn  diese  Bücher  erschienen?** ***) *  . 

Angekl.:  „In  Deutschland!**  | 

Geschw.  v.  Felsenberg:  „In  Deutschland!  Wir1 
sind  doch  in  Österreich  und  nicht  in  Deutschland!*****) 

*)  Unter  den  zur  Führung  berechtigten  Wappen  sind  die  des  , 
Adels  zu  verstehen,  — daß  uns  aber,  durch  verschiedene  Umstände  \ 
herbeigeführt,  im  Laufe  der  Jahrhunderte  auch  Wappen  überliefert 
wurden,  wo  sich  das  bürgerliche  von  dem  adeligen  durch  besondere  1 
Merkmale  nicht  unterscheidet,  ist  in  dieser  Broschüre  eingehend  erörtert.  I 

**)  Aus  diesem  Zitat  möge  der  Herr  Staatsanwalt  Kenntnis 
nehmen,  wie  Varianten  entstehen!  ü 

***)  Also  nach  Ansicht  des  Geschworenen  v.  Felsenberg  sind  die  1 1 

Bürger  in  Österreich  jenen  in  Dentschland  nicht  ebenbürtig!  — Auch 

adelig  geboren  zu  werden  ist  kein  eigenes  Verdienst,  Herr  v.  Felsen*  1 
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An  ge  kl:  „Österreich  hat  doch  keine  eigene  dies- 
bezügliche Literatur.“ 

Staatsanwalt,  die  Wappenfibel  von  Professor 
iildebrand  in  die  Hand  nehmend  und  den  Titel  lesend, 
;agt  geringschätzend : „Ein  herzoglich  Sachsen-Alten- 

ourgischer  Professor  als  Verfasser.“ 

An  ge  kl.:  „Und  dieser  Professor  ist  berufen,  öster- 
eichische  Wappenwerke  zu  verfassen!“* *) 

Geschw.  v.  Felsenberg:  „Ist  Ihnen  nicht  be- 
gannt, daß  man  selbst  um  eine  Wappenänderung  beim 
Ministerium  des  Innern  ansuchen  muß?“ 

Angekl.:  „Gewiß  ist  mir  dies  bekannt,  aber  nur 
bei  adeligen  und  nicht  bei  bürgerlichen  Wappen ; die  erste- 
hen werden  auch  in  Evidenz  gehalten,  die  letzteren  aber 
licht!“ 

Präs.:  „Ihr  Werk  wurde  auch  zur  Einverleibung  in 
die  kaiserliche  Fideikommiß-Bibliothek  angenommen?“ 
Angekl.:  „Jawohl!“ 

Staatsanw. : „In  der  Fideikommiß-Bibliothek  wird 
alles  angenommen,  was  nicht  Anstoß  erregt;  der  Ange- 
klagte hätte  sich  im  Ministerium  des  Innern  erkundigen 
sollen.“**) 

berg;  — es  scheint  Ihnen  auch  fremd  zu  sein,  daß  auch  der  Alma- 
lach,  worin  der  österr.  Adel  enthalten  ist,  in  Deutschland  und  nicht 
n Österreich  erscheint! 

*)  Herr  Professor  Hildebrand  ist  Verfasser  des  Kärntner  Adels 
ms  „J.  Siebmacher’s  großes  und  allgemeines  Wappenbuch“  und  ist  der 
genealogische  Teil  eine  Musterarbeit;  aber  auch  die  anderen  Teile 
laben  keinen  Beamten  der  österr.  Adelsbehörde  zum  Verfasser.  Der 
Adel  von  Mähren  und  Schlesien  ist  sogar  von  einem  Pfarrer  in 
Mähren  redigiert,  der  allerdings  ein  Kenner  dieser  Gebiete  war;  in  Druck 
gelegt  werden  aber  heute  noch  alle  diese  österr.  Werke  in  Deutschland! 

**)  Also  vor  Jahren  hat  mein  Werk  mit  den  darin  enthaltenen 
Wappen  noch  nicht  Anstoß  erregt  und  jetzt  ja?  Ich  glaube  dem 
Leser  nicht  noch  mit  mehr  beweisen  zu  müssen,  daß  das  Ministerium 
des  Innern,  durch  die  ganzen  Jahre  hindurch,  über  meine  Tätigkeit 
genau  informiert  war! 
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A n g e k 1. : „Ich  war  doch  bei  Hofrat  von  Leß  und 
seine  Ansicht  als  Vorstand  des  Adelsdepartements  mußte  i 
mir  auch  maßgebend  sein.  Ich  war  nach  Empfang  der  s 
Anklageschrift  auch  bemüht,  Einsicht  in  das  Dekret  vom  « 
Jahre  1765  zu  gewinnen,  was  mir  aber  nicht  ge-  s 
lungen  ist“ 

Ein  Geschw. : „Sagen  Sie  uns,  Herr  Sacjiverstän-  $ 
diger,  ab  es  wahr  und  möglich  ist,  daß  in  der  Fideikommiß- 
Bibliothek  alles  angenommen  wird  und  daß  kaiserliche  ; 
Dankschreiben  vom  Grafen  Kielmannsegg  unterzeichnet 
werden,  ohne  daß  der  überreichte  Gegenstand  einer  nähe- 
ren Prüfung  unterzogen  wird?“ 

Sachverständiger  Herr  Seydl  sucht  den  Vor-  3 
gang  einer  solchen  Annahme  in  einer  etwas  weitschwei- 
fenden Weise  zu  zergliedern,  was  mit  wenigen  Worten  ge- 
sagt heißt:  „Bequemlichkeit,  Schlamperei  usw.,  kurz:  ) 
Österreichischer  Amtsschimmel.“  *) 

Präsident  befragt  den  Angeklagten  über  seine  i 
Unterredung  mit  Hofrat  von  Leß,  wonach  die  Vorladung 
des  Hofrates  für  morgen  beschlossen  und  die  Fortsetzung 
der  Verhandlung  auf  Nachmittag  verlegt  wird. 

Nach  Wiederaufnahme  der  Verhandlung  wird  zur  Ver- 
lesung der  hiezu  bestimmten  Zeugenaussagen  geschritten, 
welche  ich  nur  insoweit  berühre,  als  selbe  zu  einer  Erörte- 
rung Anlaß  gaben  oder  erwähnenswert  sind.  Die  Zeugen 
erklären  sich  für  nicht  geschädigt,  zum  Teil  jedoch  ja, 
wenn  sie  zur  Wappenführung  wirklich  nicht  berechtigt  sein 
sollten. 


*)  Bei  dieser  Auseinandersetzung  entfaltet  Herr  Seydl  mein 
Gesuch  vom  Jahre  1899,  die  Entgegennahme  meines  Werkes  be-  1 
treffend;  was  er  damit  bezwecken  wollte,  weiß  ich  nicht.  Dieser  Um- 
stand beweißt  aber,  daß  Herrn  Seydl  nicht  nur  die  Rolle  zufiel,  als 
Sachverständiger  einvernommen  zu  werden,  wie  dies  zu  Beginn  der 
Verhandlung  erklärt  wurde,  sondern  vielmehr  seine  Einvernahme 
als  auch  seine  Verantwortung  von  langer  Hand  her  vorbereitet  war!!  ' 
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Herr  Fritz  Ebert,  Krems.  Zeuge  ist  der  einzige,  der* 
lie  Anklage  als  sich  dem  Strafverfahren  anschließend  be- 
eichnet  und  nicht  zur  Hauptverhandlung  vorgeladen 
vurde.  Zeuge  erhielt  Wappen  und  Stammbaumauszug; 
r besuchte  mich  persönlich  in  Wien  und  wurde  mit  der 
Ausführung  des  Auftrages  in  jeder  Weise  zufrieden  ge- 
teilt, daher  der  Anschluß  an  das  Strafverfahren,  mit  einem 
Teilbeträge  von  20  Kronen  — wie  dies  die  Anklageschrift 
inführt  — vollkommen  unbegründet!  — 

Herr  Dr.  Julius  Bittner,  Litschau.  Zeuge  empfing 
Wappen  und  Stammbaumauszug;  die  Anklage  bezeichnet 
beugen  um  den  hiefür  an  mich  gezahlten  Betrag  von 
00  Kronen  als  für  geschädigt! 

Präs.:  „Aus  der  Korrespondenz  ist  zu  entnehmen, 
laß  Sie  das  Wappen  dem  Hof-Archiv  entnommen  haben.“ 

Angekl. : „Der  Hof-Bibliothek;  man  kann  auch 
liese  ein  Archiv  nennen!“ 

Präs.:  „Ist  dies  auch  richtig?“ 

Angekl.:  „Jawohl!“ 

Präs.:  „Wir  werden  uns  hiervon  überzeugen!“*) 

! 

*)  Auf  dies,  bereits  seitens  des  Untersuchungsrichters  auf  merk- 
am  gemacht,  hatte  ich  das  betreffende  Wappenbuch  zur  Verhand- 
ung  meinem  Verteidigungsmateriale  einverleibt,  doch  man  eilte  sa- 
mt der  Verlesung  der  einzelnen  Protokolle,  daß  man  gar  keine  Zeit 
land,  sich  entsprechend  zu  verteidigen.  Wappen  „Bittner“  siehe* 
Dr.  Otto  Tit.  v.  Hefner’s  bürgerl.  Wappenbuch,  T.  I,  Tafel  82.  — 
Diese  Erörterung  in  meinem  Prozesse  veranlaßte  die  Direktion  der 
iofbibliothek  zur  Abgabe  der  Erklärung  in  verschiedenen  Tages- 
)lättern,  daß  ich  mit  der  Hofbibliothek  in  keiner  Verbindung  ge- 
standen sei.  Ungeachtet  dieser  Erklärung  wird  mir  die  Direktion? 
licht  streitig  machen  können,  daß  ich  vor  Jahren  zu  den  emsigsten 
3esuchern  der  Hofbibliothek  zählte!!  — Eine  ähnliche  Erklärung 
ron  seiten  des  Hof-  und  Staatsarchives  brachte  der  Vorsitzende  im? 
/erlaufe  der  Verhandlung  zur  Verlesung,  welcher  ich  mich  begnügen 
vill  entgegenzustellen,  daß  gerade  Herr  Antony  von  Siegenfeld  es. 
var,  der  etwa  eine  Woche  vor  der  Beschlagnahme  meines  Arbeits- 
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Herr  Jakob  Berghart,  Gerichtsbeamter,  Znaim.  Zeuge 
gibt  zu  Protokoll,  selbst  genealogische  Forschungen  ge- 
pflogen zu  haben,  worin  er  durch  mich  unterstützt  wurde, 
ich  mir  jedoch  für  meine  Mühewaltung  kein  Hono- 
rar zahlen  ließ ; seine  an  mich  geleistete  Zahlung  bestand  l 
lediglich  im  Betrage  von  15  Kronen  für  ein  von  mir  ge- 
kauftes Buch.  Die  Anklage  bezeichnet  den  Zeugen  um 
diese  15  Kronen  als  für  geschädigt! 

Herr  Albin  Romanek,  Apotheker,  Poysdorf.  Im  Be- 
sitze dieser  Familie  befinden  sich  Aufzeichnungen  über 
eine  einstige  Adelung,  weshalb  mir  die  Aufstellung  des 
Stammbaumes  übertragen  wurde.  Der  Präsident  kon- 
statiert die  von  mir  in  dieser  Angelegenheit  unternom- 
menen Schritte,  wonach  ich  über  den  weiteren  Verlauf  der 
Angelegenheit  — nach  Beschlagnahme  meines  Arbeits- 
materiales — berichtete.* *) 

Staatsanwalt  erhebt  sich  und  sagt:  „Nachdem 
es  sich  nicht  feststellen  läßt,  was  in  den  einzelnen 
Fällen,  wo  es  sich  um  Stammbaumerhebungen  handelt, 
von  dem  Angeklagten  veranlaßt  wurde,  so  ziehe  ich  die 
diesbezüglichen  Fakten  von  der  Anklage  zurück  und  halte 
nur  mehr  jene  Summe  aufrecht,  die  der  Angeklagte  in 
der  Voruntersuchung  selbst  zugestanden,  also  eine 
Schadenssumme  von  über  600  Kronen.“**) 

materiales  der  von  mir  entsandten  Beamtin  persönlich  im  Hof- 
und  Staatsarchive  ein  dort  erliegendes  Kloster- Wappenbuch  vor- 
legte, woraus  ich  drei  fürstl.  Lichtenstein’ sehe  Wappen  kopieren 
ließ!!  — Diese  Erklärungen  mögen  beweisen , wie  sich  alles  gegen 
einen  Menschen  wendet,  wenn  hiezu  der  Befehl  höheren  Ortes  er- 
teilt wird! 

*)  Trotz  der  Beschlagnahme  meines  Arbeitsmateriales  und  trotz- 
dem man  mir  die  Ausfolgung  jener  Akten,  wo  es  sich  nur  um  Stamm- 
baumrecherchen handelte,  seitens  des  Landesgerichtes  verweigerte, 
war  ich  bemüht,  in  einzelnen  Fällen  meine  Recherchen  fortzusetzen. 

**)  Herr  Staatsanwalt!  Es  war  sehr  entgegenkommend  von 
Ihnen,  daß  Sie  die  Anklage  von  diesen  Fakten  zurückgezogen  haben; 
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Präs.:  „Herr  Hermann  hat  in  der  Voruntersuchung 
bei  den  einzelnen  Fällen  Beträge  namhaft  gemacht,  die 
insgesamt  2615  Kronen  ausmachen.“ 

An  ge  kl.:  „Diese  Beträge  habe  ich  ausdrücklich 
mit  der  Beifügung  namhaft  gemacht,  daß,  falls  die  Fami- 
lien die  Wappen  wirklich  nicht  benutzen  dürfen,  sie  diese 
auf  die  Wappenausführung  entfallenden  Beträge  als  Ersatz 
beanspruchen  können.“* *) 

Die  Ausscheidung  jener  Fakten  von  der 
Anklage,  wo  es  sich  nur  um  Stammbaum- 
erhebungen handelte,  war  die  Sensation 
in  meinem  Prozesse.  Hat  doch  das  Ministe- 
rium des  Innern  unter  dem  Vorwände,  als 
ob  ich  mich  mit  unlauteren  Adelsnach- 
weisen befassen  würde,  sich  zum  Vorgehen 
gegen  mich  entschlossen  und  gerade  diese 
Fakten,  wo  zum  Teil  Adelsnachweise  an- 
gestrebt werden  und  wofür  selbst  die  An- 
klageschrift keine  Gründe  zur  Erhebung 
der  Anklage  ins  Treffen  führen  konnte, 
sieht  sich  der  Staatsanwalt  veranlaßt,  aus 
der  Anklage  auszuscheiden  und  vermag 
nur  mehr  jenen  Betrag  aufrecht  zu  er- 
halt e n,  den  ich  selbst,  jedoch  mit  der  vorher  gemachten 


— nun  mache  ich  Sie  aber  darauf  aufmerksam,  daß  die  k.  k.  Staats- 
anwaltschaft es  überhaupt  „vergessen“  hat,  die  Erhebung  der  An- 
klage in  diesen  Fällen  zu  begründen!!! 

*)  Da  mir  jeder  Betrug  ferne  lag,  so  kann  es  sich  nur  um 
Ersatz  auf  zivilrechtlichem  Wege  handeln,  und  w'enn  dies  — dann 
haben  nicht  nur  die  167  Parteien,  bei  denen  ich  die  Beträge  nam- 
haft machte,  sondern  alle  696  die  von  mir  Wappen  ausgeführt  er- 
hielten, Anspruch  auf  Ersatz.  Ein  greifbarer  Widerspruch  der  ganzen 
Anklage  liegt  schon  darin,  daß  sich  die  obenerwähnte  Summe  auf 
die  mir  seitens  des  Untersuchungsrichters  verlesenen  167  Parteien  be- 
zieht, wogegen  aber  die  Anklage  23  t Parteien  als  geschädigt  be- 
zeichnet! — 
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Begründung  namhaft  machte;  — so  ist  die  An- 
klage, die  ohnedies  nur  in  einem  Umfange 
von  21412  Kronen  erhoben  wurde,  im  Nu 
auf  2615  Kronen  herabgesunken!  — 

Herr  Johann  Kasper,  Gutsverwalter,  Wekelsdorf. 
Zeuge  ließ  bei  mir  ein  altes,  ererbtes  Wappen  mehrfach 
vervielfältigen  und  die  Stammreihe  erheben;  die  Anklage 
bezeichnet  den  Zeugen  um  den  hiefür  an  mich  gezahlten 
Betrag  von  262  Kronen  als  für  geschädigt! 

Staatsanw. : „Haben  Sie  hier  einen  Zusammen- 
hang festgestellt  ?“ 

An  ge  kl.:  „Von  einem  Zusammenhang  kann  gar 
keine  Rede  sein;  das  Wappen  war  bereits  im  Besitze  der 
Familie,  durch  mich  erfolgte  nur  die  Vervielfältigung  des 
Wappens  und  die  Erhebung  der  Stammreihe  !“*) 

Herr  Rudolf  Jobst,  Apotheker,  Villach.  Zeuge  be- 
stellte zwei  Wappen  und  Stammbaumauszug,  nachdem  sich 
zuvor  ein  Bruder  des  Auftraggebers,  ein  Oberleutnant, 
persönlich  bei  mir  von  der  Richtigkeit  meiner  gemachten 
Angaben  überzeugte.  Zeuge  wurde  mit  der  Ausführung 
des  Auftrages  in  jeder  Weise  zufriedengestellt  und  die 
Anklage  bezeichnet  denselben  um  den  an  mich  gezahlten 
Betrag  als  für  geschädigt! 

Staatsanw.:  „Haben  Sie  in  diesem  Falle  einen 
Zusammenhang  festgestellt  ?“ 

An  ge  kl.:  „Wäre  ganz  unmöglich!  Im  Wappen- 
buch steht  nur,  — Jobst,  bürgerliches  Geschlecht,  aus 
Böhmen  stammend,  — die  Familie  stammt  auch  aus 


*)  Es  würde  gewiß  alle  Sachkundige  interessieren  zu  erfahren, 
wie  sich  der  Staatsanwalt  die  Erbringung  eines  Zusammenhanges  vor- 
stellt, wo,  wie  in  diesem  Falle,  über  die  Entstehung  eines  Wappens 
gar  keine  Aufzeichnungen  vorhanden  sind!  — 
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Böhmen  und  hat  durch  Tradition  von  dem  einstigen  Be- 
sitze des  Wappens  Kenntnis  !“*) 

Herr  Franz  Kalmann,  Kaufmann,  Mähr. -Weißkirchen. 
Zeuge  erhielt  Wappen  und  Chronik  mit  Stammbaumaus- 
zug; letzteren  soweit  die  Erhebungen  bis  Weihnachten 
möglich,  da  die  Fertigstellung  bis  dahin  zugesagt  wurde. 

Staatsanw.:  „Ist  hier  ein  Zusammenhang  er- 

bracht ?“ 

An  ge  kl.:  „Nein.  Wäre  auch  nicht  möglich,  da 
mit  dem  Wappen  keine  genealogischen  Daten  verbun- 
den sind!“ 

Staatsanw.:  „Also  ein  Phantasiewappen?“ 

Angekl. : „Kein  Phantasiewappen;  — ein  histori- 
sches Wappen,  ohne  nähere  Angabe  über  die  Pro- 
venienz!“ 

Herr  Konrad  Peter,  Privatier,  Michelob.  Zeuge  ließ 
bei  mir  ein  altererbtes  Familienwappen  vervielfältigen  und 
wird,  trotzdem  die  Anklage  selbst  zugesteht,  daß  auch 
jene  Familien,  die  ihr  Wappen  ererbten,  zur  Führung 
berechtigt  sind,  um  den  an  mich  gezahlten  Betrag  als  für 
geschädigt  bezeichnet ! **) 

Herr  Anton  Strasser,  Hotelbesitzer,  Arco.  Zeuge 
übersandte  mir  zur  Ausführung  des  Familienwappens,  wie 
ich  dies  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnte,  ein  von  Pro- 

*)  Herr  Jobst  ersucht  im  Protokoll,  zu  seiner  Rechtfertigung 
zur  Hauptverhandlung  vorgeladen  werden  zu  wollen;  diesem  Ansuchen 
hat  man  nicht  entsprochen!  Warum  nicht?  Beachtenswerterweise 
wird  in  der  Anklage  nur  Herr  Rudolf  Jobst  — dessen  Bruder,  der 
die  gleiche  Ausführung  erhielt,  aber  nicht  — als  für  geschädigt  be- 
zeichnet! 

**)  Da  die  Familie  aus  Bayern  stammt  und  ihr  altererbtes 
Wappen  führt,  wäre  Aufschluß  erwünscht,  wieso  dieser  Zeuge  als  ge- 
schädigt bezeichnet  werden  kann?! 

H ermann,  Die  Opfer. 
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fessor  Ströhl  entworfenes  Ex  libris;  außerdem  wurde! 
von  mir  die  Stammreihe  erhoben.  Die  Anklage  be^ 
zeichnet  den  Zeugen  um  den  hiefür  an  mich  gezahlten^ 
Betrag  von  100  Kronen  als  für  geschädigt! 

Bei  Erörterung  dieses  Falles  wollte  ich  auf  Ex  libris^ 
zu  sprechen  kommen,  wozu  der  Präsident  jedoch  be-^ 
merkte,  daß  wir  hiezu  ohnedies  noch  Gelegenheit  haben1* 
werden.  Nachdem  dies  während  der  Verhandlung  nicht, 
mehr  der  Fall  war,  bringe  ich  tieferstehend  diese  Familien- 
stücke des  Rechnungsrates  Leidinger  (Wien)  zur  Abbil-1 
düng,  womit  ich  dem  Gerichtshöfe  dartun  wollte,  daß, 
meiner  Behauptung  entsprechend,  oft  zwischen  einem  Fa-" 
milienwappen  und  einem  Ex  libris  kein  wesentlicher  Unter- 
schied besteht;  die  Leidinger  in  Bayern  führen  das  gleiche* 
Wappen,  nur  in  anderen  Farben,  — also  in  einer  Va- 
riante ! * 


Herr  Anton  Baumgartner,  Gasthofbesitzer,  Glogg- 
nitz. Zeuge  erhielt  Wappen,  Chronik  und  Stammbaum-* 
auszug;  letzterer  sollte  ergänzt  nachgeliefert  werden,  da 


*)  ^ier  möchte  ich  die  Worte  des  Untersuchungsrichters  — | 
»»Ex  libris  kann  sich  jede  Familie  tausend  machen  lassen,  aber  nich1v 
ein  Familienwappen“  — in  Erinnerung  rufen! 
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f )is  Weihnachten,  bis  zu  welcher  Zeit  die  Fertigstellung 
!■  »edingt  wurde,  nicht  alle  Matrikenauszüge  einlangten. 
f Die  Neuanfertigung  der  Chronik  mußte  jedoch  unter- 
bleiben, da  bereits  zwei  Wochen  nach  Weihnachten,  am 
K Jänner,  die  Beschlagnahme  des  Arbeitsmaterials  er- 
olgte.  Zu  meiner  Rechtfertigung  lege  ich  dem  Gerichts- 
lofe  die  mittlerweile  erhobenen  drei  Taufscheine  aus  den 
/ähren  1781,  1721  und  1687  vor. 

Staatsanw. : „Lassen  Sie  sehen!  — Sehen  Sie,  da 
lab  ich  Sie  ja,  die  sind  erst  vom  Februar  datiert !“ 

Angekl.  „Auch  richtig!  Wenn  die  Scheine  vom 
Dezember  datiert  wären,  so  würde  ich  Herrn  Baum- 
gartner auch  diese  Daten  schon  zu  Weihnachten  in  die 
itamtnreihe  einbezogen  haben !“ 

Präsident  zum  Staatsanwalt:  „Ganz  richtig.“ 

Herr  Baumgartner  wird  in  der  Anklage  um  den  vollen 
m mich  gezahlten  Betrag  von  100  Kronen  als  für  geschädigt 
jezeichnet,  obwohl  er  mir  selbst  nach  Empfang  der  Sen- 
lung  die  zufriedengestellte  Ausführung  seines  Auftrages 
jestätigte  und  nur  um  die  Vervollständigung  der  Stamm- 
eihe  ansuchte,  was,  wie  ich  bewiesen,  auch  trotz  der 
Beschlagnahme  des  Arbeitsmaterials  erfolgte!! 

Herr  Johann  Deistler,  Ob.-Inspektor  der  böhm.  Nord- 
>ahn,  Prag.  Zeuge  erhielt  Wappen,  Chronik  und  Stamm- 
jaumauszug,  wurde  in  jeder  Weise  zufriedengestellt  und 
jgibt,  als  Zeuge  vernommen,  zu  Protokoll,  durch  eine  gün- 
stige Auskunft  über  mich,  die  er  beim  Adelsdepartement 
iinholte,  zur  Auftragserteilung  veranlaßt  worden  zu  sein; 
lie  Anklage  bezeichnet  den  Zeugen  um  den  an  mich 
gezahlten  Betrag  von  100  Kronen  als  für  geschädigt! 

Es  ist  gewiß  für  meinen  ganzen  Prozeß 
beachtenswert,  daß  gerade  jene  Behörde 
Heute  gegen  mich  als  Anklägerin  auftritt, 
!iie  mich  einstens  für  meine  Arbeiten  selbst 

8* 
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empfahl!!  — Natürlich  habe  ich  dazumal  noch  nicht 
die  Prager  Adelsmachereien  entdeckt  und  auch  die  Zu-^ 
stände  im  Adelsdepartement  nicht  angegriffen  gehabt!  — se 
Wenn  aber  dem  Beschuldigten  der  Untersuchungsrichter,^ 
selbst  schon  solche  Aussagen  zur  Verlesung  bringt,  dann* 
kann  man  sich  einen  Begriff  machen,  wie  entlastend  erst^, 
die  weiteren  über  600  von  der  Verlesung  und  Anklage  aus-  „ 
geschiedenen  Zeugenaussagen  lauten  müssen!!  — *)  n 

Herr  Josof  Seifert,  k.  u.  k.  Hoflieferant,  Preßburg., 
Zeuge  besuchte  mich  persönlich  in  Wien,  ließ  sich  die 
Werke  vorlegen,  worauf  ich  meine  Angaben  stützte  und 
bestellte  Wappen  und  Stammbaumauszug.  Obwohl  die  i 
in  dieser  Angelegenheit  von  mir  gepflogenen  genealogi-  \ 
sehen  Forschungen  allein  mit  100  Kronen  nicht  zu  hoch  c 
bemessen  erscheinen,  bezeichnet  die  Anklage  den  Zeugen  [ 
um  diesen  an  mich  gezahlten  Betrag  als  für  geschädigt!  > 

Herr  Karl  Pusch,  Bergwerksdirektor,  Poln.-Ostrau. 
Zeuge  empfing  Wappen  und  Stammbaumauszug  und  gibt 
zu  Protokoll,  sich  nicht  als  geschädigt  erachten  zu  können, 
nachdem  schon  meine  Barauslagen  für  Stammbaumrecher- 
chen den  von  ihm  an  mich  gezahlten  Betrag  erreichen  ;i 
die  Anklage  bezeichnet  trotzdem  den  Zeugen  um  den 
vollen  an  mich  gezahlten  Betrag  als  für  geschädigt!**) 

*)  Bei  der  Verhandlung  wurde  diese  Aussage  unterdrückt  und 
die  Geschworenen  hörten  nichts  davon,  und  mein  Verteidiger,  dessen 
Pflicht  es  gewesen  wäre  auf  Verlesung  zu  bestehen,  — denn  in  meiner 
Erwiderung  zur  Bekämpfung  der  Anklage  habe  ich  ihn  auf  diese 
Aussage  besonders  aufmerksam  gemacht  — findet  es  für  überflüssig, 
nur  Worte  zu  meiner  Verteidigung  zu  verlieren,  geschweige,  daß  er 
auf  die  Verlesung  eines  Entlastungsmateriales  bestehen  würde! 

**)  Nachdem  der  Staatsanwalt  bei  Verlesung  dieser  Aussage  hin- 
sichtlich der  Höhe  der  zu  entrichtenden  Matrikengebühren  eine  Be- 
merkung machte,  die  diese  als  kaum  nennenswert  erscheinen  ließen, 
will  ich  hier  einen  sich  erst  vor  kurzem  ereigneten  Fall,  den  Verkehr 
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Herr  Ignaz  Reinle,  k.  u.  k.  Major,  Budapest.  Zeuge 
>eauftragte  mich  mit  der  Ausforschung  des  Taufscheines 
‘eines  Vaters,  welcher,  der  Tradition  nach,  in  Mannheim 
geboren  sein  soll.  Nachdem  die  brieflichen  Recherchen 
erfolglos  blieben,  fuhr  ich,  als  ich  in  Baden  zu  tun  hatte, 
)ersönlich  auch  nach  Mannheim  und  fand  den  Taufakt 
n der  Schwesterstadt  Neckar.  Trotz  dieses  sich  voll- 
nhaltlich  bestätigenden  Erfolges  bezeichnet  die  Anklage 
len  Zeugen  um  den  vollen  hiefür  an  mich  bezahlten  Be- 
rag  von  100  Kronen  als  für  geschädigt! 

Herr  Julius  Lootz,  k.  u.  k.  Oberleutnant,  Czernowitz. 
Zeuge  erscheint  in  der  Anklage  um  einen  Betrag  von 
165  Kronen  als  für  geschädigt,  obwohl  demselben  von 
einer  Schädigung  durch  mich  nichts  bekannt  ist.  Im  vor- 
iegenden  Falle  wurde  ein  Wappen  aus  drei  verschiede- 
len  kombiniert  und  fand  in  seiner  neuen  Gestaltung  an- 
standslose Aufnahme  in  „J.  Siebmachers  großes  und  all- 
gemeines Wappenbuch“.  Die  Abteilung  dieses  Werkes, 
„Wappen  bürgerlicher  Familien“,  steht  unter  Leitung  des 
Herrn  Gustav  A.  Seyler,  königl.  preuß.  Geheimer  Kanzlei- 


nit Matrikenämtern  und  die  Gebühren  betreffend,  nur  beispielsweise 
inführen. 

Ich  benötigte  einige  Matrikenscheine  aus  einem  Pfarramte  in 
Schlesien,  erhielt  jedoch  auf  mein  diesbezügliches  Ansuchen  folgende 
Antwort:  „Den  Trauungsschein  von  J.  W.  P.skönnen  Sie  bekommen, 
seinen  Taufschein  aber  nicht;  die  Mäuse  haben  die  Matriken  derart 
zugerichtet,  daß  sie  leider  unbrauchbar  wurden.“ 

Ich  entgegnete  hierauf:  „Bitte  doch  nachzusehen,  zahle  für 
jeden  Taufschein  10  Kronen,  und  für  jeden  Trauungsschein  5 Kronen.“ 
Die  Erledigung  dieses  neuerlichen  Ansuchens  erfolgte  in  der 
Weise,  daß  ich  innerhalb  14  Tagen  eine  Nachnahmesendung  auf 
66  K 70  h mit  den  gewünschten  Scheinen  erhielt!  — 

Vielleicht  veranlaßt  gleichzeitig  diese  Erörterung  das  Mini- 
sterium des  Innern  als  oberste  Matrikenbehörde,  entsprechende  Ver- 
fügungen und  Vorsorge  zu  treffen,  daß  in  Zukunft  Matriken  nicht 
mehr  als  Mäusefutter  preisgegeben  werden! 
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rat  in  Berlin,  welcher  als  eine  Kapazität  auf  dem  Gebiete  * 
der  Heraldik  gilt  und  sich  dem  Herrn  Oberleutnant  Lootz  1 
gegenüber  in  einem  Briefe  über  bürgerliche  Wappen  in 
folgender  Weise  äußert:  „Wir  vertreten  allerdings  den 
Gesichtspunkt,  daß  die  Annahme  eines  bürgerlichen 
Wappens,  welches  nicht  mit  Attributen  ausgestattet  ist, 
die  dem  Adel  zukommen,  erlaubt  ist,  weil  1.  solche 
Wappenwahl  von  jeher  in  Gebrauch  war; 
2.  weil  die  Wappenwahl  durch  kein  Gesetz 
verboten  ist  und  3.  weil  der  Gebrauch  eines 
dem  Stande  angemessenen  Wappens  nicht 
gegen  die  guten  Sitten  verstößt/4*) 

Herr  Matthias  Embacher,  k.  k.  Hauptmann,  Caslau. 
Zeuge  beauftragte  mich  mit  der  Ausführung  des  Familien- 
wappens und  der  Erhebung  des  Stammbaumes,  zu  welch 
letzterem  Zwecke  ich  auch  eine  Reise  nach  Bechin  in 
Böhmen  unternahm.  Die  Anklage  bezeichnet  den  Zeugen 
um  den  hiefür  an  mich  bezahlten  Betrag  von  202  Kronen 
als  für  geschädigt! 

Staatsanw.:  „In  der  Aussage  des  Zeugen  steht 
aber  von  dieser  Reise  nichts/4 

Angekl. : „Das  ist  meine  Schuld  nicht!  Herr  Em- 
bacher hat  für  diese  Reise  100  Kronen  zur  Verfügung  ge- 


*)  An  der  Hand  der  Abbildung 
des  Wappens  der  Familie  Lootz  und 
der  Äußerungen  des  Herrn  Kanzlei- 
rates Seyler  möchte  ich  nochmals  fest- 
stellen, daß  auch  bürgerliche  Wappen 
mit  offenen  Helmen  und  der  soge- 
nannten „Helmkrone“  versehen  werden 
können.  Als  ausgesprochenes  Kriterium 
des  Adelswappens  wäre  somit  nur  die 
Rangkrone,  nicht  aber  auch  die  Helm- 
krone zu  betrachten. 
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stellte  und  habe  ich  ihn  auch  von  meiner  Anwesenheit 
n Bechin  von  dort  aus  benachrichtet.“ 

Die  Embacher  werden  in  den  Matriken  zu  Bechin  als 
t , freie  Bürger“  bezeichnet  und  sollen  ehedem  adelig  ge- 
wesen sein;  im  gräflich  Panischen  Archiv  in  Bechin,  welche 
Herrschaft  in  der  goldenen  Zeit  des  Adels  die  unmittel- 
bare Gerichtsbarkeit  ausübte,  sollen  sich  auch  alte,  auf 
jldiese  Familie  bezughabende  Aufzeichnungen  vorfinden, 
doch  die  dortige  Schloß  Verwaltung  verweigert  jedwede 
Auskunft!  Tatsächlich  erscheinen  auch  urkundlich  im 
17.  Jahrhundert  geadelte  Embacher,  über  deren  Nachkom- 
men bisher  Aufschluß  nicht  zu  erlangen  war. 

Es  gelangt  die  Aussage  des  Zeugen  Franz  Haugwitz 
zur  Verlesung.  Dieses  Zeugen  habe  ich  bereits  an  anderer 
Stelle  Erwähnung  getan ; er  will  der  Familientradition  nach 
aus  dem  adeligen  Hause  der  Haugwitz  abstammen.  Ob- 
wohl meine  Mühewaltung  und  Barauslagen  weit  das  er- 
legte Depot  von  100  Kronen  überschreiten,  bezeichnet 
die  Anklage  den  Zeugen  um  diesen  an  mich  gezahlten 
Betrag  als  für  geschädigt! 

Präs.:  „Halten  Sie  es  für  möglich,  daß  dieser  Haug- 
witz aus  dem  adeligen  Hause  abstammt?“ 

A n g e k 1. : „Ich  halte  es  für  gar  nicht  ausge- 

schlossen!“ 

Staatsanw. : „Glauben  Sie,  daß  Sie  nur  mit  der 
Aufstellung  eines  Stammbaumes  einen  Adelsnachweis  lie- 
fern können?“ 

Angekl. : „Adelsnachweise  habe  ich  doch  schon 
selbst  geliefert,  und  schließlich  gibt  es  hiezu  außer  den 
Matriken  auch  noch  andere  Hilfsquellen!“ 

Staatsanw.:  „Was  sagen  Sie,  Herr  Sachverstän- 
diger?“ 

Sachverst.:  „Die  Matriken  sind  in  den  meisten 
Fällen  sehr  mangelhaft  und  da  müssen  solche  Nachweise 
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auf  Grund  von  Dokumenten  erbracht  werden,  wo  die 
Erbfolge  von  Vater  auf  Sohn  nachgewiesen  wird.“*) 
Hierauf  vertagt  der  Präsident  die  Verhandlung  auf 
morgen,  ohne  daß  während  des  ganzen  Tages  der  Ver- 
teidiger Dr.  Rabenlechner  es  auch  nur  ein  einziges  Mal 
versucht  hätte,  in  die  Verhandlung  einzugreifen,  oder  auf 
Grund  der  von  mir  ausgearbeiteten  umfangreichen  Er- 
widerung auf  die  Anklage  — die  er  gut  in  seiner  Akten- 
tasche verwahrt  hatte  — den  jeweiligen  Ausführungen  ent- 
sprechend entgegenzutreten ! **) 


* * 
* 


Dienstag,  24.  Oktober  1905. 


Der  Präsident  eröffnet  die  Verhandlung  um  V210  Uhr. 
Es  erfolgt  der  Zeugenaufruf.  Herr  Ritter  von  Leß,  sowie 
die  Herren  Desoye,  Fritz,  Peter  und  Bertram,  welche  Vor- 
ladung der  letzteren  der  Angeklagte  beantragte  ; 
F.  Bertram,  Maschinenfabrikant  in  Wien,  ist  nicht  er- 
schienen und  behält  sich  der  Präsident  gegen  diesen 
weitere  Verfügung  vor. 


*)  Herr  Staatsanwalt!  Wenn  Sie  in  die  verschiedenen  zu  Ge- 
richt gelegenen  Akte  Einsicht  genommen,  dann  werden  Sie  auch  er- 
sehen haben,  wie  aus  adeligen  Geschlechtern  bürgerliche  Linien  ent- 
stehen und  wie  Adelsnachweise  angestrebt  werden;  übrigens  haben 
Sie  die  Anklage  von  jenen  Fakten,  wo  es  sich  nur  um  Stammbaum- 
aufsatze  handelt,  bereits  zurückgezogen!!  Und  was  die  Antwort  des 
Sachverständigen  betrifft,  so  hätte  ich  dieser  nur  beizufügen,  daß  das, 
was  der  Herr  ausführte,  mir  schon  bekannt  war,  bevor  er  noch  zu 
seiner  Tätigkeit  im  Adelsdepartement  berufen  wurde! 

**)  In  meinem  Dr.  Rabenlechner  eingehändigten  Elaborate  er- 
suc  e ich  ihn,  er  möge  auf  Verlesung  zweier  Zeugenaussagen  be- 
stehen, die  sich  auf  durch  mich  erbrachte  Adelsnachweise  beziehen 
und  von  deren  Einvernahme  ich  direkt  seitens  dieser  Klienten  unter- 
nc  e wurde.  Doch  wie  Dr.  Rabenlechner  nichts  zu  meiner  Ver- 
eidigung getan,  so  hat  er  auch  diesen  meinem  Wunsche  zu  ent- 
sprechen für  unnötig  befunden!  
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Auf  Deutung  des  Präsidenten  treten  die  Zeugen,  bis 
auf  Ritter  von  Leß,  derzeit  Sektionschef  i.  P.,  ab,  welcher 
gleich  einvernommen  wird. 

Präs.:  „Der  Herr  Staatsanwalt  im  Einverständnis 
des  Herrn  Verteidigers  und  ich  haben  beschlossen,  Herrn 
Sektionschef  einzuvernehmen,  da  der  Angeklagte  sich  dar- 
auf beruft,  Herr  Sektionschef  hätten  im  Jahre  1899  ihm 
gegenüber  Äußerungen  gemacht,  die  ihn  in  der  Über- 
zeugung bestärken  konnten,  daß  jedermann  zur  Führung 
eines  Wappens  berechtigt  ist.“ 

v.  Leß:  „Ich  habe  dies  bereits  aus  dem  gestrigen 
Abendblatte  entnommen.  Es  ist  richtig,  daß  der  Ange- 
klagte einige  Male  bei  mir  war,  doch  daß  ich  Äußerungen 
machte,  wie  der  Angeklagte  behauptet,  ist  ausgeschlossen, 
weil  dies  ja  mit  den  Vorschriften  im  krassen  Widerspruch 
stehen  würde.“ 

Präs.:  „Es  ist  also  nicht  wahr,  daß  Sie  den  An- 
geklagten ersucht  haben,  er  möge  die  bürgerlichen  Wappen 
nicht  forcieren?“ 

v.  Leß:  „Das  ist  unmöglich.  Dagegen  erinnere  ich 
mich,  daß  die  Inserate  Hermanns  damals  zu  Erhebungen, 
nicht  aber  zum  Einschreiten  Anlaß  gaben.“*) 

Präs.:  „Was  sagen  Sie  dazu?“ 

Angeklagter,  seine  Blicke  auf  den  Zeugen  ge- 
richtet: „Gelegentlich  meines  ersten  Besuches  bei  Herrn 
v.  Leß  wurde  mir  gesagt,  ich  soll  die  bürgerlichen  Wappen 
nicht  forcieren,  denn  es  sieht  nicht  gut  aus,  wann  z.  B. 
ein  Fleischhauer  wo  vorfährt  und  vielleicht  ein  pompöseres 

*)  Herr  Sektionschef!  In  meinen  Inseraten  sagte  ich  doch 
öffentlich,  daß  viele  der  irrigen  Ansicht  sind,  daß  das  Wappenführen 
ein  Vorrecht  des  Adels  sei,  jedermann  ist  zur  Wappenführung  be- 
rechtigt— und  in  meiner  Broschüre  vom  Jahre  1898,  „Das  Familien- 
wappen“ betitelt,  welche  Ihnen  gleichfalls  vorlag,  zergliedere  ich  diese 
Begründung  eingehend,  und  doch  gaben,  wie  Sie  selbst  zugeben,  diese 
meine  Ansichten  dazumal  keinen  Anlaß,  gegen  mich  einzuschreiten 
— und  heute?! 
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Wappen  auf  seinem  Wagen  angemalt  hat,  als  ein  altes 
Adelsgeschlecht !“ 

Präs.:  „Herr  Sektionschef  können  sich  also  an  den 
Inhalt  des  bewußten  Gespräches  nicht  erinnern  ?“ 

v.  L e ß : „Soviel  ich  mich  entsinne,  habe  ich  ihn  auf 
die  Grenzen  seiner  Tätigkeit  aufmerksam  gemacht.  Ich 
habe  ihm  gesagt,  daß  er  Material  sammeln  kann,  aber 
den  Leuten  keine  Befugnisse  zur  Wappenführung  er- 
teilen könne.“*) 

Verteid. : „Darf  ich,  Herr  Sektionschef,  an  Sie 
die  Frage  richten,  wie  Sie  persönlich  über  die  Wappen- 
führung bürgerlicher  Familien  denken?“ 

v.  L e ß : „Ich  glaube,  daß  nur  Familien  wappen- 
berechtigt sind,  denen  vor  dem  Jahre  1820  ein  Wappen 
verliehen  wurde.“**) 

Verteid.:  „Ist  Ihnen,  Herr  Sektionschef,  erinner- 
lich, daß  Sie  sich  meinem  Klienten  gegenüber,  seiner  Ar- 
beiten wegen,  irgendwie  warnend  oder  raterteilend  ge- 
äußert haben?“ 

v.  Leß:  „Wie  erwähnt,  an  den  Wortlaut  der  Unter- 
redung kann  ich  mich  nicht  erinnern.“ 

Verteid.:  „Ist  Ihnen  bekannt,  Herr  Zeuge,  daß 
das  Werk  Hermanns  über  Genealogie  und  Heraldik  auch 
der  kaiserlichen  Fideikommiß  - Bibliothek  einverleibt 
wurde?  Da  wird  es  doch  einen  Wert  haben?“ 


*)  Herr  Sektionschef!  Ihre  wohl  etwas  drastische  Verantwortung 
kann  daran  nichts  ändern,  daß  Sie  den  von  mir  zitierten  Wortlaut 
mir  gegenüber  doch  gebrauchten;  ich  glaube  vielmehr,  daß  selbst 
Ihnen  im  Jahre  1899  das  Dekret  ex  1765  in  dem  Sinne  nicht  ge- 
läufig war,  wie  es  jetzt  in  meinem  Prozesse  Auslegung  findet. 

**)  Herr  Sektionschef!  Ein  altes  Sprichwort  sagt:  „Glauben 
heißt  nichts  wissen.«  Daher,  wenn  man  jemanden  auf  die  Anklage- 
bank stellt,  man  Behauptungen  nicht  mit  Ansichten,  sondern  mit 
Beweisen  bekräftigen  können  muß!  — Übrigens  gesteht  sogar  die 
Anklage,  daß  auch  jene  Familien  wappenberechtigt  sind,  deren  Wappen- 
annahme in  die  Zeit  fällt,  wo  die  freie  Annahme  noch  zulässig  war! 
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v.  L e ß : „Nun  ja ; wenn  ein  Buch  der  Bibliothek  über- 
reicht wird,  so  wird  es  halt  angenommen,  das  ist  ein 
ganz  gewöhnlicher  Vorgang.“*) 

A n g e k 1. : „Auch  Herr  Sektionschef  haben  das  Ihnen 
überreichte  Exemplar  entgegengenommen  und  mit  Schrei- 
ben folgenden  Inhaltes  den  Empfang  bestätigt:  ,Wien, 

13.  3.  1900.  Euer  Hochwohlgeboren!  Zur  Zeit  des  Ein- 
langens  Ihrer  geschätzten  Zuschrift  erkrankt,  ist  mir  die- 
selbe leider  seither  außer  Evidenz  gekommen,  und  be- 
ehre ich  mich  nunmehr,  den  Empfang  des  mir  gefälligst 
übersandten  I.  Bandes  Ihres  Werkes  mit  dem  verbind- 
lichsten Danke  zu  bestätigen.  Euer  Hochwohlgeboren 
ergebenster  von  Leß/“ 

Geschw.  v.  Felsenberg:  „Das  ist  doch  nur 
ein  Höflichkeitsakt.“**) 

Angekl. : Gewiß,  nur  ein  Höflichkeitsakt.  Ich 
möchte  aber  damit  feststellen,  daß  mein  Werk  seitens  des 
Herrn  Sektionschefs,  mit  dem  ich  zuvor  selbst  über  bürger- 
liche Familienwappen  Rücksprache  genommen  habe,  doch 
nicht  gar  so  gleichgültig  behandelt  wurde,  als  man  es  hier 
hinzustellen  versucht!“***) 


*)  Herr  Sektionschef!  Ich  habe  mein  Werk  nicht  der  Biblio- 
thek, sondern  Sr.  Majestät  unserem  Kaiser  im  Wege  der  k.  k.  Statt- 
halterei zur  Vorlage  gebracht  und  hiefür  auch  ein  im  Namen  Sr. 
Majestät  des  Kaisers  verfaßtes  Dankschreiben,  mit  der  Beifügung, 
daß  meine  Vorlage  der  k.  k.  Familien- Fideikommißbibliothek  einver- 
leibt wurde,  erhalten! 

**)  Es  macht  auf  den  ganzen  Prozeß  fast  einen  eigentümlichen 
Eindruck,  daß  Edgar  v.  Felsenberg  ganz  nach  Belieben  Fragen  stellen 
und  Ansichten  äußern  darf,  wogegen  einem  anderen  Geschworenen, 
bei  Erörterung  des  Falles  Grader,  seine  Ansichten  zu  äußern  seitens 
des  Präsidenten  untersagt  wurde! 

***)  Es  kann  gar  keinem  Zweifel  obliegen,  daß  ein  Vorstand 
des  Adelsdepartements  einer  Neuerscheinung  auf  dem  Gebiete  der 
Genealogie  und  Heraldik,  wenn  ihm  diese  zur  Entgegennahme  unter- 
breitet wird,  sich  zumindest  von  der  Tendenz  derselben  überzeugt, 
bevor  er  den  Empfang  dankend  bestätigt.  Schon  in  der  ohnedies 
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Ein  Geschw.:  „Herr  Sektionschef,  ist  es  richtig, 
daß,  wie  der  Angeklagte  behauptet,  auch  Staatsbeamte 
in  derselben  Weise  wie  Hermann  arbeiten  ?“ 
v.  Leß:  „Das  ist  mir  nicht  bekannt.“ 

Präs.:  „Ich  will  da  nicht  eintreten,  da  ja  die  Mög- 
lichkeit nicht  ausgeschlossen  ist.“ 

Angekl.:  „Ich  habe  die  Namen,  soweit  mir  diese 
bekannt,  doch  genannt!“ 

Staatsanw.:  „Ich  habe  mir  dies  auch  bereits  no- 
tiert und  werden  die  Herren,  wenn  sich  Ihre  Angaben 
bewahrheiten,  zur  Verantwortung  gezogen;  wenn  aber 
nicht,  werden  Sie  die  Konsequenzen  tragen  müssen!“* *) 
Ein  Geschw.:  „Der  Angeklagte  hat  die  Sache 
so  dargestellt,  als  ob  die  Besorgung  von  Wappen  ein- 
fache Handelsgeschäfte  wären.“ 

v.  Leß:  „In  Deutschland  und  Italien  existieren  aller- 
dings viele  solche  Bureaux,  die  Wappen  fabrikmäßig  an- 
fertigen.**) 

Geschw.:  „Kann  dort  jedermann  ein  Wappen 

führen?“***) 

kurz  gehaltenen  Vorrede  des  Werkes  wird  gesagt,  daß  besondere 
Bestimmungen,  ein  Wappen  führen  zu  dürfen,  kaum  jemals  be- 
standen haben! 

*)  Ich  habe  bereits  dem  Untersuchungsrichter  die  Namen  ge- 
nannt, dieser  sagte  aber,  wie  ich  dies  bereits  erwähnte:  „Die  werden 
dies  aber  nur  aus  Spaß  machen  und  sich  dafür  nichts  bezahlen  lassen.“ 
Diese  Antwort  war  auch  treffend,  denn  dem  Ministerium  des  Innern 
bin  doch  nur  ich  und  zwar  auch  erst  jetzt  mit  meinen  Enthüllungen 
unangenehm  geworden! 

**)  Ganz  richtig,  Herr  Sektionschef!  Sie  sollten  aber  beisetzen, 
daß  dort  die  Regierungen  dem  Bürger  das  Wappenführen  nicht 
hindern  und  daß  der  Italiener  ebenso  wie  der  Reichsdeutsche  mehr 
Verständnis  hiefür  besitzt  als  der  Österreicher,  der  aus  den  politisch- 
nationalen Wirren  nicht  herauskommt,  geschweige  denn,  daß  in  ihm 
die  Förderung  zur  Hebung  des  Familiensinnes  erwachen  sollte! 

***)  Überall  in  allen  Kulturstaaten!  Aber  auch  in  Österreich 
besteht  kein  Gesetz,  das  das  Wappenführen  dem  Bürgertum  verbietet! 
Das  Verbot  wird  auf  Willkür  gestützt,  was  wir  eben  bekämpfen  müssen! 
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v.  L e ß : „Im  Ausfertigen  und  Führen  ist  ein  Unter- 
schied.“ 

Präs.:  „Welchen  Standpunkt  vertreten  Herr  Sek- 
tionschef über  die  Führung  eines  bürgerlichen  Wappens  ?“ 
v.  Leß:  „Für  den  internen  Gebrauch  gibt  es  aller- 
dings keine  Beschränkung.  Man  kann  es  niemandem 
verbieten,  seine  Wohnung  mit  Wappen  zu  tapezieren  und 
die  Sessel  mit  solchen  zu  besticken,  ebenso  es  jeder- 
mann freisteht,  in  seiner  Wohnung  seine  Brust  mit  Orden 
zu  behängen!*) 

An  die  Einvernahme  des  Sektionschefs  von  Leß 
knüpft  sich  die  des  Ministerial-Vizesekretärs  Seydl,  den 
das  Ministerium  des  Innern  als  Sachverständigen  ent- 
sandte. 

Präsident  auf  die  am  Bareau  lehnenden  Wappen 
hinweisend:  „Sagen  Sie  uns,  für  was  für  Wappen  halten 
Sie  diese?“ 

Sachverst. : „Auf  den  ersten  Anblick  für  adelige !“ 
Präs.:  „An  was  erkennen  Sie  das?“ 
Sachverst.:  „An  dem  offenen  Visier!“**) 
Präs.:  „Was  veranlaßte  das  Ministerium  des  Innern 
gegen  Herrn  Hermann  einzuschreiten?“ 

Sachverständiger  bespricht  den  Fall  Grader, 
wo  Heinrich  Grader  auf  Grund  des  von  seinem  Bruder 
Josef  Grader  erworbenen  bürgerlichen  Wappens  beim 

*)  Herr  Sektionschef!  Ich  glaube  nicht,  daß  die  Wappensehn- 
sucht der  bürgerlichen  Familien  in  Österreich  soweit  geht,  daß  Sie 
ihre  Wohnungen  mit  Wappen  taperieren  und  ihre  Sesselsitze  mit 
solchen  besticken  lassen  wollen,  sondern  der  Bürger  will  nur  das, 
was  dem  Bürger  auch  in  anderen  Staaten  nicht  vorenthalten  ist;  — 
nämlich,  ein  Wappen  als  Geschlechtszeichen,  welches  er  ebensogut 
nach  außen  hin  führen,  wie  in  seiner  Wohnung  benutzen  darf! 

**)  Daß  das  offene  Visier  (Bügelhelm)  nicht  als  ein  Kennzeichen 
des  Adelswappens  zu  betrachten  ist,  wurde  bereits  an  anderer  Stelle 
erörtert;  aber  auch  die  von  mir  ausgeführten  Wappen  zeigen  nur 
zum  Teil  offene  Helme! 
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Ministerium  des  Innern  um  die  Zuerkennung  der  bereits 
von  seinem  Bruder  angeblich  erworbenen  Adelsrechte  ein- 
kam, worin  das  Ministerium  des  Innern  ein  betrügeri- 
sches Vorgehen  seitens  des  Angeklagten  erblickte.*) 
Präs.:  „Sind  gesetzliche  Normen  vorhanden,  die  die 
Führung  von  Wappen  durch  Bürgerliche  an  bestimmte 
Voraussetzungen  binden  ?“ 

Sachverst. : „Maßgebend  sind  in  dieser  Beziehung 
ein  Hofdekret  vom  Jahre  1765  und  eine  Allerhöchste  Ent- 
scheidung vom  Jahre  1820.  Auch  das  Taxpatent  vom 
Jahre  1840  enthält  die  Bestimmung,  daß  jeder  Wappen- 
berechtigte eine  Taxe  zu  zahlen  hat.  Daraus  geht  her- 
vor, daß  der  Staat  sich  das  ausschließliche  Recht,  Wappen 
auszustellen,  Vorbehalten  hat.  Die  Wappenführung  ist 
eine  Prärogative  des  Adels  und  wenn  früher  Bürgerlichen 
Wappen  verliehen  wurden,  so  wollte  man  ihnen  einen 
Teil  dieser  Prärogative  geben,  ohne  ihnen  den  Adel  zu 
verleihen;  genau  so,  wie  der  Titel  , Kaiserlicher  Rat*  ver- 
liehen wird,  ohne  daß  der  Kaiser  jemals  den  Rat  des 
Betreffenden  einholen  würde.“ 

Präs.:  „Also  durch  die  Dekrete  ex  1765  und  1820 
ist  die  Führung  von  Wappen  durch  Bürgerliche  an  be- 
stimmte Voraussetzungen  gebunden?“ 


*)  Daß  die  vermeintlichen  Adelsansprüche  des  Heinrich  Gra- 
der  nur  auf  Familientradition  und  seine  Illusion  rückzuführen  sind, 
hat  der  Sachverständige  aus  dem  Munde  des  als  Zeugen  einver- 
nommenen Heinrich  Grader  selbst  gehört!  Ebenso  erklärte  dessen 
Bruder  Josef  Grader  sich  nicht  für  geschädigt,  wenn  er  das  erhal- 
tene bürgerliche  Wappen  führen  darf,  was  zu  benützen  ihm  auch 
niemand  verbieten  kann!  Ich  lege  nun  die  Frage  auf:  Worin  erblickt 
also  das  Ministerium  des  Innern  ein  betrügerisches  Vorgehen  meiner- 
seits?? — Hätte  das  Ministerium  des  Innern  nicht  ethischer  gehan- 
delt, wenn  es  zur  Aufklärung  dieses  Falles  mich  vorgeladen  hätte? 
Nein,  man  wollte  mich  bei  dieser,  gewiß  nie  wiederkehrenden  Ge- 
legenheit vernichten,  und  dazu  hat  man  das  k.  k.  Strafgericht  in 
Anspruch  genommen! 
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Sachverst. : „Im  Hofkanzleidekret  vom  19. Jänner 
1765  wird  auf  die  Abstellung  des  unbefugten  Gebrauches 
von  mit  Schild  und  Helm  gezierten  Wappen  durch  Bürger 
und  andere  Leute  in  den  gesamten  deutschen  Reichs- 
landen gedrungen  und  mit  der  Allerhöchsten  Entschließung 
vom  7.  August  1820  wurde  die  weitere  Ausstellung  bürger- 
licher Wappenbriefe  sistiert.“*) 

Angekl. : „Das  Dekret  vom  Jahre  1765  bezieht  sich 
also  nicht  nur  auf  Österreich,  sondern  auf  die  gesamten 
deutschen  Reichslande  ?“ 

Staatsanw. : „Darüber  kann  man  ja  nicht 

sprechen  !“**) 

Angekl.  „Weshalb  nicht?  Nachdem  das  Römisch- 
Deutsche  Reich  erst  im  Jahre  1806  zu  bestehen  aufhörte, 

*)  Etwas,  was  keinen  Schild  und  keinen  Helm  aufweist,  kann 
man  überhaupt  nicht  Wappen  nennen!  Ein  Wappen  entsteht,  wenn 
man  einen  Schild  mit  Helm,  Decke  und  Kleinod  versieht!  Ergo 
dessen  sich  das  Verbot  des  unbefugten  Gebrauches  in  diesem  Dekrete 
nur  auf  bestehende  adelige  Wappen  beziehen  kann!  — Das  De- 
kret vom  Jahre  1820  verfügt  lediglich  die  Einstellung  von  Ausfolgung 
weiterer  bürgerlicher  staatlicher  Wappenbriefe;  das  Wappenführen 
selbst  wird  darin  mit  keinem  Worte  berührt!  — Daß  sich  schließlich 
auch  das  Taxpatent  vom  Jahre  1840  nur  auf  in  Adelsbriefen  ent- 
haltenen Wappen,  also  Adelswappen,  bezieht,  geht  schon  daraus  her- 
vor, daß  eben  die  Verleihung  bürgerlicher  Wappenbriefe  bereits  anno 
1820  eingestellt  wurde  und  für  selbst  gewählte,  also  frei  angenommene 
Wappen,  überhaupt  niemals  eine  Taxe  zu  entrichten  war! 

**)  Herr  Staatsanwalt!  Wenn  ich  zu  meiner  Verteidigung  etwas 
ins  Treffen  führen  will,  womit  ich  den  ganzen  Prozeß  so  ins  richtige 
Licht  zu  führen  beabsichtige,  lassen  Sie  mich  einfach  nicht  sprechen! 
Bei  Zitierung  der  Broschüre  Dr.  v.  Holzingers,  dessen  Ausführungen 
dem  Gerichtshöfe  gewiß  maßgebend  erscheinen  sollten,  sagten  Sie, 
ich  soll  den  Toten  ruhen  lassen;  im  Falle  Dobner  bestreiten  Sie 
mir  direkt  ins  Gesicht,  daß  die  Anklage  anführt,  daß  sich  dieser 
Zeuge  dem  Strafverfahren  angeschlossen  haben  soll,  und  hier,  wo  der 
Abgesandte  des  Ministeriums  des  Innern  aus  diesem  geheimnisvollen 
Dekrete  etwas  mehr  vernehmen  läßt,  als  die  Anklageschrift  nur  aus- 
zugsweise enthält,  wollen  Sie  darüber  nicht  sprechen  können!  — 
Man  wollte  einfach  mich  nicht  sprechen  lassen!! 
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so  müßte  diese  Verfügung  auch  in  jenen  Staaten  in  Kraft 
stehen,  die  im  Jahre  1765  zu  den  deutschen  Reichslanden 
zählten.*) 

Präsident,  das  in  Diskussion  stehende  Thema  ab- 
brechend: „Wie  hoch  beziffern  Sie,  Herr  Hermann,  die 
in  Österreich  wappenführenden  bürgerlichen  Familien  ?“ 

A n g e k 1 . : „Ich  glaube  mit  20  000  nicht  zu  hoch  zu 
greifen !“ 

Präs.:  „Ist  dem  Ministerium  des  Innern  nicht  be- 
kannt, daß  auch  noch  andere  bürgerliche  Wappen  aus- 
arbeiten ?“**) 

S a c h v e r s t. : „Es  sind  Erhebungen  im  Gange,  doch 
noch  nicht  so  weit  abgeschlossen,  daß  dies  der  Staats- 
anwaltschaft übergeben  werden  konnte.“ 

Angekl.:  „Das  Ministerium  des  Innern  ist  erst 
seit  der  Zeit  gegen  meine  Tätigkeit  auf  diesem  Ge- 
biete, als  ich  die  Prager  Adelsmachereien  entdeckte 
und  die  Zustände  im  Adelsdepartement  in  meiner  Zeit- 
schrift angegriffen  habe.  Ich  wurde  übrigens  bereits  im 
Jahre  1898  auf  Grund  einer  Interpellation  im  Wiener  Ge- 
meinderate zur  Polizei  berufen,  wo  ich  genau  meinen 
Wirkungskreis  darlegte,  ohne  daß  damals  die  Behörde 
Anlaß  zum  Einschreiten  gegen  mich  fand.“***) 


*)  Wenn  das  Dekret  vom  Jahre  1765  so  auszulegen  wäre,  wie 
es  sich  der  vom  Ministerium  des  Innern  entsandte  Sachverständige 
zurechtlegt,  so  wäre  ohne  Zweifel  dem  Bürger  das’  Wappenführen 
auch  im  heutigen  Deutschland  verboten!) 

**)  Herr  Präsident!  Die  machen  ja  dies  nur  aus  „Spaß“  und 
lassen  sich  dafür  „nichts“  bezahlen. 

***)  Im  Jahre  1898  habe  ich  den  Gemeinderäten  der  Stadt  Wien 
die  Erwerbung  von  Familienwappen  angeboten,  was  eine  Interpella- 
tion im  Gemeinderate  zur  Folge  hatte,  die  Bürgermeister  Dr.  Karl 
Lueger  mit  besonderer  Begründung  zugelassen  und  auch  bewirkte, 
daß  ich  zur  Polizei  vorgeladen  wurde;  dort  legte  ich  meine  Tätigkeit 
klar,  begründete  das  Wappenrecht  bürgerlicher  Familien  und  der 
Zwischenfall  war  für  mich  erledigt.  Hiezu  ist  beachtenswert,  daß 
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Präs.:  „Aus  welchem  Grunde  eigentlich  ist  von 
seiten  des  Ministeriums  des  Innern  im  Wege  des  Justiz- 
ministeriums die  Einleitung  des  Strafverfahrens  verlangt 
worden  ?“ 

Sachverst. : „Das  Ministerium  ist  nicht  nur  be- 
rechtigt, sondern  auch  verpflichtet,  die  Vorrechte  des 
Staates  hinsichtlich  der  Wappenführung  zu  wahren  !“ 
Verteid. : „In  Deutschland  ist  aber  das  Wappen- 
recht viel  freier  als  bei  uns!“ 

Sachverst.:  „Ja,  wie  überhaupt  in  manchen 

Staaten.  In  dem  freien  Bremen  ist  der  Adel  durch  Senats- 
beschluß überhaupt  abgeschafft  und  jeder  kann  sich 
nennen  wie  er  will  und  auch  jedes  Wappen  führen; 
ebenso  auch  in  Frankreich  oder  in  der  Schweiz.“ 
Verteid.:  „Also  in  Deutschland,  Frankreich  oder 
in  der  Schweiz  wäre  ein  Prozeß  Hermann  nicht  möglich?“ 
Sachverst.:  „Nein,  dort  nicht!“* *) 

Der  Präsident  schreitet  nun  zur  Einvernahme  der 
weiteren  vorgeladenen  Zeugen. 

Herr  Professor  Julius  Desoye,  Wien.  Zeuge  über- 
brachte mir  ein  altererbtes  Familienwappen  zur  Vervielfälti- 
gung, ebenso  wurde  der  vom  Zeugen  selbst  erhobene 
Stammbaum,  dessen  Abhandlung  mehrere  Seiten  bean- 

gerade  um  jene  Zeit  ein  Wiener  Gemeinderat  und  heutiger  Stadtrat 
sich  selbst  mit  dem  Vertriebe  bürgerlicher  Wappen  befaßte!  — Wenn 
also  der  Vertrieb  bürgerlicher^Wappen  in  Österreich  als  Betrug  quali- 
fiziert wird  und  ein  solcher  nach  acht  Jahren  nicht  verjährt,  so 
müßte  auch  der  heutige  Herr  Stadtrat  zur  Verantwortung  gezogen 
werden!  Sowohl  dem  Untersuchungsrichter  als  auch  dem  Vorsitzen- 
den in  meinem  Prozesse  habe  ich  das  „corpus  delicti“  vorgelegt! 
Aber !! 

*)  Hätte  nicht  schon  diese  Äußerung  allein  meinen  Anwalt  ver- 
anlassen sollen,  sich  jenes  Dekret,  auf  welches  dieser  ganze  Prozeß 
aufgebaut,  vorlegen  zu  lassen  und  es  dahingehend  zu  prüfen,  ob  denn 
Österreich  wirklich  anderen  Kulturstaaten  an  Gewährung  dieses 
Rechtes  soweit  zurücksteht?? 

Hermann,  Die  Opfer. 
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spruchte,  in  mein  Werk  aufgenommen.  Nachdem  Herr 
Desoye  in  der  Anklage  um  den  an  mich  gezahlten  Be- 
trag von  220  Kronen  als  für  geschädigt  angeführt  er- 
scheint, beantragte  ich  die  Vorladung  des  Zeugen. 

Präs.:  „Sie  fühlen  sich  durch  Herrn  Hermann  ge- 
schädigt?“ 

Zeuge:  „Nein,  ich  fühle  mich  nicht  für  geschä- 
digt.“ 

Präs.:  „Das  stimmt  aber  nicht  mit  Ihren  Angaben 
in  der  Voruntersuchung  überein!“ 

Zeuge  ist  bemüht,  in  eingehender  Weise  klarzu- 
legen, daß  er  mittlerweilen  anderwärts  Erkundigungen 
eingezogen  und  er  trotz  der  Ausführungen  von  seiten 
des  Untersuchungsrichters  keinen  Grund  hat,  sich  als 
geschädigt  zu  erachten. 

Staatsanwalt  bemüht  sich  noch,  dem  Zeugen 
mein  Werk,  wo  der  Stammbaum  und  das  Wappen  Auf- 
nahme fand,  als  wertlos  hinzustellen!  Doch  vergebens. 
Zeuge  fühlt  sich  nicht  für  geschädigt! 

Herr  Rudolf  Peter,  Fabrikant,  Wien.  Zeuge  über- 
brachte mir  ein  altererbtes  Wappen  zur  Vervielfältigung, 
ließ  hiezu  seine  Stammreihe  erheben  und  bezahlte 
130  Kronen.  Zeuge  erscheint  nicht  unter  den  Ge- 
schädigten, wohl  aber  unter  jenen,  deren  Aussagen  zur 
Verlesung  gelangen  sollen. 

Präs.:  „Sie  fühlen  sich  durch  Herrn  Hermann  ge- 
schädigt?“ 

Zeuge:  „Nein,  ich  nicht!“ 

Präs.:  „Wie  bringen  Sie  Ihre  Aussage  mit  Ihren 
Angaben  in  der  Voruntersuchung  überein?“ 

Zeuge:  „Ich  fühle  mich  nicht  für  geschädigt!“*) 

*)  Zeuge  erscheint  auch  wirklich  nicht  unter  den  Geschädigten, 
doch  die  Art  seiner  Einvernahme  mag  uns  beweisen,  wie  willkürlich 
selbst  der  Gang  der  Verhandlung  genommen  wurde! 
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Staatsanw. : „Was  ist  denn  am  Stammbaum  er- 
hoben worden  ?“ 

An  ge  kl.:  „Es  wurden  in  Wien  umfangreiche 

Recherchen  gepflogen,  die  Einwanderung  der  Familie 
aus  Dünkelsbühl  in  Bayern  festgestellt  und  auch  dort 
noch  ein  Akt  erhoben.“ 

Staatsanw.:  „In  Ihrem  Werke  kommen  doch 
zwei  Familien  Namens  Peter  vor,  wie  wissen  Sie,  wel- 
cher Familie  das  eine  und  welcher  Familie  das  andere 
Wappen  zusteht?“ 

Angekl. : „Beide  Familien  haben  ihre  Wappen  zur 
Aufnahme  selbst  gebracht!“ 

In  der  Aussage  des  Zeugen  heißt  es,  er  wisse  jetzt 
nun  erst  nicht,  ob  er  das  Wappen  führen  dürfe  oder 
nicht,  — was  darauf  rückzuführen  ist,  daß  ihm  der  Unter- 
suchungsrichter sagte,  daß  er  zur  Wappenführung  nicht 
berechtigt  ist.  Da  aber  selbst  die  Anklageschrift  sagt, 
daß  auch  jene  Familien  ihr  Wappen  führen  dürfen,  die 
selbe  ererbt  haben,  beantragte  ich  die  Vorladung  des 
Zeugen.  Die  Erörterung  dieses  Punktes  ist  mir  bei  der 
Verhandlung  entgangen,  da  Zeuge  einvernommen  wurde, 
als  ob  er  unter  den  Geschädigten  verzeichnet  wäre;  mein 
Verteidiger  hat  natürlich  zur  Richtigstellung  dieses  Irr- 
tums nichts  getan!*) 

Herr  August  Fritz,  Fabrikant,  Wien.  Zeuge  be- 
suchte mich  mit  Aufzeichnungen  über  eine  einstige 
Wappenverleihung  an  seine  Vorfahren.  Die  Daten  er- 
wiesen sich  als  authentisch  und  Herr  Fritz  bestellte  meh- 
rere Exemplare.  Zeuge  wurde  mit  der  Ausführung  seines 

*)  Hiezu  will  ich  bemerken,  daß  ich  meinem  Verteidiger  eine 
Aufstellung  einhändigte,  die  die  Fragen  enthielt,  die  er  an  die  einzelnen 
einzuvernehmenden  Zeugen  zu  richten  hat;  wie  er  aber  an  keinen 
der  Zeugen  überhaupt  nur  eine  Frage  stellte,  so  hat  er  auch  in  diesem 
Falle  nichts  zur  Aufklärung  beigetragen ! ! — 
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Auftrages  in  jeder  Hinsicht  zufriedengestellt.  Dem 
Untersuchungsrichter  gelang  es  jedoch,  Herrn  Fritz  zu 
bewegen,  daß  er  sich  um  den  an  mich  gezahlten  Betrag 
von  132  Kronen  als  für  geschädigt  erklärte,  weshalb  ich 
die  Vorladung  des  Zeugen  beantragte. 

Präs.:  „Sie  fühlen  sich  durch  Herrn  Hermann  ge- 
schädigt  ?“ 

Zeuge:  „Nein.“ 

Präs.:  „In  der  Voruntersuchung  erklärten  Sie  sich 
für  geschädigt!“ 

Zeuge:  „Das  kann  nicht  sein!“ 

Präs.:  „Ich  bin  vollkommen  überzeugt,  wenn  wir 
alle  Zeugen  vorgeladen  hätten,  sich  niemand  für  ge- 
schädigt erklären  würde.“*) 

Staatsanw. : „Haben  Sie  einen  Zusammenhang 
zwischen  dem  Wappen  und  der  Familie  des  Herrn  Zeu- 
gen festgestellt?“ 

Angekl. : „Zu  Recherchen  hatte  ich  keinen  Auf- 
trag, das  Wappen  wurde  nach  den  sich  in  der  Familie 
Vorgefundenen  Aufzeichnungen  bei  mir  nur  vervielfältigt 
Es  handelt  sich  doch  nur  um  ein  rein  bürgerliches 
Wappen!“ 

Herr  Fritz  Bertram,  Maschinenfabrikant,  Wien.  Nach 
Vorlesung  der  Aussage  dieses  Zeugen  seitens  des  Unter- 
suchungsrichters soll  ich  ihm  die  Beschaffung  des  Adels 
angeboten  haben,  weshalb  ich  zur  Rechtfertigung  dieser 
Äußerung  die  Vorladung  des  Zeugen  beantragte.  Herr 
Bertram  ist  begreiflicherweise  nicht  erschie- 
nen! Zeuge  hat  sich  zu  einer  Protokollierung  hinreißen 
lassen,  die  mir  für  einen  Menschen  vom  Bildungsgrade 

*)  Daß  die  Leute  geschädigt  wurden,  zu  protokollieren,  wurde 
den  Parteien  seitens  des  Untersuchungsrichters  förmlich  erpreßt;  ich 
kann  sogar  Zeugen  namhaft  machen,  die  sich  gegen  diese  Protokollie- 
rung sträuben  mußten! 
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des  Herrn  Bertram  ganz  unverständlich  ist;  — vor  Ge- 
richt hätte  ich  vom  Zeugen  auch  über  weitere  von  ihm 
gemachten  Angaben  Rechenschaft  gefordert!*) 

Mit  der  Vernehmung  dieser  von  mir  zur  Vorladung 
beantragten  Zeugen  wollte  ich  nur  einen  kleinen  Ein- 
blick in  den  Gang  der  Voruntersuchung  gewähren  und 
dartun,  auf  was  für  ein  Belastungsmaterial  mein  ganzer 
Prozeß  aufgebaut  wurde. 

Der  Präsident  setzt  die  Verlesung  der  Zeugenproto- 
kolle fort. 

Herr  Gustav  Funk,  k.  u.  k.  Hauptmann,  Wien.  Zeuge 
gibt  zu  Protokoll,  mit  Rücksicht  auf  meine  Referenzen 
und  der  umfangreichen  eigenen  Bibliothek,  wie  auch,  daß 
ich  mein  Geschäft  durch  Jahre  im  Zentrum  der  Stadt 
öffentlich  ausübte,  Vertrauen  zu  mir  gefaßt  zu  haben; 
Zeuge  überbrachte  den  Abdruck  eines  ererbten  Familien- 
wappens, bestellte  eine  Wappenausführung,  und  die  An- 
klage bezeichnet  den  Zeugen  um  den  hiefür  an  mich 
gezahlten  Betrag  als  für  geschädigt!  — 

Herr  Johann  Rauscher,  Bürgermeister  von  Gerolding. 
Zeuge  bestellte  Wappen,  Stammbaumauszug  und  Chro- 
nik, in  welch  letzterer  auch  Kardinal  Rauscher  nominativ 
angeführt  wird. 

Staatsanw. : „Haben  Sie  zwischen  dem  Inter- 
essenten und  dem  Kardinal  Rauscher  einen  Zusammen- 
hang festgestellt  ?“ 

An  ge  kl. : „Hiezu  hatte  ich  keinen  Auftrag.  Ich 
habe  nur  die  Stammreihe  des  Interessenten  erhoben,  der 
Name  des  Kardinals  Rauscher  wird  nur  nominativ  in 
der  Chronik  angeführt.  Beide  entstammen  einer  Gegend 

*)  Die  Aussage  dieses  Zeugen  dürfte  auch  darauf  rückzuführen 
sein,  daß  [in  der  Anklageschrift  gesagt  wird,  ich  hätte  den  Leuten 
auch  Adelsdiplome  angeboten! 
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in  Niederösterreich,  sie  sind  zweifellos  eines  Stammes, 
daher  auch  die  Anführung  in  der  Geschlechts-Chronik 
vollkommen  begründet!“*) 

Herr  Josef  Schrems,  Mühlenbesitzer,  Lohnsburg. 
Zeuge  erhielt  Wappen  und  Stammbaumauszug.  Laut 
Protokoll  soll  ich  dem  Zeugen  geschrieben  haben : 
„Wenn  wieder  reaktionäre  Zeiten  eintreten,  können  Sie 
Fideikommiß-Verwalter  werden !“ **) 

Staatsanw. : „Was  sagen  Sie  dazu?“ 

An  ge  kl.:  „Wo  ist  der  Brief,  worin  das  geschrie- 
ben stehen  soll?“ 

Staatsanw.:  „Diesen  Brief  verlangen  Sie,  weil 
Sie  wissen,  daß  er  nicht  hier  ist!“ 

Angekl. : „Ich  weiß  nur  so  viel,  daß  ich  einen 
solchen  Unsinn  niemals  geschrieben  habe!“ 

Herr  Karl  Zach,  Kaufmann,  Linz.  Im  Besitze  dieses 
Zeugen  befinden  sich  Familienpapiere , die  darauf 
schließen  lassen,  daß  die  Familie  jener  Linie  der  „Zach 
von  Lobming“  entstammt,  die  einst  in  Steiermark  hauste, 
dann  verarmte,  den  Adel  ablegte  und  sich  nach  Ungarn 
wandte;  die  Aufzeichnungen  zu  Tyrnau  in  Ungarn,  wo 
Zeuge  auch  herstammt,  vermögen  jedoch  nicht  genügen- 
des Beweismaterial  zu  liefern,  damit  die  Familie  um  die 
Bestätigung  des  alten  Adels  einschreiten  könnte.  Herr 

*)  In  der  Verhandlung  machte  es  nahezu  den  Eindruck  eines 
Staatsverbrechens,  den  Namen  eines  Kardinals  in  die  Chronik  eines 
Bürgermeisters  aufgenommen  zu  haben,  obwohl  beide  bäuerlichen 
Familien  entstammen  und  das  Verwandtschaftsverhältnis  sogar  ein 
sehr  nahes  zu  sein  scheint! 

**)  Zu  dieser  Protokollierung  will  ich  bemerken,  daß  selbst  der 
Untersuchungsrichters  bei  Verlesung  dieser  Aussage,  diese  mehr  von 
der  heiteren  als  von  der  ernsten  Seite  aufnahm!  Diese  Erörterung 
mag  aber  dartun,  auf  was  für  ein  klägliches  Belastungsmaterial  die 
k.  k.  Staatsanwaltschaft  den  ganzen  Prozeß  aufbaute! 
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Zach  besaß  auch  das  adelige  zweihelmige  Wappen 
der  „Zach  von  Lobming“,  was  mich  veranlaßte,  ihm  zu 
empfehlen,  sich  lieber  eines  vereinfachten  einhelmigen 
Wappens  zu  bedienen,  um  nicht  vielleicht  einmal  seitens 
der  Behörde  wegen  Benützung  des  adeligen  Wappens 
beanstandet  zu  werden.  Ein  Vorgang,  den  gewiß  jeder 
Fachkundige  billigen  wird!  Die  Anklage  bezeichnet  den 
Zeugen  um  den  an  mich  für  die  Stammbaumrecherchen 
und  die  vereinfachte  Wappenausführung  gezahlten  Be- 
trag von  172  Kronen  als  für  geschädigt! 

Staatsanw. : „Sie  sagten  doch,  es  gibt  keinen 
Unterschied  zwischen  adeligen  und  bürgerlichen 
Wappen!“*) 

A n g e k I. : „Es  gibt  auch  keinen  Unterschied,  doch 
mein  Vorgehen  in  diesem  Falle  ist  vollkommen  korrekt, 
weil  eben  das  adelige  Wappen  zwei  Helme  führt!“ 

Verteid. : „Hätten  Sie  ihm  zu  dem  zweiten  noch 
einen  dritten  Helm  dazu  gemacht!“**) 

Herr  Rudolf  Adametz,  Hotelbesitzer,  Reichenberg. 
Zeuge  erhielt  Wappen  und  Stammbaumauszug  und 
zahlte  hiefür  100  Kronen,  wogegen  die  Anklage  eine 
Schadenssumme  von  200  Kronen  anführt.  Hier  tritt  der 
Umstand  ein,  daß  in  meinem  Werke  auch  eine  zweite 
Familie  Adametz  mit  dem  gleichen  Wappen  — jedoch 
einer  Variante  — aufgenommen  erscheint,  was  den 
Staatsanwalt  zu  einer  längeren  Diskussion  Anlaß  gibt. 
Beide  Familien  entstammen  einem  begrenzten  Umkreis 


*)  Herr  Staatsanwalt!  Um  Ihnen  den  Unterschied  begreiflich 
zu  machen,  müßte  ich  mich  in  weitgehende  Auseinandersetzungen 
einlassen,  wozu  mir  an  dieser  Stelle  der  Raum  mangelt! 

**)  Die  Antwort  auf  diese  Bemerkung  von  seiten  meines  Ver- 
teidigers überlasse  ich  dem  Leser;  allenfalls  zeigt  aber  diese,  wie 
ernst  mein  Anwalt  meinen  Prozeß  und  seine  Verteidigung  genommen 
hat!!  — 
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in  Böhmen,  sie  sind  zweifellos  eines  Ursprunges,  da 
aber  das  verwandtschaftliche  Verhältnis  nicht  nachweis- 
bar war,  so  ließ  ich  durch  eine  andere  Tingierung  eine 
Variation  eintreten;  ein  Vorgang,  den  gleichfalls  jeder 
Sachverständige  gutheißen  wird! 

Geschw.  v.  Felsenberg:  „Sie  glauben  also, 
daß  Sie  Wappen  ganz  nach  Belieben  ändern  können  ?“ 

Angekl. : „Bürgerliche  Wappen,  die  nur  als  Ge- 
schlechtswappen zu  dienen  haben,  ja!“ 

Herr  Rudolf  Klement,  Steueramts-Adjunkt,  Graz. 
Zeuge  bestellte  Wappen  und  Stammbaumauszug,  zahlte 
bei  Frapfang  10  Kronen  ä conto  und  ließ  dann  nichts 
mehr  von  sich  hören.  Vom  Landesgerichte  Graz,  jetzt 
nach  drei  Jahren  zur  Zeugeneinvernahme  vorgeladen, 
war  Zeuge  der  Ansicht,  ich  trete  gegen  ihn  klagbar  auf, 
weshalb  er  mir  schrieb  und  mich  bat,  ich  möge  die  Klage 
zurückziehen,  er  werde  in  einigen  Tagen  den  Rest  seiner 
Schuld  begleichen.  Zeuge  zahlte  natürlich  nichts  und 
erscheint  in  der  Anklageschrift  um  den  eigentlich  m i r 
schuldenden  Betrag  von  40  Kronen  als  durch  mich 
für  geschädigt!  — 

Herr  Johann  Resch,  Mühlenbesitzer,  Fünfkirchen. 
Zeuge  bestellte  Wappen  und  Stammbaumauszug  und 
zahlte  90  Kronen;  die  Anklage  bezeichnet  den  Zeugen, 
ungeachtet  dieses  von  mir  bereits  in  der  Voruntersuchung 
zu  Protokoll  gegebenen  Tatbestandes  als  um  200  Kronen 
als  für  geschädigt!  — 

Herr  Adolf  Strunz,  Sägewerksbesitzer,  Außergefild. 
Zeuge  erhielt  Wappen  und  Stammbaumauszug,  wofür  er 
90  Kronen  entrichtete ; die  Anklage  bezeichnet  den  Zeugen 
trotz  dieses  von  mir  bereits  dem  Untersuchungsrichter 
klargelegten  Sachverhaltes  als  um  180  Kronen  für  ge- 
schädigt! — 
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Herr  Anton  Teschauer,  Schulleiter,  Eisenhüttel.  Zeuge 
interessierte  sich  für  Wappen  und  Stammbaumauszug; 
zur  Erteilung  eines  definitiven  Auftrages  kam  es  jedoch 
nicht.  Zeuge  erhielt  von  mir  nichts  geliefert,  hat  somit 
an  mich  auch  keine  Zahlung  geleistet;  — trotz- 
dem bezeichnet  die  Anklage  diesen  Zeugen  als  um 
90  Kronen  durch  mich  für  geschädigt!!  — 

Herr  Emil  Popper.  Charakter  und  Aufenthaltsort 
mir  gänzlich  unbekannt.  Ich  bin  mit  einem  Herrn  dieses 
Namens  weder  jemals  in  Korrespondenz  gestanden,  noch 
habe  ich  mit  einem  solchen  ein  Geschäft  abgeschlossen. 
Zeuge  wird  in  der  Anklage  als  um  173  Kronen  für  ge- 
schädigt bezeichnet;  die  Aussage  wurde  weder  mir  seitens 
des  Untersuchungsrichters  verlesen,  noch  bei  der  Ver- 
handlung in  Erörterung  gezogen ! ! — 

Herr  Carl  Fuchsberger,  Ingenieur,  Czernowitz.  Zeuge, 
auch  Mitglied  der  k.  k.  heraldischen  Gesellschaft  „Adler“ 
in  Wien,  übersandte  mir  einen  Siegelabdruck,  nach  wel- 
chem die  Ausführung  eines  Wappens  zu  erfolgen  hatte; 
für  den  an  mich  für  diese  Wappenausführung  bezahlten 
Betrag  bezeichnet  die  Anklage  den  Zeugen  als  durch 
mich  für  geschädigt!!  — 

Herr  Dr.  Friedrich  Harnisch,  Jechnitz.  Zeuge  gibt 
zu  Protokoll,  sich  das  Wappen  nur  als  Zimmerdekoration 
haben  anfertigen  zu  lassen;  — ungeachtet  dieser  Bei- 
fügung erscheint  Zeuge  in  der  Anklage  um  den  an  mich 
gezahlten  Betrag  als  für  geschädigt!!  — 

Herr  Ernst  Weigel,  Fabrikant,  Proßnitz.  Zeuge  er- 
lielt  von  mir,  nach  in  seinem  Besitze  sich  Vorgefundenen 
Aufzeichnungen,  ein  Wappen  ausgeführt;  — um  den  hie- 
:ür  an  mich  gezahlten  Betrag  wird  Zeuge  als  für  ge- 
schädigt bezeichnet!!  — 
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Herr  Dr.  Bela  Dorner,  Raab.  Zeuge  übertrug  mir 
am  28.  August  1904  die  Aufstellung  des  Stammbaumes 
und  zahlte  250  Kronen  ä conto.  Obwohl  die  Recherchen 
bis  zur  Beschlagnahme  des  Arbeitsmateriales  ihren  regel- 
rechten Lauf  nahmen  und  von  mir  selbst  in  dieser  An- 
gelegenheit eine  Reise  unternommen  wurde,  bezeichnet 
die  Anklage  den  Zeugen  um  den  an  mich  gezahlten  Betrag 
von  250  Kronen  als  für  geschädigt!!  — 

Herr  Otto  Herzig,  k.  u.  k.  Rittmeister,  Arad.  Zeuge 
übertrug  mir  am  28.  November  1904,  also  wenige 
Wochen  vor  der  Beschlagnahme  meines 
Arbeitsmateriales,  die  Aufstellung  des 
Stammbaumes.  Ungeachtet  dessen,  daß 
die  Recherchen  trotz  dieses  Zwischen- 
falles fortgesetzt  und  abgeschlossen  wur- 
den, bezeichnet  die  Anklage  den  Zeugen 
um  den  an  mich  ä conto  gezahlten  Betrag 
von  75  Kronen  als  für  geschädigt!!  — 

Herr  Edmund  Brix,  Sparkassen-Buchhalter,  Trenczin. 
Zeuge  übertrug  mir  am  31.  November  1904a  also  gleich- 
falls einige  Wochen  vor  der  Beschlag- 
nahme meines  Arbeitsmateriales,  die  Auf- 
stellung des  Stammbaumes,  welche  Recher- 
chen auch  unverzüglich  eingeleitet  wur-t 
den.  Zeuge  erlegte  100  Kronen  und  die  An- 
klage bezeichnet  denselben  um  diesen  Be- 
trag a 1 s fü  r g e s c h ä d i gtü  — 

Sowohl  Herr  Herzig  als  Herr  Brix 
hatten  Kenntnis,  daß  die  Aufstellung  eines 
Stammbaumes  eine  Zeit  von  mindestens 
sechs  Monaten  beansprucht;  — ich  schrecke 
daher  — bei  diesen  beiden  Fällen  ange- 
langt — nicht  zurück,  die  Einbeziehung 
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jener  Fakten  in  die  Anklage,  wo  es  sich  nur 
um  Stammbaumrecherchen  handelt,  nicht 
mehr  als  einen  Akt  der  Willkür,  sondern  als 
einen  Gewaltakt  der  k.  k.  Justiz  zu  bezeichnen,  die  sich 
als  Kriminalbehörde  willig  in  den  Dienst  des  k.  k.  Mi- 
nisteriums des  Innern  stellte!!*) 

Unter  den  zur  Verlesung  gebrachten  Aussagen  hat 
der  Staatsanwalt  auch  die  eines  Katecheten  und  die  eines 
Gymnasiasten  in  Erörterung  gezogen.  Ersterer  gibt  an, 
das  Wappen  auch  auf  einem  Grabsteine  verwendet  zu 
haben,  wogegen  letzterer  das  Wappen  als  Weihnachts- 
geschenk für  seinen  Vater  ausführen  ließ.  Für  diese 
beiden  Zeugen,  die  unter  den  „Geschädigten“  angeführt 
erscheinen,  hat  der  Staatsanwalt  ein  besonderes  Bedauern ; 
ich  muß  aber  zum  Leidwesen  des  Staatsanwaltes  kon- 
statieren, daß  mir  seitens  dieser  beiden  Klienten  Ver- 
sicherungen über  die  vollkommen  zufriedenstellende  Aus- 
führung ihrer  Aufträge  zugingen,  und  der  Zweck,  dem 
sie  die  Wappen  zuführten,  beweist  nur,  daß  sie  eben 
etwas  mehr  Verständnis  für  Heraldik  besitzen,  als  der 
Herr  Staatsanwalt! 

IN  och  möchte  ich  der  Aussage  eines  als  Zeugen  ein- 
vernommenen Polizei-Rates  Erwähnung  tun,  welche  bei 
der  Verhandlung  nicht  zur  Erörterung  gelangte.  Zeuge 
verantwortet  sich  über  die  Wappenerwerbung  dahin- 
gehend, daß  er  sich  auf  eine  Gesetzesstelle  in  Meyer- 


*)  Die  Einbeziehung  der  Fakten  Herzig  und  Brix  in  die  An- 
klage — wo  das  Gericht  Kenntnis  haben  mußte,  daß  ich  bereits 
Hunderte  von  Stammbaumrecherchen  zur  vollsten  Zufriedenheit 
■meiner  Klienten  durchführte  — kennzeichnet  deutlich,  daß  das  Ge- 
richt den  Auftrag  hatte,  falls  die  Willkür  zu  meiner  Vernichtung 
nicht  hinreichen  sollte,  dies  unter  Gewaltanwendung  zu  vollziehen ! — 
Und  an  dieser  Stelle  möchte  ich  nochmals  hervorheben,  daß  von 
alldem  mein  Verteidiger  Kenntnis  hatte,  ohne  daß  er  nur  in  einem 
einzigen  Falle  etwas  zur  Bekämpfung  getan  hätte! 
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hofers  Handbuch  bezieht;  — die  Anklage  führt 
diesen  Zeugen  auch  nicht  unter  den  Ge- 
schädigten an!  Dagegen  wird  ein  Cousin  des  Zeu- 
gen, welcher  das  gleiche  Wappen  bei  mir  später  nur 
vervielfältigen  ließ  und  der  zu  seiner  Rechtfertigung  nicht 
die  Gesetzesstelle  aus  Meyerhofers  Handbuch  zur  Hand 
hatte,  mit  dem  an  mich  gezahlten  Betrag  unter  die 
Geschädigten  e i n g e r e i h t! ! ! — 

Erwähnen  möchte  ich  noch,  daß  die  Anklage  einen 
Stammesangehörigen  meiner  Familie,  der  bei  mir  unser 
Wappen  vervielfältigen  ließ,  um  den  hiefür  an  mich  be- 
zahlten Betrag  als  geschädigt  bezeichnet,  ohne  daß  ich 
jemals  diese  Aussage  — wie  überhaupt  viele  andere,  die 
in  der  Anklageschrift  als  geschädigt  angeführt  erscheinen 
— zu  meiner  Rechtfertigung  zu  hören  bekommen  hätte!!*) 
Diesen  Erörterungen  aus  der  Verhandlung  und  den 
Zeugenprotokollen  will  ich  noch  anfügen,  daß  ich  diese 
einzelnen,  um  nicht  monoton  zu  werden,  nur  beispiels- 
weise anführe,  ebenso  Namen,  die  nicht  durch  die  An- 
klage in  diese  gewiß  jedermann  unliebsame  Affäre  ein- 
bezogen, unberührt  lasse  und  endlich,  daß  von  den  über 
800  einvernommenen  Zeugen,  wie  ich  dies  bereits  er- 
wähnte, selbst  mir  nur  die  Aussagen  von  167  solcher 
verlesen  wurden.  Auch  bei  der  Verhandlung  wurden 
nicht  alle  zur  Erörterung  bestimmten  Aussagen  verlesen 
und  selbst  die  vorgebrachten  nur  auszugsweise. 

Weiters  sollte  auch  eine  Anzahl  solcher  Zeugen- 
aussagen zur  Verlesung  gelangen,  die  sich  zum  Teil  nur 
auf  gepflogene  Korrespondenzen  beziehen;  worauf  über 
Vorschlag  des  Präsidenten  verzichtet  wird.  Diesen  Pro- 


*)  Einen  Stammesangehörigen  des  Angeklagten,  der  ein  in  der, 
Familie  altvererbtes  Wappen  vervielfältigen  ließ,  willkürlich  als  ge- 
schädigt zu  bezeichnen  und  Hunderte  andere  Klienten  von  der  An- 
klage auszuschalten  — , ist  das  nicht  die  reinste  Ironie?! 
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tokollen  ist  auch  die  Aussage  des  Herrn  Burian  beige- 
schlossen, welcher  mich  mit  Stammbaumrecherchen  be- 
traute und  wobei  ich  die  Prager  Adelsmacherei  ent- 
deckte. Herr  Burian  gibt  an,  mich  mit  der  Aufstellung 
seines  Stammbaumes  beauftragt,  die  Weiterverfolgung 
aber  fallen  gelassen  zu  haben,  als  die  Prager  Adels- 
schwindeleien entdeckt  wurden.  In  der  Anklageschrift 
ist  die  Aussage  Burian  als  zur  Verlesung  bestimmt  nicht 
verzeichnet,  doch  wurde  mir  einige  Tage  vor  der 
Verhandlung  Gelegenheit  geboten,  noch  in  etliche  Aus- 
sagen, insoweit  diese  nicht  bereits  ausgeschieden  wur- 
den, Einsicht  zu  nehmen,  wobei  ich  auch  in  diese  Aus- 
sage Einblick  gewann. 

Aus  dem  zu  Gericht  Erliegenden  werden  nun  zwei 
Pakete  mit  von  mir  in  Umlauf  gebrachten  Offerten  her- 
vorgeholt. Das  eine  Paket  enthält  Offerten  aus  dem 
Jahre  1903,  die  gar  nicht  zum  Versand  kamen  und 
worin  die  Erhebung  der  Stammreihe  auf  Grund  Matriken 
angeboten  und  daran  die  Bemerkung  geknüpft  wird,  ein 
eventuelles  Familienwappen  ohne  weitere  Berechnung  in 
die  auszuführende  Chronik  mit  aufzunehmen.  Gewiß  ein 
Offert,  das  man  jedermann  unterbreiten  kann!  Das 

zweite  Paket  enthält  Kuverts  mit  Offerten,  welche  im 
Laufe  der  Zeit  als  unbestellbar  zurückkamen,  meinerseits 
jedoch  zur  gelegentlichen  Abstreichung  aus  meinem 
Adressenmateriale  aufbewahrt  wurden;  unter  diesen  be- 
finden sich  auch  Offerten,  welche  auf  bestimmte  Namen 
lauten,  also  Angebote  über  bestehende  historische  Wappen. 
Mit  diesen  Paketen  von  Offerten  will  der  Staatsanwalt 
dartun,  in  welchem  Umfange  ich  meine  geschäftliche 
Tätigkeit  betrieb;  allenfalls  ist  diese  Erörterung  für  das 
Wappenrecht  bürgerlicher  Familien,  um  was  es  sich  aus- 
schließlich in  meinem  Prosesse  handelt,  ganz  irrelevant. 

Präsident  einem  Paket  ein  Offert,  auf  den  Namen 
„Schönsieben“  lautend,  entnehmend:  „Können  Sie  uns 
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den  Beweis  liefern,  daß  ein  Wappen  Namens  „Schöns- 
ieben existiert  ?“*) 

Angekl.:  „Hiezu  müßte  ich  wohl  meine  Biblio- 
thek und  meine  Manuskripte  hier  haben !“ 

Ein  Geschw.:  „Sie  nehmen  keinen  einheitlichen 
Standpunkt  ein.  Einmal  erklären  Sie  sich  als  Geschäfts- 
mann, das  andere  Mal  wieder  als  Genealoge,  der  für 
seine  Arbeiten  die  Verantwortung  übernimmt!“**) 

Verteid. : „Die  Verantwortung  meines  Klienten  ist 
ganz  plausibel.  Er  hat  einfach  das  Hofdekret  aus  dem 
18.  Jahrhundert  nicht  gekannt  und  die  anwesenden 
Funktionäre  werden  zugeben,  daß  auch  ihnen  dieses  De- 
kret bisher  nicht  geläufig  war.  Für  Hermann  mußten 
sonach  die  Autoren  der  verschiedenen  Werke  maßgebend 
sein.  Er  hat  also  recht,  wenn  er  angibt,  daß  er  bona  fide 
gehandelt  hat!“ 

Es  gelangt  der  Brief  eines  Herrn  Niki  zur  Verlesung, 
worin  mir  dieser  mitteilt,  in  welcher  Abfassung  ich  ihm 
einen  Brief  schreiben  möge,  um  selben  einem  seiner 
Bekannten  vorlegen  zu  können.  In  dem  Briefe  sollte 
Erwähnung  getan  werden,  daß  die  betreffende  Familie 
zur  Führung  eines  Wappens  berechtigt,  ein  solches  sogar 
vorhanden  ist  und  ihr  dieses  nebst  einer  Chronik  ge- 
liefert werden  kann.  Diesem  Briefe  kann  ich  gar  keine 
Bedeutung  beimessen,  weil  er  von  mir  nicht  beantwortet 
wurde;  hätte  sich  aber  ein  Wappen  vorgefunden  und 
ich  würde  den  Brief  beantwortet  haben,  so  hätte  ich  damit 
nichts  anderes  getan,  als  was  ich  in  anderen  Fällen  tat, 
nämlich  ein  Offert  unterbreitet! 


*)  Das  Wappen  der  Schönsieben  (Schönleben)  vom  Jahre  1494 
ist  im  bürgerlichen  Wappenbuche  von  Dr.  Otto  Tit.  v.  Hefner  ent- 
halten! 

**)  Bei  Entgegennahme  von  Aufträgen  bin  ich  Geschäftsmann 
und  bei  Stammbaumrecherchen  bin  ich  Genealoge,  der  für  seine  Ar- 
beiten auch  jede  Verantwortung  übernimmt! 
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Weiters  gelangt  ein  Schreiben  eines  Herrn  Galan- 
lauer der  Verlesung,  worin  es  heißt:  „Man  muß  den 
-euten  plausibel  machen,  daß  sie  durch  die  Aufnahme  ins 
tä^erk  zur  Führung  des  Wappens  berechtigt  sind.“  — Auch 
la  will  der  Staatsanwalt  in  einem  Briefe,  den  ein  anderer 
in  mich  geschrieben  und  worauf  ich  gar  nicht  reagierte, 
Mn  Belastungsmaterial  gegen  mich  finden!*) 

Wenn  aber  zu  solchen  Ausflüchten  Zuflucht  genom- 
men wird,  wer  ist  schuld  daran?  Doch  nur  das  Mini- 
sterium des  Innern  selbst,  das  unter  Anwendung  aller 
Mittel  der  Willkür  das  Wappenrecht  in  Österreich  als 
sine  Prärogative  des  Adels  hinzustellen  sucht! 

Nun  beantragt  der  Staatsanwalt  noch  die  Verlesung 
einer  Anzahl  von  Briefen  des  Dr.  Olschowsky  in  Berlin, 
mit  welchem  ich  auf  Grund  eines  Inserates  in  der  „Neue 
Freie  Presse“  im  Jahre  1899,  worin  er  sich  zur  Be- 
schaffung von  Adel,  Orden  und  Titel  anbot,  in  Korre- 
spondenz trat.  Als  Inhaber  eines  Institutes  für  Genea- 
logie und  Heraldik  mußte  ich  für  eine  solche  Ankündi- 
gung Interesse  gewinnen,  um  so  mehr  es  mir  bekannt 
war,  daß  dazumal  der  Ordens-  und  Titelhandel  in  Öster- 
reich in  voller  Blüte  stand. 

Wie  aus  den  verlesenen  Briefen  zu  entnehmen,  machte 
sich  Dr.  Olschowsky  erbötig,  die  österreichische  Baronie 
gegen  ein  Honorar  von  60  000  Gulden,  den  österreichi- 
schen Ritterstand  für  25  000  Gulden  und  den  einfachen 
Adel  für  15  000  Gulden  und  zwar  ohne  jede  Vorbezahlung 
zu  bewerkstelligen,  insofern  der  Beruf  des  Bewerbers 
mit  einer  Standeserhöhung  in  Einklang  zu  bringen  ist. 

Aus  diesen  Briefen  will  der  Staatsanwalt  konsta- 
tieren, daß  ich  auch  dem  „Adelsschwindel“  nicht  fern  ge- 

*)  Ich  zweifle  gar  nicht  daran,  daß  man  bemüht  war,  die  Ant- 
wortschreiben auf  die  Briefe  Nicki  und  Galandauer  herbeizuschaffen, 
weil  dies  aber  aus  den  obenerwähnten  Gründen  nicht  möglich  war, 
führte  man  die  Briefe  der  Parteien  als  Belastungsmaterial  gegen  mich! 
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wesen  bin,  ohne  mir  den  Beweis  zu  erbringen,  daß  ich 
es  auch  nur  in  einem  einzigen  Falle  nur 
versuchte,  mich  in  solche  Geschäfte  einzulassen ! *) 

Den  Briefen  Dr.  Olschowskys  lag  auch  ein  Angebot 
von  einer  anderen  Seite  bei  — das  nicht  zur  Verlesung 
kam  — und  wonach  Kapitalskräftigen  gegen  ein  Honorar 
von  10000  Mark  der  österreichische  Franz-Josefs-Orden 
und  für  20  000  Mark  der  österreichische  Orden  der  Eiser- 
nen Krone,  gleichfalls  ohne  jede  Vorbezahlung,  vermittelt 
werden  kann;  auch  das  Marianer- Kreuz  wird  darin  für 
1200  Mark  angeboten,  das  aber  bekanntlich  jeder  Adelige 
in  Wien  an  der  Quelle  samt  Diplom  gegen  Erlag  von 
50  Kronen  erwerben  kann! 

Mit  der  Verlesung  der  Briefe  Dr.  Olschowskys  schließt 
der  Präsident  das  Beweisverfahren  und  verlegt  die  Fort- 
setzung der  Verhandlung  auf  3 Uhr  Nachmittag. 

Nach  Wiedereröffnung  der  Verhandlung  erteilt  der 
Vorsitzende  dem  Staatsanwalt  das  Wort,  welcher  in  sei- 
nem Plaidoyer  sagt: 

„So  vielgestaltig  der  Betrug  auch  ist,  der  Betrüger 
weiß  stets  die  schwächste  Seite  seines  Mitmenschen  her- 
auszufinden. Der  Darlehnsschwindler  benützt  die  Not- 
lage des  Mitmenschen,  der  Kautionsschwindler  nützt  die 
Arbeitslosigkeit  seines  Opfers  aus,  der  Falschspieler  die 
Spielleidenschaft,  Hermann  hat  die  größte  menschliche 
Schwäche  ausgenützt:  die  Eitelkeit.  Hiebei  unterstützte 
ihn,  daß  er  einem  kaufkräftigen  Publikum  gegenüberstand, 
welches  in  der  Standeserhöhung  einen  sozialen  Halt  er- 
blickt, von  dem  man  nicht  mehr  hinunterstürzen  kann. 
Noch  aus  einem  dritten  Gesichtspunkte  war  die  Wahl 
des  Angeklagten  in  der  Art  des  Betruges  eine  sehr  gute. 

*)  Herr  Staatsanwalt!  Die  Leute,  die  sich  mit  solchen  „Adels- 
schwindeleien“ befassen,  sind  anderen  Ortes  zu  suchen  und  auch  zu 
finden!! 
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Wenn  ein  so  Düpierter  hinter  den  Betrug  gekommen 
ist,  schämt  er  sich  dann,  im  Gerichtssaale  als  lächerliche 
Figur  zu  erscheinen.  Wahllos  flogen  die  Prospekte  des 
Angeklagten,  die  schon  den  Stempel  der  Lüge  trugen, 
durch  die  ganze  Monarchie.  Hinter  dem  Institut  für 
Genealogie  und  Heraldik  hätte  man  nie  den  Kommis 
gewittert,  der  durch  brockenhaftes  Wissen  für  seine  Tätig- 
keit nicht  berufen  war.  Seine  Verantwortung  ist  eine 
frivole.  Hermann  hat  den  Leuten  vorgespiegelt,  sie  wür- 
den durch  Aufnahme  in  sein  Wappenbuch  wappenberech- 
tigt. In  unserem  Volksbewußtsein  ist  es  so  festgelegt, 
daß  die  Adelung  und  die  Wappenverleihung  ein  auf  Jahr- 
hunderte zurückreichendes  Recht  des  Landesfürsten  ist. 
Das  wußte  auch  der  Angeklagte,  und  daher  seine  Sucht, 
sein  Institut  immer  mit  dem  Namen  des  Herrschers  in 
Verbindung  zu  bringen.  Nach  seiner  Verantwortung  hat 
er  das  Recht  eines  Landesherrn  oder  Comites  Palatini. 
In  diesem  Saale  ist  ein  solcher  Unsinn  den  Richtern  noch 
nie  hingeworfen  worden.  Und  mit  welchen  Mitteln  hat 
der  Angeklagte  gearbeitet?  Auf  seinen  pompösen  Brief- 
papieren prangen  die  Anmerkungen,  daß  unser  Kaiser 
und  verschiedene  gekrönte  Häupter  sein  Werk  mit  Dank 
und  Anerkennungen  ausgezeichnet  haben.  Und  wie  stand 
die  Sache  wirklich?  Hermann  sendete  sein  Machwerk 
, Genealogie  und  Heraldik'  ein  und  die  betreffenden  Hof- 
kanzleien bestätigten  dankend,  ein  mechanischer  Höflich- 
keitsakt. Den  Dank  für  das  Werk  seitens  der  Fidei- 
kommiß-Bibliothek  hat  er  sich  einfach  erschlichen.  Nur 
etwa  der  zehnte  Teil  der  Betrügereien  gelangte  zur  Kennt- 
nis des  Gerichtes.  Die  Eitelkeit  der  Düpierten  hatte 
auch  eine  förmliche  Zeugenflucht  zur  Folge.  Niemand 
wollte  betrogen  sein.  Die  Wappen  wurden  als  Zimmer- 
schmuck akzeptiert,  der  die  Kosten  wert  sei.  Ich  bin 
aber  der  Ansicht,  daß  die  Wappen  zum  großen  Teil 
jenen  Platz  gefunden,  den  sie  verdienen,  sie  gehören  in 

Hermann,  Die  Opfer.  10 
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der  Stadt  in  den  Papierkorb  und  auf  dem  Lande  auf  den 
Misthaufen.“ 

Hierauf  ergreift  der  Verteidiger  das  Wort.  Dr.  Raben- 
lechner  führt  aus: 

„Wenn  das  alles  wahr  ist  oder  wahr  sein  sollte,  was 
der  Staatsanwalt  über  meinen  Klienten  gesagt  hat,  so  ist 
eigentlich  in  diesem  Saale  noch  niemals  ein  größerer 
Bösewicht  vor  seinen  Richtern  gestanden.  Auf  diesen 
Fall  paßt  wohl  das  Sprichwort:  ,Was  zu  viel  ist,  ist  von 
Übel/  Der  Herr  Staatsanwalt  hat  schwarz  in  schwarz 
gemalt  und  glaubt  damit  ein  verurteilendes  Verdikt  er- 
langen zu  können.  Keiner  der  Juristen  im  Saale  dürfte 
von  jenen  Hofdekreten  ex  1765  und  1820  bis  heute  Kennt- 
nis gehabt  haben,  und  diese  Unkenntnis  muß  auch  dem 
Angeklagten  zugebilligt  werden.  Zum  Verbrechen  des 
Betruges  gehört  aber  das  Kriterium  der  mala  fides,  die 
bei  Hermann  nie  und  nimmer  vorhanden  gewesen  ist. 

Auf  die  beiden  Hofdekrete  ist  aber  der  ganze  Prozeß 
aufgebaut.  Hermann  ist  mit  seinem  Werke  offen,  ohne 
Hinterlist,  in  die  Öffentlichkeit  getreten  und  hat  eine 
Zeitung  herausgegeben.  Man  mußte  wissen,  was  er 
geschrieben  hat.  Wenn  alles  in  die  Bibliothek  auf- 

genommen wird,  wozu  sind  die  Bücherzensoren  da? 
Sektionschef  Leß  kann  sich  durch  die  Flucht  der  Jahre 
nicht  mehr  daran  erinnern,  daß  er  Hermann  auf- 
gefordert habe,  die  bürgerlichen  Wappen  nicht  zu  for- 
cieren. Es  geht  aus  seinen  Äußerungen  der  für  gewisse 
Kreise  maßgebende  Standpunkt  hervor,  daß  der  Mensch 
erst  von  einer  gewissen  Stufe  an  gerechnet  werden  kann. 
Sektionschef  von  Leß  wäre  verpflichtet  gewesen,  Hermann 
zu  warnen  und  er  tat  es  nicht.  Ich  verweise  darauf  hin, 
daß  Hermann,  wie  es  auch  in  der  Verhandlung  gesagt 
wurde,  ein  Geschäftsmann  war,  der  Ware  an  Käufer 
verkaufte,  und  wenn  für  die  Familienchroniken  für  ge- 
wisse Zeiten  in  den  Archiven  keine  Daten  vorhanden 
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waren,  so  ist  dies  nicht  seine  Schuld.  Es  ist  die  Schädi- 
gungsabsicht in  keiner  Weise  dargetan  und  nochmals 
hebe  ich  hervor,  daß  die  staatliche  Autorität,  deren  Auf- 
gabe es  nicht  nur  ist,  zu  strafen,  sondern  auch  zu  warnen, 
nicht  rechtzeitig  eingegriffen  hat.  Demzufolge  erhoffe 
ich  den  Freispruch  meines  Klienten.** 

Der  Staatsanwalt  sagt  in  seiner  Replik: 

„Ich  kann  mir  nicht  denken,  daß  die  Herren  Ge- 
schworenen bei  den  , erdrückenden  Schuldbeweisen*  zu 
einem  anderen  Urteil  kommen  können,  als  zum  Schuld- 
spruch. Wenn  Hermann  als  Freigesprochener  aus  diesem 
Saale  geht,  wird  er  den  Freispruch  in  seinen  Prospekten 
als  neues  Reklamemittel  zu  neuen  , Gaunereien*  be- 
nützen. Sie  werden  mit  der  Bejahung  der  Frage  nicht 
nur  dem  Rechte  zum  Durchbruch  verhelfen,  sondern  auch 
einem  Schädling  das  Handwerk  legen.** 

Mittlerweile  hat  auch  der  mit  der  Leitung  der  Unter- 
suchung betraut  gewesene  Landesgerichtsrat  Anton 
Edler  von  Würth-Münzberg  im  Auditorium  Platz  genom- 
men, um  dem  Ausgange  eines  Prozesses  persönlich  bei- 
zuwohnen, dessen  Untersuchung  er  mit  beispielloser  Um- 
sicht einleitete  und  auch  durchführte. 

Nun  ergreift  der  Präsident  das  Wort,  indem  er  in 
objektiver  Weise  die  Argumente  der  Parteivertreter  be- 
leuchtet; er  zieht  die  Worte  des  Staatsanwaltes,  wie  die 
des  Verteidigers  und  wieder  die  des  Verteidigers,  wie  die 
des  Staatsanwaltes  in  Erwägung  und  beendet  sein  Re- 
sümee kurz  gefaßt  mit  den  Worten : „Schließen  sich 
die  Herren  Geschworenen  den  Ausführun- 
gen des  Staatsanwaltes  an,  so  haben  Sie 
den  Angeklagten  zu  verurteilen,  schließen 
Sie  sich  hingegen  den  Ausführungen  des 
Verteidigers  an,  so  müssen  Sie  den  Ange- 
klagten freispreche n.**  Der  Präsident  schließt 
mit  den  Worten:  „Sollten  Sie  aber  zu  der  Annahme 

10* 
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gelangen,  daß  eine  Schadenssumme  von  unter  600  Kronen 
vorliegt,  so  haben  Sie  dies  zu  berücksichtigen.“ 

Die  Geschworenen  ziehen  sich  zur  Beratung  zurück, 
indem  ihnen  eine  Hauptfrage  auf  Betrug  mit  einer 
Schadenssumme  von  über  600  Kronen  vorgelegt  wurde. 

Die  Geschworenen  wählen  Edgar  von  Felsenberg  zu 
ihrem  Obmann,  dieser  holt  hernach  aus  dem  Gerichts- 
saale, vom  Platze  des  Präsidenten,  die  vor  Willkür 
strotzende  Anklageschrift  ins  Beratungszimmer  der  Ge- 
schworenen und  verkündet  nach  etwa  einstündiger  Be- 
ratung, wonach  die  Geschworenen  die  Hauptfrage,  auf 
Verbrechen  des  Betruges  lautend,  einstimmig  bejahten, 
fünf  Stimmen  jedoch  mit  dem  Zusatze  einer  Schadens- 
summe von  unter  600  Kronen. 

Der  Gerichtshof  zieht  sich  zur  Urteilsfällung  zurück 
und  verurteilt  Hermann  Hermann  im  Sinne  des  Ge- 
schworenenverdiktes zu  einer  Strafe  in  der  Dauer  von 

fünf  Monaten  einfachen  Kerkers, 

verschärft  und  ergänzt  durch  einen  Fasttag  monatlich 
und  gemäß  § 389  St.-P.-O.  zum  Ersätze  der  Kosten  des 
Strafverfahrens  und  Strafvollzuges;  die  Privatbeteiligten 
werden  mit  ihren  Ansprüchen  auf  den  Zivilrechtsweg  ver- 
wiesen. Hingegen  wird  der  Angeklagte  von  den  Fakten: 
Dr.  Ernst  Eitner,  Karl  Förster,  Adolf  Holzhäuser,  Dr.  Felix 
Zauterer,  Josef  Klein,  Franz  Turczinsky,  Leopold  Parma, 
Rudolf  Hallak,  Dr.  Bela  Dorner,  Ignaz  Reinle,  Gustav 
Reim,  Julius  Irany,  Adalbert  Kornicky,  Georg  Wieninger, 
Ignaz  Taube,  Dr.  Michael  Kapeller,  Josef  Ertel,  Georg 
Steffan,  Johann  Melzer,  Hans  Worazek  und  Franz  Rief ler 
gemäß  § 259  Abs.  III.  St.-P.-O.  freigesprochen. 

Über  die  Verweisung  der  Privatbeteiligten  auf  den 
Zivilrechtsweg  heißt  es  in  der  Urteilsbegründung:  „Die 
Verweisung  der  Privatbeteiligten  auf  den  Zivilrechtsweg 
erfolgte,  weil  ein  großer  Teil  derselben  sich  dem  Straf- 
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verfahren  nur  bedingt  angeschlossen  hatte,  andererseits 
weil  die  von  ihnen  gezahlten  Summen  nicht  als  die 
Schadenssummen  als  die  zu  ersetzenden  Summen  ange- 
sehen werden  konnten,  denn  der  Angeklagte  hat  in  fast 
sämtlichen  Fällen  nachgeforscht,  Tauf-  und  Trauungs- 
scheine beschafft,  also  positive  Arbeit  geleistet,  für  welche 
ein  Teil  der  von  den  Privatbeteiligten  an  ihn  gezahlten 
Summen  als  Äquivalent  zu  bestimmen  wäre;  ferner  hat 
er  ihnen  reale  Werte,  wie  die  Rahmen  der  Chroniken  und 
Wappen  geliefert,  für  welche  weitere  Beträge  abzuziehen 
wären.  Da  aber  zur  Bestimmung  dieser  Äquivalente  und 
Abzüge  das  Ergebnis  des  Strafverfahrens  nicht  ausreicht, 
über  die  Höhe  der  Ersatzansprüche  sohin  nicht  verläß- 
lich, wie  § 366  St.-P.-O.  verlangt,  geurteilt  werden  konnte, 
erscheint  dieser  Ausspruch  begründet/4 

Dieser  Urteilssentenz  erlaube  ich  mir  entgegenzu- 
stellen, daß  die  an  mich  gezahlten  Beträge  den  jeweiligen 
Leistungen  angemessen  sind,  was  von  den  einzelnen 
Zeugen  auch  vollinhaltlich  bestätigt  wurde;  weiters  wur- 
den Tauf-  und  Trauungsscheine  nicht  in  fast  sämtlichen, 
sondern  in  allen  Fällen,  wo  solche  zu  erbringen  waren, 
erhoben.  Was  den  Anschluß  der  Parteien  an  das  Straf- 
verfahren betrifft,  so  haben  sich  wahrheitsgemäß  sieben 
Parteien  mit  einer  Summe  von  520  Kronen,  und  zwar  in 
der  Voraussetzung,  daß  sie  wirklich  zur  Wappenführung 
nicht  berechtigt  sind,  sich  dem  Strafverfahren  anschließend 
erklärt,  wogegen  die  weiteren  vierzehn  Parteien  seitens 
der  Staatsanwaltschaft  ganz  willkürlich  als  sich 
dem  Strafverfahren  anschließend  bezeichnet  wurden. 

Von  einer  Schadenssumme  kann  überhaupt  aus  dem 
Grunde  nicht  gesprochen  werden,  weil  selbst  die  den 
Parteien  abgenommenen  Wappen  diesen  von  seiten  des 
Ministeriums  des  Innern,  wohin  diese  nach  Beendigung 
meines  Prozesses  gebracht  wurden,  über  Verlangen  wie- 
der ausgefolgt  werden,  und  hat  das  k.  k.  Landesgericht 
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in  Wien  diesbezüglich  auch  an  jene  Parteien,  die  ihr 
Wappen  zu  Gericht  erlegten,  eine  Verständigung  erlassen, 
worin  ihnen  bedeutet  wird,  daß  sie  in  Gemäßheit  des 
Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  v.  2. 1.1905 
Z.  1157/A  das  Begehren  um  Rückstellung  ihrer  Wappen 
bei  ihrer  Vorgesetzten  k.  k.  politischen  Behörde  anzu- 
bringen haben,  welche  sodann  dieselben  an  das  obge- 
nannte k.  k.  Ministerium  zu  leiten  haben.*) 

Daß  endlich  meine  Klienten  selbst  sich  durch  mich 
in  keiner  Weise  geschädigt  fühlen,  beweisen  die  mir  zu- 
gegangenen gegenteiligen  Versicherungen  und  weiters  der 
Umstand,  daß  ich  zu  dem  Ausgange  des  Prozesses  allseits 
nur  bedauert  und  zum  weiteren  Kampfe  um  die  bürger- 
liche Heraldik  in  Österreich  aufgefordert  wurde!**) 

Hinsichtlich  des  Urteils  habe  ich  mir  Bedenkzeit  Vor- 
behalten, um  mit  meinem  Anwälte  über  die  zu  ergreifen- 


*)  Beachtenswert  ist,  daß  dieser  Erlaß  des  k.  k.  Ministeriums 
des  Innern  schon  gleichzeitig  mit  dem  Strafantrage  gegen  mich  er- 
folgte; der  Erlaß  datiert  vom  2.  1.  1905  und  erst  sieben  Tage  später, 
am  o.  1.  1905  erfolgte  die  Beschlagnahme  meines  Arbeitsmateriales. 
Das  Ministerium  des  Innern  hat  somit  über  die  den  Familien  ab- 
zuverlangenden Wappen  schon  früher  Verfügung  getroffen,  bevor 
noch  bei  mir  das  Arbeitsmaterial  saisiert  wurde.  Es  mag  wohl  keinem 
Zweifel  mehr  obliegen,  daß  das  Ministerium  des  Innern  sich  unter 
einem  nichtigen  Vorwände  zum  Vorgehen  gegen  mich  entschloß,  um 
dann  an  der  Hand  des  mir  auf  diese  Weise  abgenommenen  Arbeits- 
materiales einen 'Prozeß  „auf  gut  Glück“  anhängig  zu  machen!  — 
Zu  diesem  Erlasse  des  Ministerium  des  Innern  wäre  noch  die  Frage 
in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  diese  Behörde  nicht  sogar  verpflichtet 
erscheint,  den  Parteien  die  abgenommenen  Wappen,  die  doch  ihr 
rechtmäßiges  Eigentum  bilden,  nicht  erst  über  ihr  Begehren,  sondern, 
unaufgefordert  wieder  in  dessen  Besitz  gelangen  zu  lassen? 

**)  Zum  Bedauern  des  Ministeriums  des  Innern  muß  ich  fest- 
stellen, daß  trotz  meiner  Verurteilung  nicht  einer  meiner  Klienten 
mit  Ersatzansprüchen  an  mich  herangetreten  ist,  geschweige  den 
Zivilrechtsweg  betreten  hat;  im  Gegenteil,  — zum  Teil  sogar  durch 
neue  Auftragserteilungen  wurde  mir  das  unerschütterte  Vertrauen 
bewiesen ! 
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den  Rechtsmittel  zu  beraten.  Am  27.  Oktober  sprach  ich 
Dr.  Rabenlechner  im  Landesgerichte,  er  hatte  angeblich 
gelegentlich  einer  anderen  Schwurgerichtsverhandlung  mit 
den  Geschworenen  über  meinen  Prozeß  Fühlung  genom- 
men und  da  erfuhr  ich,  was  mir  ohnedies  kein  Geheim- 
nis mehr  war,  daß  ich  das  verurteilende  Verdikt  ausschließ- 
lich dem  Einflüsse  des  Geschworenen  Edgar  von  Felsen- 
berg zu  verdanken  habe;  einige  der  Geschworenen  sollen 
überhaupt  der  Ansicht  gewesen  sein,  es  werde  über  mich 
nur  eine  Geldstrafe  (!)  verhängt  werden!  Dr.  Raben- 
lechner fertigte  die  Anmeldung  zur  Einbringung  der 
Nichtigkeitsbeschwerde  aus,  mit  welcher  er  mich  zu 
Landesgerichtsrat  Hanusch,  dem  Vorsitzenden  in  meinem 
Prozesse,  sandte,  von  wo  ich  aber  wieder  an  Dr.  Raben- 
lechner verwiesen  wurde;  hier  will  ich  einfügen,  daß  ich 
nach  der  kurzen  Unterredung,  die  ich  mit  Herrn  Rat 
Hanusch  hatte,  keineswegs  hoffnungslos  in  die  von  mir 
einzuschlagenden  Wege  blicken  konnte.  Zu  Dr.  Raben- 
lechner zurückgekehrt,  hat  sich  Rat  Hanusch  mittlerweilen 
mit  Dr.  Rabenlechner  telephonisch  in  Verbindung  ge- 
setzt und  ich  wurde  von  letzterem  bewogen,  die  Nach- 
sicht der  Strafe  im  Gnadenwege  nachzusuchen;  die  Ver- 
anlassung, meine  Zustimmung  hiezu  zu  geben,  war  die 
Unterredung  mit  Rat  Hanusch  und  Dr.  Rabenlechner, 
wobei  es  mir  dünkte,  als  ob  es  dem  Ministerium  des 
Innern  nur  um  einen  moralischen  Erfolg  zu  tun  gewesen 
wäre,  und  da  Dr.  Rabenlechner  mir  ein  günstiges  Resultat 
als  sicher  in  Aussicht  stellte,  wie  auch,  daß  die  Ein- 
bringung der  Nichtigkeitsbeschwerde  die  Sache  wieder 
auf  Monate  hinausgeschoben  hätte  und  mir  es  haupt- 
sächlich darum  zu  tun  war,  ehebaldigst  wieder  freie  Hand 
zu  gewinnen.*) 

*)  Ich  hatte  den  Eindruck  gewonnen,  als  ob  man  von  meiner 
unschuldigen  Verurteilung  allseits  überzeugt  sei,  aber  doch  auch  dem 
Ministerium  des  Innern  an  den  errungenen  Erfolge  nicht  entgegen- 
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Von  meiner  unschuldigen  Verurteilung  überzeugt, 
konnte  ich  nur  an  eine  günstige  Erledigung  meines  An- 
suchens, welches  ich  in  einer  eingehenden  Weise  be- 
gründete, hoffen;  aber  das  eingebrachte  Majestätsgesuch 
wurde,  ohne  daß  es  den  Weg  aus  dem  Landesgerichte 
hinaus  genommen  hätte,  abgewiesen,  und  indessen  ist 
auch  das  Urteil  in  Rechtskraft  erwachsen!  Hätte  ich  den 
Wert  eines  Majestätsgesuches  dazumal  so  einzuschätzen 
gewußt  wie  heute,  ich  wäre  sicher  meine  eigenen  Bahnen 
gegangen!  — 

So  endete  ein  Prozeß,  nachdem  ein  Mann  acht  Jahre 
lang  um  ein  Recht  des  Bürgertums  kämpfte  und  gerade 
durch  diesen  Prozeß  dachte,  am  Ende  des  Kampfes  an- 
gelangt zu  sein  und  als  Sieger  über  die  aristokratische 
Willkür  triumphieren  zu  können;  doch  es  haben  nicht 
Juristen,  sondern  Richter  aus  dem  Volke  geurteilt  — 
aus  dem  Volke,  für  das  ich  kämpfte  — und  deshalb  habe 
ich  mich  dem  über  mich  gefällten  Urteil  gebeugt,  gleich- 
zeitig aber  zum  neuen  Kampfe  vorbereitet! 

Am  9.  Dezember  meldete  ich  mich  zum  Antritte  der 
über  mich  verhängten  fünfmonatlichen  Haft  im  Wiener 


treten  wolle!  — Die  Anstrebung  der  Neuaufnahme  meines  Prozesses 
unter  Heranziehung  eines  anderen  Anwaltes,  war  jedoch  schon  bei 
diesem  meinem  Entschlüsse  von  mir  festgesetzt;  übrigens  habe  ich 
mir  von  einer  Nichtigkeitsbeschwerde  Dr.  Rabenlechners  nicht  mehr 
Erfolg  als  von  seiner  Verteidigung  erwartet!  — Wenn  Dr.  Raben- 
lechner  die  Einbringung  der  Nichtigkeitsbeschwerde  ernst  genommen, 
dann  muß  ich  die  Frage  aufrollen:  Weshalb  sandte  er  mich  denn  zu 
R£t  Hanusch?  Als  Advokat  mußte  ihm  doch  bekannt  sein,  daß  man 
Anmeldungen  über  Nichtigkeitsbeschwerden  nicht  beim  Vorsitzenden 
des  Prozesses,  sondern  in  der  Einlaufstelle  zu  überreichen  hat!  — 
Ein  Klient  — glaube  ich  — hätte  wohl  das  gute  Recht,  von  seinem 
Anwälte,  der  für  die  bloße  Teilnahme  an  einer  zweitägigen  Verhand- 
lung 600  Kronen  in  Rechnung  stellt,  etwas  mehr  Aufrichtigkeit  und 
Aufmerksamkeit  zu  fordern,  als  Dr.  Rabenlechner  in  diesem  Falle 
an  den  Tag  legte;  wahrlich,  für  das,  was  Dr.  Rabenlechner  für  mich 
getan,  hätte  ich  keinen  Juristen  gebraucht! 
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Landesgerichte.  Von  hier  wurde  ich  am  15.  Dezember 
gefesselt,  unter  Bedeckung  dreier  Justizsoldaten  mit  auf- 
gepflanztem Bajonette  — wie  ein  Verbrecher  im  Sinne 
des  Wortes  — dem  Kreisgerichte  St.  Pölten  überstellt; 
hier  mußte  ich,  obwohl  nur  zu  einfachem  Kerker  ver- 
urteilt, Sträflingskleider  anlegen  — was  mit  der  Gefäng- 
nisordnung im  Widerspruch  steht  — , dann  wurde  mir 
der  Schnurrbart  abgenommen,  das  Kopfhaar  geschoren, 
und  in  diesem  Zustande  durfte  ich  während  meiner  Haft- 
zeit im  Bezirksgerichte  St.  Pölten  Diurnistenarbeiten  ver- 
richten ! *) 

Während  meiner  Haft  suchte  ich  nochmals  im  Gnaden- 
wege um  Nachsicht  der  Strafe  nach,  aber  auch  diesmal 
wurde  das  Gesuch,  obwohl  sogar  sehr  begründet,  als 
„unbegründet“  abgewiesen.  Meine  Erlebnisse  und  Ein- 
drücke aus  meiner  Haftzeit  werde  ich  in  einer  separaten 
Broschüre  festhalten. 

* 

Nachdem  ich  nun  wieder  in  den  Besitz  meiner  Frei- 
heit gelangt,  meine  geschäftliche  Tätigkeit  wieder  aufge- 
nommen habe  und  mir  auch  bewußt  bin,  mit  welchen 
Intrigen  mein  ganzer  Prozeß  inauguriert  wurde,  möchte 
ich  selben  in  seinen  wichtigsten  Argumenten,  durch  die 
mein  Prozeß  überhaupt  zu  einem  Prozeß  wurde,  rekapitu- 
lieren. 

Jene  Arbeiten,  mit  denen  ich  ohne  Rückhalt  in  die 
Öffentlichkeit  trat,  die  ich  in  Druck  legte,  der  Behörde 
vorlegte  und  die  diese  sozusagen  gutgeheißen,  dieser  Ar- 
beiten wegen  hatte  ich  mich  vor  Gericht  zu  verantworten 
und  wurde  auch  wegen  angeblich  unbefugter  Ausführung 
derselben  schuldig  erkannt. 

*)  Das  ist  eine  Strafverschärfung,  die  im  Urteile  keine  Begrün- 
dung findet,  die  aber  wider  mich  bereits  vor  Haftantritt  verfügt 
wurde. 
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Wer  all  die  Umstände,  die  ich  in  der  Erwiderung 
auf  die  Anklage  ins  Treffen  führte,  ins  Auge  faßt,  — 
insbesonders  meine  Fühlung  mit  der  Behörde  selbst,  — 
der  muß,  ohne  viel  nachzudenken,  zu  der  Überzeugung 
gelangen,  daß  es  in  diesem  Prozesse  nicht  recht  richtig 
vor  sich  gegangen. 

Waren  denn  überhaupt  die  bürgerlichen  Wappen,  die 
ich  ausarbeitete,  der  schuldtragende  Faktor  meines  Schick- 
sals? Vielleicht  gar  nicht!  Die  Beschlagnahme  meines 
Arbeitsmateriales  erfolgte  doch  unter  dem  Vorwände,  als 
ob  ich  mich  mit  Adelsmachereien  befassen  würde,  wozu 
der  Fall  Grader  dem  Ministerium  des  Innern,  dessen  Un- 
gunst ich  mir  durch  meine  Enthüllungen  zuzog,  Gelegen- 
heit bot,  gegen  mich  einzuschreiten.  Die  eingeleitete 
Untersuchung  konnte  mir  jedoch  in  bezug  auf  meine 
genealogischen  Arbeiten  nicht  das  geringste  zur  Last 
legen  und  nun  sollte  — damit  der  mit  soviel  Aufsehen 
gegen  mich  in  Szene  gesetzte  Apparat  nicht  in  ein  Nichts 
zusammenstürzt  — mir  ein  Hofdekret  aus  dem  Jahre 
1705  zum  Verhängnis  werden. 

Ich  habe  dieses  Dekret  bereits  gewürdigt;  Sache 
meines  Verteidigers  wäre  es  aber  gewesen,  es  auf  seine 
Richtigkeit  zu  prüfen!! 

Der  ganze  Prozeß  dünkt  mir  wie  ein  Schauspiel, 
in  dem  man  am  Ende  dem  Applaus  zollt,  der  seine  Rolle 
am  besten  dargestellt;  hier  vergegenwärtige  ich  mir  in 
diesen  Personen  den  Staatsanwalt  und  den  Verteidiger, 
von  denen  der  eine  durch  nichts  bemüht  ist,  dem  andern 
die  demselben  winkenden  Lorbeeren  zu  entwinden.  Der 
vom  Ministerium  des  Innern  entsandte  „Sachverständige“, 
dem  die  Rolle,  als  Zeuge  einvernommen  zu  werden,  zu- 
fiel, hat  mit  seinen  falschen  Auslegungen  über  Heraldik 
und  die  Bedeutung  der  Hofdekrete  wohl  die  Geschwore- 
nen irregeführt,  in  Fachkreisen  aber  eine  empfindliche 
Niederlage  erlitten;  auf  diese  aber  stützte  der  Staats- 
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anwalt  seine  Anklage,  welche  zu  erschüttern  der  Ver- 
teidiger gar  nicht  versuchte. 

Hätte  Dr.  Rabenlechner  an  der  Hand  der  ihm  von 
mir  ausgearbeiteten  Erwiderung  auf  die  Anklage  die 
Anklage  selbst  und  die  der  Anklage  als  Unterlage 
dienenden  Hofdekrete  bekämpft,  — meine  Verurteilung 
wäre  ebenso  ausgeschlossen  gewesen,  als  ich  an 
eine  Bejahung  der  Schuldfrage  selbst  in  dem  Momente 
noch  nicht  dachte,  als  sich  die  Geschworenen  zur  Be- 
ratung zurückzogen. 

Den  Geschworenen  will  ich,  zumindest  der  größeren 
Anzahl,  keine  Vorwürfe  machen;  sie  haben  zwar  nicht 
nach  eigener  Überzeugung  gehandelt,  was  sie  als  Ge- 
schworene tun  sollten,  was  ich  aber  damit  entschuldige, 
daß  nicht  nur  ihnen,  sondern  dem  ganzen  Gerichtshöfe 
das  nötige  Verständnis  für  meinen  Prozeß  mangelte,  sie 
wandten  aber  dem  ihr  Vertrauen  zu,  der  seine  Rolle 
besser  vorzuführen  verstand,  und  dies  war  zweifellos  der 
Staatsanwalt,  dem  noch  Edgar  von  Felsenberg  ein  will- 
kommenes Bindeglied  zwischen  ihm  und  den  Geschwore- 
nen bildete. 

Der  Präsident  war  in  seinem  Resümee  allerdings 
einwandfrei,  was  aber  der  Staatsanwalt  zuviel,  hat  der 
Verteidiger  zu  wenig  gesprochen;  nur  auf  diesen  Um- 
stand führe  ich  den  Ausgang  meines  Prozesses  zurück, 
weshalb  ich  es  nicht  unterlassen  kann,  den  Parteien- 
vertretern in  ihren  Ausführungen  näherzutreten. 

Der  Staatsanwalt  zieht  in  seinem  Plaidoyer  zum  Ver- 
gleiche meines  Falles  Kautionsschwindler,  Darlehns- 
schwindler und  Falschspieler  heran,  in  allen  diesen  Fällen 
gibt  es  einen,  der  schädigt  und  einen,  der  geschädigt 
wird;  diese  Hauptargumente  aber,  die  zur  Qualifikation 
des  Betruges  unbedingt  nötig  sind,  suchen  wir  in  meinem 
Prozesse  vergebens.  Geschädigt  wurde,  wie  ja  aus  den 
Zeugenaussagen  zu  vernehmen  ist,  tatsächlich  niemand, 
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auch  der  Staat  nicht,  weil  er  keine  Wappenbriefe  mehr 
ausstellt,  wodurch  ihm  die  Einhebung-  der  einst  damit 
verbundenen  Taxe  entgehen  würde;  hiezu  war  aber  die 
freie  Wappenwahl  auch  zur  Zeit  der  Verleihung  von 
Wappenbriefen  durch  nichts  gehemmt. 

Der  Staatsanwalt  greift  stets  nach  der  Eitelkeit  der 
Menschen,  und  doch  ist  er  uns  den  Beweis  schuldig  ge- 
blieben, daß  nur  eine  einzige  Familie  aus  Eitelkeitsliebe 
sich  in  den  Besitz  eines  Wappens  setzte;  die  Familien 
haben  die  Wappen  als  Geschlechtszeichen,  als  Symbol 
der  Familienzusammengehörigkeit,  zur  Pflege  des  Fa- 
miliensinnes erworben,  und  diese  Eigenschaft 
scheint  eben  dem  Staatsanwalt  fremd  zu 
sein! 

An  dem  jedoch,  daß  ich  aus  dem  Kaufmannsstande 
hervorgegangen  bin,  hat  der  Staatsanwalt  kein  Recht  zu 
rütteln ; daß  aber  gerade  dieser  gelernte 
H a n d 1 u n g s k o m m i s und  kein  Hofrat  oder 
ein  anderer  Beamter  unserer  Adelsbehörde 
es  war,  der  die  durch  Jahrzehnte  betrie- 
benen Prager  A d e 1 s m a c h e r e i e n entdeckte, 
wo  bürgerliche  Familien  infolge  Kenntnislosigkeit  dieser 
Gebiete  seitens  der  Beamten  im  Adelsdepartement  um 
Hunderttausende  von  Gulden  geschädigt  wurden,  davon 
erwähnte  der  Staatsanwalt  nichts.  Was  weiters  meine 
Kenntnisse  dieser  Gebiete  betrifft,  die  der  Staatsanwalt 
als  „brockenhaft“  bezeichnet,  so  ist  er  nicht  berufen  da 
zu  urteilen,  wo  ihm  das  nötige  Verständnis  hiezu  mangelt, 
mir  sind  in  dieser  Beziehung  Äußerungen  und  Urteile 
Berufener  maßgebend;  schon  sein  Zitat,  daß  ich  mir 
durch  Wappenentwürfe  die  Rechte  eines  Landesherrn 
oder  die  eines  Comites  Palatini  anmaße,  zeigt  von  der 
vollständigen  Kenntnislosigkeit  dieser  Wissenschaft  sei- 
tens des  Staatsanwaltes. 

Man  findet  es  für  begreiflich,  daß  jeder  Staatsanwalt 
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im  Angeklagten  einen  Verbrecher  erblicken  muß,  denn 
sonst  könnte  er  es  ja  gar  nicht  wagen,  den  Angeklagten 
anzuklagen ; der  Angeklagte  nimmt  auch  so  manche  Aus- 
schweifung seitens  des  Anklägers  stillschweigend  dahin, 
solange  er  mit  seinen  Ausführungen  sich  im  Rahmen  der 
Möglichkeit  bewegt.  In  meinem  Prozesse  brauchte  aber 
der  Staatsanwalt  Effekt,  und  nachdem  ihm  die  Anklage 
diesen  nicht  lieferte,  so  beschaffte  er  sich  diesen  selbst, 
und  wie?  Er  sagte,  die  souveränen  Dankschreiben  über 
mein  Werk  — die  sich  aber,  was  ich  nebstbei  bemerke, 
auch  auf  andere  Arbeiten  beziehen  — seien  sonst  nichts 
als  ein  mechanischer  Höflichkeitsakt;  ich  verweise  dies- 
bezüglich nur  auf  das  eine  in  dieser  Broschüre  zum  Ab- 
druck gebrachte  Schreiben  des  Fürsten  von  Bulgarien 
und  frage,  ob  dies  nur  ein  mechanischer  Höflichkeits- 
akt ist?  Das  kaiserliche  Dankschreiben,  wonach  mein 
Werk  der  k.k.  Familien-Fideikommiß-Bibliothek  einverleibt 
wurde , sagt  der  Staatsanwalt , habe  ich  mir  er- 
schlichen! Wenn  der  Staatsanwalt  nur  erklärt  hätte, 
wie  ich  mir  dieses  Dankschreiben  erschlichen  habe!  Ich 
habe  mein  Werk  bei  der  k.  k.  Statthalterei  zur  Vor- 
lage an  Se.  Majestät  eingereicht  und  mußte  noch,  wie 
dies  üblich,  das  mitfolgende  Gesuch  mit  einem  Kronen- 
stempel versehen;  nach  Verlauf  von  über  vier  Monaten 
erhielt  ich  das  vom  Grafen  Kielmannsegg  gefertigte  kaiser- 
liche Dankschreiben,  abermals  durch  die  k.  k.  Statthalterei 
per  Post  zugesandt,  und  diesen  Vorgang  nennt  der  Staats- 
anwalt „Erschleichen“!  Andere  Leute  kaufen  Titel, 
Orden  und  Medaillen,  oder  lassen  sich  solche  verleihen, 
um  damit  prunken  zu  können,  ich  habe  mir  aber  meine 
Dank-  und  Anerkennungsschreiben  für  etwas  Geleistetes 
erworben,  und  wenn  mit  diesen  seitens  der  Aussteller 
auch  nur  ein  Höflichkeitsakt  zum  Ausdruck  gebracht  wer- 
den soll,  sie  sind  echt  und  man  wird  mir  dieselben  zu 
benützen  nicht  verbieten  können! 
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Im  weiteren  sagt  der  Staatsanwalt,  daß  nur  etwa 
der  zehnte  Teil  der  Betrügereien  zur  Kenntnis  des  Ge- 
richtes gelangt  sei.  Wahrscheinlich  meint  der  Staats- 
anwalt mit  den  „Betrügereien“  meine  Arbeiten.  Bei  Ge- 
richt erlagen  meine  Geschäftsbücher,  aus  denen  festzu- 
stellen war,  daß  ich  während  meiner  ganzen  Tätigkeit 
auf  diesem  Gebiete  bis  zur  Beschlagnahme  meines  Ar- 
beitsmateriales insgesamt  696  Wappen  zur  Ausführung 
brachte,  wogegen  seitens  des  Gerichtes  über  800  Zeugen 
wider  mich  einvernommen  wurden.  Ich  wollte,  man  hätte 
nur  einen  Teil  der  560  von  der  Verhandlung  ausgeschie- 
denen Zeugenaussagen  den  Herren  Geschworenen  zur 
Verlesung  gebracht,  ohne  Zweifel  hätten  die  Geschwore- 
nen einen  anderen  Begriff  von  meiner  geschäftlichen  Tätig- 
keit gewonnen,  als  ihnen  seitens  des  Staatsanwaltes  bei- 
zubringen versucht  wurde! 

Es  ist  auch  mir  bekannt,  daß  ein  Teil  meiner 
Klienten,  trotzdem  deren  Namen  in  meiner  Referenzenliste 
stehen  und  in  den  Büchern  verzeichnet  sind,  seitens  des 
Gerichtes  nicht  einvernommen  wurden  und  doch  hätte 
es  vielleicht  die  Herren  Geschworenen  interessiert,  auch 
die  Aussage  eines  Hofrates,  Staatsanwaltes,  Senatspräsi- 
denten usw.  über  das  Führungsrecht  eines  bürgerlichen 
Familienwappens  vernehmen  zu  können,  doch  dieser  Ge- 
nuß blieb  uns  vorenthalten  und  wahrscheinlich  deshalb, 
weil  die  Ansichten  dieser  Zeugen  über  ein  bürgerliches 
Familienwappen  mit  der  Anklage  nicht  in  Einklang  zu 
bringen  waren! 

Der  Staatsanwalt  sprach  auch  von  einer  förmlichen 
Zeugenflucht,  welche  er  derart  auszulegen  versuchte,  als 
ob  die  Leute  als  „Düpierte“  sich  genieren  würden,  vor 
Gericht  zu  erscheinen.  Doch  nichts  von  dem.  Die  Leute 
blieben  der  Verhandlung  fern,  weil  sie  vor  Gericht  das 
nicht  verantworten  konnten,  was  sie  in  der  Vorunter- 
suchung im  Protokoll  unterfertigten.  Wie  hätte  es  ein 
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Herr  Bügler  oder  ein  Herr  Wögerer  rechtfertigen  können, 
unter  ein  Protokoll  seinen  Namenszug  gesetzt  zu  haben, 
wo  der  Ausdruck  „Schwindler“  enthalten  ist,  diese  Herren, 
die  zur  Ausführung  der  empfangenen  Arbeit  nicht  ein 
Wort  des  Tadels  hatten;  wie  hätte  ein  Herr  Bertram  seine 
Aussage  verantworten  können,  daß  ich  ihm  sogar  die  Be- 
schaffung des  Adels  angeboten  habe,  eine  Illusion, 
von  der  sich  selbst  der  biedere  Bürgermeister  von  Zwin- 
gendorf — dem  man  dies  aufzuoktroyieren 
versuchte  — nie  hat  etwas  träumen  lassen ! 

Dies  alles  ist  aber  kein  Wunder,  wenn  man  weiß, 
wie  die  Untersuchung  geführt  wurde;  meine  Klienten 
haben  mich  doch  zum  großen  Teil  über  die  Art  und 
Weise  ihrer  Einvernahme  unterrichtet,  ich  wurde  den 
Leuten  als  ein  Schwindler  hingestellt,  wie  es  einen  ge- 
fährlicheren überhaupt  nicht  mehr  geben  kann,  und  die 
Protokollierung,  daß  meine  Klienten  durch  mich  geschä- 
digt worden  sein  sollen,  wurde  ihnen  in  Wien  seitens  des 
Untersuchungsrichters  förmlich  aufgedrungen ! Jene  Klien- 
ten, die  sich  zu  solchen  Aussagen  herbeiließen,  haben  die 
Erhebung  einer  Anklage  gegen  mich  nur  gefördert  und 
sie  hätten  besser  getan,  zu  ihrer  Rechtfertigung  vor  Ge- 
richt zu  erscheinen,  als  der  Verhandlung  ferne  zu  bleiben. 

Wenn  mit  solchen  Mitteln  der  Willkür  in  einer  An- 
gelegenheit gearbeitet  wird,  wie  in  der  meinen,  dann  ist 
es  auch  zwecklos,  wenn  es  der  Beschuldigte  auch  nur 
versuchen  möchte,  dem  allen  entgegenzutreten ; da  ist 
am  besten,  der  Angeklagte  ist  still,  und  das  habe 
auch  ich  getan. 

Indem  der  Staatsanwalt  in  seinen  Ausführungen  noch 
zum  Bauern  ins  Gebirg  gestiegen  und  wieder  an  der  Hof- 
kanzlei vorbeikam,  endete  er  damit,  daß  dieser  Familien- 
schmuck in  der  Stadt  in  den  Papierkorb  und  am  Lande 
auf  den  Misthaufen  gehört  und  beantragte  in  seiner 
Replik  nochmals  die  Bejahung  der  Schuldfrage,  da  ich 
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sonst  den  Freispruch  zu  neuen  „Gaunereien“  benützen 
würde. 

Diejenigen  Familien,  die  mit  mir  in  Verbindung  stan- 
den, oder  gar  die,  die  mich  persönlich  kennen,  werden 
sicher  die  Überzeugung  haben,  daß  sie  es  mit  keinem 
Menschen  zu  tun  hatten,  dessen  Arbeiten  man  Gaunereien 
nennen  kann;  ein  Gauner  legt  seine  Arbeiten  nicht  in 
Druck  und  legt  diese  der  Behörde  vor!  Jene  Familien, 
die  Wappen  und  Stammbäume  durch  mich  erwarben, 
sind  von  einem  zu  hohen  Pietätsgefühl  für  ihre  Vorfahren 
beseelt,  um  die  Ansicht  des  Staatsanwaltes  zu  teilen,  sie 
werden  vielmehr  fortfahren,  das  Angedenken  ihrer  Ahnen 
und  den  Familiensinn  auch  ihren  Kindern  und  Kindes- 
kindern zu  überliefern,  werden  aber  nichts  dagegen  ein- 
wenden, wenn  Staatsanwalts-Substitut  Dr.  Erwin  Höpler 
für  sein  Familienarchiv  die  von  ihm  bezeichneten  Stellen 
aufsuchen  will! 

Allen  diesen  Ausführungen  des  Staatsanwaltes  — die 
ebenso  vor  Willkür  strotzen,  als  die  Behauptung  der  An- 
klage über  den  Anschluß  der  vierzehn  Wiener  Familien 
an  das  Strafverfahren  — hatte  mein  Verteidiger  Dr.  Raben- 
lechner  nur  meine  Kenntnislosigkeit  des  Dekretes  vom 
Jahre  1765  und  die  Begründung  entgegenzustellen,  daß 
zum  Verbrechen  des  Betruges  das  Kriterium  der  mala 
fides,  also  die  böse  Absicht,  zu  schädigen,  gehört,  was 
in  meinem  Prozesse  in  keiner  Weise  erwiesen  sei,  anstatt 
daß  Dr.  Rabenlechner  diesen  willkürlichen  Ausführungen 
Punkt  für  Punkt  entgegengetreten  wäre ! 

Die  ganze  Willkür  des  Staatsanwaltes  hat  Dr.  Raben- 
lechner damit  beantwortet,  daß  er  sein  Plaidoyer  mit  den 
Worten  begann:  „Wenn  das  alles  wahr  ist  oder  wahr 
sein  sollte,  was  der  Staatsanwalt  sagt,  so  ist  noch  nie- 
mals ein  größerer  Bösewicht  vor  seinen  Richtern  ge- 
standen.“ Mit  diesen  salbungsvollen  Worten  hat  Dr.  Raben- 
lechner sich  der  gegen  mich  ins  Treffen  geführten  Will- 
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kür  entledigt  und  zur  Bekämpfung  derselben  nichts  ge- 
tan. Die  Geschworenen  sind  aber  weder  Hellseher  noch 
Juristen,  und  der  eine  Jurist,  der  eventuell  berufen  ge- 
wesen wäre,  an  meinem  Prozesse  teilzunehmen,  wurde 
doch  selbst  von  meinem  Verteidiger  ausgeschaltet!  

Dr.  Rabenlechner  zählte  doch  selbst  zu  meinen  Klien- 
ten , hätte  er  nicht  an  der  Hand  des  von  mir  ausgeführten 
Wappens  — wie  er  mir  dies  übrigens  versprochen  — 
seine  eigenen  Ansichten  über  bürgerliche  Familienwappen 
zum  Vortrag  bringen  können,  wenn  er  schon  mein  zur 
Bekämpfung  der  Anklage  ausgearbeitetes  Elaborat  nicht 
benützen  wollte?  Hätte  Dr.  Rabenlechner  nicht  mit  der 
Frage  an  den  Gerichtshof  herantreten  können,  weshalb 
denn  er  und  etwa  460  weitere  in  die  Anklage  unter  die 
„Geschädigten“  nicht  aufgenommen  wurden,  da  sich 
die  einzelnen  Ausführungen  voneinander  doch  gar  nicht 
unterschieden?  Oder  hätte  mein  Verteidiger  an  den  Vor- 
sitzenden nicht  das  Ansuchen  stellen  können,  man  möge 
jene  Eingabe  zur  Verlesung  bringen,  die  ich  nach  Ab- 
schluß der  Voruntersuchung  zu  meiner  Rechtfertigung 
durch  ihn  dem  Landesgerichte  habe  überreichen  lassen 
und  welche,  wie  er  mir  selbst  sagte,  bei  Gericht  als  sehr 
gut  befunden  wurde?  Ich  habe  in  dieser  Eingabe  nicht 
gezögert,  das  Vorgehen  des  Untersuchungsrichters  in  mei- 
ner Angelegenheit  zu  tadeln  und  an  seinen  heraldischen 
Kenntnissen  zu  rütteln!  Doch  nichts  von  dem! 

Weshalb  sagte  denn  Dr.  Rabenlechner  nicht  den  Ge- 
schworenen, daß  schon  bei  der  Beschlagnahme  des  Ar- 
beitsmateriales und  der  Hausdurchsuchung  Äußerungen 
laut  wurden,  wonach  man  schließen  konnte,  daß  das  gegen 
mich  Unternommene  wirklich  ein  Racheakt  ist??  Dr. 
Rabenlechner  wußte  doch  dies  alles!! 

Ich  kann  Dr.  Rabenlechner  den  Vorwurf  nicht  er- 
sparen, daß  er  zu  meiner  Verteidigung  gar  nichts  oder 
sehr  wenig  getan  — im  Plaidoyer  sagte  er  nicht  mehr, 

H ermann,  Die  Opfer.  11 
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als  er  als  Verteidiger  sagen  mußte,  um  den  Charakter 
eines  solchen  zu  wahren  — oder  ich  muß  annehmen,  daß 
er  von  der  Unmöglichkeit  einer  Verurteilung  ebenso  wie 
ich  selbst  überzeugt  war!  Aber  in  meinem  Prozesse  hatte 
Dr.  Rabenlechner  nicht  nur  den  Staatsanwalt  zum  An- 
kläger, sondern  hinter  diesem  stand  unsere  höchste  Be- 
hörde, das  Ministerium  des  Innern  und  da U — *) 

Wie  die  Anklage  auf  willkürlicher  Grundlage  auf- 
gebaut und  der  ganze  Prozeß  selbst  geführt  wurde,  so 
steht  auch  das  Urteil  mit  seinen  Gründen  — worin  sich 
der  Schuldspruch  allerdings  auf  den  Ausspruch  der  Ge- 
schworenen stützt  — da. 

Im  Verlaufe  der  Verhandlung  sah  sich  der  Staatsan- 
walt bei  Erörterung  des  Falles  „Romanek“  veranlaßt, 
die  Anklage  über  jene  Fakten  zurückzuziehen,  wo  es  sich 
nur  um  Stammbaumrecherchen  handelte;  in  der  Urteils- 
begründung werde  ich  aber  gerade  vom  Faktum  „Ro- 
manek“, sowie  mehrerer  anderer,  darunter  auch  der 
Fakten  „Herzig“  und  „Brix“  — welche  ich  an  anderer 
Stelle  besonders  hervorhob  — und  wo  es  sich  gleich- 
falls nur  um  Stammbaumrecherchen,  also  keine  Wappen 
handelt,  nicht  freigesprochen;  — sondern  viel- i 
mehr  in  dem  Sinne  verurteilt,  als  ob  es  sich  in  diesen 

*)  Wenn  Dr.  Rabenlechner  sich  nur  der  Notizen,  die  Dr.  v.  Kor- 
win  auf  meinem,  später  wieder  ihm  einhändigten  Elaborate  machte/ 
bedient  hätte,  — den  Geschworenen  wäre  der  Zweck  meines  Prozessen 
nicht  entgangen!  — Dr.  Rabenlechner  hat  es  auch  während  dei 
ganzen  Verhandlung  nicht  versucht,  dem  widersinnigen  Verlangen  de! 
Staatsanwaltes  nach  einem  Zusammenhänge  zwischen  Chronik  unc 
Stammbaumauszug  entgegenzutreten,  obwohl  ihm  zu  dieser  Bekämp 
fung  in  meiner  Erwiderung  hinreichendes  Material  zur  Verfügung 
stand;  die  in  seinem  Plaidoyer  für  mich  gehabte  „Entschuldigung“ 
— daß  hiezu  in  den  Archiven  Daten  nicht  vorhanden,  — ist  ebenst 
ein  Stumpfsinn,  wie  das  Verlangen  des  Staatsanwaltes!  — Das  Ver 
halten  Dr.  Rabenlechners  muß  wohl  auf  jeden  Unparteilichen  der 
Eindruck  machen,  als  wenn  er  zu  dieser  „Verteidigung“  nicht  von1 
Angeklagten,  sondern  vom  Ankläger  berufen  worden  wäre! 
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Fällen  gleichfalls  um  bereits  vollzogene  Wappenliefe- 
rungen handeln  würde! 

Dagegen  werde  ich  in  anderen  Fällen,  die  im  Gegen- 
sätze nur  Wappenerwerbungen  betreffen,  freige- 
sprochen; so  z.  B.  vom  Faktum  „Riefler“,  welches 
Wappen  beachtenswerterweise  nach  gleichen  Quellen,  wie 
das  Wappen  „Grader“,  ausgeführt  wurde! 

Hat  der  Gerichtshof  mich  von  den  Fakten:  Reim, 
Parma,  Hallak,  Irany,  Dr.  Kapeller,  Steffan,  Melzer  und 
Riefler  freigesprochen,  so  wäre  ich  überhaupt  in  allen 
Fällen,  in  erster  Linie  aber  von  jenen,  wo  mir  die  Wappen 
nur  zur  Vervielfältigung  überbracht  wurden  — unge- 
achtet des  Geschworenenverdiktes  — freizusprechen 
gewesen;  denn  sind  diese  Parteien  nach  Ansicht  des 
Gerichtes  als  nicht  geschädigt  zu  betrachten,  dann  gibt 
ja  der  Gerichtshof  selbst  zu,  daß  es  in  meinem  Prozesse 
keine  wirklichen  Geschädigten  gibt  und  die  diesbezügliche 
Bezeichnung  nur  ein  Akt  der  Willkür  ist!*) 

Weiteres  werde  ich  im  Urteile  von  den  Fakten : 
Dr.  Eitner,  Förster,  Holzhäuser,  Klein  und  Turczinsky, 
welche  Parteien  nach  Anführung  der  Anklage  sich  sogar 
dem  Strafverfahren  angeschlossen  haben  sollen,  frei- 
gesprochen! 

Mag  der  Gerichtshof  über  meinen  Prozeß  nach  außen 
hin  urteilen  wie  immer,  ich  bin  ebenso  hievon  über- 
zeugt, wie  der  Gerichtshof  die  Überzeugung  gewonnen 
haben  muß,  daß  die  im  Urteile  als  geschädigt  bezeich- 
neten  Parteien  durch  mich  ebenso  nicht  benachteiligt 
wurden,  als  die  weiteren  etwa  460  Parteien,  die  von  der 


*)  Ich  habe  dem  Gerichtshof  eine  Aufstellung  über  die  Prove- 
nienz der  einzelnen  Wappen  eingehändigt  und  an  der  Hand  dieser 
wird  der  Gerichtshof  feststellen  können,  daß  sich  die  Wappenaus- 
führungen, welcher  wegen  ich  verurteilt,  von  jenen,  wo  ich  frei- 
gesprochen, in  keiner  Weise  unterscheiden! 
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Einbeziehung  in  die  Anklage  überhaupt  ausgeschieden 
wurden ! 

Entweder  es  sind  alle  696  Klienten,  die  ein  Wappen 
durch  mich  erwarben,  geschädigt,  oderkeiner;  — ent- 
weder es  besteht  wirklich  ein  Dekret,  das  dem  Bürger- 
tum das  Wappenführen  verbietet,  oder  es  besteht  kein 
solches  Dekret ! ! Vor  dem  Gesetze  — glaube  ich  — sind 
alle  Bürger  gleich  zu  behandeln ! 

Aus  dem  Urteil  geht  deutlich  hervor,  daß  der  hohe 
Gerichtshof  sich  selbst  über  den  Zweck  meines  Pro- 
zesses Klarheit  nicht  verschaffen  konnte  — , was  eben 
diese  Broschüre  erfüllen  soll!  — — 


Wiener  Blätterstimmen. 

Wie  alles,  was  etwas  Eigenartiges  an  sich  trägt,  zuy 
spaltenlangen  Berichten  in  den  Zeitungen  Anlaß  gibt, 
so  war  es  auch  mein  Prozeß,  wo  der  eine  Journalist 
den  anderen  an  Wissensweisheit  über  meine  Tätigkeit 
zu  übertreffen  suchte.  Kenntnislosigkeit  dieser  Gebiete 
machte  sich  in  den  meisten  Berichten  bemerkbar,  und 
es  ging  mir  gar  nicht  mehr  kalt  über  den  Rücken,  wenn 
mich  das  eine  Blatt  als  einen  noch  größeren  Schwindler 
als  das  andere  hinzustellen  versuchte;  brachte  selbst  die 
„Neue  Freie  Presse“  die  Berichte  aus  dem  Schwurge- 
richtssaale unter  dem  Schlagworte : „Gewerblicher 

Wappen-  und  Adelsschwindel  in  Wien“,  sollte  man  sich 
dann  kränken,  wenn  andere  Blätter  mit  noch  größerer 
„Höflichkeit“  und  „Zuvorkommenheit“  ihrem  Wissen 
Ausdruck  verleihen?  Gewiß  nicht! 

ln  einigen  Tagesblättem  wurde  mein  Wappenprozeß 
mit  dem  der  Prager  Adelsmacher  verglichen;  obwohl 
in  ihren  Fakten  ganz  verschieden,  hatten  diese  die  klag- 


165 


bar  auftretende  Behörde,  das  Ministerium  des  Innern, 
gemein,  was  mich  veranlaßt,  meinem  Prozesse  auch  von 
dieser  Seite  Beachtung  zuzuwenden. 

Im  Prozesse  gegen  Miller  sagte  der  Staatsanwalt 
Dr.  Blattny  in  Prag: 

„Ich  gestehe  offen,  daß  ich  mich  freue,  daß  der  Fall 
vor  die  gelehrten  Richter  gekommen  ist.  Nicht  darum, 
weil  ich  das  Urteil  der  Volksrichter  fürchte,  sondern  des- 
halb, weil  dieser  Fall  nur  vor  gelehrte  Richter  ge- 
hört. Es  ist  gesagt  worden,  daß  über  diese  Sache  einzig 
und  allein  die  Geschworenen  zu  entscheiden  haben.  Ich 
erkläre  nochmals,  daß  ich  den  Volksrichtern  nicht  aus- 
weichen  wollte  und  auch  nicht  ausgewichen  bin.  Der  Ein- 
wurf, daß  es  in  diesem  Prozesse  eine  Reihe  von  Ge- 
schädigten gibt,  ist  richtig.  Der  Angeklagte  hat  zum 
Teil  große  Summen  für  seine  Tätigkeit  erhalten,  er  hat 
seine  Kommittenten  in  Irrtum  geführt,  Beträge  von  über 
600  Kronen  erhalten  und  es  sollte  also  der  Fall  vor  die 
Geschworenen  kommen.  Wir  aber  verfolgen  den  An- 
geklagten wegen  Fälschung  öffentlicher  Urkunden  und 
müssen  ihn  so  behandeln.“ 

Aus  diesem  Wortlaute  entnehmen  wir  einerseits,  daß 
es  sich  in  diesem,  wie  in  allen  Prager  Adelsmacherpro- 
zessen, nicht  um  bürgerliche  Wappen,  sondern  um  Fäl- 
schung von  öffentlichen  Urkunden  zu  Adelsnachweisen 
handelte;  andererseits,  daß  man  bemüht  war,  diese  Pro- 
zesse vor  einen  Senatsgerichtshof  zu  bringen,  trotzdem  es 
wirkliche  Geschädigte  um  sehr  hohe  Beträge  gab.  Ich 
zweifle  gar  nicht,  daß  die  Angeklagten  in  Prag,  vor  ein 
Geschworenengericht  gestellt,  freigesprochen  worden 
wären,  denn  für  das  Gelingen  der  falschen  Adelsnach- 
weise traf  in  erster  Linie  die  Schuld  nicht  die  Ange- 
klagten, sondern  unsere  Adelsbehörde,  die  für  die  Über^ 
Prüfung  des  eingebrachten  Beweismaterials  über  kein 
hiezu  mit  hinreichenden  Kenntnissen  ausgestattetes  Be- 
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amtenpersonal  verfügte,  und  das  wußte  auch  unsere  Be- 
hörde, daher  die  Bemühungen  unseres  damaligen  Mi- 
nister-Präsidenten, in  dessen  Händen  gleichzeitig  auch  das 
Justiz-Portefeuille  lag,  die  Sache  vor  einem  Senatsgerichte 
auszutragen. 

Auch  in  meinem  Prozesse  war  man  bemüht,  mir  ein 
ähnliches  Delikt,  wie  den  Angeklagten  in  Prag,  zur  Lasi 
legen  zu  können,  — daher  auch  die  Einvernahme  von 
Parteien  als  Zeugen,  wo  es  sich  nur  um  Stammbaum- 
erhebungen handelte,  — da  jedoch  diese  Erhebungen, 
wie  ich  dies  bereits  erwähnte,  ein  negatives  Resultat  lie- 
ferten, fand  man  ein  Dekret  mit  dem  Jahreszeichen  1765 
was  auch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  seine  Wir- 
kung nicht  versagte. 

Gleich  den  Prager  Prozessen  hätte  auch  mein  Prozeß 
vor  gelehrte  Richter  gehört  und  nicht  vor  Geschworene 
wo  nur  äußere  Umstände  und  nicht  die  eigene  Über- 
zeugung zur  Schöpfung  des  Urteiles  beitrugen.  Von 
juridischen  Standpunkte  aus  meinen  Fall  betrachtet,  kanr 
ich  mir,  mich  vor  ein  Erkenntnisgericht  gestellt,  aucl 
nichts  anderes  als  einen  Freispruch  denken.  Das  Ge 
schworenengericht  ist  ein  Zufallsgericht;  es  wurden  schor 
Schuldige  freigesprochen  und  Unschuldige  verurteilt!*' 

*)  Wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  die  Parteien  in  der  An 
klageschrift  nur  zur  Stimmungsmacherei  als  „geschädigt“  angeführ 
wurden  und  daß  von  den  21  sich  dem  Strafverfahren  anschließeni 
Bezeichneten,  der  Wahrheit  entsprechend,  nur  7 mit  einer  Summ 
von  520  Kronen,  und  selbst  diese  nur  bedingungsweise  anschlosser | 
so  muß  man  sich  erst  fragen,  ob  mein  Prozeß  auch  wirklich  vor  di 
Geschworenen  gehörte.  Man  machte  aber  den  Prozeß  dadurch  t 
einem  Schwurgerichtsprozeß,  indem  man  14  weitere  Parteien  mit  eine 
Summe  von  1611  Kronen  ganz  willkürlich  als  sich  dem  Strai 
verfahren  anschließend  bezeichnete ! — Mehrere  Familien,  denen  ic 
mitteilte,  daß  die  Anklageschrift  sie  unter  den  „Geschädigten“  vei 
zeichnet,  waren  geradezu  empört  über  diesen  Gewaltakt  der  Justiz, 
und  mit  Recht  antworteten  einige:  „Soll  ich  vielleicht  die  östen! 
Justizbehörde  erst  befragen,  wie  ich  über  mein  Geld  verfügen  darf?“  ! - ! 
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Eine,  wenn  auch  nur  annähernd  richtige  Beurteilung 
für  meinen  Prozeß  hatte  die  „Zeit“  und  das  „Neue 
Wiener  Journal“.  Die  „Zeit“  brachte  sogar  — allerdings 
erst  mehrere  Tage  nach  Beendigung  meines  Prozesses  — 
eine  wissenschaftliche  Abhandlung  über  das  Wappen- 
recht, und  das  „Neue  Wiener  Journal“  ließ  sich,  als  be- 
kanntes Familienblatt,  die  Beurteilung  eines  Wappens  als 
Familienstück  nicht  entgehen  und  widmete  meinem  Pro- 
zeß einen  Leitartikel;  — ich  will  mich  aber  auch  in  der 
Wiedergabe  der  Ausführungen  dieser  beiden  Blätter  dar- 
auf beschränken,  insoweit  dieselben  auch  richtig  auf  mei- 
nen Prozeß  Anwendung  finden. 

Das  „Neue  Wiener  Journal“  schreibt  zu  meinem 
Prozeß:  „Hermann  ist  verurteilt  worden,  aber  selbst 
dieses  gemilderte  Urteil  wird  vielseits  überraschen.  Nun 
haben  aber  die  Richter  aus  dem  Volke  gesprochen  und 
gleichzeitig  ihre  Mitbürger  verurteilt.“ 

Im  Leitartikel  schreibt  das  Blatt: 

„Wappen  - und  Bürgerstolz.  Ein  Mann,  der 
es  gewagt  hat,  in  die  Hoheitsrechte  des  Staates  einzu- 
greifen, hat  dieses  Unterfangen  schwer  büßen  müssen. 
Der  ordnungsliebende  Bürger  wird  es  mit  Genugtuung 
vernehmen,  daß  alle  jene  Pflichtvergessenen,  die  den  Wei- 
sungen eines  Hofdekrets  vom  Jahre  1765  und  einer  Aller- 
höchsten Entscheidung  vom  Jahre  1820  zuwiderhandeln, 
der  Nemesis  nicht  entgehen.  Und  Hermann  hat  unge- 
achtet dessen,  daß  das  Hofdekret  vom  Jahre  1765  nur 
den  mit  staatlichen  Wappenbriefen  beglückten  Nicht- 
adeligen die  adelige  Fabriksmarke  gestattete,  und  die 
Allerhöchste  Entschließung  vom  Jahre  1820  die  Erlassung 
von  Wappenbriefen  überhaupt  aufhob , diese  Grund- 
säulen der  gesellschaftlichen  Ordnung  erschüttert! 
Was  ist  dagegen  die  Revolution  des  vierten  Standes,  die 
gegen  die  Prärogative  des  Adels  sich  auflehnte?  War 
es  schon  an  sich  eine  bedauernswerte  Verirrung,  daß 
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Bürgerlichen  das  Feigenblatt  des  Adels  zu  tragen  gestattet 
wurde,  welchen  Irrtum  eine  erleuchtete  Regierung  im 
Jahre  1820  gutgemacht  hat,  so  grenzt  es  schon  an  Ver- 
ruchtheit, unbewappnet  Geborenen  diesen  nur  durch  eine 
Ahnenreihe  zu  erwerbenden  Schmuck  des  Bürgerstolzes 
statt  im  Wege  des  verliehenen  Wappenbriefes  im  Wege 
des  Bestellbriefes  zu  verschaffen. 

Das  Auge  des  Gesetzes  wacht!  Österreich  ist  ein 
Rechtsstaat,  in  dem  nicht  nur  materielle,  sondern  auch 
ideelle  Schädigungen  des  Rechtsgefühls  geahndet  wer- 
den. Nicht  einer  von  den  zweihunderteinunddreißig 
, Beschädigten'  — geschädigt  bloß  im  Sinne  des  Straf- 
gesetzes — hat  die  Rachegeister  der  Justiz  heraufbe- 
schworen, sondern  von  Amts  wegen  wurde  ihnen  er- 
klärt, daß  sie  , betrogen'  seien,  da  ihnen  Wappen  ge- 
liefert wurden,  die  der  staatlichen  Berechtigung  entbehr- 
ten. Betrogen  war  also  eigentlich  bloß  der  Staat,  der  in 
Österreich  die  Verleihung  von  Wappen  als  ein  Hoheits- 
recht ansieht,  und  die  »Beschädigten'  mußten  sehr  gegen 
ihren  Willen  einer  Bürgerpflicht  genügen,  wenn  sie  als 
Zeugen  aufzutreten  gezwungen  waren. 

Im  Falle  Hermann  wird  jedoch  selbst  ein  feineres 
Rechtsempfinden  den  , Wappenbetrug'  bloß  mit  einem 
mitleidigen  oder  satirischen  Lächeln,  nicht  aber  mit  sitt- 
licher Entrüstung  aufnehmen  können. 

Es  liegt  uns  ferne,  in  eine  juristische  Erörterung  der 
Fakten  einzugehen,  obgleich  in  manchen  Fällen  die  ge- 
lieferte Wappenzeichnung  allein  mit  dem  hiefür  gefor- 
derten Preise  nicht  zu  hoch  bewertet  war,  allein  man 
kann  nicht  die  Empfindung  los  werden,  daß  hier  mit 
dem  schweren  Geschütz  einer  großen  Staats-  und  Rechts- 
aktion auf  Spatzen  geschossen  wurde.  Schon  der  römi- 
sche Rechtsgrundsatz  lehrt,  daß  Geringfügigkeiten  den 
Richter  nicht  zu  kümmern  haben.  Wir  glauben,  un- 
wesentlichere Lappalien  als  die  Wappensehnsucht  bürger- 
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licher  Personen,  die  ihren  Wagenschlag  oder  ihre  Visit- 
karten  mit  einem  heraldisch  ausgestatteten  Merkzeichen 
zieren  wollen,  kann  es  selbst  in  Liliputanien  nicht  geben. 
Und  doch  kann,  wie  der  Sachverständige  im  Prozeß 
Hermann  erklärte,  die  Führung  eines  unberechtigten  Phan- 
tasiewappens in  Österreich  bestraft  werden.  Für  den 
internen  Gebrauch  gibt  es  allerdings  keine  Beschränkung. 
Kann  aber  nicht  am  Ende  ein  Bücherliebhaber,  der  sich 
ein  Wappen  als  „ex  libris“  entwerfen  läßt  und  die  so 
geschmückten  Bücher  verleiht,  zur  Rechenschaft  gezogen 
werden?  Fast  hat  es  den  Anschein,  daß  ein  Staat,  der 
solchen  Kleinlichkeiten  seine  Aufmerksamkeit  zuwendet, 
noch  kleinlicher  ist  als  derjenige,  der  seinen  Bücherstolz 
in  derartigen  Äußerlichkeiten  bekundet.  Denn  diese 
Stammbaum-  und  Wappenjagd  ist  eigentlich  eine  Ver- 
zerrung des  Bürgerstolzes.  Der  Bürgerliche,  der  nach- 
weisen  will,  daß  sein  Geschlecht  ein  altehrwürdiges  ist 
und  an  Ahnen  so  manchen  neuen  Adel  übertrifft,  scheint 
uns  sympathischer  als  derjenige,  der  sein  Bürgertum  über 
Bord  wirft.  In  der  demokratischen  Schweiz  gilt  der 
bürgerliche  Stammbaum  so  viel,  wenn  nicht  mehr,  als  der 
adelige.  Unserem  Bürgertum  wäre  etwas  von  diesem 
Stolze  zu  wünschen,  und  unser  Staat,  der  die  un- 
berechtigten Wappen  verfolgt,  würde  ethi- 
scher handeln,  sie  dem  Bürgertum  zu  gön- 
nen, statt  durch  Nobilitierungen  und  Titel- 
verleihungen den  Eitelkeitsmarkt  in  staat- 
licher Regie  zu  führen.*) 

„Die  Zeit.“  Zum  Prozesse  selbst  schreibt  das  Blatt: 

„Hermann  hat  seine  Partie  verloren,  er  hätte  sie  aber 
ebensogut  gewinnen  können.  Wem  schadeten  denn  die 

*)  Der  Verfasser  dieses  Leitartikels  vertritt  hier  nämlich  noch 
den  Standpunkt,  daß  die  Dekrete  ex  1765  u.  1820  dem  Bürgertum 
wirklich  das  Wappenführen  verbieten,  worüber  uns  bereits  die 
nächsten  Seiten  Aufschluß  geben! 
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Arbeiten,  die  die  Abnehmer  preiswert  fanden  und  die 
unglücklicherweise  in  einem  Hofdekrete  aus  dem  Jahre 
1 765  auf  Widerstand  stoßen,  einer  Bestimmung, 
die  selbst  dem  Gerichtshöfe  bis  zur  Ver- 
handlung unbekannt  war.  Hermann  ist  ver- 
urteilt worden  und  viele  werden  es  gewiß  bedauern.“ 

In  der  wissenschaftlichen  Abhandlung  — die,  wie 
ich  dies  bereits  bemerkte,  erst  mehrere  Tage  nach  Be- 
endigung meines  Prozesses  veröffentlicht  erschien  — läßt 
der  Autor,  allenfalls  ein  Sachkundiger  dieses  Gebietes, 
sich  über  meinen  Prozeß  und  das  Wappenrecht  in  fol- 
gender Weise  aus: 

„Das  bürgerliche  Wappen.  Der  Prozeß 
gegen  Hermann,  der  das  Wiener  Schwurgericht  beschäf- 
tigte, wurde  in  einigen  Berichten  sehr  mit  Unrecht  als 
ein  Seitenstück  zu  den  vor  drei  Jahren  in  Prag  verhandelten 
Adelsmacherprozessen  hingestellt.  Die  Angeklagten  in 
Prag  beschädigten  eine  ganze  Reihe  staatlicher,  auto- 
nomer und  kirchlicher  Archive,  fälschten  und  verfälschten 
massenhaft  öffentliche  Urkunden,  betrogen  damit  um 
viele  Tausende  von  Gulden  ihre  Klienten  und  schädigten 
namentlich  — bloß  deshalb  waren  sie  angeklagt  — den 
Staat  an  seinen  Rechten  bei  der  Ausübung  der  Adels- 
agenden. Nichts  von  alldem  fiel  dem  Angeklagten  in 
Wien  zur  Last.  Hermann  Hermann  hat,  ob  nun  im 
guten  oder  im  bösen  Glauben,  an  die  Wappenfähigkeit 
der  Bürgerlichen,  seinen  Klienten  , vorgespiegelt*,  daß  sie 
die  in  seiner  heraldischen  Kanzlei  erhältlichen  Wappen 
zu  führen  berechtigt  sind,  und  lieferte  ihnen  dies 
um  ein  viel  bescheideneres  Geld,  nicht  zu  amtlichen 
Zwecken,  sondern  bloß  zu  ihrem  Privatvergnügen. 

Das  Verschulden  Hermanns  ist  nicht  zu  vergleichen 
mit  jenem  der  berüchtigten  Prager  Adelsmacher.  Trotz- 
dem war  Hermann  in  Gefahr,  härter  bestraft  zu  werden 
als  jene.  Er  stand  vor  dem  Geschworenengericht,  das 
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nur  in  Betrugsfällen  zu  erkennen  hat,  die  vom  Gesetz 
mit  einer  Strafe  von  fünf  bis  zehn  Jahren  schweren  Ker- 
kers bedroht  sind.  Vor  das  Schwurgericht  gehörten  zwar 
mit  allen  ihren  Delikten  auch  die  Prager  Adelsmacher, 
doch  zwangen  damals  Herrn  von  Koerber  besondere 
persönliche  Rücksichten,  für  sie  ein  anderes  Forum  zu 
suchen.  Sie  wurden  vor  einen  Senat  gestellt,  der  wegen 
Betruges  nur  zur  leichten  Kerkerstrafe  verurteilen  darf. 
Also  selbst  in  der  gerichtlichen  Behandlung  dieser  zwei 
Strafaffären  offenbart  sich  ein  erheblicher  Unterschied. 

Vor  ein  paar  Jahren,  als  Graf  Pace  die  neue  Aus- 
gabe von  Meyerhofers  Handbuch  zur  politischen  Ver- 
waltungskunde herausgab,  gerieten  der  Vorstand  des 
Adelsdepartements  und  das  Präsidium  des  Ministeriums 
des  Innern  in  helle  Aufregung  über  die  Zumutung,  daß 
die  Kapitel  über  Adels-  und  Wappenwesen  ein  Beamter 
des  Adelsdepartements  redigieren  sollte.  Man  scheute 
die  Publikationen  der  bestehenden  Vorschriften  wie  den 
Bruch  eines  Amtsgeheimnisses.  Jetzt  dagegen  dozieren  der 
Staatsanwalt  und  ein  Abgesandter  der  Adelsbehörde  über 
Adels-  und  Wappenkunde  — im  Gerichtssaal ! Es  ist  dies  für 
eine  politische  Behörde  höchster  Instanz  zweifellos  ein  un- 
gewöhnlicher Weg  der  Belehrung  des  Publikums,  und 
obendrein  ist  es  noch  fraglich,  ob  die  Be- 
lehrung auch  wirklich  richtig  ist. 

Während  der  Verhandlung  wurde  wiederholt  die 
Frage  erörtert,  ob  Bürgerliche  ein  Wappen  führen 
dürfen.  Hermann  behauptete,  er  sei  davon  überzeugt 
gewesen,  und  das  Gegenteil  wird  ihm  schwer- 
lich bewiesen  worden  sein.  Im  ganzen  Ge- 
richtssaal war  außer  dem  als  Zeugen  erschienenen  ehe- 
maligen Adelsreferenten  und  außer  den  als  Sachverstän- 
digen zugezogenen  Beamten  des  Adelsdepartements  wohl 
niemand,  der  diese  Frage  auf  Ehre  und  Gewissen  zu 
beantworten  gewagt  hätte.  Warum  hätte  also  Hermann 
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in  dieser  Beziehung  nicht  in  gutem  Glauben  sein 
können? 

Es  ist  zweifellos  unrichtig,  was  der  Sachverständige 
der  Adelsbehörde  im  Gerichtssaal  behauptet,  daß  ein 
Bürgerlicher  wegen  unberechtigter  Führung  eines  Wap- 
pens bestraft  werden  kann.  Das  Hofdekret  spricht  nur 
von  der  Anmaßung  adeliger  Titel  und  Wappen.  Der 
Bürgerliche  darf  nur  kein  Wappen  führen,  das  schon 
einer  adeligen  Familie  gehört  oder  überhaupt  die  wesent- 
lichen Attribute  und  Embleme  eines  adeligen  Wappens 
aufweist. 

Daß  es  neben  adeligen  auch  bürgerliche  Wappen 
gibt,  haben  die  beiden  Sprecher  der  Adelsbehörde  nicht 
in  Abrede  gestellt.  Sie  werden  von  Staats  wegen  nicht 
mehr  verliehen  — in  Österreich  datiert  der  letzte  bürger- 
liche Wappenbrief  vom  Jahre  1818  — , aber  deshalb 
sind  sie  weder  abgeschafft  noch  verboten. 

In  der  Verhandlung  gegen  Hermann  kam  schließ- 
lich auch  der  Wappengebrauch  bürgerlicher  Familien  in 
Deutschland  zur  Sprache.  Es  gibt  vielleicht  kein  so 
strenges  und  korrektes  Adelsamt,  wie  gerade  jenes  in 
Deutschland.  Dem  königlich  preußischen  Heroldsamte 
in  Berlin  fällt  es  aber  nicht  ein,  den  Bürgerlichen  die 
Wappenführung  zu  verbieten.  In  Deutschland  er- 
schienen und  erscheinen  monumentale  Werke,  Ver- 
einsschriften und  Jahrbücher  mit  Hunderten  von  Wap- 
pen bürgerlicher  Familien  aus  der  Feder  hervor- 
ragender Fachautoritäten.  Das  Wappen  dient  diesen 
Familien  dort  als  ihr  Geschlechtsabzeichen  und  als 
ein  Beweis  echten  Familiensinnes,  für  dessen  Pflege 
man  in  Deutschland  weit  mehr  Verständnis  hat  als  bei 
uns.  Manche  dieser  bürgerlichen  Familien  vermag  sich 
mit  Stammtafeln,  Chroniken  und  Familienarchiven  aus- 
zuweisen, um  die  sie  unsere  österreichischen  Adelsfamilien 
beneiden  könnten.  Und  die  Adelsbehörde,  die  es  duldet, 
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daß  diese  Bürgerlichen  es  den  Adeligen  an  Ahnenstolz 
und  Familiensinn  gleichtun  dürfen,  kommt  dabei,  wie 
man  sieht,  nicht  um  ihren  guten  Ruf/'*) 

In  meinem  Prozesse  kam  des  öftern  auch  mein  Werk 
„Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher  Familien  Öster- 
reich-Ungarns“ zur  Sprache;  ein  Werk,  das  unter  Auf- 
wendung vieler  Mühe  und  großer  Kosten  in  die  Welt 
gesetzt  wurde.  Der  kaiserlichen  Familien-Fideikommiß- 
Bibliothek  einverleibt,  von  anderen  Souveränen  in  selbes 
mit  Interesse  Einsicht  genommen,  den  Stolz  mancher  Fa- 
milie enthaltend,  wurde  es  in  meinem  Prozesse  als  ein 
„Machwerk“  hingestellt. 

Mag  das  Werk  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  auch 
noch  mancher  Abhilfe  bedürfen,  — ich  weiß,  mit  wel- 
cher Hingebung  ich  an  den  bisher  erschienenen  zwei  Bän- 
den gearbeitet  habe,  welche  Opfer  ich  demselben  brachte, 
um  auch  dem  Bürgertum  einen  Almanach  zur  Festhaltung 
seiner  Aszendenz  zu  begründen.  Nichts  kommt  vollendet 
zur  Welt!  — Ein  Mann  aus  dem  Volke  hat  es  geschaffen 
und  nun  wollen  jene  daran  Kritik  üben,  die  für  sich 
selbst  ein  solches  in  Österreich  erscheinen  zu  lassen  noch 
nicht  vermochten,  viel  weniger,  daß  sie  daran  glauben, 
daß  auch  im  Bürgertum  Familiensinn  und  Ahnenstolz 
vielleicht  in  erhöhterem  Maße  vorhanden  ist,  als  dort,  wo 
Lakaien  Schildwachestehen  und  Champagnergläser  zum 
Zeichen  des  Wohlstandes  klirren! 

*)  Diese  speziell  den  Teil  meines  Prozesses  betreffende  Abhand- 
lung läßt  erkennen,  daß  der  Verfasser  höheren  Ortes  meines  Prozesses 
wegen  Fühlung  genommen  hat,  keinesfalls  aber  der  Verhandlung 
selbst  zugegen  war  oder  gar  von  der  Art  und  Weise  meiner  geschäft- 
lichen Tätigkeit  sich  überzeugte;  allenfalls  zolle  ich  demselben  für 
die  Abhandlung,  insofern  sich  diese  auch  richtig  auf  meinen  Prozeß 
und  das  Wappenrecht  bezieht,  Dank,  um  aus  dieser  an  dieser  Stelle 
auch  den  Ansichten  eines  an  meinem  Prozesse  unbeteiligten  Sach- 
kundigen Raum  geben  zu  können. 
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Mit  Unterstützung  des  Bürgertums  werde  ich  fort- 
fahren, das  von  mir  begründete  Werk  auszubauen,  und 
was  der  eine  Band  noch  an  Umgestaltung  zu  wünschen 
übrig  läßt,  kann  in  dem  nachfolgenden  stets  verbessert 
werden. 

Über  den  Wert  und  den  Zweck  meines  Werkes  will 
ich  jedoch  ein  Blatt  eintreten  lassen,  das  zur  Förderung 
des  Familiensinnes  einzutreten  stets  bereit  war.  Die 
„Ostdeutsche  Rundschau“  schrieb  zum  Erscheinen  mei- 
nes Werkes: 

„Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher 
Familien.  Die  meisten  heraldischen  Werke  berück- 
sichtigen nur  die  Geschlechterfrage  und  Wappen  des 
Adels,  wie  ja  der  zünftige  Heraldiker  eine  Wappenberech- 
tigung des  Bürgertums,  wo  Wappen  nicht  ausdrücklich 
von  den  Fürsten  verliehen  wurden,  nicht  anerkennt,  eine 
Auffassung,  die  der  modernen  Entwicklung  und  Denk- 
weise völlig  widerspricht.  Niemand  kann  z.  B.  gehindert 
werden,  in  seinem  Siegel  statt  der  üblichen  nichtssagenden 
Anfangsbuchstaben  von  Vor-  und  Zunamen  ein  anderes 
sinnvolleres  Zeichen,  auch  ein  solches  in  Form  eines 
Wappens  zu  führen.  Das  bleibt  ein  Sippenzeichen  durch 
Gebrauch  und  Vererbung  und  hat  gewiß  ebenso  seine 
Berechtigung,  wie  das  durch  einen  hoheitlichen  Wappen- 
brief „huldvollst“  verliehene  Wappen.  In  vielen  deut- 
schen bürgerlichen  und  bäuerlichen  Familien  sind  auch 
tatsächlich  Wappen  geführt  worden,  die  nicht  verliehen 
waren,  deren  Symbolik  sich  vielmehr  ursprünglich  auf 
das  Amt,  Gewerbe,  den  Sitz,  auf  Eigenschaften  des 
Wappenführenden  bezog.  Leider  sind  diese  bürgerlichen 
Wappen  zum  großen  Teile  in  Vergessenheit  geraten,  als 
romantische  Spielerei  verfielen  sie  der  demokratischen 
Mißachtung.  Mit  Unrecht!  Wer  sein  Volk  liebt  und 
ehrt,  muß  doch  auch  ein  starkes  Sippengefühl  haben,  und 
dieses  findet  im  Wappen,  in  der  Stammtafel,  in  der  Fa- 
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milienchronik  einen  schönen  und  fortwirkenden  Ausdruck. 
Mitunter  freilich  strebt  nur  Eitelkeit  und  Nachäffung  nach 
Wappen  und  Stammbaum,  und  an  spekulativen  Aus- 
nützern  solcher  Schwächen  hat  es  nie  gefehlt.  Irgend 
ein  Wappenbureau  stellte  willkürlich  einen  Stammbaum 
auf,  gab  ein  schönes  Wappen  samt  Beschreibung  dazu 
und  ließ  sich  dafür  gut  bezahlen.  Zu  dieser  Gattung  ge- 
hört Herr  H.  Hermann,  der  in  Wien  I.,  Sonnenfels- 
gasse Nr.  7,  ein  heraldisch-genealogisches  Institut  er- 
richtet hat,  nicht.  Hermann  forscht  auf  Grund  der  ihm 
gemachten  Angaben  nach  der  Ahnenreihe,  zieht  Archive 
zu  Hilfe  und  wo  sich  ein  Wappen  nachweisen  läßt,  fer- 
tigt er  auch  dieses  aus.  Das  Ergebnis  seiner  bisherigen 
Arbeiten  hat  Hermann  in  dem  in  seinem  Verlage  er- 
schienenen Buche:  , Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher 
Familien  Österreich-Ungarns*  zusammengestellt.  Die  Nach- 
forschungen reichen  das  eine  Mal  bis  ins  16.  Jahrhundert 
und  noch  weiter  zurück,  ein  anderes  Mal  schließen  sie 
schon  mit  den  ersten  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  ab. 
Hermanns  vorliegendes  Buch,  das  erste  ausschließlich 
bürgerliche  Wappenbuch  Österreich-Ungarns,  ist  der  An- 
fang eines  Werkes,  das  in  weiter  Ausdehnung  gedacht 
ist,  und  darf  nicht  bloß  heraldisches,  sondern  allgemeines 
Interesse  beanspruchen.  Je  richtiger  und  genauer  seine 
Angaben  sind,  desto  größer  bleibt  sein  Wert.“ 

* 

Interview 

mit  Dr.  Stanislaus  Ritter  von  Korwin-Dzbanski. 

Die  Begleichung  der  Expensennote  Dr.  von  Kor- 
wins,  welcher  nach  Niederlegung  der  Verteidigung  seitens 
Dr.  Rabenlechners  diese  übernommen,  führte  mich  nach 
meinem  Prozesse  in  dessen  Kanzlei,  wo  sich  folgendes 
Gespräch  entwickelte. 
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Mich  über  den  Grund  der  Entziehung  der  Vollmacht 
befragend,  sagte  Dr.  v.  Korwin : „Mir  gegenüber  äußerte 
sich  Dr.  Rabenlechner,  daß  Sie  ihn  förmlich  kniefällig 
gebeten  haben,  daß  er  die  Verteidigung  wieder  über- 
nehmen möge,  ich  konnte  Sie  natürlich  nicht  zurück-  j 
halten,  wenn  Sie  zu  Dr.  Rabenlechner  mehr  Vertrauen 
hatten,  als  zu  mir;  ich  finde  es  auch  begreiflich,  denn 
Dr.  Rabenlechner  hatte  durch  Monate  Gelegenheit,  in 
Ihre  Sache  Einsicht  zu  nehmen,  wogegen  ich  mich  erst 
einige  Tage  damit  beschäftigen  konnte.“ 

Ich  entgegnete : „Wenn  Dr.  Rabenlechner  behauptet, 
ich  hätte  ihn  auch  nur  ersucht,  geschweige  denn,  daß 
ich  ihn  förmlich  kniefällig  gebeten  habe,  meine  Verteidi- 
gung wieder  zu  übernehmen,  so  erkläre  ich  dies  als 
eine  Lüge.*)  Etwa  eine  Woche,  als  ich  Ihnen  bereits  die 
Vollmacht  unterfertigte,  schrieb  mir  Dr.  Rabenlechner 
und  zwar  aus  eigenem  Antriebe,  ich  möge  ihn 
sofort  besuchen;  bei  diesem  Besuche  erklärte  er  mir, 
daß  er  mit  Rat  Harnisch  und  Staatsanwalt  - Substitut 
Dr.  Pollak  meines  Prozesses  wegen  eine  Unterredung 
hatte  und  nun  bereit  sei,  meine  Verteidigung  beizube- 
halten, — und  da  mir  Dr.  Rabenlechner  förmlich  vor- 
demonstrierte, wie  er  mich  vor  den  Geschworenen  ver- 
teidigen wird,  so  faßte  ich  zu  ihm  wieder  Vertrauen  und 
widerrief  tags  darauf  bei  Rat  Hanusch,  wohin  mich 
Dr.  Rabenlechner  selbst  sandte,  die  Zurückziehung  der 
Vollmacht.“ 

Dr.  v.  Korwin:  „Ich  kann  Ihnen  nur  sagen,  wenn 
ich  Sie  verteidigt  hätte,  Sie  wären  nicht  verurteilt 

*)  Hiebei  drängt  sich  mir  unwillkürlich  die  Frage  auf,  was  und 
wer  veranlaßte  Dr.  Rabenlechner  meine  Verteidigung  unter  diesem 
Vorwände  wieder  in  seine  Hände  zu  nehmen,  nachdem  Dr.  v.  Korwin 
sich  bereits  eingehend  mit  meiner  Sache  beschäftigte??  Fast  hat  es 
den  Anschein,  als  ob  das  intensive  Interesse,  was  Dr.  v.  Korwin  für 
meinen  Prozeß  zu  bekunden  schien,  dem  Gerichte  unangenehm  zu 
werden  begann! 


177 


worden,  ich  bedaure  Sie  sehr,  es  ist  nicht  gerecht,  wie 
man  gegen  Sie  verfahren  ist.“ 

„Und  das  Dekret  ex  1765,  Herr  Doktor  ?“ 

Dr.  V.  Korwin:  „Weshalb  hat  denn  Dr.  Rabenlechner 
sich  das  Dekret  nicht  vorlegen  lassen,  ich  kenne  es, 
Dr.  Rabenlechner  aber  nicht;  dies  ist  übrigens  kein  Hof- 
kanzleidekret, sondern  ein  Reskript,  das  niemals  publi- 
ziert wurde!*)  Von  einem  Verbot  bürgerlicher  Wappen 
überhaupt  keine  Erwähnung!  Jedermann  kann  ein  Wappen 
führen!  Solche  Dekrete  muß  man  dem  Wortlaute  nach 
überprüfen  und  nicht  dem  einfach  Glauben  schenken 
was  ein  Abgesandter  des  Ministeriums  des  Innern  be- 
hauptet. — Ich  sage  Ihnen  nur  soviel,  hätte  ich  den 
Platz  dort  wo  Dr.  Rabenlechner  eingenommen,  ich  wäre 
dem  Sachverständigen  mit  seinen  Ansichten  so  in  die 
Quere  gefahren,  daß  er  wie  ein  mit  Wasser  übergosse- 
ner   vor  den  Geschworenen  gestanden  wäre.  Das 

Ministerium  des  Innern  mit  seinem  „Sachverständigen“ 
und  die  Staatsanwaltschaft  hätten  eine  empfindliche 
Niederlage  erlitten.  Übrigens  zeigte  der  ganze  Gang 
der  Verhandlung,  daß  der  ganze  Gerichtshof  für  diesen 
Prozeß  kein  Verständnis  besaß!  — Hat  denn  Dr.  Raben- 
lechner nicht  Einsicht  in  Ihre  Akten  genommen?“ 

„Dr.  Rabenlechner  sagte  mir,  als  ich  ihn  trug,  ob 
er  denn  nicht  noch  selbst  in  die  einzelnen  Zeugenaus- 
sagen Einsicht  zu  nehmen  gedenkt,  — dies  sei  nicht 
notwendig,  denn  er  kenne  meine  Sache  ohnedies  aus 
dem  Gange  der  Untersuchung.  — Das  Stillschweigen, 
wie  das  ganze  Benehmen  Dr.  Rabenlechners  während 
der  ganzen  Verhandlung  steht  jedoch  mit  den  mir  von 

*)  Also  ein  für  meinen  Prozeß  zurechtgelegtes  Schriftstück  mit 
Datum  1765  vermochte  mich  fünf  Monate  der  Freiheit  zu  entziehen 
und  mich  in  der  Öffentlichkeit  als  Betrüger  zu  brandmarken!!  Nun 
glaube  ich  aber  nicht  noch  mehr  über  den  Zweck  und  die  Bedeu- 
tung meines  Prozesses  ins  Treffen  führen  zu  müssen  — ! 

Hermann,  Die  Opfer.  12 
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ihm  gemachten  Versprechungen  in  direktem  Widerspruch ; 
auch  meine  Erwiderung  zur  Bekämpfung  der  Anklage 
ließ  er  ruhig  in  seiner  Aktentasche,  im  Advokatenzimmer 
liegen ! — Mir  ist  das  ganze  Verhalten  Dr.  Rabenlechners  j 
in  meinem  Prozesse  ein  Rätsel !“  — 

Dr.  v.  Korwin : „Ich  habe  auch  in  einige  Zeu- 
genaussagen Einsicht  genommen,  die  von 
der  Verhandlung  a u s g e s ch i e d e n waren, 
da  waren  doch  für  Sie  Entlastungszeugen; 
man  muß  es  dem  Angeklagten  gestatten, 
sich  auch  auf  diese  berufen  zu  können.  — 
Ihr  Prozeß  hatte  ja  Material  für  minde- 
stens fünf  und  nicht  für  zwei  Tage!  — Ich 
dachte  übrigens,  Sie  werden  sich  selbst 
besser  verteidigen \u 

„Herr  Doktor  sahen  doch,  man  ließ  mich  ja  gar- 
nicht  zu  Worte  kommen,  der  Staatsanwalt  machte  mich 
ja  stets  gleich  mundtot,  wenn  ich  zu  sprechen  beginnen 
wollte.  Ich  gestehe  es  übrigens  offen,  daß,  als  ich  bei 
der  Geschworenenverlosung  bemerkte,  daß  die  Namen 
von  zwanzig  Geschworenen  aus  der  Urne  gezogen  und 
von  diesen  zehn  abgelehnt  wurden,  bis  endlich  Edgar  vori' 
Felsenberg  als  der  elfte  Geschworene  nominiert  werden i 
konnte  und  dieser  hernach  gleich  das  Beratungszimmei 
des  Gerichtshofes  aufsuchte,  und  daß  gerade  mein  Verj 
teidiger  es  war,  der  sich  bemühte,  Herrn  Dr.  Höfinger 
der  sich  unter  den  zu  verlosenden  Geschworenen  befand 
von  der  Teilnahme  am  Prozesse  auszuschalten,  — ich  das 
ganze  Vertrauen  zur  Verhandlung  verloren  hatte. 

Dr.  v.  Korwin : „Daß  Dr.  Rabenlechnei 

Edgar  von  Felsenberg  als  Geschworene! 
nicht  ablehnte,  war  der  erste  Fehler,  dei 
er  machte,  ebenso  ich  es  mir  nicht  hätt< 
gefallen  lassen,  daß  es  der  Gerichtsho 
duldete,  daß  Edgar  von  Felsenberg  stets  Notizei 
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machte  und  diese  dann  unter  den  anderen  Geschworenen 
zirkulieren  ließ.  Auch  gegen  die  Einvernahme 
des  vom  Ministerium  des  Innern  entsandten 
Beamten  als  Sachverständigen,  als  Zeu- 
gen, hätte  ich  entschieden  Einspruch  er- 
hoben! — Warum  sind  Sie  denn  nicht  gleich 
nach  der  Urteilsfällung  zu  mir  gekommen, 
damit  wir  rechtzeitig  die  geeigneten  Mit- 
tel gegen  dieses  Urteil  ergriffen  hätten? 
Jetzt  ist  es  zu  spät,  da  das  Urteil  be- 
reits in  Rechtskraft  erwachsen  ist!  Sie 
können  jetzt  nur  bei  der  Generalproku- 
ratur  um  die  Revision  Ihres  Prozesses 
zur  Wahrung  des  Gesetzes  einkommen!  — 
Mir  ist  der  Zweck  Ihres  ganzen  Prozesses  nicht  recht 
verständlich !!  — Schade  um  diesen  interessan- 
ten Prozeß!“ 

So  die  Worte  des  Herrn  Dr.  Stanislaus  Ritter  von 
Korwin-Dzbanski,  Verteidiger  in  Strafsachen  und  k.  k. 
Major-Auditeur  i.  P.,  dem  nur  ein  Zwischenfall  Gelegen- 
heit bot,  in  meinen  Prozeß  so  tiefen  Einblick  zu  ge- 
winnen, der  aber  ungeachtet  seines  aristokratischen  Na- 
mens das  Vorgehen  gegen  mich  mit  seiner  inneren  Über- 
zeugung nicht  zu  vereinbaren  vermochte. 

* 

Gelegentlich  einer  Unterredung  mit  Dr.  Rabenlech- 
ner,  ihn  befragend,  ob  er  selbst  in  das  Dekret  vom  Jahre 
1765  Einsicht  genommen,  erhielt  ich  zur  Antwort:  „Ich 
kann  doch  den  Bestand  einer  Verfügung  nicht  bezwei- 
feln, die  der  Gerichtshof  selbst  als  bestehend  an- 
nimmt!“*) 

*)  Herr  Dr.  Rabenlechner!  Wenn  Sie  als  Jurist  den  Bestand 
'dieses  Dekretes  nicht  bezweifeln  konnten,  dann  hätten  Sie  zumindest 
die  Art  der  Auslegung  desselben  in  der  Weise  bekämpfen  sollen, 
wie  Ihnen  dies  der  Angeklagte  — der  kein  Jurist  ist  in  seiner 

12* 
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Dr.  Rabenlechner  übergab  mir  auch  ein  Schreiben, 
welches  ihm  nach  meinem  Prozesse  zuging;  obzwar  mir 
ähnliche  Briefe  in  großer  Anzahl  zukamen,  will  ich 
mich  darauf  beschränken,  diesen  allein  hier  wiederzugeben 
und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  er  mir  von  meinem 
Anwalt,  der  mich  in  meinem  Prozesse  vertreten,  selbst 
eingehändigt  wurde,  von  ihm  aber  ungeachtet  dieses 
Mahnrufes  nichts  veranlaßt  wurde,  was  meine  unschuldige 
Verurteilung  zutage  fördern  sollte;  selber  lautet: 

Wien,  November  1905. 

Sehr  geehrter  Herr  Doktor! 

„Soviel  den  Zeitungsberichten  über  den  Pro 
zeß  gegen  den  von  Ihnen  verteidigten  Hermanr 
zu  entnehmen  war,  bedurfte  die  Rechtsfrage  des 
Wappenrechtes  dringend  einer  Klärung. 


Erwiderung  zur  Bekämpfung  der  ganzen  Anklage  ausarbeitete  uni 
einhändigte.  Sie  haben  aber  in  meinem  Prozesse  nicht  nur  da 
Dekret,  sondern  überhaupt  nichts  zu  widerlegen  versucht,  sei  es  was  di 
Anklage  schriftlich  oder  der  Staatsanwalt  mündlich  zu  behaupten  suchte 
Es  liegt  mir  ferne,  von  Ihnen  über  Ihr  Verhalten  Rechenschal 
zu  fordern,  ich  weiß  genug  und  für  den  Leser  ist  eben  diese  Broschür: 
geschrieben;  daß  Sie  mir  aber  in  meinem  Prozesse  kein  Rechtsfreun- 
im  Sinne  des  Wortes  waren,  will  ich  Ihnen  damit  beweisen,  inder 
ich  Ihnen  jenes  Thema  in  Erinnerung  rufe,  welches  Sie  herbeizoger 
als  wir,  am  zweiten  Verhandlungstage,  nach  Schluß  des  Beweis 
Verfahrens  und  vor  Beginn  der  Plaidoyers,  gemeinsam  in  einer 
Restaurant  beim  Mittagtisch  saßen!  — Tut  dies  ein  Anwalt  seinei 
Klienten  gegenüber,  hiezu  noch  in  einer  solchen  Stunde?  Was  wollte 
Sie  damit  bezwecken?  Mich  für  den  Rest  der  Verhandlung  betäube|i 
oder  um  mir  auf  meine  Fragen  über  ihr  Verhalten  nicht  Rechi 
fertigung  geben  zu  müssen?  Sie  haben  es  verstanden,  mich  mit  Ihre: 
Versprechungen  solange  hintanzuhalten,  bis  mich  selbst  zu  verteidige; 
es  zu  spät  war!  — Übrigens  dachte  ich  mir,  daß  nach  Schluß  d<| 
Beweisverfahrens  auch  noch  der  Angeklagte  befragt  wird,  ob  auc 
er  noch  etwas  beizufügen  hat!  — Ehrlich,  lieber  Rabenlechner,  w;: 
die  ganze  Geschichte  nicht  — , doch  es  ist  vorbei!  — Ihre  Expensd 
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ln  dem  Prozesse  wurde  die  Schlüssigkeit  des 
strafbaren  Tatbestandes  allerseits  durch  ein  Hof- 
kanzleidekret hergestellt,  das  angeblich  Bürger- 
lichen die  Führung  von  Wappen  verbiete. 

Es  macht  fast  den  Eindruck,  als  ob  niemand 
der  an  dem  Prozesse  Beteiligten,  auch  der  Sach- 
verständige nicht,  faktisch  Einsicht  in  das  Hof- 
kanzleidekret, auf  das  ja  allein  das  behauptete 
Verbot  gestützt  wurde,  genommen  hätte.  In  dem 
Dekrete  findet  sich  kein  Wort  von  einem  solchen 
Verbote.  Das  bezogene  Dekret  befaßt  sich  einzig 
und  allein  mit  dem  Delikte  der  Adelsanmaßung, 
das  derjenige,  der  sich  die  Führung  adeliger 
Titel  und  Wappen  anmaßt,  begeht  und  wofür 
dann  die  Kompetenz  der  Statthalterei  (Antrag  der 
Finanzprokuratur)  Platz  greift.  Von  bürgerlichen 
Wappen  keine  Rede!  Es  leidet  gar  keinen  Zweifel, 
daß  auch  nach  dem  Jahre  1827  neben  den  bürger- 
lichen Familien,  die  durch  Wappenbrief  oder  alther- 
gebrachter Gewohnheit  ein  Wappen  zu  führen  be- 
rechtigt sind,  jeder  Bürgerliche  ein  bürgerliches 
Wappen  zuhause  und  nach  außen  führen  darf. 

Da  nun  gerade  in  diesem  relevanten  Punkte 
Hermann  seine  Klienten  nicht  betrogen  hat,  scheint 
ein  bedauerlicher  Rechtsirrtum  vorzuliegen,  zu  dessen 
Aufklärung  beitragen  mögen  diese  Zeilen  eines 

Wohlmeinenden.“* *) 


per  1460.16  Kronen  habe  ich  Ihnen,  abzüglich  des  bereits  von  mir 
erlegten  Depots,  vereinbarungsgemäß  per  31*  Dez.  1906  zur  Anwei- 
sung gutgeschrieben,  und  nun  verabschiede  ich  mich  von  Ihnen  an 
dieser  Stelle,  indem  ich  Ihnen  den  Gruß  zurufe,  den  Sie  mir  so  oft 
vertrauenerweckend  entgegenhallen  ließen  — „Servus,  lieber  Freund! 

*)  Die  Schriftzüge  des  Briefes  lassen  in  dem  Verfasser  einen 
Sachkundigen  erkennen,  der  zweifellos  schon  Dezennien  nach  der  Ma- 
tura überlebte;  für  sein  Auftreten  als  Anonymus  aber  gewiß  seine 
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Mit  meinen  mehrseitigen  Ausführungen  war  ich  nun 
bemüht,  darzutun,  einerseits,  — daß  alles  gegen  mich 
in  Szene  Gesetzte  wirklich  nur  ein  Racheakt  war,  wo 
ein  Prozeß  über  Weisung  unserer  höchsten  Behörde,  des 
Ministeriums  des  Innern,  inauguriert  und  durch  die  Straf- 
behörde unter  Aufwendung  aller  Mittel  der  Willkür  auch 
durchgesetzt  wurde  — , weil  es  galt,  die  Existenz  eines 
Menschen  zu  vernichten,  dessen  Wirken  auf  diesen  Ge- 
bieten unserer  aristokratischen  Beamtenschaft  unange- 
nehm zu  werden  schien,  und  anderseits,  — daß  das 
Wappenführen  kein  Vorrecht  des  Adels,  dies  auch  dem 
Bürger  durch  kein  Gesetz  verboten  ist,  sondern  vielmehr 
jedermann  sich  eines  Wappens  und  zwar  auch  öffentlich 
bedienen  kann  und  somit  ich  vor  dem  Wiener  Geschwo- 
renengerichte 

unschuldig  verurteilt  wurde. 

In  einem  Staate,  wo  Absolutismus  und 
Despotie  regiert,  könnte  einem  Menschen 
das  Schicksal  nicht  deutlicher  vorge- 
schrieben und  zur  Ausführung  gebracht 
werden,  als  es  sich  in  meinem  vorliegend 
beschriebenen  Falle  ereignete. 

So  geschehen  in  meinem  Vaterlande 
Österreich,  zu  Viennensis,  anno  eintau -I 
sendneunhundertundfünf! 


Begründung  haben  wird,  denn  wer  verwickelt  gerne  seinen  Namer 
in  eine  gewiß  jederman  unliebsame  Skandalgeschichte!  — Daß  abei 
Dr.  Rabenlechner  mir  diesen  Brief  einhändigte,  mag  wohl  auch  die 
Veranlassung  hiezu  ihre  Gründe  haben!  — Nachdem  Dr.  Rabenlechnei 
in  seinem  Plaidoy  er  selbst  sagte,  daß  auf  diese  Dekrete  der  ganze 
Prozeß  aufgebaut  ist,  sollte  man  glauben,  daß  ihn  wenigstens  diese.« 
Schreiben  hätte  veranlassen  sollen,  die  Dekrete  jetzt  in  Augenscheir 
zu  nehmen,  wenn  er  schon  vor  der  Verhandlung  in  selbe  Einsicht  zi 
nehmen  es  für  unnötig  befunden  hat! 

* * 


Interpellation. 

Seine  Exzellenz 

Herrn  Dr.  Franz  Klein, 
k.  k.  Justiz-Minister,  Geh.  Rat  etc.  etc. 

Wien. 

Unter  Hinweisung,  daß  das  Schicksal  des  Staates 
und  der  Bürger  im  konstitutionellen  Österreich  auf  Grund 
einer  Verfassung  gelenkt,  die  Willkür  somit  einer  bereits 
dahingegangenen  Zeitperiode  angehört  und  das  Vor- 
bringen noch  auf  den  bisherigen  Inhalt  dieser  Broschüre 
stützend,  gestattet  sich  der  Unterzeichnete,  Euer  Exzellenz 
die  ergebene  Anfrage  zu  unterbreiten,  — ob  es  mit  der 
Strafprozeß-Ordnung  und  den  sonstigen  den  Herren  k.  k. 
Justizbeamten  zugrunde  liegenden  Weisungen  verein- 
bar ist  und  zwar: 

1.  Daß  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  wider  den 
Beschuldigten  die  Untersuchung  verhängte,  ohne 
daß  demselben  in  jenem  Falle,  den  sich  das  k.  k. 
Ministerium  des  Innern  als  verfügende  Behörde 
zugrunde  legte,  eine  strafbare  Handlung  zur  Last 
gelegt  werden  konnte,  sondern  vielmehr  erst  ein 
Prozeß  auf  Grund  des  abgenommenen  Arbeits- 
materiales anhängig  gemacht  wurde; 

2.  daß  die  Beschlagnahme  des  Arbeitsmateriales  und 
eine  Hausdurchsuchung,  ohne  eine  Begründung 
hiezu,  erfolgte ; 

3.  daß  der  Beschuldigte  von  seiten  des  mit  der  Leitung 
der  Voruntersuchung  betrauten  Herrn  Landesge- 
richtsrates Anton  Edler  von  Würth-Münzberg  zur 
Schließung  seines  Institutes  förmlich  genötigt  und 
dadurch  dessen  Existenz  untergraben  wurde; 
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4.  daß  seitens  des  Untersuchungsrichters  ein  willkür- 
liches Zirkular  verfaßt  wurde,  worin  der  Beschul- 
digte als  Betrüger  gebrandmarkt  erscheint  und  auf 
Grund  welches  die  Einvernahme  seiner  Klienten 
erfolgte ; 

5.  daß  in  einem  Falle  schon  das  Vorhandensein  eines 
Privatbriefes  genügte  — worin  über  den  Gesund- 
heitszustand der  Mutter  des  Beschuldigten  Mit- 
teilung gemacht  wird  — , daß  Schreiber  des  Briefes 
gleichfalls  als  Zeuge  im  Sinne  des  unter  Punkt  4 
erwähnten  Zirkulars  einvernommen  wurde; 

6.  daß  einzelne  Klienten  seitens  des  Untersuchungs- 
richters förmlich  gezwungen  wurden,  sich  als  ge- 
schädigt zu  erklären  und  so  ihre  Namensfertigung 
unter  ein  Protokoll  setzten,  das  weder  ihrem 
Willen,  noch  ihrer  eigenen  Überzeugung  entsprach; 

7.  daß  der  Beschuldigte  in  einem  Falle  (Widhalm), 
wo  die  Rechnung  noch  unbeglichen,  auf  die  Be- 
zahlung derselben  über  Drängen  des  Untersuchungs- 
richters verzichten  mußte ; 

8.  daß  seitens  der  k.  k.  Staatsanwaltschaft  eine  An- 
klage erhoben  wurde,  ohne  daß  sich  diese  Behörde 
auch  von  dem  Bestände  resp.  Wortlaute  des  De- 
kretes, worauf  die  ganze  Anklage  gestützt  erscheint, 
überzeugt  hätte; 

9.  daß  die  Anklage  231  Parteien  als  geschädigt  be- 
zeichnet, wovon  dem  Beschuldigten  nur  167  dieser 
Aussagen  zur  Verlesung  gebracht  wurden; 

10.  daß  die  Anklage  nur  231  Parteien  als  für  geschä- 
digt bezeichnet,  obwohl  der  Beschuldigte  insgesamt 
696  Wappen  ausführte,  wovon  das  Gericht  auch 
Kenntnis  hatte,  da  über  800  Zeugen  einvernommen 
wurden ; 

11.  daß  die  Anklage  14  Wiener  Familien  als  sich  dem 
Strafverfahren  anschließend  bezeichnet,  ohne  daß 
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diese  Parteien  von  dieser  Verfügung  Kenntnis 
hatten ; 

12.  daß  die  Anklage  Personen  um  willkürliche  Beträge 
als  für  geschädigt  bezeichnet,  von  denen  der  Be- 
schuldigte entweder  nicht  die  angeführten  oder 
überhaupt  keine  Beträge  erhalten  hat; 

13.  daß  der  Verhandlung  ein  Beamter  der  klagbar  auf- 
tretenden Behörde,  des  Ministeriums  des  Innern, 
als  Sachverständiger  zugezogen  wurde,  dessen 
Auslegungen  wohl  vom  Gerichtshöfe  akzeptiert, 
aber  mit  der  Wissenschaft  und  dem  Tatsächlichen 
im  direkten  Widerspruche  stehen; 

14.  daß  weder  dem  Angeklagten,  noch  den  Geschwo- 
renen Gelegenheit  geboten  wurde,  sich  von  dem 
Bestände  und  dem  Wortlaute  jenes  Dekretes,  wor- 
auf der  ganze  Prozeß  aufgebaut,  zu  überzeugen; 

15.  daß  bei  der  Hauptverhandlung  den  Geschworenen 
Zeugenaussagen  nicht  wortgetreu,  sondern  nur  aus- 
zugsweise zur  Verlesung  gebracht  wurden; 

16.  daß  der  Staatsanwalt  in  seinem  Plaidoyer  Be- 
hauptungen aufstellte,  für  die  den  Wahrheitsbe- 
weis zu  erbringen  er  niemals  in  der  Lage  war; 

17.  daß  der  Angeklagte  im  Urteile  in  Fakten  verurteilt 
wird,  ohne  daß  die  Aussagen  weder  ihm,  noch  den 
Geschworenen  verlesen  worden  wären; 

18.  daß  der  Angeklagte  in  Fakten  verurteilt  wurde, 
ohne  daß  selber  von  den  bezeichneten  Parteien 
überhaupt  jemals  Geldbeträge  empfangen  hatte; 

19.  daß  der  Angeklagte  im  Urteile  in  Fakten,  wo  es 
sich  nur  um  Stammbaumrecherchen  handelt,  und 
trotzdem  diese  seitens  des  Staatsanwaltes  von  der 
Anklage  zurückgezogen,  in  der  Weise  verurteilt 
wurde,  als  ob  es  sich  in  diesen  Fällen  gleichfalls 
um  bereits  vollzogene  Wappenlieferungen  handeln 
würde ; 
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20.  daß  der  Angeklagte  in  einer  Reihe  von  Fakten 
verurteilt,  deren  Ausführung  oder  geschäftliche  Ge- 
bahrungsweise  sich  von  jenen  nicht  unterscheidet, 
in  denen  der  Angeklagte  freigesprochen  wurde ; 

21.  daß  auch  im  Urteil,  wie  in  der  Anklageschrift,  die 
Behauptung  enthalten  ist,  daß  der  Angeklagte  die 
listige  Vorspiegelung  gebrauchte,  den  Nachweis 
des  der  Familie  gehörigen  Wappens  erbracht  zu 
haben,  ohne  daß  diese  willkürliche  Anführung  der 
Anklage  auch  nur  in  einem  einzigen  Falle  bewiesen 
oder  aufrecht  erhalten  werden  konnte. 

Der  Unterzeichnete  erlaubt  sich  nun,  auf  das  Vor- 
gebrachte hinweisend,  das  Ansuchen  zu  stellen,  Euer  Ex- 
zellenz mögen  die  Revision  dieses  Prozesses  verfügen, 
welches  Begehren  auch  im  geschäftsordnungsmäßigen 
Wege  der  k.  k.  Generalprokura tur  unterbreitet  wird. 

Euer  Exzellenz 

ergebenster 
Hermann  Hermann. 

* 


Indem  ich  bisher  mit  meinen  Ausführungen  zum  Pro- 
zesse gesprochen,  appelliere  ich  noch  — nachdem  ich 
bereits  zweimal  vergebens  die  Gnade  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  angerufen  — an  das  Volk,  an  das  Parlament 
Österreichs  und  insbesonders  an  jene  Herren  Geschwore- 
nen meines  Prozesses,  die  mich  — unbewußt  des  wahren 
Sachverhaltes  und  Tatbestandes  — verurteilten,  — mich 
in  der  Erlangung  der  Wiederaufnahme  meines  Prozesses 
und  in  dem  mir  aufgedrungenen  Kampfe  um  ein  Recht 
des  Bürgertums  in  Österreich  zu  unterstützen! 

* * 

* 
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Der  Wappenprozeß  Günther  in  Salzburg. 

Eine  Folge  meines  Prozesses  war  der  Prozeß  gegen 
den  Wappenmaler  Raimund  Günther,  der  vor  dem  Salz- 
burger Geschworenengerichte  zur  Austragung  gelangte 
und  nach  dreitägiger  Dauer  am  15.  September  1906  mit 
dem  Freispruche  des  Angeklagten  endete;  ganz  beson- 
dere Motive  sind  es,  die  mich  veranlassen,  auch  dieses 
Prozesses  in  dieser  Broschüre  Erwähnung  zu  tun. 

Als  bei  mir  die  Beschlagnahme  meiner  Korrespon- 
denz erfolgte,  fielen  dem  Gerichte  auch  Briefe  des  Wappen- 
malers Günther  in  die  Hände,  ohne  daß  es  der  Unter- 
suchungsrichter für  gut  befunden  hätte,  Genannten  als 
Zeugen  einzuvernehmen  oder  gar  gegen  denselben  gleich- 
falls einzuschreiten.  Erst  mein  Prozeß  mit  meiner  Ver- 
urteilung veranlaßte  die  Staatsanwaltschaft  — als  eine 
natürliche  Folge  des  Ausganges  meines  Prozesses  — 
auch  gegen  Günther  vorzugehen.*) 

Günther  war  Wappenmaler  und  wurde  in  der  Zeit 
von  1898 — 1901  durch  mich  in  der  Weise  beschäftigt, 
daß  ich  be'i  ihm  Wappen  ausführen  ließ,  wogegen  die 
genealogischen  Forschungen  ich  stets  selbst  pflegte;  in 
Verbindung  trat  ich  mit  Günther,  da  er  dazumal  am 
Wienerplatze  durch  den  damaligen  Gemeinderat  und  heu- 
tigen Stadtrat  Ferdinand  Büsch  vertreten  wurde. 

Günther  gehört  zu  jenen  Kategorien  von  Wappen- 
malern, die  eine  Anzahl  von  Agenten  beschäftigen  und 
für  jede  Familie  ein  Wappen  mit  einer  bis  ins  Mittel- 

*)  Erst  Rat  Harnisch  als  Vorsitzender  in  meinem  Prozesse  ver- 
anlaßte die  Einvernahme  Günthers  durch  das  Landesgericht  in  Salz- 
burg und  zwar  wenige  Tage  vor  Beginn  meines  Prozesses,  da  sich 
selbe,  nach  mit  mir  genommener  Rücksprache,  als  unvermeid  ich 
herausstellte;  so  wurde  auch  Günther,  ohne  daß  man  es  eigentlich 
wollte,  in  diese  Affäre  hineingezogen. 
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alter  zurückreichenden  Chronik  herzustellen  in  der  Lage 
sind,  und  wenn  ein  höherer  Preis  nicht  zu  erreichen  ist, 
dies  schon  um  einen  Betrag  von  zehn  Kronen  anfertigen, 
wovon  noch  der  Agent,  der  dieses  Geschäft  abwickelt, 
eine  Provision  erhält.  Daß  bei  solchen  Geschäften  nicht 
erst  von  einzuleitenden  Recherchen  die  Rede  sein  kann, 
sondern  hier  nur  die  Phantasie  arbeitet,  braucht  wohl 
nicht  erst  erwähnt  zu  werden. 

Inwiefern  durch  Günthers  Arbeiten  seine  Klienten 
geschädigt  wurden,  entzieht  sich  meiner  Beurteilung;  zwei- 
fellos ist  aber  die  Behauptung  dort  wie  in  meinem  Pro- 
zesse falsch,  daß  der  Staat  einen  Schaden  erlitten  haben 
soll.  Was  aber  unter  solchen  Arbeiten  in  Mitleidenschaft 
gezogen  wird,  das  ist  die  Wissenschaft  und  daher  meine 
Bemühungen,  ein  Werk  und  eine  Zeitschrift  zur  Pflege 
der  Geschlechts-  und  Wappenkunde  — auf  wissenschaft- 
licher Basis  — zu  gründen.  Schon  in  der  Vorrede  des 
Band  II  meines  Werkes  „Genealogie  und  Heraldik  bür- 
gerlicher Familien  Österreich-Ungarns“  (1902)  als  auch 
in  meiner  Zeitschrift  „Der  Doppeladler“  (1903)  habe  ich 
auf  das  Treiben  dieses  — an  Umfang  stets  zunehmenden 
— Unwesens  hingewiesen. 

Im  Prozesse  gegen  Günther  wurde  auch  mein  Name 
genannt  und  deshalb  will  ich  an  dieser  Stelle  besonders 
hervorheben,  daß  es  sich  in  meinem  Prozesse  aus- 
schließlich und  allein  nur  um  das  Füh- 
rungsrecht eines  Wappens  seitens  einer 
bürgerlichen  Familie  handelte,  wogegen  die 
Staatsanwaltschaft  in  Salzburg  dem  Angeklagten  außer 
der  Ausführung  bürgerlicher  Wappen  auch  die  Herstel- 
lung von  fingierten  Wappen,  die  er  nachträglich  als  histo- 
rische legalisieren  ließ,  zur  Last  legte. 

In  welcher  Weise  sich  der  Angeklagte  in  Salzburg 
der  Herstellung  fingierter  Wappen  schuldig  gemacht 
haben  soll,  zu  untersuchen,  ist  nicht  meine  Aufgabe; 
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doch  möchte  ich  feststellen,  daß  es  außer  allem  Zweifel 
liegt,  daß  es  Hunderte  von  bürgerlichen  Wappen  gibt, 
die  nicht  in  Wappenbüchern  oder  auf  Wappenbriefen  vor- 
handen, sondern  nur  auf  Siegelabdrücken,  auf  Grab- 
steinen und  anderen  Fragmenten  uns  erhalten  blieben 
und  so  der  lebenden  Generation  überliefert  wurden,  daher 
solche  Wappen  nicht  als  fingierte,  sondern  mit  Recht 
als  historische  bezeichnet  werden  können.  Dem  Sach- 
kundigen kommen  aber  bei  diesen  Arbeiten  noch  die 
Variationen  und  Metamorphosen  der  Familiennamen  zu- 
gute, die  er  auch  mit  Recht  anwendet,  wenn  er  seine  An- 
gaben entsprechend  begründen  kann. 

Trotzdem  Günther  außer  der  Ausführung  bürger- 
licher Wappen  — mehrere  Tausend  an  der  Zahl  — auch 
weiteres  von  seiten  der  Anklage  zur  Last  gelegt  wurde, 
konnten  ihn  die  Volksrichter  eines  Betruges  nicht  schul- 
dig erkennen.  Die  Geschworenen  verneinten  die  ihnen 
vorgelegte,  auf  Betrug  lautender  Frage  nach  kaum 
fünf  Minuten  währender  Beratung  mit  zehn 
Stimmen.  Der  Vorsitzende  verkündete  den  Freispruch 
des  Angeklagten  und  der  Staatsanwalt  verzichtete  auf  das 
Ergreifen  der  ihm  zustehenden  Rechtsmittel!!  — 

Zu  dem  Salzburger  Wappenprozeß  hätte  ich  nur  eine 
Bemerkung,  und  zwar : Weshalb  entsandte  das 
Ministerium  des  Innern  nicht  auch  zu  die- 
sem Prozesse  einen  „S  ach  verständigen“, 
dem  in  meinem  Prozesse  eine  so  bedeutende 
Rolle  zu  vertreten  beigemessen  wurde?? 

Ich  antworte:  Dem  Ministerium  des  Innern  ist  kei- 
nesfalls Günther  in  Salzburg  mit  seinen  aus  dem  Reiche 
der  Phantasie  geschöpften  und  so  seinen  Bestellern  ge- 
lieferten Arbeiten,  — sondern  nur  ich  in  Wien, 
mit  meinen  Enthüllungen  über  die  Prager 
A d e 1 s s c h w i n d e 1 e i e n und  den  Angriffen 
über  die  herrschenden  Zustände  in  unse- 
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rem  A d e 1 s d e p a r t e m e n t in  meiner  Zeit- 
schrift unangenehm  geworden!!*) 

*)  Günther  verantwortete  sich  unter  anderem  auch  dahingehend, 
indem  er  zur  Rechtfertigung  für  seine  Arbeiten  angab,  daß  die 
Leute  wissen  mußten,  daß  sie  für  dieses  Geld  nichts  Echtes  erhalten 
konnten.  Vielleicht  war  diese  Verantwortung  auch  ganz  logisch? 
Günthers  Agenten,  die  Wappen  mit  Chroniken  gleich  anderen  Handels- 
artikeln feilboten,  war  es  doch  nur  um  die  Provision  zu  tun;  Ge- 
chäfte  wurden  abgeschlossen,  ohne  sich  vorher  zu  überzeugen,  ob 
der  gewonnene  Interessent  auch  das  erhalten  kann,  was  ihm  ver- 
sprochen wurde!  So  erhielt  Günther  bereits  abgeschlossene  „Käufe“, 
die  er  ebensogut  als  möglich  ausführte  und  wenn  er  oft  nur  die 
Phantasie  arbeiten  ließ,  so  dachte  er  sich  wahrscheinlich  hiebei:  Gibt 
es  soviele  Adelsgeschlechter,  die  ihre  Ahnen  auf  ihren  Stammbäumen 
nur  in  der  Phantasie  führen,  so  wird  man  dies  dem  Bürger  in  einer 
Chronik  zu  tun  auch  nicht  verwehren  können!  — Mit  Dr.  Raben- 
lechner  den  Ausgang  des  Salzburger  Wappenprozesses  besprechend, 
meinte  er,  ich  soll  jetzt  auch  nach  Salzburg  gehen,  denn  die  Salz- 
burger Geschworenen  seien  eben  über  das  Wappenrecht  anderer  An- 
sicht als  die  Wiener.  Dr.  Rabenlechner  gibt  also  selbst  zu,  daß 
das  Urteil  in  meinem  Prozesse  nicht  auf  Gesetze  sondern  auf  An- 
sichten gestützt  ist;  daß  aber  das  Salzburger  Gericht  der  gleichen 
Oberstaatsanwaltschaft  wie  das  Wiener  Gericht  untersteht,  scheint 
dem  Juris- Doktor  Rabenlechner  bei  Erteilung  dieses  Ratschlages  ganz 
entgangen  zu  sein!  „Übrigens“  — sagte  Dr.  Rabenlechner  — „machen 
Sie  was  Sie  wollen!“  Ich  habe  diese  Worte  Dr.  Rabenlechners  gu 
verstanden;  diese  Broschüre  soll  ihm  nun  den  Beweis  erbringen,  daß 
ich  als  Laie  auf  dem  Gebiete  der  Rechtskunde  es  vermochte,  mehr 
Licht  in  diese  Affäre  zu  schaffen,  als  ein  mit  dem  Doktortitel  gra- 
duierter Jurist  es  imstande  war!  — Wenn  die  Staatsanwaltschaft 
gegen  alle  jene  eingeschritten  wäre,  deren  Namen  ihr  als  sich  mit 
dem  Vertrieb  bürgerlicher  Wappen  beschäftigend  bekannt  wurde, 
so  wäre  die  Zahl  der  Wappenprozesse  in  Österreich  noch  keinesfalls 
erschöpft ! 


Meine  Tätigkeit. 


Wenn  ich  zur  Erörterung  meiner  Tätigkeit  auf  diesen 
Gebieten  übergehe,  mit  welcher  ich  meine  Erlebnisse 
verknüpfe,  so  muß  ich  vorausschicken,  daß  wir  in  Öster- 
reich bisher  kein  Werk  hatten,  worin  die  Genealogie 
(Geschlechtskunde)  und  die  Heraldik  (Wappenkunde) 
bürgerlicher  Familien  festgehalten  wurde ; ungeachtet 
dessen  stand  mir  genügend  historisches  Material  zur  Ver- 
fügung, welches  ich  als  Grundlage  benützte  und  darauf 
die  Wiederbelebung  dieser  idealen  Wissenschaften  ver- 
suchte. 

In  manchen  Familien  sind  noch  Wappenbriefe,  viele 
Petschaften  oder  Abdrücke  von  solchen,  zum  Teile  so- 
gar auf  Urkunden,  erhalten.  Viele  Famalien  besitzen  er- 
erbte Wappenbilder  und  mag  die  Entstehung  manches 
solchen  oft  auch  sehr  fraglicher  Natur  sein,  so  ist  dies 
für  die  Neubelebung  der  Heraldik  von  nebensächlicher 
Bedeutung,  weil  diese  Wappen  einerseits  keine  Rechte 
in  sich  schließen  und  andererseits  die  Familien  diese  als 
ihnen  zustehende  Historien  betrachten,  was  selbe  ihnen 
infolge  Vererbung  durch  mehrere  Generationen  hindurch 
auch  wirklich  geworden  und  man  die  Weiterbenützung 
derselben  als  das,  was  sie  eben  bisher  waren,  nämlich 
Familienzeichen,  niemanden  verbieten  kann. 

Eine  besondere  und  frühzeitige  Entwicklung  hat  die 
Heraldik  in  Bayern  zu  verzeichnen,  worüber  uns  auch  das 
bereits  im  Jahre  1605  zu  Nürnberg  erschienene  Wappen- 
buch von  J.  Siebmacher  Aufschluß  gibt,  welches  sich  in 
den  folgenden  Dezennien  so  entwickelte,  daß  es,  mit  Rück- 
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sicht  auf  die  damalige  Bevölkerungszahl,  auf  den  ganz 
schönen  Inhalt  von  über  15  000  Wappen  brachte.  Das 
Werk  enthält  auch  Wappen  von  bürgerlichen  Geschlech- 
tern der  österreichischen  Erblande,  hauptsächlich  aber  von 
solchen  aus  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  der  Schweiz, 
also  von  jenen  Ländern,  von  wo  sich  der  Zuzug  neuer 
Ansiedler  nach  der  Protestantenvertreibung  aus  Öster- 
reich und  später  unter  Kaiser  Karl  VI.  und  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  am  stärksten  fühlbar  machte,  und  so  bil- 
dete mir  auch  dieses  Werk  eine  gewisse  Grundlage  für 
die  Hebung  der  Heraldik  in  Österreich.  Wer  übrigens 
Gelegenheit  hatte,  in  alten  Matrikenbüchern  zu  blättern, 
der  wird  ruhig  behaupten  können,  daß  sicher  40  Prozent 
der  heute  deutsch-österreichischen  Bevölkerung  ihre  Ab- 
stammung aus  den  westlich  angrenzenden  Ländern  unserer 
Monarchie  herleiten. 

Viele  Familien  sind  der  Ansicht,  daß  sie  mit  einer 
anderen  Familie  gleichen  Namens  nicht  verwandt  sind, 
doch  ist  diese  Behauptung  nur  insoweit  richtig,  was  hier 
unter  verwandt  zu  verstehen  ist,  nämlich  der  engste  Fa- 
milienkreis. 

Das  Verwandtschaftsverhältnis  ist  doch  selten  dem 
Erinnerungsvermögen  des  Menschen  über  den  Grad  des 
Großvaters  hinaus  erhalten  und  der  zweite,  dritte,  vierte 
Großvater  usw.  können  auch  Brüder  und  diese  wieder 
mehrere  Kinder  gehabt  haben,  deren  Nachkommen  sich 
bis  auf  die  heutige  Generation  fortpflanzten;  heute  natür- 
lich sind  diese  Familien  einander  fremd,  weil  die  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Linien  nicht  durch  Stammbaum- 
aufsätze der  Nachkommenschaft  überliefert  wurde.  Diese 
Außerachtlassung  hat  schon  vielen  Familien  Nachteile  ge- 
bracht, unnütze  Erbschaftsprozesse  gestiftet  oder  Erb- 
schaften sind  gar  infolge  angeblichen  Aussterbens  eines 
Stammes  oder  Nichteruierung  der  nächsten  Verwandten 
dem  Staate  zugefallen. 
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Natürlich  gibt  es  Namen,  bei  welchen  die  Namens- 
gleichheit allein  den  Schluß  einer  gemeinsamen  Abstam- 
mung, wie  Müller,  Maier,  Weiß,  Schneider  usw.  aus- 
schließt, daher  sollen  aber  auch  gerade  diese  Familien 
einen  ganz  besonderen  Wert  auf  das  Festhalten  ihrer 
Genealogie  legen;  hingegen  mag  es  wohl  keinem  Zweifel 
obliegen,  daß,  wie  die  Habsburger,  Hohenzollern,  Wittels- 
bacher, Windischgrätz,  Auersperg  usw.  je  für  sich  ein  ge- 
schlossenes Geschlecht  bilden,  so  auch  bürgerliche  Fa- 
milien mit  Namen  wie  Artner,  Liebenberger,  Kriechbaum, 
Callmünzer,  Umlauft,  Liebzeit,  Rühr  usw.  auf  ein  und 
denselben  Stammvater  zurückblicken,  wenngleich  derselbe 
erst  im  zehnten  oder  einem  noch  weiteren  Grade  zu 
suchen  ist. 

Die  Annahme  der  Familiennamen  fällt  in  eine  Zeit, 
wo  die  Zahl  der  Bevölkerung  noch  in  keinem  Verhältnisse 
zur  heutigen  stand.  Wie  rasch  sich  ein  Geschlecht  ent- 
wickeln kann,  ersehen  wir  an  der  Genealogie  unseres 
Kaiserhauses,  und  wenn  ich  gerade  diese  als  Vorbild  be- 
nütze, so  geschieht  dies  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil 
eine  Tabelle  dieser  Genealogie  jedermann  leicht  zugäng- 
lich ist  und  wir  an  der  Hand  einer  solchen  feststellen  kön- 
nen, daß  dem  im  Jahre  1736  zwischen  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  und  dem  Herzog  Franz  Stephan  von  Lothrin- 
gen geschlosserten  Ehebunde  eine  Nachkommenschaft  ent- 
sprossen ist,  die  gegenwärtig  etwa  90  lebende  Mitglieder 
zählt,  worin  aber  die  Nachkommenschaft  der  einzelnen 
geschlossenen  Mesalliancen  noch  nicht  inbegriffen  ist. 

Nun  gibt  es  aber  Familien,  die  auf  einen  noch  län- 
geren als  erst  170  Jahre  alten  Bestand  ihres  Stammes 
zurückgreifen  können,  ohne  aber  der  vorerwähnten  Genea- 
logie auch  nur  annähernd  die  Zahl  ihrer  Stammesange- 
hörigen bezeichnen  zu  können,  weil  eben  die  Verzweigung 
der  jeweiligen  Generationen  nicht  festgehalten  wurde. 

Ziehen  wir  in  Betracht,  in  welcher  Weise  die  Bevol- 

H ermann,  Die  Opfer.  ^ 
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kerung  der  einzelnen  europäischen  Staaten  ungeachtet 
der  jährlich  sich  steigernden  Auswanderung  zunimmt,  und 
daß  ganz  Amerika  und  zum  Teile  auch  Afrika  und  Austra- 
lien in  den  letzten  Jahrhunderten  durch  europäische  Volks- 
stämme bevölkert  wurde,  und  den  noch  durch  Kriege 
abgehenden  Mannesstamm  nicht  außer  Auge  lassen,  dann 
kann  man  sich  einen  Begriff  von  der  Entwicklung  jedes 
einzelnen  Stammes  und  der  Zahl  der  ein  und  demselben 
angehörenden  Glieder  bilden. 

Solange  wir  noch  die  heutigen  modernen  Verkehrs- 
und Verbindungsmittel  vermißten,  war  die  Verzweigung 
der  einzelnen  Familienglieder  mehr  auf  das  Heimatland 
oder  zumindest  auf  den  Kontinent  begrenzt;  seit  der 
Zeit  jedoch,  als  die  Kultur  überall  Fortschritte  machte 
und  die  einzelnen  Staaten  im  Wege  der  Diplomatie  so- 
wohl in  politischer  als  auch  in  gewerblicher  Beziehung 
einander  nähergebracht  wurden,  verbreitete  sich  auch  das 
Volk  nach  allen  Richtungen  der  Erde,  wozu  zumeist  der 
Kampf  um  die  Existenz  dem  Menschen  den  Wander- 
stab in  die  Hand  drückt,  und  so  wird  es  heute  wenige 
geben,  die  nicht  zu  erzählen  wissen,  daß  auch  ein  An- 
gehöriger ihrer  Familie  sein  irdisches  Glück  in  einem 
der  Heimat  fern  gelegenen  Lande  gesucht  und  vielleicht 
auch  gefunden  hat. 

Von  dem  aber,  was  der  Großvater  einst  erzählte, 
weiß  der  Enkel  nichts  mehr  und  die  Sorge  in  erster 
Linie,  sein  eigenes  Ich  zu  befriedigen,  entfremdet  oft 
Brüder,  und  wie  soll  dann  erst  das  Interesse  für  entfernte 
Verwandte  wach  erhalten  bleiben;  so  entwickeln  sich 
oft  Stämme,  die  eigentlich  nur  einen  Stamm  bilden,  ent- 
fremden sich  immer  mehr  und  mehr  und  die  Namens- 
gleichheit allein  läßt  dann  nicht  immer  den  Beweis  liefern, 
daß  diese  Stämme  nur  Zweige  eines  einzigen  Stammes 
sind. 

Was  uns  aber  eben  die  Genealogie  vorenthält,  oder 
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wir  hier  erst  durch  die  Aufstellung  eines  Stammbaumes, 
wenn  das  Material  hiezu  überhaupt  eruierbar,  ergründen 
können,  das  ersetzt  uns  die  Heraldik  im  Geschlechts- 
zeichen, welches  wir  auch  Familienwappen  nennen. 

So  finden  wir  die  Genealogie  und  die  Heraldik  als 
eng  verknüpfte  Wissenschaften  und  wenn  beide,  oder  zu- 
mindest die  Heraldik  in  der  Familie  gepflogen  wird,  dann 
bedarf  es  nicht  erst  der  Aufstellung  eines  Stammbaumes, 
um  über  eine  gemeinsame  Abstammung  gleichnamiger, 
dem  nächsten  Verwandtschaftsgrade  schon  entrückter  Fa- 
milien urteilen  zu  können. 

Wir  sehen,  welche  weittragende  Bedeutung  der  He- 
raldik, bei  der  stets  wachsenden  Bevölkerung,  beizumessen 
ist,  und  ich  möchte  sagen,  daß  diese  Wissenschaft  in 
bürgerlichen  Kreisen  sogar  einer  weit  größeren  Pflege 
bedarf,  als  beim  Adel,  weil  die  Angehörigen  des  letz- 
teren schon  mit  ihren  Namen  allein  näher  gekennzeichnet 
erscheinen. 

Da  aber  nur  ein  geringer  Bruchteil  unserer  bürger- 
lichen Familien  bereits  im  Besitze  eines  Familienwappens 
sich  befindet,  so  sollen  eben  jene  Familien,  die  ein  Wappen 
bis  heute  nicht  besaßen,  zur  Annahme  eines  solchen 
Familienzeichens  schreiten  und  eben  die  Art  und  Weise 
dieser  Annahme  möchte  ich,  wie  folgt,  zergliedern. 

Die  Annahme  eines  bereits  bestehenden  und  ein  be- 
stimmtes Geschlecht  kennzeichnendes  Wappen  durch  eine 
heute  diesen  Namen  führende  Familie  wird  schon  da- 
durch begründet,  daß  die  meisten  Familien  wappen 
aus  einer  älteren  Zeit  stammen,  als  in  welche  die  all- 
gemeine Annahme  der  Familiennamen  fällt;  hiezu  wer- 
den noch  die  Wappen  in  den  alten  Wappenwerken  nicht 
als  einzelnen  Personen  zustehend,  sondern  als  Geschlechts- 
wappen bezeichnet. 

Hat  z.  B.  bereits  im  15.  Jahrhundert  ein  Wappen  be- 
standen, welches  die  Angehörigen  des  Geschlechtes  Call- 

13* 
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münzer  kennzeichnete,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  alle  heutigen  Träger  des  Namens  Callmünzer 
gleiches  Anrecht  auf  dieses  Wappen  als  Geschlechts- 
zeichen erheben  können. 

Einen  dokumentarischen  Nachweis  zwischen  den 
einstigen  Wappenbesitzern  und  den  nunmehrigen  An- 
nehmern derselben  kann  nicht  erbracht  werden,  weil  aus 
den  vergangenen  Jahrhunderten  die  erforderlichen  Be- 
lege nicht  vorhanden  und  die  Wappen  selbst,  überhaupt 
größtenteils,  ohne  Verbindung  mit  irgendwelchen  Daten 
uns  überliefert  wurden;  — gefordert  kann  ein  solcher 
Nachweis  nicht  werden,  weil  es  sich  nur  um  die  Annahme 
bürgerlicher  Wappen  als  Geschlechtszeichen  handelt  und 
weil  auch  der  gegenteilige  Beweis  zum  Recht  der  An- 
nahme nicht  erbracht  werden  kann  und  schließlich  die 
Wappenannahme  durch  kein  Gesetz  verboten  ist! 

Der  Annahme  eines  bestehenden  Wappens  möchte 
ich  jedoch  voraussetzen,  daß  selbes  nicht  schon,  als  vonj 
einer  anderen  Familie  dieses  Namens  geführt,  irgendwo 
festgehalten  wird;  diesfalls  empfiehlt  es  sich,  falls  das 
verwandtschaftliche  Verhältnis  mit  der  bereits  das 
Wappen  führenden  Familie  durch  die  Aufstellung  eines 
Stammbaumes  nicht  festzustellen  ist,  daß  in  dem  Wappen 
durch  Stellung,  Vermehrung,  Verminderung  oder  Um- 
gestaltung der  Insignien,  oder  Beibehaltung  nur  teilweiser 
Motive,  eine  Veränderung  eintritt. 

Angenommen,  es  bestehen  heute  mehrere  Familien 
Namens  Callmünzer,  die  jedoch  infolge  Matrikenmangels 
nicht  in  der  Lage  sind,  ihre  Zusammengehörigkeit  fest- 
zustellen, so  würde  ich  die  Unterscheidung  der  einzel- 
nen Wappen,  wie  dies  in  nebenstehender  Tabelle  gekenn- 
zeichnet wird,  für  am  empfehlenswertesten  halten. 

Bei  Familien  mit  häufiger  vorkommenden  Namen 
wo  sich  die  Annahme  eines  bereits  bestehenden  Wappens 
nicht  einigermaßen  begründen  läßt,  ist  die  Annahme 
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Diese  Variationen  werden  nur  beispielsweise  angeführt;  das 
Wappen  ließe  sich,  abgesehen  von  verschiedenartigen  Tingierungen  — 
welche  jede  für  sich  schon  eine  Variante  vorstellt  — noch  in  etwa 
fünfzig  Variationen  darstellen,  ohne  den  ursprünglichen  Insignien  eine 
Einbuße  beizufügen.  Veränderungen  der  Schildesform  allein  bilden 
keine  Variante;  jedes  Wappen  kann  in  beliebiger  Stilart  ausgeführt 
werden. 
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eines  neu  entworfenen  Wappens  vorzuziehen  und  sollen 
hiebei  die  eventuell  im  Namen  selbst  verkörperten  Mo- 
tive zum  Ausdruck  gelangen;  das  sind  Wappen,  die  man 
in  der  Heraldik  „redende“  Wappen  nennt. 

Eine  Wappenannahme  oder  Veränderung  eines 
Wappens  durch  eine  andere  Linie  soll  aber  entweder 
unter  dem  Namen  des  Wappenführenden  oder  nebst  der 
Genealogie,  soweit  sich  diese  zur  Aufnahme  eignet,  zur 
Danachrichtung  aller  anderen  in  einem  Werke  festge- 
halten werden  und  hiezu  habe  ich  für  unsere  Monarchie 
das  Werk  „Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher  Fa- 
milien Österreich-Ungarns“  geschaffen. 

In  Österreich  möchte  allerdings,  wie  aus  meinem 
Prozesse  ersichtlich,  das  Ministerium  des  Innern  das 
Wappenrecht  als  eine  Prärogative  des  Adels  hinzustellen 
versuchen,  das  jedoch  zu  bekämpfen  ich  in  dieser  Bro- 
schüre nicht  unterlassen  und  auch  weiterhin  zur  Bekämp- 
fung nichts  unterlassen  werde.*) 

Aus  Ed.  Jacobs  „Beiträge  zur  Wappen-  und  Siegel- 
kunde“ ist  zu  entnehmen,  daß  die  Wappen  der  deutschen 
Bauern  die  ältesten  und  viel  älter  sind,  als  die  des  Adels 
und  bereits  im  Mittelalter  in  Franken,  Bayern,  Westfalen, 

*)  Erwähnenswert  für  die  Entwicklung  der  Heraldik  in  anderen 
Staaten  wäre,  daß  soeben  — 1906  — und  zwar  in  Wien  ein  Buch  er- 
schienen, welches  betitelt  ist:  „Japanisches  Wappenbuch“.  Aus  diesem 
250  Seiten  umfassenden  und  illustrierten  Buche  entnehmen  wir,  daß 
die  Heraldik  im  kleinen  Nippon  zumindest  so  alt,  wenn  nicht  noch 
älter  als  bei  uns  und  eine  Entwicklung  wie  kein  zweiter  Staat  auf- 
weist. Die  Wappen  — dort  Mon  genannt  — wairden  auch  dort  wie 
bei  uns  verliehen  oder  selbst  angenommen.  Die  Wappenwahl  ist  in 
Japan  wie  in  allen  europäischen  Külturstaaten  eine  freie;  dort  be- 
dient sich  wie  der  Adel,  so  auch  der  Kaufmann,  Bauer  und  Hand- 
werker seines  Wappens,  welche  vererbliche  Familienzeichen  bilden 
und  auch  nach  Belieben  verändert  werden  können.  — Verfasser  dieses 
interessanten  Werkes  ist  Herr  Professor  Ströhl,  dem  wir  bereits  eine 
größere  Anzahl  von  Erscheinungen  auf  diesem  Gebiete  zu  verdanken 
haben. 
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der  Schweiz,  Tirol  und  Vorarlberg  allgemeine  Verbreitung 
fanden. 

Wollen  wir  noch  heute  in  unserer  Monarchie  uns 
von  dem  einstigen  Glanze  der  bürgerlichen  Heraldik  über- 
zeugen, so  besuchen  wir  das  Museum  der  Stadt  Eger 
in  Böhmen ; hier  finden  wir  Wappen  bürgerlicher  Familien, 
etwa  80  an  der  Zahl,  an  den  Wänden  in  Farben  fest- 
gehalten, wogegen  uns  noch  eine  größere  Anzahl  solcher 
von  der  einstigen  Blüte  der  bürgerlichen  Heraldik  in  vor- 
handenen Siegelabdrücken  Aufschluß  gibt.  Die  Wappen 
erinnern  hier  hauptsächlich  an  Geschlechter,  die  zum 
größten  Teile  zur  Zeit  der  Protestantenvertreibung  aus 
Eger  auswanderten  und  symbolisieren  so  den  Zusammen- 
halt und  den  Familiensinn,  der  einst  in  dieser  deutschen 
Stadt  gewaltet;  sie  sind  gezogen  über  die  Grenze,  wo 
man  nicht  nur  ihre  Religion,  sondern  auch  ihre  Familien- 
wappen duldete  — ! 

Das  Wappen-  und  Siegelrecht  war  niemals  ein  be- 
schränktes und  wir  dürfen  uns  Rechte,  die  die  Bürger 
jener  Staaten  genießen,  die  einst  gleiche  Gesetze  mit  uns 
verbanden,  nicht  schmälern  lassen,  denn  ich  glaube,  auch 
Österreich  ist  oder  soll,  soweit  wie  Deutschland,  Kultur- 
staat sein. 

Zur  Neubelebung  der  bürgerlichen  Heraldik  müssen 
wir  uns  jedoch  selbst  unsere  Grundsätze  bilden,  wollen 
wir  nicht  wirklich,  was  unser  Adel  am  liebsten  sehen 
möchte,  diese  ganz  dem  Verfalle  überlassen;  der  Fest- 
stellung gewisser  Normen  mag  jedoch  nichts  entgegen- 
stehen, sollte  der  Standesunterschied  auch  im  Wappen 
gekennzeichnet  erscheinen. 

Sowohl  adelige  als  auch  bürgerliche  Geschlechter 
führen  Wappen  mit  Stech-  oder  Bügelhelmen  und  diese 
sind  wieder  — ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  ge- 
krönt oder  bewulstet;  es  könnte  somit  dem  adeligen 
Wappen  der  Bügelhelm  mit  der  Krone  und  dem  bürger- 
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liehen  Wappen  hingegen  der  Stechhelm  mit  der  Wulst 
zugesprochen  werden.  In  letzterer  Zeit  wurde  bei  Aus- 
stellung von  Diplomen  diese  Norm  auch  eingehalten, 
doch  waren  bindende  Bestimmungen  hiefür  bisher  nicht 
vorhanden. 

Es  gibt  auch  Wappen  adeliger  und  bürgerlicher  Fa- 
milien gleichen  Namens,  die  sich  selbst  in  den  Insig- 
nien voneinander  nicht  unterscheiden ; ich  habe  dies 
bereits  an  anderer  Stelle  begründet,  bringe  aber  bei- 
spielsweise hier  einige  solche  zur  Abbildung.*) 

In  Galizien  z.  B.  gibt  es  Hunderte  bürgerliche  Fa- 
milien, die  ihr  einstiges  Adelswappen  heute  als  Familien- 
wappen benützen,  da  ihre  Vorfahren  zur  Zeit  der  Teilung 
Polens  nicht  um  die  Bestätigung  des  Adels  einkamen. 
Hier  tritt  aber  noch  der  Umstand  hinzu,  daß  in  Galizien, 
wo  noch  die  polnischen  Wappenstämme  bestehen,  oft 


„Uebelacker“  1560.  „Pirbaum“  1578. 


„Freiherrn  von  Uebelacker“  1815-  „von  Bierbaum“  1700. 

*)  Wenn  uns  also  im  Laufe  der  Jahrhunderte  Wappen  über- 
liefert wurden,  wo  sich  das  adelige  vom  bürgerlichen  nicht  unter- 
scheidet, so  wird  das  österr.  k.  k.  Ministerium  des  Innern  als  Wappen- 
behörde sich  in  diesen  Tatbestand  ebenso  fügen  müssen,  als  es  daran 
nichts  zu  ändern  vermag,  daß  es  die  k.  ung.  Regierung  selbst  heute 
nicht  hindert,  daß  aus  einem  Jeiteles,  Kohn,  Goldstein,  Blumenduft, 
Diamant  usw.  ein  Andrassy,  Tisza,  Török,  Huniady,  Fejervary  oder 
dergl.  entstehen  kann! 


— 201  — 


fünfzig  oder  noch  mehr  verschiedennamige  Ge- 
schlechter ein  und  demselben  Wappenstamme  angehören 
und  somit  auch  ein  und  dasselbe  Wappen  führen.  Ver- 
binden wir  den  letzteren  Umstand  mit  der  vorhergegange- 
nen Erörterung,  so  sehen  wir,  daß  oft  adelige  und  bürger- 
liche Familien,  selbst  verschiedener  Geschlechter,  die 
gleichen  Wappen  führen. 

Ziehen  wir  weiters  noch  in  Betracht,  daß  z.  B.  die 
Grafen  Sternberg  im  Schilde  einen  von  einem  Stern  über- 
höhten Berg  und  darüber  einen 
Stechhelm  mit  einer  Wulst  als 
Wappen  führen  — also  ein 
Wappen,  das  seiner  Ausstattung 
nach,  nach  den  Ausführungen  des 
in  meinem  Prozesse  als  Sachver- 
ständigen zugezogenen  Beamten 
des  Ministeriums  des  Innern,  ein 
bürgerliches  vorstellt  — 
und  daß  dieses  redende  Wappen 
auch  von  jeder  bürgerlichen 
Familie  dieses  namens  geführt  werden  kann,  — und 
daß  man  einer  Familie  Namens  Müller  das  Führen 
eines  Mühlrades,  oder  einer  Familie  mit  Namen  Wolf 
das  eines  Wolfes  im  Schilde  nicht  verbieten  kann,  wenn- 
gleich ein  solches  Wappen  schon  von  einer  adeligen  Fa- 
milie dieses  Namens  geführt  wird,  so  sehen  wir,  daß  die 
Feststellung  gewisser  Bestimmungen  geboten  erscheint, 
wenn  sich  das  adelige  Wappen  von  dem  bürgerlichen 
durch  besondere  Merkmale  unterscheiden  soll.*) 


*)  Im  Falle  Sternberg  müßte  der  in  meinem  Prozesse  sich  so 
ehr  bemerkbar  gemachte  Edgar  v.  Felsenberg  - falls  er  mit  seinen 
leraldischen  Kenntnissen,  nicht  auch  bei  sich  selbs  e' 
rleiden  will  — behaupten;  daß,  wenn  die  ra en  f 

Vappen  führen,  das  nur  Attribute  eines  bürgerlichen  Wappens  auf 
veist,  dieselben  überhaupt  keine  Grafen  sind! 
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Die  Heraldik  ist  als  Wissenschaft  reformbedürftig; 
einer  Reform  aber,  die  kurzweg  dahin  endet,  daß  ferner- 
hin in  Österreich  nur  mehr  der  Adel  wappenberechtigt 
sein  soll,  muß  sich  eben  das  Bürgertum  mit  der  nötigen 
Wehre  entgegensetzen. 

Vielseits  wird  in  der  Führung  eines  Wappens  eine  ge- 
wisse Eitelkeit  erblickt,  was  darauf  rückzuführen  ist,  weil 
eben  viele  irrigerweise  das  Wappenführen  als  ein  Vor- 
recht des  Adels  betrachten  und  eine  Standeserhöhung 
sich  derart  auslegen,  als  ob  das  Wappen  einen  un- 
mittelbaren Bestandteil  der  Adelung  bilden  würde,  wo- 
gegen aber  diese  lediglich  in  dem  Wörtchen  „von“  oder 
dem  damit  verbundenen  Prädikate  zu  suchen  und  dem 
Wappen  nur  die  Bedeutung  eines  neuen  Geschlechts- 
zeichens beizumessen  ist,  welches  sich  der  zu  Adelnde, 
ebenso  wie  das  Prädikat,  selbst  wählen  kann. 

Das  Wappen  ist  also  ein  Geschlechtszeichen  wie  der 
Name,  dessen  Wert  wir  erst  voll  erkennen,  wenn  wir 
— was  wir  ruhig  behaupten  können  — sagen,  daß  bei 
der  stets  wachsenden  Bevölkerung  und  der  Gleichnamig- 
keit der  Name  allein  zur  Bezeichnung  einer  bestimmten 
Person  nicht  mehr  hinreicht.  Uns  ist  somit  das  Wappen 
in  Verbindung  mit  dem  Namen  das,  was  unseren  Vor- 
fahren im  Mittelalter,  wo  das  Namenführen  noch  nicht 
allgemein,  das  Wappen  allein  war,  nämlich  ein  Geschlechts- 
zeichen ! 

So  wie  jeder  Neuzuadelnde  willkürlich  ein  Wappen 
wählt,  ebenso  kann  jede  Familie,  die  noch  kein  Wappen 
besitzt,  ein  solches  als  Familienzeichen  sich  wählen,  an- 
nehmen und  es  als  Symbol  der  Zusammengehörigkeit 
den  Kindern  und  Kindeskindern  überliefern. 

Den  Wert  eines  Familienwappens  als  Geschlechts- 
zeichen wird,  glaube  ich,  jedermann  ebenso  zu  würdi- 
gen wissen,  als  die  Sammlung  von  genealogischen  Daten 
seiner  Vorfahren,  soviel  eben  von  diesen  aus  den  Ma- 
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trikenbüchern  noch  eruierbar  sind.  In  den  Besitz  dieser 
Familienstücke  soll  sich  jeder  Familienvater  versetzen, 
um  sie  seinem  Sohne  und  dieser  wieder  pietätvoll  seinen 
Nachkommen  als  ein  Zeichen  des  Familienbandes  zu 
überliefern  und  so  in  den  späteren  Generationen  noch 
die  Erinnerung  an  die  Vorfahren  wach  zu  erhalten. 

Wenn  der  Bürger  weniger  oft  Anlaß  findet,  nach 
seinen  Ahnen  zu  forschen  als  der  Adel,  so  ist  der  Grund 
hiefür  wohl  darin  zu  suchen,  daß  selbst  eine  nachweis- 
bar ahnenreiche  Stammtafel  dem  Bürger  keine  Ausnahms- 
rechte, wie  dies  beim  Adel  der  Fall  ist,  zusichert.  Diese 
Vorrechte  jedoch,  die  an  eine  bestimmte  Anzahl  adeliger 
Ahnen  und  die  stets  standesgemäße  Verehelichung  der- 
selben gebunden  ist,  verzeiht  der  Bürger  dem  Adel  gern 
und  findet  sich  darin,  daß  er  in  seinen  Bewegungen  un- 
gebunden und  schließlich  die  Wahl  einer  Lebensgefährtin 
nicht  von  dem  Einflüsse  anderer  abhängig  machen  muß, 
hiefür  vollkommen  entschädigt.  Wäre  die  Bevorzugung 
des  Adels  im  Staatsdienste  nicht  eine  so  willkürliche,  dann 
würde  sich  der  Bürger  auch  um  die  Bedeutung  des 
Wortes  „Adel“  ebensowenig  kümmern,  als  um  die  Art 
und  Weise,  in  welcher  derselbe  die  Früchte  der  von  sei- 
nen Vorfahren  zusammengescharrten  Reichtümer  genießt. 

Wenn  der  Adel  dem  Bürgertum  heute  in  der  Weise 
entgegentritt,  daß  er  ihn  an  seinen  genealogischen  Nach- 
weisungen zu  hemmen  versucht,  so  mögen  wohl  die 
Gründe,  die  hiezu  Anlaß  geben,  mannigfacher  Natur  sein. 

Daß  unser  heutiger  Hochadel  nicht  durch  seiner 
Hände  Arbeit  zu  seinen  Reichtümern  gelangte,  sondern 
durch  Manipulationen,  die  heute  im  Gesetze  als  „Raub 
und  „Betrug“  ausgelegt  werden,  wissen  wir.  Wie  viele 
Opfer  mußten  fallen  und  wie  viele  Existenzen  vernichtet 
werden,  um  oft  die  Begierden  nur  eines  einzelnen  zu 
befriedigen?  Wer  waren  diese  Opfer?  Zum  größten 
Teile  war  es  der  grundbesitzende  Kleinadel,  dem  um 
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diese  Zeit  noch  gewisse  Vorrechte  zustanden,  aber  end- 
lich der  Macht  des  Stärkeren  weichen  mußte.  Fügen  oder 
flüchten  — war  die  Parole!  Tausende  von  Existenzen 
wurden  zerstört  und  Hunderttausende  beträgt  heute  die 
Zahl  derer,  die  Nachkommen  jener  sind,  die  sich  einst 
vor  der  Habsucht  und  der  Gier  anderer  beugen  mußten. 
Es  ist  daher  keine  Fabel,  wenn  heute  der  eine  oder  der 
andere  behauptet,  der  Familientradition  nach  adelsberech- 
tigt zu  sein ; es  aber  zu  beweisen  ist  allerdings  mit  ande- 
ren Schwierigkeiten  verbunden! 

Unsere  Matriken  sind  zum  Teile  mangelhaft,  soweit 
sie  aus  vergangenen  Jahrhunderten  überhaupt  vorhanden. 
Der  in  Staatsdiensten  stehende  Beamte,  dem  mitunter 
noch  Gelegenheit  geboten  wäre,  aus  alten  Folianten  und 
Akten  so  manches  zur  Erlangung  verlorener  Rechte  her- 
beizuschaffen, hat  sich  schon  zu  sehr  an  die  mit  diesen 
Stellungen  verbundene  „Komodität“  gewöhnt,  um  einem 
solchen  Ansuchen,  soweit  ihm  dies  überhaupt  möglich 
wäre,  näher  zu  treten.  Aus  den  Archiven  alter  Adels- 
geschlechter, auf  deren  Schlössern  ehedem  die  unmittel- 
bare Gerichtsbarkeit  ausgeübt  wurde,  ist  das  wertvollste 
Material  nach  den  Museen  gewandert,  wo  es  nur  mehr 
als  ein  Schaustück  einer  dahingegangenen  Zeitperiode 
dient,  soweit  nicht  gar  ein  Teil  als  Makulatur  ausge- 
schieden wurde.  Andere  Archive  wurden  wieder  Fidei- 
kommißarchiven  einverleibt  und  der  Skriptor  hat  das 
Material  gleich  einem  Staatsgeheimnis  zu  bewahren. 
Berge  von  Urkunden  lagen  und  liegen  noch  in  den 
Archiven  der  Klöster,  aber  sowohl  im  eigenen,  als  auch 
im  Interesse  der  Regierung  werden  sie  nur  mehr  als 
wertlose  Fragmente  betrachtet  und  vergebens  pocht  der 
Forscher  an  der  Pforte  um  Einlaß!  — 

Auch  Dr.  v.  Holzinger  hat  das  Dokument,  welches 
ihm  als  Grundlage  zu  seinem  Adelsnachweise  diente,  im 
Archive  des  k.  k.  Landesgerichtes  Wien  unter  den  adeli- 
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gen  Regierungstestamenten  vom  Jahre  1628  gefunden  und 
es  erscheint  sehr  fraglich,  ob  sich  Dr.  v.  Holzinger  auch 
in  den  Besitz  dieses  Schriftstückes  hätte  versetzen  können, 
wenn  ihm  hiezu  nicht  seine  Stellung,  die  er  im  Justizdienste 
bekleidete,  Vorschub  geleistet  hätte.  Nicht  jedermann 
aber  ist  Gelegenheit  geboten,  persönlich  in  Archiven  nach 
solchen  Reliquien  zu  fahnden,  und  publiziert  ist  und  wird 
das  vorhandene  Material  auch  nicht. 

Das  für  Dr.  v.  Holzinger  so  wichtige  Dokument 
schließt  mit  den  Worten : „Ohne  alles  Disputat  und  Grü- 
belns  kontentieren  zu  lassen,  in  Bedenkung,  daß  wir, 
als  die  landesfürstlichen  Obrigkeiten  die  Münze  kassiert 
und  abgesetzt  haben,  in  die  zwanzigtausend  Gulden  zu 
Schaden  kommen  seien.“ 

Dr.  v.  Holzinger  begleitet  diese  Worte  in  seiner 
Broschüre  „Antiquarische  Fragmente“,  worin  er  voraus- 
schickt, daß  selbe  nicht  für  die  Öffentlichkeit,  sondern 
nur  für  eine  Anzahl  lieber  Freunde  bestimmt  ist,  mit 
folgendem : 

„Dieser  Passus  bezieht  sich  auf  folgende  Tatsache. 
Im  Jahre  1622  beschloß  die  Regierung,  von  Geldnot  ge- 
drängt, das  Münzregal  für  sechs  Millionen  Gulden  an 
ein  Konsortium  zu  verpachten,  das  aus  einem  gewissen 
Hans  de  Witte,  mehreren  vornehmen  Adeligen,  darunter 
auch  Wallenstein,  und  einem  Juden  Namens  Bassevi  be- 
stand. Allein  dieses  Konsortium  begnügte  sich  nicht  mit 
dem  gesetzlichen  Münzgewinn,  sondern  prägte  gering- 
haltige Münzen,  zuletzt  solche,  welche  nur  ein  Zehntel 
ihres  Nominalwertes  hatten,  so  daß  die  Regierung  im 
Jahre  1623  genötigt  war,  diese  Münze  um  ein  Sechstel 
des  Nominalwertes  zurückzulösen,  wodurch  Tau- 
sende an  den  Bettelstab  kamen.  Diese  \er 
schlechterten  Münzen  hatten  Mitglieder  des  Konsortiums, 
darunter  auch  deutsche  Adelige,  anfänglich  dazu  benutzt, 
um  solchen  böhmischen  Edelleuten,  welche  ihres  prote- 
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stantischen  Glaubens  willen  verbannt  und  gezwungen  wor- 
den waren,  binnen  einer  ihnen  bestimmten  Frist  ihre 
Güter  zu  verkaufen  und  das  Land  zu  verlassen,  diese 
Güter  auszubezahlen,  oder  auch  der  Regierung  bereits 
konfiszierte  Güter  damit  abzukaufen,  und  so  wurde 
der  Grundstock  manchen  mächtigen  Ver- 
mögens gelegt,  dessen  heutige  Besitzer 
aber  in  einem  ganz  anderen  Lager  stehen, 
als  wohin  sie  ihre  Abstammung  weisen 
würde,  und  die  Vorkämpferund  Beschützer 
nationaler  Bestrebungen  sind,  deren  Nie- 
derwerfung ihren  Vorfahren  Gelegenheit 
bot,  zu  Macht  und  Reichtum  zu  gelangen. 
Sapienti  sat!“ 

So  lauten  die  Worte,  die  ein  k.  k.  Hofrat  erst  vor 
einigen  Jahren  über  das  Emporkommen  unserer  tonan- 
gebenden Aristokratie  vernehmen  ließ! 

Wenn  wir  diese  mit  etwas  Reserve,  aber  doch  unver- 
blümt gegebenen  Zeilen  durchblicken,  so  werden  wir 
begreiflich  finden,  wenn  es  heute  noch  Hunderte  von 
Familien  gibt,  deren  Ahnen  einst  von  dem  gleichen 
Schicksale,  wie  die  Dr.  Holzingers,  betroffen  wurden  und 
nun  mit  gleichem  Rechte  den  Nachweis  und  die  An- 
erkennung ihres  schuldlos  verlorenen  oder  freiwillig  ab- 
gelegten Adels  anstreben. 

„Immens“  bezeichnete  Dr.  v.  Holzinger  das  Material, 
das  heute  noch  in  den  verschiedensten  Archiven  ruht 
und  so  manche  ahnungslose  Familien  zu  Nachforschungen 
über  ihre  Vorfahren  veranlassen  sollte.  Die  Forschungen 
müssen  sich  nicht  stets  auf  ein  verlorenes  Besitztum  oder 
einen  Adelsnachweis  erstrecken,  auch  Stiftungen  be- 
stehen in  großer  Zahl,  die  in  willkürlicher  Verwaltung 
des  Fiskus  liegen  und  von  denen  die  eigentlichen  Genuß- 
berechtigten gar  keine  Kenntnis  haben. 

An  allen  diesen  Geheimhaltungen  wird  jedoch  ein  be- 
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sonderes  Interesse  verfolgt  und  daher  auch  die  Be- 
mühungen des  Adels,  die  Aufmerksamkeit  des  Bürgertums 
von  solchen  Forschungen  nach  Möglichkeit  abzulenken! 

So  aber,  wie  die  Vorfahren  des  Adels  für  eine  be- 
hagliche Existenz  ihrer  Nachkommen  sorgten  und  noch 
weiter  Vorsorge  treffen,  so  ist  es  Pflicht  des  Bürgertums, 
daß  es  auch  Rechte,  die  es  stets  besessen,  nicht  preis- 
gibt, sondern  diese  späteren  Generationen  überliefert,  — 
der  Willkür  des  Adels  aber  mit  der  nötigen  Energie  ent- 
gegentritt. Hinsichtlich  des  Wappenrechtes  müssen  wir 
aber  den  uns  von  seiten  des  Ministeriums  des  Innern 
aufgedrungenen  Kampf,  wenn  erforderlich,  fortsetzen,  um 
nicht  wirklich  als  Besiegte  zu  erscheinen,  wodurch  wir 
das  Wappenrecht  in  Österreich  als  eine  Prärogative  des 
Adels  anerkennen  würden. 

* * 

* 

Zu  meinen  verschiedenseitigen  Ausführungen  über 
die  Wappenkunde  und  das  Wappenrecht  möchte  ich  hier 
an  dieser  Stelle  auch  noch  der  Geschlechtskunde  in  be- 
zug auf  die  Schreibweise  der  Familiennamen  Erwäh- 
nung tun.  ' 

Wer  sich  jemals  mit  genealogischen  Forschungen  be- 
faßte, dem  wird  es  auch  nicht  fremd  sein,  in  welchen 
Variationen  und  Metamorphosen  oft  ein  einzelner  Fa- 
milienname anzutreffen  ist;  diesen  Umständen  wird  in 
unserer  Monarchie  noch  durch  die  herrschende  Viel- 
sprachigkeit in  einzelnen  Ländern  Vorschub  geleistet. 
Daß  selbst  die  willkürliche  Namensänderung  bei  uns 
bis  in  die  jüngste  Zeit  herab  reicht,  beweist  eine 
Ministerialverordnung  aus  dem  Jahre  1885 , welche 
in  sämtlichen  Diözesanblättern  wiederholt  veröffent- 
licht wurde  und  worin  die  willkürliche  Änderung 
von  Familiennamen  den  Matrikenführenden  strenge  ver- 
boten wird. 
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Da  es  wohl  wenige  Namen  gibt,  die  im  Laufe  der 
Zeit  keine  Veränderung  ihrer  Schreibweise  erfahren  haben 
dürften,  so  will  ich  hier  einiges  über  Variationen  und 
Metamorphosen  von  Familiennamen  anführen. 

Schon  im  17.  Jahrhundert  waren  Namen  wie  Maier, 
Müller,  Gruber,  Hofer,  Bauer  usw.  stark  verbreitet,  wel- 
chen man  zu  ihrer  näheren  Bezeichnung  Beinamen  bei- 
legte, und  so  entstanden  dann  die  Namen  wie  Ober- 
maier, Mittermaier,  Untermaier,  Bachmüller, 
Braun  müller , Hof  müller , Stein  gruber , Z e h e t - 
gruber , W o 1 1 gruber , Haber  hofer , Wagen  hofer, 
Groß  bauer , Sand  bauer , Wald  bauer  usw.  Es  ist 
somit  die  Möglichkeit  gar  nicht  ausgeschlossen,  daß 
Familien,  welche  z.  B.  heute  den  Namen  Zehetgruber 
und  W o 1 1 gruber  führen,  einen  gemeinsamen  Ahnen  mit 
Namen  Gruber  haben. 

Eine  Art  der  Variation  bildet  die  Schreibweise  der 
Namen,  ohne  daß  selbe  in  der  Aussprache  irgendwie  beson- 
ders gekennzeichnet  erscheinen  würde ; so  treffen  wir  z.  B. 
den  Namen  „Seidel“  in  folgenden  Abarten:  Seidel,  Seidl, 
Saidel,  Saidl,  Sejdel,  Sejdl,  Sajdel,  Sajdl,  Seydel,  Seydl, 
Saydel,  Saydl,  Seitei,  Seitl,  Saitel,  Saitl,  Sejtel,  Sajtel, 
Sajtl,  Seytel,  Seytl,  Saytel,  Saytl,  Seudl,  Seudel,  Seutl 
und  Seutel.  Ziehen  wir  hiezu  noch  in  Betracht,  daß  man 
in  noch  nicht  allzuferner  Zeit  dem  männlichen  Geschlechte 
dem  Namen  die  Silbe  „er“  (Seidl  e r)  und  dem  weiblichen 
Geschlechte  die  Silbe  „in“  (Seidl  i n oder  gar  Seidler  i n) 
beifügte,  so  finden  wir  diesen  Namen  in  mehr  als  fünfzig 
Schreibarten  vor,  ohne  daß  sich  die  Ableitung  der  ein- 
zelnen Abarten  aus  einem  Namen  bestreiten  lassen  könnte. 
Hieran  reiht  sich  noch  die  Nationalisierung  der  Namen, 
wie:  Seidlow,  Seidl  off,  Seidl  owsky,  Seidl  inski, 
Seidl  e n e g g , Seidl  e n e k , Seidl  i n i usw.  Lassen  wir 
weiters  nicht  außer  acht,  daß  auch  der  Name  Zeidler 
aus  Seidler  entstanden  und  aus  Seidel  auch  Seidel  und 
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aus  diesem  wieder  Scheidei  wurde,  dann  vermag  man 
sich  einen  Überblick  zu  verschaffen,  welch  weitgehender 
Variation  oft  ein  einzelner  Familienname  unterworfen  ist. 

Nachstehend  lasse  ich  einige  Variationen  aus  den 
Ergebnissen  meiner  eigenen  Forschungen  folgen: 


einst:  Käser, 

jetzt  Kaiser  ; 

„ Gseller, 

» 

Heller; 

„ Steinl  echner, 

tt 

Stahlener; 

„ Feigenkranz, 

tt 

Fürnkranz; 

„ Ebenstreit, 

tt 

Hebenstreit; 

„ Viola, 

ft 

Fiala; 

„ Chindlar, 

tt 

Kindler; 

„ Kindermacher, 

ff 

Kindermann ; 

„ Vaschang, 

tt 

Fasan; 

„ Fritz, 

ft 

Fritsch; 

„ Gruber, 

ft 

Zehetgruber; 

„ Berger, 

ff 

Offenberger; 

„ Wolf  (deutsch), 

!) 

Wik  (böhm.); 

„ Krebs  (deutsch), 

tt 

Rak  (slow.). 

Einige  Variationen  und  Metamorphosen  der  Neu- 
zeit aus  Professor  Heintzes  Werk  „Die  deutschen  Fa- 
miliennamen“: 


einst:  Armpriester, 

jetzt  Armbruster; 

„ Patschdieber, 

tt 

Badstüber; 

„ Leopoldauer, 

tt 

Eipeldauer; 

„ Ochsner, 

tt 

Exner; 

„ Schräder, 

tt 

Schrötter; 

„ Dessauer, 

tt 

Dessoir; 

„ Nagler, 

tt 

Naguiller; 

„ Klemann, 

tt 

Clement; 

„ Stiegler, 

tt 

Stighelli; 

„ Bamberger, 

11 

Vambery; 

„ Benkert, 

tt 

Kertbeny ; 

„ Roder, 

tt 

Rodani. 

irmann,  Die  Opfer. 

14 
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Auch  die  erst  im  Vorjahre  verfaßte,  meinen  Prozeß 
betreffende  Anklageschrift  weist  von  231  Familiennamen 
nicht  weniger  als  46,  einige  Namen  sogar  in  zwei  Varia- 
tionen auf,  von  welchen  ich  hier  einen  Teil  zitiere,  um 
zu  beweisen,  wie  genau  man  es  gerade  amtlicherseits 
mit  der  Schreibweise  der  Familiennamen  nimmt: 


Richtige  Schreibweise 
der  Familiennamen: 

Axmann 

Bankmann 

Pucher 

Kiendler 

Turczinsky 

Obholzer 

Girschik 

Ruzek 

Staudacher 

Ehrlich 

Rabuda 

Rindt 

Kal  mann 

Resch 

Wüst 

Iranic 

Badl 

Loutka 


Variation  in  der 
Anklageschrift: 

Adam*) 

{Balkmann ; 
Bakmann ; 

{Puchar; 

Bücher; 

( Biendler; 

{ Biendlar; 
Turomecky; 
Oholzer; 
Gaschik ; 
Kuzek; 
Steindacher; 
Ehreich ; 
Rabenda; 
Rinat; 
Kielmann ; 
Reich; 

Würt; 

Irana; 

Radi; 

Louka; 


*)  Man  würde  es  für  gar  nicht  möglich  halten,  daß  aus  „Ax- 
mann“ — „Adam“  entstehen  kann;  wie  aber  in  meiner  Anklage- 
schrift vieles  Unmögliche  zur  Tatsache  gemacht  wurde,  so  ist  auch 
diese  Metamorphose  entstanden! 
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Richtige  Schreibweise 
der  Familiennamen: 
Brem 

Liebenberger 

Aresin 

Tomitza 

Seiche 


Variation  in  der 
Anklageschrift: 
Brein; 

Siebenberger; 

Aresie; 

Tomitzer; 

Seicha. 


Mit  diesen  Anführungen  will  ich  andeuten,  welche 
Beachtung  der  Forscher  bei  Recherchen  seinem  Familien- 
namen, auch  in  bezug  auf  Veränderung  der  Schreibweise 
beizumessen  hat. 

* . * 

* 


Flat  die  Beamtenschaft  des  Ministeriums  des  Innern 
wirklich  so  viel  Muße,  daß  es  seine  Aufmerksamkeit 
der  Wiederbelebung  der  bürgerlichen  Heraldik  zuwendet, 
dann  möge  es  mir  nicht  übel  genommen  werden,  wenn 
ich  an  dieser  Stelle  einiges  ins  Treffen  führe,  an  dessen 
Betätigung  dem  Ministerium  des  Innern  mehr  Lorbeeren 
blühen  dürften,  als  an  der  Hemmung  der  Entwicklung 
dieser  Wissenschaft,  wenn  es  schon  zur  Hebung  der- 
selben nichts  beitragen  will. 

Das  Wappenführungsrecht  ist  in  allen  Kulturstaaten 
ein  unbeschränktes;  in  Deutschland  z.  B.  führt  jede  Fa- 
milie ihr  Wappen,  zumindest  bleibt  es  ihr  unbenommen, 
sich  ein  solches  zu  wählen  und  öffentlich  zu  führen,  und 
wie  ausgebreitet  ist  dadurch  in  Deutschland  die  Beschäfti- 
gung des  Kleinkunstgewerbes.  Der  Graveur,  der  Gold- 
und  Silberarbeiter,  der  Weber  und  Sticker,  der  Bild- 
hauer, der  Steinmetz,  der  Maler,  der  Papierkonfektionär, 
der  Glaser  und  Glasmaler,  der  Elfenbein-  und  Meer- 
schaumdrechsler und  die  Ledertechnik,  alle  diese  Klein- 
kunstgewerbe werden  durch  die  Förderung  der  Heraldik 
beschäftigt,  blühen  in  Deutschland  und  werden  noch 
durch  Herausgabe  bürgerlicher  Wappenbücher  und  heral- 

14* 
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discher  Zeitschriften  unterstützt.  In  Österreich  hingegen 
liegen  alle  diese  Kunstgewerbe  brach  darnieder;  unter- 
zieht sich  aber  jemand  der  Mühe  und  versucht  unter 
Opfern  die  bürgerliche  Heraldik  wieder  zu  beleben,  so 
wird  er  durch  einen  Akt  der  Willkür  zum  Schweigen 
gebracht ! 

In  Deutschland  ist  man  jetzt  bemüht,  daß  alle  Märkte 
und  Ortschaften,  die  noch  kein  Wappen,  richtiger  gesagt 
Siegel,  besitzen,  solche  annehmen,  wogegen  man  in 
Österreich  gerade  das  Gegenteil  zu  tun  bestrebt  ist,  und 
will  ich  für  diese  meine  Behauptung  folgenden  Fall 
zitieren : 

Die  Gemeinde  Vöslau  in  Niederösterreich  führt  seit 
Menschengedenken  ein  Gemeindesiegel,  welches  als  In- 
signien eine  Eiche,  zu  deren  Linken  ein  Faß  zugelehnt 
ist,  zeigt.  Das  Siegel  ist  auch  im  Werke  „Städte-Wappen 
von  Österreich-Ungarn“,  Wien  1885,  Text  von  Dr.  Karl 
Lind,  k.  k.  Sektionsrat  im  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht,  enthalten,  von  welchem  sicher  auch  ein 
Exemplar  in  irgendeinem  Regal  unseres  Wappenarchives 
zu  finden  sein  dürfte. 

Im  Verlaufe  des  Sommers  1905  erhielt  die  Gemeinde 
Vöslau,  natürlich  zur  größten  Überraschung  der  dorti- 
gen Gemeindevorstehung,  vom  Ministerium  des  Innern 
die  Aufforderung,  sich  über  das  Führungsrecht  des  Ge- 
meindesiegels auszuweisen,  und  nachdem  die  Gemeinde 
dies  nicht  zu  tun  vermochte,  wurde  derselben  seitens 
des  Ministeriums  des  Innern  der  Bescheid  zuteil,  daß  die 
Gemeinde  Vöslau  mit  Rücksicht  darauf,  daß  sich  selbe 
des  Siegels  bereits  über  fünfzig  Jahre  bedient,  selbes 
weiter  benützen  kann,  jedoch  für  die  Ausstellung  eines 
Wappenbriefes  170  Kronen  zu  entrichten  habe.  Die  Ge- 
meinde Vöslau  hat  diesen  Betrag  auch  bezahlt!  — 

Da  es  in  Österreich  zahlreiche  Gemeinden  gibt,  die 
sich  eines  Gemeindesiegels  bedienen,  ohne  das  Recht 
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hiezu  mittelst  eines  Wappenbriefes  legitimieren  zu  kön- 
nen, so  wäre  es  von  allgemeinem  Interesse,  wenn  das 
Ministerium  des  Innern  es  vernehmen  lassen  würde, 
worauf  die  Begründung  gestützt  wird,  daß  nur  jene 
Gemeinden  zur  Führung  eines  Gemeindesiegels  berech- 
tigt sind,  die  sich  mit  einem  auf  eine  Verleihung  bezug- 
habenden Wappenbrief  ausweisen  können  und  w o m i t die 
Verfügung  begründet  wird,  die  Weiterbenützung  eines 
altererbten  Gemeindesiegels  von  der  Bezahlung  von  170 
Kronen,  resp.  Ausstellung  eines  Wappenbriefes  abhängig 
zu  machen? 

Wie  Vereinigungen,  wie  Genossenschaften,  Vereinen 
und  Verbindungen  es  freisteht,  sich  eines  Kennzeichens 
zu  bedienen,  ebenso  kann  auch  jede  Gemeinde  ein  Siegel 
benützen,  insofern  die  gewählten  Insignien,  wie  z.  B. 
der  Reichsadler,  nicht  an  bestimmte  Voraussetzungen  ge- 
bunden sind.  Im  Vorgehen  des  Ministeriums  des  Innern 
gegenüber  der  Gemeinde  Vöslau,  wo  es  sich  noch  um 
ein  altererbtes  Siegel  handelt,  erblicke  ich  einen  Akt  der 
reinsten  Willkür! 

Die  Prager  Adelsschwindeleien  sind  noch  nicht  dem 
Gedächtnisse  aller  entschwunden,  die  Öffentlichkeit  hat 
übrigens  hievon  sehr  wenig  erfahren,  aber  jene  Familien, 
die  da  mit  betroffen  wurden,  werden  dieser  Skandal- 
geschichte Zeit  ihres  Lebens  eingedenk  sein. 

Es  war  im  November  1900,  als  mich  ein  Herr,  namens 
Burian,  besuchte  und  mir  mitteilte,  daß  eine  Seitenlinie 
seines  Stammes  mit  gleicher  Abstammung  vom  Urgroß- 
vater, d.  d.  Wien,  28.  12.  1893,  die  Bestätigung  des  alten 
Adels  mit  dem  Prädikate  „von  Rajecz“  erlangte  und 
übertrug  mir  die  Ausarbeitung  des  Nachweises  auch  für 
seine  Linie,  indem  er  bemerkte,  daß  ich  mir  das  erforder- 
liche Beweismaterial  selbst  beschaffen  müsse,  da  es  ihm 
nicht  möglich  sei,  von  jenen,  die  bereits  den  Adel  be- 
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stätigt  erhielten,  irgendwelche  bestimmte  Anhaltspunkte 
ausgefolgt  zu  erhalten. 

Die  durch  mich  eingeleiteten  Recherchen  ließen  mich 
jedoch  alsbald  erkennen,  daß  das  Verwandtschaftsver- 
hältnis hier  zu  der  einst  geadelten  Linie  nicht  ein  der- 
artiges ist,  daß  der  Adelsnachweis  auf  Grund  reeller  Do- 
kumente erbracht  worden  sein  konnte.  Ich  wandte  mich 
nach  dieser  gemachten  Entdeckung  an  das  Ministerium 
des  Innern,  suchte  dort  mit  der  nötigen  Erklärung  um 
die  Überlassung  einer  Kopie  des  Beweismateriales  an, 
auf  Grund  dessen  die  Bestätigung  dieses  Adels  erfolgte, 
und  lieferte  so  die  erste  Handhabe  zur 
Enthüllung  der  Prager  A d e 1 s s c h winde- 
leien. 

Auf  eine  prompte  Erledigung  meines  Ansuchens  wohl 
nicht  rechnend,  wartete  ich  Monate,  ohne  einen  Bescheid 
zu  erhalten,  wonach  ich  das  gleiche  Ansuchen  in  kurzen 
Worten  unter  Beischluß  eines  frankierten  Rückkuverts 
an  den  Vorstand  des  Wappenarchives,  Herrn  Schorn- 
böck,  richtete,  aber  gleichfalls  ohne  Erfolg. 

So  vergingen  seit  meiner  ersten  Mitteilung  an  das 
Ministerium  des  Innern  etwa  fünfzehn  Monate,  bis  im 
September  1902  die  Tagesblätter  die  Enthüllungen  von 
den  in  so  großem  Stile  betriebenen  und  von  mir  selbst 
auf  26  Jahre  nachzuweisenden  Prager  Adelsschwinde- 
leien veröffentlichten. 

Herr  Schlechta  von  Wssehrd  trat  mit  seinen  Ent- 
hüllungen erst  im  Februar  und  zwar  nur  bruchweise 
vor  die  Öffentlichkeit,  indem  ich  bereits  ein  Jahr  zuvor 
meine  Entdeckungen  dem  Ministerium  des  Innern  zur 
Kenntnis  brachte;  in  welche  Hände  aber  diese  meine 
Eingabe  wohl  gefallen  sein  muß,  daß  selbe  trotz  ordnungs- 
gemäßer, gestempelter  Unterbreitung  nicht  beantwortet 
wurde,  wird  wohl  ein  unlösbares  Rätsel  bleiben  — ! Frag- 
lich ist  es,  ob  der  ehemalige  Ministerialsekretär  und  spä- 
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tere  Bezirkshauptmann  Herr  Schlechta  von  Wssehrd  — 
der  doch  in  dieser  Affäre  selbst  keine  beneidenswerte 
Rolle  spielte  — auch  dann  hervorgetreten  wäre,  wenn 
nicht  ich  bereits  ein  Jahr  zuvor  dem  Adelsdepartement 
durch  meine  Eingabe  in  der  Sache  „Burian  de  Rajecz“  diese 
Schwindeleien  als  für  die  Öffentlichkeit  reif  erklärt  hätte. 

Jedem  Menschen,  der  jemals  sich  mit  genealogischen 
Forschungen  befaßte,  erscheint  es  ganz  unbegreiflich,  wie 
«ine  solche  Manipulation  durch  über  ein  Vierteljahrhundert 
betrieben  werden  konnte,  ohne  daß  die  Behörde,  also 
hier  das  Ministerium  des  Innern  selbst,  welchem  die 
Überprüfung  des  Beweismateriales  oblag,  zur  Entdeckung 
der  Art  und  Weise,  wie  diese  Adelsnachweise  fabriziert 
werden,  gekommen  wäre.  Ja,  nur  Anfragen  bei  den  be- 
treffenden Matrikenämtern,  wo  die  Matrikenscheine  an- 
geblich ausgestellt  wurden,  hätten  mitunter  schon  ge- 
nügt, um  diesem  Treiben  längst  ein  Ende  zu  machen;  so 
wurde  bereits  im  Jahre  1876  für  einen  Nachweis  ein 
Taufakt  aus  dem  Jahre  1619  gefälscht  und  als  Quelle  des 
Scheines  Tom.  I.  bezeichnet,  in  der  Wirklichkeit  beginnen 
aber  die  Taufmatriken,  wo  dieser  Akt  eingetragen  er- 
scheinen soll,  erst  mit  dem  Jahre  1620. 

Wenn  dem  Adelsdepartement  nur  ein  Verzeichnis 
über  das  Zurückreichen  der  einzelnen  Matrikenbücher 
Vorgelegen  wäre,  so  hätte  man  bereits  vor  26  Jahren 
konstatieren  können,  daß  es  sich  hier  um  Fälschungen 
handelt,  und  allen  diesen  Familien  wären,  abgesehen  von 
den  ihnen  entstandenen  Gebühren,  die  mitunter  horren- 
den Prämien,  die  sie  für  die  Lieferung  des  Adelsnach- 
weises bezahlten,  erspart  geblieben. 

So  sind  Familien  um  Hundertausende  von  Gulden 
benachteiligt  worden,  welche  Beträge  sie  im  guten  Glau- 
ben auslegten,  ihren  Nachkommen  durch  die  Wieder- 
erwerbung des  ihnen  vermutlich  rechtlich  zustehenden 
Namens  eine  angenehmere  Existenz  zu  sichern. 
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Wer  hier  mehr  zu  verurteilen  ist,  ob  die,  die  diese 
Nachweise  lieferten,  oder  jene,  die  solche  zu  überprüfen 
unterlassen  oder  nicht  verstanden,  dieses  Urteil  möge 
jedem  einzelnen  überlassen  sein;  aber  alle  so  irre- 
geführten Familien  sind  Opfer  der  öster- 
reichisch-aristokratischen Beamtenwill- 
kür geworden  und  die  Beamtenschaft  in 
unserem  Adelsdepartement  möge  hieraus 
als  Konsequenz  ziehen,  daß  zur  Besetzung 
dieser  Stellungen  nicht  nur  ein  schön  klin- 
gender Name,  sondern  auch  gewisse  Kennt- 
nisse erforderlich  sind! 

Will  unsere  Adelsbehörde  nur  einen  einst  wirklich 
verliehenen  oder  ererbten  Adel  dulden,  dann  bietet  sich 
dieser  Behörde  selbst  hierin  allein  ein  weites  Arbeits- 
feld; denn  wenn  alle  heute  adelig  Auftretenden  aufge- 
fordert würden,  einen  glaubwürdigen  Nachweis  ihres 
Adelsrechtes  zu  liefern,  dann  würde  wohl  ein  großer 
Teil  aus  der  Liste  unseres  heutigen  Adels  verschwinden. 
Aber  wo  der  Adelführende  einmal  eine  soziale  Stellung 
errungen,  da  frägt  niemand,  ob  er  sich  des  Adels  mit 
Recht  oder  Unrecht  bedient;  er  muß  sich  nur  dem  dieser 
Kaste  genehmen  Regime  anpassen  können,  und  dann 
ist  er  im  Schoße  dieser  willkommen  — und  wo  kein 
Kläger  ist,  ist  auch  kein  Richter. 

Hierauf  soll  das  Augenmerk  unseres  Adelsdeparte- 
ments sich  konzentrieren,  wenn  es  schon  glaubt,  daß  ihrer 
Gesellschaft  nur  bestimmte  Elemente  vorenthalten  sind  und 
nicht  ihre  Sphäre  auf  bürgerliche  Familien  ausdehnen,  die 
aus  Pietät  zu  ihren  Ahnen  einen  Stammbaum  erheben 
und  als  Zeichen  des  Familienbandes  ein  Wappen  an- 
nehmen! 

Bedient  sich  aber  z.  B.  eine  Familie  ihres  recht- 
mäßig ererbten  Adels  und  die  Träger  desselben  gehören 
heute  dem  Privatbeamten-  oder  dem  Gewerbestande  an, 
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dann  weiß  unsere  Adelsbehörde  nicht,  welche  Beweise 
es  fordern  soll,  um  der  Familie  ihr  gutererbtes  Recht 
streitig  zu  machen. 

Ich  lenke  hier  die  Aufmerksamkeit  unserer  Adels- 
behörde auf  den  Adel  der  Familie  Tluk  von  Toschono- 
witz;  kein  Mensch,  der  jemals  in  die  Papiere  dieser  Fa- 
milie Einsicht  genommen  hat,  wird  Zweifel  daran  hegen, 
daß  an  dem  Adel  dieser  Familie  nichts  zu  beanständen  ist. 
Soweit  die  Matriken  vorhanden  sind,  sind  die  Ahnen 
stets  adelig  und  legitimer  Abstammung  matrikuliert;  die 
Geschichte  gibt  uns  über  das  Herkommen  dieses  Ge- 
schlechtes bis  ins  12.  Jahrhundert  Aufschluß  und  dabei, 
wohlgemerkt,  gab  es  niemals  Bürgerliche  dieses  Namens, 
was  vielleicht  die  Vermutung  erwachen  lassen  könnte, 
daß  dieser  Familie  das  Adelsrecht  doch  nicht  zusteht. 
Heute  nicht  mehr  Eigentümer  ihrer  einstigen  Besitzungen 
und  nicht  mehr  in  Staatsdiensten  stehend,  sucht  unsere 
Adelsbehörde  dieser  Familie  die  Rechtmäßigkeit  des 
Adels  zu  bestreiten. 

Ein  anderer  Fall  zeigt  uns  wieder,  wie  ein  Herr  von 
Ertel,  der,  seiner  Militärpflicht  Genüge  leistend,  aufge- 
fordert wird,  das  Recht,  sich  des  Adels  zu  bedienen,  zu 
dokumentieren;  er  vermag  dies  jedoch  nur  mit  den  auf 
seinen  und  den  seiner  Eltern  und  Großeltern  lautenden 
Namen  ausgestellten  Matrikenauszügen  zu  tun.  Aus  den 
Akten  seines  Großvaters  geht  hervor,  daß  dieser  Vladimir 
Carl  von  Ertel,  Oberstleutnant,  in  Galizien  domizilierte; 
nachdem  es  ihm  aber  nicht  möglich  ist,  mehr  aus  den 
galizischen  Matriken  zu  erheben  und  andere  Papiere  ihm 
seitens  seiner  Vorfahren  nicht  überliefert  wurden,  so 
wird  ihm  das  Recht,  sich  des  Adels  zu  bedienen,  abge- 
sprochen. Wäre  auch  er,  wie  sein  Großvater  es  war, 
Oberstleutnant,  dann  würde  wohl  niemand  darum  be- 
sorgt sein,  woher  er  sein  Adelsrecht  herleitet,  so  aber 
durch  Schicksalsschläge  verhindert,  nicht  seinen  Vor- 
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fahren  gemäß  sich  dem  Offiziersstande  zu  widmen,  mußte 
er  als  einfacher  Soldat  seiner  Militärpflicht  nachkommen, 
und  als  solcher  scheint  er  nach  den  Ansichten  seiner 
Vorgesetzten  zur  Führung  des  Adels  nicht  mehr  be- 
rechtigt ! 

Würde  man  allen  polnischen  oder  in  Galizien  seß- 
haft gewesenen  Familien,  die  ihr  Adelsrecht  nicht  mit 
mehr  als  mit  Matrikenauszügen  einiger  Generationen 
ihrer  Vorfahren  bekräftigen  können,  absprechen  wollen, 
dann  wäre  wohl  schon  ein  großer  Teil  des  polni- 
nischen  Adels  in  Österreich  verschwunden,  denn  jeder, 
der  in  Galizien  jemals  genealogische  Forschungen  pflegte, 
weiß,  daß  dort  in  den  Matriken  und  sonstigen  zu  Adels- 
nachweisen dienenden  Aufzeichnungen  oft  aus  dem 
18.  Jahrhundert  nicht  viel  zu  holen  ist. 

Sache  des  Adelsdepartements  wäre  es  ja,  über  die 
Aszendenz  und  Deszendenz  der  einzelnen  Adelsfamilien 
Aufzeichnungen  zu  führen,  aber  wie  in  verschiedenen 
Richtungen,  so  läßt  auch  hier  der  Arbeitskreis  der  Be- 
amtenschaft unserer  Adelsbehörde  viel  zu  wünschen 
übrig. 

Übrigens  ist  ja  gerade  unser  Offiziersadel  zum  Teile 
auf  sehr  schwacher  Grundlage  aufgebaut.  Eine  Folge  der 
Entdeckung  der  Prager  Adelsschwindeleien  war  auch 
eine  Verfügung  des  Kriegsministeriums,  wonach  der  ge- 
samte Adel  der  Offiziere  in  unserer  Monarchie  einer  Über- 
prüfung unterzogen  werden  sollte;  hievon  wurde  aber 
später  wieder  Abstand  genommen  und  weshalb?  Weil 
uns  diese  vielleicht  Überraschungen  geboten,  die  an  Sen- 
sation die  Prager  Adelsaffäre  noch  übertroffen  hätten!  — 

Was  versteht  man  überhaupt  unter  Adelsnachweis? 
Der  Begriff  eines  Adelsnachweises  ist  ein  sehr  dehn- 
barer. Wie  soll  z.  B.  eine  Familie  einen  Beweis  ihres 
Adelsrechtes  erbringen,  wenn  die  Verleihung  des  Adels, 
angenommen  im  16.  Jahrhundert,  erfolgte,  der  Besitz 
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des  Adels  sich  aber  auf  Grund  der  Matriken  nur  bis 
ins  17.  Jahrhundert  nachweisen  läßt  und  die  Familie  über 
keine  weiteren  Papiere  verfügt,  womit  sie  ihre  Rechte 
entsprechender  bekräftigen  könnte.  Einer  solchen  Fa- 
milie — so  steht  es  aber  mit  dem  größten  Teil  unseres 
heutigen  älteren  Adels  — kann  man  das  Recht,  sich  des 
ererbten  Adels  zu  bedienen,  nicht  streitig  machen,  aber 
ebenso  die  Rechtmäßigkeit  desselben  bezweifeln. 

Hat  der  Adelführende  eine  seinem  Stande  ent- 
sprechende Stellung  inne,  so  wird  er  sicher  nicht  auf- 
gefordert werden,  sich  über  sein  Adelsrecht  auszuweisen, 
ist  derselbe  aber  nicht  durch  seine  Stellung  vor  einer 
solchen  Aufforderung  geschützt,  so  sehen  wir,  wie  er 
ganz  der  Willkür  der  Behörde  preisgegeben  ist,  wenn 
er  sein  Recht  nicht  mit  mehr  als  selbst  einer,  zwei  oder 
drei  Jahrhunderte  alten,  aus  den  Matriken  erhobenen 
Stammreihe  zu  bekräftigen  vermag.  Hier  verläßt  uns 
unser  Gesetz  ganz  und  die  schließliche  Zuerkennung,  sich 
des  Adels  weiter  zu  bedienen,  ist  ein  förmlicher  Gnaden- 
akt unserer  aristokratischen  Beamtenschaft;  aber  nicht 
in  allen  Staaten  ist  es  so,  z.  B.  in  Preußen,  wo  ein  muster- 
haftes Heroldsamt  besteht,  kann  sich  jeder  des  Adels 
bedienen,  wenn  er  in  der  Lage  ist,  den  Besitz  desselben 
bis  auf  das  Jahr  1740  zurückzuführen. 

Um  die  Adelsverhältnisse  in  Österreich  von  einer 
anderen  Seite  zu  beleuchten , will  ich  mich  eines 
Falles  erinnern,  der,  obwohl  schon  der  Vergangen- 
heit angehörend,  doch  für  das  Adelsrecht  in  unserer  Mon- 
archie erwähnenswert  erscheint. 

Als  Georg  Ritter  von  Schönerer,  seines  nationalen 
Übereifers  wegen,  vor  mehreren  Jahren  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe verurteilt  wurde  und  dabei  auch  das  Recht, 
sich  des  Adels  weiter  zu  bedienen,  einbüßte  und  eine  Spal- 
tung in  der  Partei,  der  dazumal  Schönerer  und  Vergani 
angehörten,  eintrat,  fing  die  sich  Schönerer  zugewandte 
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Seite  an,  das  Adelsrecht  des  Ernst  von  Vergani  über- 
haupt zu  bezweifeln,  was  zur  Folge  hatte,  daß  Ernst 
von  Vergani  seitens  des  Ministeriums  des  Innern  zur 
Ausweisleistung  seines  Adelsrechtes  aufgefordert  wurde 
und  schließlich  mit  der  A b erkennung  desselben  endete. 

Hätte  es  niemals  einen  Schönerer-Prozeß  gegeben, 
so  gäbe  es  auch  heute  noch  einen  Herrn  Ernst  von 
Vergani,  und  niemand  würde  heute  an  der  rechtmäßigen 
Führung  dieses  Adels  Zweifel  hegen.  Mit  dem  gleichen 
Rechte  aber,  wie  einst  Herr  Vergani  sich  des  Adels  be- 
diente, bedienen  sich  eines  solchen  heute  noch  zahl- 
reiche andere  Personen. 

Wie  genau  es  übrigens  gerade  die  Behörde  selbst 
mit  Adelsbezeichnungen  nimmt,  mag  uns  folgendes  Bei- 
spiel beweisen. 

Anläßlich  meines  Prozesses  fand  ich  in  mehreren 
Tagesblättern  den  Namen  des  in  meinem  Prozesse  als 
Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  fungierenden  Staatsan- 
walt-Substituten Dr.  Erwin  Höpler  als  „Dr.  von  Höpler“ 
genannt,  ich  legte  jedoch  dieser  „Standeserhöhung“  keine 
Bedeutung  bei,  weil  es  sich  hier  lediglich  um  Berichte 
von  Zivilpersonen  handelte.  Als  ich  jedoch  später  beim 
Landesgerichte  um  die  Überlassung  einer  Urteilskopie 
einkam  und  ich  in  dieser  als  öffentlichen  Ankläger  gleich- 
falls „Dr.  von  Höpler“  verzeichnet  fand,  fing  ich  an, 
mich  auch  für  dieses  Adelsrecht  zu  interessieren ; — meine 
Recherchen  hatten  ein  negatives  Resultat!! 

Es  liegt  mir  fern,  Herrn  Staatsanwalt-Substitut  Dr.  Erwin 
Höpler  — der  in  meinem  Prozesse  schon  in  dem  bloßen 
Führen  eines  Familienwappens  eine  Eitelkeit  zu  erblicken 
glaubte  — einer  Adelsanmaßung  zu  beschuldigen,  son- 
dern ich  will  nur  dartun,  wie  leicht  es  selbst  behördliche 
Organe  mit  Adelsbezeichnungen  nehmen!  — 

Wäre  ich  nicht  meinen  Klienten  gegenüber  zu  einer 
gewissen  Diskretion  verbunden,  die  ich  auch  in  jeder 
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Hinsicht  wahre  und  zu  wahren  wissen  werde,  so  könnte 
ich  über  Adelsverhältnisse,  Adelserlangungen  und  der  da- 
mit verbundenen  Protektion  in  Österreich  noch  manch 
Interessantes  ans  Tageslicht  zerren;  doch  wer  leidet 
Schaden  daran , wenn  jemand  seinen  Namen  mit 
einem  Beiwörtchen  verbindet?  Ein  Ding,  das  doch  in 
monarchistischen  Staaten  Anspruch  auf  Vorzug  gewährt! 

Was  aber  die  Organisation  unserer  Adelsbehörde  be- 
trifft, so  ist  diese  in  Österreich  so  mangelhaft,  wie  viel- 
leicht in  keinem  Staate,  wo  solche  Institutionen  über- 
haupt bestehen;  kein  Land  in  Europa  dürfte  aber  an 
historischen  Materialien  so  reich  sein,  wie  Österreich, 
um  ein  Heroldsamt  zu  schaffen,  um  welches  es  andere 
Staaten  beneiden  könnten.  In  Österreich  obliegen  die 
Adelsagenden  dem  Adelsdepartement,  welches  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  untersteht  und  wo  ein  Beamten- 
stand waltet,  der  sich  vielleicht  gut  zum  politischen  Dienste 
verwenden  ließe,  aber  zur  Beurteilung  von  Agenden,  die 
Historiker,  Archäologen,  Heraldiker  und  Genealogen  er- 
fordern, unfähig  ist. 

Mit  wie  weitgehenden  Kenntnissen  die  Herren  in 
unserem  Adelsdepartement  ausgestattet  sind,  hat  wohl 
mein  Prozeß  zur  Genüge  bewiesen.  Das  Ministerium  des 
Innern  entsendet  als  Sachverständigen  einen  Beamten, 
der  erst  vier  Jahre  diesem  Departement  zugeteilt  ist; 
dieser  erblickt  in  einem  Adel,  dessen  Verleihung  nirgends 
verbucht  ist  und  erst  seit  vier  Generationen  geführt  wird, 
einen  Uradel,  — an  den  Wappen  erkennt  er,  daß  dies 
Adelswappen  sind,  weil  diese  zum  Teil  mit  offenen  Hel- 
men versehen,  — im  Hofdekret  ex  1820  und  im  Tax- 
patent  ex  1840  will  der  Herr  ein  Verbot  erblicken,  wo- 
nach ein  bürgerlich  Geborener  zur  Führung  eines  Wap- 
pens nicht  berechtigt  sein  soll ! Dies  sind  Ansichten, 
die  selbst  einen  Laien  erstarren  lassen,  sobald  er  einmal 
eine  Wappenfibel  in  der  Hand  gehabt  hat;  so  aber 
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die  Ausführungen  eines  als  Sachverständigen  entsandten 
Beamten  der  österreichischen  Adelsbehörde!!  — 

Hier  soll  unsere  Regierung  mit  Reformen  einsetzen, 
wenn  sie  schon  so  um  die  Vorrechte  des  Adels  besorgt 
ist,  nicht  aber  in  ganz  Österreich-Ungarn  und  selbst  über 
die  Grenzen  der  Monarchie  nach  bürgerlichen  Familien- 
wappen jagen;  die  Regierung  würde  damit  nicht  nur 
dem  Adel  nützen,  sondern  auch  den  Bürger  vor  un- 
lauteren Manipulationen  schützen.  Selbst  Italien  ist  uns 
durch  die  vor  einigen  Jahren  geschaffene  „Consulata 
Araldica“,  welcher  die  Überprüfung  des  gesamten  in 
Italien  domilizierenden  Adels  obliegt,  in  bezug  auf  Re-  ! 
form  im  Adelswesen  zuvorgekommen.  Muß  Österreich 
einen  Adel  haben,  dann  soll  auch  eine  Behörde  ge- 
schaffen werden,  die  die  Rechte  dieser  Kaste  schützt  und 
die  Aufnahme  neuer  Geschlechter  in  diese  nicht  durch 
Kenntnislosigkeit,  Willkür  und  Protektion  unterstützt.*) 

Ein  besonderes  Verdienst  würde  das  Ministerium  des 
Innern  ernten,  wenn  es  zu  weitgehender  Reform  in  un- 
serem Matrikenwesen  schreiten  würde.  Die  Matriken 
sind,  vom  sachlichen  Standpunkte  ausgegangen,  Bücher, 
worin  die  zwischen  der  Kirche  und  den  sich  auf  Grund 
der  bestehenden  konfessionellen  Vorschriften  meldenden 
Parteien  vollzogenen  Akte  eingetragen  werden,  wobei 
dem  Vollzüge  des  Aktes  von  dem  oft  so  zutage  tretenden 
finanziellen  Interesse  der  Pietät  der  Vorrang  abgerungen 

*)  Jene  Staaten,  die  in  ihrer  Entwicklung  und  im  Fortschritte 
vorangehen,  haben  den  Adel  — wo  ein  solcher  überhaupt  bestand 
— als  eine  bevorzugte  Klasse  zu  Recht  bestehend  schon  längst  ab- 
erkannt und  diesen  an  der  Teilnahme  der  Lenkung  der  Schicksale 
des  Staates  nahezu  gänzlich  lahmgelegt.  — Auch  im  monarchistischen 
Japan  — dem  Lande  mit  seiner  bewundernswerten  Entwicklung  — 
hat  der  Mikado,  indem  er  zuvor  dem  Feudalismus  ein  Ende  bereitete, 
im  Jahre  1884  den  Adel  aufgehoben,  wohl  neue  Adelsklassen  kreiert, 
aber  die  Erblichkeit  nur  mehr  auf  die  Primogenitur  beschränkt. 
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wird.  Die  Matriken  sind  weiters  Bücher,  denen  bei  ihrer 
Einführung  jede  staatsrechtliche  Grundlage  fehlte;  die 
Anlage  derselben  erfolgte  in  Österreich  zufolge  eines  Be- 
schlusses des  zu  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zu  Trient 
tagenden  bischöflichen  Konzils,  wonach  diese  sukzessive 
eingeführt  wurden,  und  erst  durch  das  kaiserliche  Patent 
vom  20.  Februar  1787  wurde  diesen  die  heutige  dokumen- 
tarische Kraft  erteilt. 

Die  Matrikenführung  war  stets  der  größten  Willkür 
preisgegeben  und  erst  der  Fall  des  Bezirkshauptmannes 
von  Hervay  in  Mürzzuschlag  hat  uns  bewiesen,  welcher 
Wert  der  Matrikenführung  beizumessen  ist,  wenn  die 
politische  Behörde  und  die  kirchliche  Gewalt  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  handeln. 

Hier  wurde  die  Trauung  unter  allem  kirchlichen 
Zeremoniell  an  der  ersten  Honoration  der  Stadt  vorge- 
nommen; kaum  sind  die  Flitterwochen  dahingeschwun- 
den, entdeckt  man  in  der  jungen  Frau,  die  schon  zum 
fünften  Male  einem  Manne  das  bindende  „Ja“  gegeben, 
eine  Hochstaplerin,  der  Mann  beschließt,  um  der  Öffent- 
lichkeit nicht  Rechenschaft  legen  zu  müssen,  sein  Leben 
gewaltsam,  die  Angehörigen  des  Mannes  fechten  be- 
greiflicherweise die  Gültigkeit  der  Ehe  an  und  diese  wird 
als  eine  Scheinehe  ausgelegt.  Also  nicht  in  dem  Ort  und 
der  Person,  die  den  Ehebund  vornahm,  lag  die  Kraft  der 
Gültigkeit,  nein  — , sondern  in  den  zur  Zeit  der  Trauung 
angeblich  gemangelten  richtigen  Papieren. 

Ich  zweifle,  daß  der  Herr  Pfarrer  Pragei  von  Mürz- 
zuschlag unter  diesen  Umständen  auch  an  anderen  diesen 
Akt  in  der  Weise  vollzogen  oder  nachträglich  hiefür  diese 
Auslegung  gefunden  hätte;  auch  im  Falle  Hervay  hätte 
man  andere  Motive  in  Erwägung  gezogen,  wenn  die  Ge- 
heimnisse, die  die  Öffentlichkeit  doch  so  viel  beschäf- 
tigten, erst  nach  Jahren  gelüftet  und  dem  Ehebunde 
mittlerweilen  Nachkommen  entsprossen  wären.  Im  Falle 
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Hervay  handelte  es  sich  aber  nicht  nur  um  die  Person 
des  Herrn  Bezirkshauptmannes,  sondern  Herr  von  Hervay 
gehörte  auch  jener  Gesellschaftsklasse  an,  die  die  Will- 
kür als  ein  Recht  ihres  Standes  betrachten,  mit  dieser 
aber,  wie  hier,  die  Bedeutung  kirchlicher  Akte  selbst 
klarlegen  — ! 

Was  ist  aber  eine  Scheinehe?  Der  kirchliche  Voll- 
zug der  Ehe  ist  doch  an  und  für  sich  ein  Formakt, 
durch  welchen  die  Herzen  der  sich  Liebenden  oder  der 
ihrer  Ebenbürtigkeit  wegen  in  ein  gemeinsames  Leben 
Tretenden  weder  einander  näher  gebracht,  noch  seelischer 
verbunden  werden;  aber  wo  der  Ausdruck  „Scheinehe“, 
unter  welchem  Vorwände  immer,  in  Anwendung  gebracht 
wird,  da  tritt  die  Willkür  in  Tätigkeit,  und  durch  diese 
kann  unsere  Regierung  selbst  die  unter  Beobachtung  aller 
vorgeschriebenen  Formen  geschlossenen  Ehen  als  nicht 
zu  Recht  bestehend  erklären. 

Ein  durch  irdische  Güter  gesegneter  Mensch  kann 
sich  solcher  Scheinehen  und  abermaliger  Trennung  so 
oft  bedienen,  als  es  sein  Herz  begehrt,  keine  Konfession 
ist  hindernd  und  weder  Regierung  noch  Klerus  sind  hiebei 
um  Gründe  willkürlicher  Natur  verlegen;  aber  für  den 
unbemittelten  Menschen,  der  vielleicht  im  Taumel  seiner 
Jugend  oder  durch  andere  Umstände  beeinflußt,  sich  dem 
Vollzüge  eines  solchen  Formaktes  unterwirft,  für  den 
hat  weder  die  Regierung  noch  der  Klerus  eine  Willkür, 
sondern  hier  sind  die  Paragraphen  eines,  — wenn  auch 
für  unseren  vorgeschrittenen  Geist  nicht  mehr  entsprechen- 
den, — Gesetzbuches  maßgebend. 

Soll  auch  der  nicht  bei  seiner  Geburt  schon  mit 
irdischen  Gütern  bedachte  und  dadurch  für  den  Wohl- 
stand seines  Lebens  besorgte  Mensch  die  Entschädigung 
hiefür  im  Trost  und  in  der  Hoffnung  der  weislich  für 
diese  Klasse  der  Menschen  vorgesorgten  Religion  suchen, 
so  mag  er  in  dieser  Lehre  das  einzig  angenehme  Emp- 
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finden  entdecken,  daß  das  Schicksal  und  der  Tod  keinen 
Standesunterschied  kennt! 

Die  Willkür,  mit  der  unsere  Matrikenführung  gehand- 
habt  wird,  macht  sich  in  einzelnen  Fällen  in  einer  ganz 
besonderen  Weise  bemerkbar,  ln  Österreich  gibt  es 
bürgerliche  Familien  mit  Namen  wie  Chotek,  Ursini, 
Kinsky,  Salm,  Wlczek,  Paar,  Haugwitz  usw. ; also  Namen, 
die  man  bei  uns  nur  in  der  Hocharistokratie  suchen 
würde,  und  woher  stammen  diese  bürgerlichen  Familien 
mit  ihren  aristokratischen  Namen?  Sie  entstammen  kei- 
ner Mesalliance,  sondern  irgend  einem  Liebesrausch  einer 
Komtesse  oder  Baronesse,  und  daß  Träger  solcher  Namen 
ein  ganz  besonderes  Interesse  haben,  nachzuforschen,  wer 
die  Mutter  war,  die  ihren  bürgerlichen  Stammbaum  be- 
gründete, oder  ob  sie  vielleicht  doch  legitimer  Abstam- 
mung sind  und  ihnen  irgend  welche  Rechte  und  An- 
sprüche zustehen,  ist  wohl  leicht  erklärlich.  Aber  in 
solche  Fälle  ist  selten  Licht  zu  bringen,  sie  sind  mit 
einem  für  den  Forschenden  wohl  zu  durchblickenden,  aber 
nicht  zu  durchbrechenden  Schleier  umwoben,  und  so 
wird  aus  diesem  aristokratischen  Schmutz  eine  Kruste, 
die  spätere  Generationen  noch  weniger  zu  durchweichen 
vermögen. 

Der  Adel  ist  nur  bei  legitimer  Geburt  erblich;  das 
Kind  erhält  im  gegenteiligen  Falle  wohl  den  Namen  der 
Mutter,  wird  aber  ohne  Rücksicht  auf  den  Adelsgrad  der- 
selben bürgerlich  matrikuliert,  falls  man  es  überhaupt 
nicht  vorzieht,  dem  Kinde  einen  fremden  Namen  zu 
geben  und  sich  dieser  „diskreten  Geburt“  derart  ent- 
ledigt, daß  man  das  Kind  an  sogenannte  Zieheltern  gegen 
eine  einmalige  Abfertigung,  wie  eine  Ware  abgibt,  ohne 
sich  mehr  um  das  Schicksal  desselben  weiter  zu  be- 
kümmern. 

Ist  das  unter  solchen  Umständen  geborene  Kind  ein 
Mädchen  und  erhält  doch  den  Namen  der  Mutter,  und 

H ermann,  Die  Opfer.  15 
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ist  diese  einigermaßen  ihrer  Mutterpflicht  eingedenk,  so 
ist  für  eine  bessere  Zukunft  des  Kindes  auch  bald  gesorgt ; 
etwas  Aussteuer,  und  ein  Mann  ist  dann  auch  leicht  ge- 
funden, und  der  Name  des  Mädchens  geht  dann  in  dem 
des  Mannes  auf  und  das  Geschehene  gehört  wieder  der 
Vergangenheit  an.  Anders  ist  es  bei  einem  Knaben,  der 
doch  offen  mit  seinem  Namen  in  die  Welt  tritt  und  da 
pflegt  oder  pflegte  man,  um  dem  Kinde  eine  legitime 
Geburt  nicht  vorzuenthalten,  in  der  Matrik  dem  Namen 
der  Mutter  willkürlich  den  Taufnamen  eines  Vaters  bei- 
zusetzen; in  solchen  Fällen  sucht  man  dann  vergebens 
nach  dem  Trauungsakte  der  Eltern  und  noch  vergeblicher 
nach  dem  Taufakt  des  vermeintlichen  Vaters!  Um  das 
Geheimnis  einer  solchen  Geburt  noch  in  ein  größeres 
Dunkel  zu  hüllen,  läßt  man  das  Kind,  wenn  die  Eltern 
katholisch,  in  einer  evangelischen  Matrik  eintragen. 

Wollen  wir  in  eine  größere  Arbeit  der  Willkür  auf 
dem  Gebiete  des  Matrikenwesens  Einblick  gewinnen, 
dann  wenden  wir  uns  dem  Falle  des  „Baron  Wall- 
burg“  zu. 

Meine  Sache  ist  es  nicht,  zu  ergründen,  ob  die  Barone 
Wallburg  eheliche  oder  außereheliche  Kinder  des  Erz- 
herzogs Ernst  und  der  Laura  von  Skublicz  sind ; was  aber 
mein  Interesse  an  diesem  schon  soviel  besprochenen 
Falle  wachruft,  ist,  daß  die  legitime  Geburt  der  Kinder 
bestritten,  hingegen  aber  unsere  Adelsbehörde  es  unter- 
lassen hat,  sich  für  die  Herkunft  des  Namens  „Baron 
Wallburg“  zu  interessieren.  Anlaß  hierzu  wäre  wohl 
darin  genug  gewesen,  da  weder  in  Österreich  noch  in 
anderen  Staaten  die  Adelsregister  ein  Geschlecht  dieses 
Namens  aufweisen.  Ernst  Baron  Wallburg  finden  wir 
aber  auch  als  k.  u.  k.  Leutnant  in  Staatsdiensten,  und 
da  sollte  man  glauben,  daß  auch  das  k.  und  k.  Kriegs- 
ministerium über  die  Herkunft  des  Adels  Aufschluß  geben 
könnte,  aber  man  hat  sich  hier  wahrscheinlich  ebenso- 
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wenig  um  die  Bonität  des  Adels  gekümmert  oder  nicht 
kümmern  wollen,  wie  es  auch  in  vielen  anderen  Fällen 
zutrifft. 

Da  die  Verleihung  von  Adelstiteln  ein  ausschließ- 
liches Recht  des  Monarchen  ist  und  selbst  Mitglieder  des 
Kaiserhauses  um  solche  bittlich  werden  müssen,  wenn 
sie  eine  Mesalliance  eingehen  und  auch  Mesalliancen  nur 
mit  Einwilligung  des  Kaisers  geschlossen  werden  kön- 
nen, so  läßt  sich  aus  dem  Falle  Wallburg  nur  der  Schluß 
ziehen,  daß  entweder  die  Ehe  des  Erzherzogs  Ernst  mit 
Laura  von  Skublicz  wirklich  mit  Genehmigung  des  Mon- 
archen erfolgte,  oder  aber,  daß  der  Name  „Baron  Wall- 
burg“  zu  bestehen  überhaupt  kein  Recht  hat. 

Weshalb  soll  aber  Erzherzog  Ernst  sich  nicht  zu- 
mindest der  Form  nach  mit  Laura  von  Skublicz,  in  Lai- 
bach, wo  die  Trauung  auch  angeblich  stattgefunden  haben 
soll,  haben  trauen  lassen,  vielleicht  war  es  nur  eine  Schein- 
ehe und  mangelte,  wie  im  Falle  Hervay  die  richtigen  Papiere, 
hier  die  Einwilligung  des  Monarchen ; aber  wo  kommt  der 
Name  „Baron  Wallburg“  her,  den  der  Erzherzog  selbst 
zu  verleihen  kein  Recht  hatte  und  den  später  auch  keine 
Behörde  beanständete? 

Auch  in  diesem  Falle  versuchte  man  es,  den  Kindern 
eine  legitime  Geburt  unter  Heranziehung  eines  willkürlichen 
Vaters  zu  belassen,  indem  man  einen  Trauungsschein  pro- 
duzierte, wonach  ein  Karl  von  Wallburg,  österreichischer 
Offizier,  Sohn  des  Josef  von  Wallburg,  preußischer  Offi- 
zier, eine  Laura  Hugonay,  Tochter  des  Grafen  Hugonay, 
ehelichte,  und  soll  die  Trauung  im  Jahre  1848  in  Prag 
stattgefunden  haben!  Es  folgte  auch  die  Produktion  der 
vier  Taufscheine  für  die  Kinder,  in  diesen  fungiert  Erz- 
herzog Ernst  nur  als  Pate,  und  sollen  alle  vier  Kinder 
in  Budapest  geboren  worden  sein,  obwohl  erwiesen  ist, 
daß  das  älteste  Kind  in  Laibach  das  Licht  der  Welt  er- 
blickte; diese  mit  dem  Jahre  1879  als  Ausstellungsjahr 
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gekennzeichneten  Scheine  erwiesen  sich,  gleich  dem 
Trauungsscheine,  als  Fälschungen.  Auf  diese  Weise 
sollte  den  Wallburgs  die  Möglichkeit  entrissen  werden, 
selbst  an  eine  illegitime  Abstammung  von  ihren  wirk- 
lichen Eltern  zu  glauben. 

Im  Nachlasse  des  Landesgerichtsrates  Dr.  von  Hol- 
zinger  fand  ich  einen  Ausschnitt,  welcher  über  die  Ehe 
des  Erzherzogs  Ernst  mit  Laura  von  Skublicz  folgendes 
enthält : 

„Aus  Wien  wurde  von  vertrauenswürdiger  Seite 
über  eine  weitere  morganatische  Ehe  eines  Erzherzogs 
berichtet,  über  welche  bisher  in  weiten  Kreisen  wenig 
bekannt  war.  Es  hat  nämlich  auch  der  Bruder  des  Erz- 
herzogs Heinrich,  Erzherzog  Ernst,  eine  morganatische 
Ehe  geschlossen,  und  zwar  mit  Fräulein  von  Skublicz, 
einer  Ungarin,  welche  der  Erzherzog  seinerzeit  in 
Budapest  kennen  lernte.  Die  morganatische  Gemahlin 
des  Erzherzogs  wurde  in  der  Folge  in  den  Freiherrn- 
stand erhoben,  als  Baronin  Wallburg.  Der  Ehe  sind 
drei  Kinder  entsprossen,  welche  zurzeit  noch  leben.“ 

In  eine  weitere  Erörterung  dieses  Falles  mich  einzu- 
lassen, habe  ich  keine  Veranlassung,  allenfalls  gewährt 
uns  aber  der  Fall  Wallburg  einen  tiefen  Einblick  in  die 
Gebahrung  unseres  Matrikenwesens ; gleichzeitig  sehen 
wir  aber  auch,  wie  Regierung  und  Klerus  Hand  in  Hand 
arbeiten,  wenn  es  gilt,  die  Interessen  des  einen  oder  die 
des  anderen  zu  schützen.  Dr.  Kohn,  der  ehemalige  Fürst- 
Erzbischof  von  Olmütz,  der  kurz  vor  seiner  Verzicht- 
leistung auf  den  bischöflichen  Stuhl  in  einer  öffentlichen 
Versammlung  gesprochen,  hat  hiebei  nicht  mit  Unrecht 
erklärt : „In  Österreich  ist  die  Regierung 
ohne  den  Klerus  machtlo s.“  Im  Matrikenwesen 
wird  aber  die  Willkür  erst  dann  schwinden,  bis  zur  Ver- 
staatlichung und  gleichzeitiger  Zentralisierung  desselben 
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geschritten  wird,  worin  uns  andere  Staaten  bereits  zum 
Teile  vorangegangen  sind! 

Ein  anderes  Gebiet,  das  in  Österreich  reformbedürftig 
wäre,  ist  das  Stiftungswesen.  Die  Zahl  der  Familien- 
stiftungen ist  Legion.  Wir  lesen  von  Errichtungen  von 
Stiftungen  und  wissen  auch,  daß  groß  die  Zahl  solcher 
ist,  deren  Bestand  bereits  auf  Jahrhunderte  zurückreicht. 
Ja,  wir  wissen  aber  auch,  wie  schwer  es  ist,  sich  in  den 
Genuß  einer  Stiftung  oder  eines  Stipendiums  zu  setzen, 
und  warum?  Nicht  das  Bedürfnis,  nicht  die  Armut  ist 
es,  die  bei  Anstrebung  und  Erreichung  nach  einem  sol- 
chen Vermächtnis  maßgebend  ist,  oft  nicht  einmal  das 
Recht,  sondern  die  willkürliche  Protektion. 

Unergründlich  ist  die  Zahl  jener  Familien,  denen  Ge- 
nüsse auf  bestehende  Stiftungen  zustehen,  doch  wer  küm- 
mert sich  heute  darum,  in  welcher  Weise  einst  ein  Ahne 
für  die  Nachkommenschaft  Vorsorge  traf.  In  der  mo- 
dernen Welt  und  im  Kampfe  ums  Dasein  ist  der  Egois- 
mus vorherrschend,  und  da  denkt  niemand  daran,  daß  noch 
vor  Jahrhunderten  andere  Sitten  gepflegt  wurden  und 
daß  der  Familiensinn  dazumal  auf  einem  anderen  Niveau 
stand  als  heute.  Vielen  bedürftigen  Familien  könnte  ge- 
holfen werden,  wenn  sie  in  der  Lage  wären,  auf  Grund 
ihrer  Familienaufzeichnungen  nachzuweisen,  daß  sie  mit 
dieser  oder  jener  Familie  in  verwandtschaftlicher  Be- 
ziehung stehen  und  somit  Ansprüche  auf  bestehende  Stif- 
tungen haben.  In  bezug  auf  Familienaufzeichnungen  ist 
aber  die  gegenwärtige  Zeitperiode  und  mit  ihr  die  Genera- 
tionen pietätlos.  Glauben  doch  viele  gleichnamige  Fa- 
milien heute  nicht  an  eine  gemeinsame  Abstammung,  wie 
sollen  diese  erst  daran  denken,  einen  Genuß  an  einer 
Stiftung  zu  haben,  die  einen  fremden  Namen  zum  Stifter 
hat;  und  doch  steht  es  fest,  daß  jeder  Mensch  schon  im 
sechsten  Grade  seiner  Fortpflanzung  bereits  mit  31  anders- 
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namigen  Familien  im  direkten  verwandtschaftlichen  Ver- 
hältnisse stehen  kann. 

Was  würden  aber  den  Familien  auch  die  schönsten 
Familienarchive  nützen,  wenn  die  Behörden,  die  diese 
Stiftungen  verwalten,  jene  geheim  halten,  als  ob  selbe  nur 
zur  Verwaltung  der  Behörden  geschaffen,  endlich  wohl 
dem  Wortlaute  des  Statuts,  nicht  aber  den  Intentionen 
der  Stifter  gemäß  Verwendung  finden. 

Von  den  bestehenden  Stiftungen  haben  die  wenigsten 
Genußberechtigten  Kenntnis,  und  oft  schon  die  dritte 
Generation  weiß  nichts  mehr  von  dem  Bestände  einer  sol- 
chen Institution.  Die  Bekanntgabe  der  Erledigung  von 
Stiftungen  und  Stipendien  erfolgt  auch  in  einer  solch 
mangelhaften  Weise,  daß  den  eigentlichen  Genußberech- 
tigten gar  keine  Gelegenheit  geboten  wird,  hievon  Kennt- 
nis zu  erlangen,  und  so  tritt  in  der  Regel  bereits  nach 
einigen  Generationen  der  Fall  der  willkürlichen  Ver- 
gebung ein,  wovon  später  dann  überhaupt  nicht  mehr 
abgegangen  wird. 

Hier  würde  das  Ministerium  des  Innern  einen  Akt 
der  Humanität  bekunden,  wenn  es  sich  zur  Veröffent- 
lichung aller  bestehenden  Stiftungen  mit  den  genauen 
Bestimmungen  und  Verfügungen  des  jeweiligen  Testa- 
tors entschließen  und  so  mancher  Familie  die  Gelegenheit 
bieten  würde,  vergessene  Rechte  wieder  geltend  zu 
machen,  nicht  aber,  daß  diese  durch  mangelhafte  Publi- 
kationen der  allgemeinen  Kenntnisnahme  nahezu  ganz 
entzogen  werden. 

Wiewohl  der  Adel  glaubt  oder  glauben  machen 
möchte,  daß  nur  er  vermöge  seiner  Geburt  zu  besonderen 
Vorrechten  berufen,  weicht  er  gerne  von  diesem  Eigen- 
dünkel ab,  wenn  sich  für  ihn  selbst  irgendwelche  materielle 
Vorteile  bieten;  er  reicht  sogar  hilfreich  seine  Hand, 
wenn  diese  dabei  nicht  unberücksichtigt  bleibt. 
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Wir  haben  erst  vor  nicht  langer  Zeit  erfahren, 
was  für  einträgliche  Geschäfte  mit  der  Gewalt  der 
aristokratischen  Willkür  verknüpft  sind.  Da  bot  ein 
Ministerpräsident  seine  Hand  zur  Erlangung  von  Herren- 
haussitzen, allerdings  für  ein  hübsches  Sümmchen, 
welche  Spezialität  sich  somit  nur  wenige  vergönnen 
können.  Es  gibt  aber  auch  billigere  Produkte,  für  die 
sich  unter  Umständen  auch  eine  größere  Anzahl  von  Be- 
werbern finden,  und  sie  müssen  ja  auch  nicht  gerade 
durch  die  unmittelbare  Protektion  des  Herrn  Mi- 
nisterpräsidenten erlangt  werden;  denn  auch  Herren  von 
etwas  niederem  Range  können  über  entsprechenden  Ein- 
fluß verfügen  und  diese  suchen  dann  selben  so  gut  als 
möglich  zu  verwerten  und  der  Drang  mancher,  ihrem 
Wohlstände  nach  außen  hin  Ausdruck  zu  verleihen,  kommt 
diesen  Herren  zugute. 

So  kann  oft  einzelnen  durch  einen  päpstlichen,  spani- 
schen oder  portugiesischen  Orden  Abhilfe  geschafft  wer- 
den; ist  die  hiefür  geforderte  Gegenleistung  etwas  zu 
hoch,  so  sind  solche  aus  den  Balkanstaaten  billiger  zu 
haben,  vermag  aber  der  Interessent  sein  Portemonnaie 
etwas  tiefer  zu  öffnen  und  ist  seine  Stellung  in  der  öffent- 
lichen Gesellschaft  eine  mit  der  Sache  vereinbare,  so  ist 
ihm  auch  das  Ritterkreuz  des  österreichischen  Franz- 
Joseph-Ordens  nicht  vorenthalten! 

Mein  Institut  wurde  des  öfteren  von  so  „einfluß- 
reichen Persönlichkeiten“  aufgesucht  und  hätte  ich  den 
verschiedenen,  an  mich  gestellten  Anträgen  Gehör  ge- 
schenkt, so  hätte  ich  mit  meiner  heraldisch-genealogischen 
Anstalt  ein  Bureau  für  Ordensvermittelungen  aller  Staaten 
verbinden  können,  und  da  will  ich  ein  solches  an  mich 
gestelltes  Angebot  wiedergeben. 

Es  war  einige  Zeit  nach  dem  Erscheinen  des  zweiten 
Bandes  meines  Werkes  „Genealogie  und  Heraldik  bür- 
gerlicher Familien  Österreich-Ungarns“,  als  mich  ein  Herr 
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in  meinem  Bureau  aufsuchte,  der  sowohl  durch  seine 
keineswegs  gekünstelten  zur  Schau  getragenen  Allüren 
die  Vermutung  in  mir  erweckte,  daß  er  zu  jener  Kate- 
gorie von  Menschen  gehört,  die  man  des  Tages  am  Turf, 
bei  Nacht  in  gewissen  Vergnügungslokalitäten  antreffen 
kann,  im  öffentlichen  Leben  aber  eine  solche  soziale  Stel- 
lung bekleiden,  wo  sie  im  Amte  um  10  Uhr  noch  nicht 
und  um  2 Uhr  nicht  mehr  zu  sprechen  sind. 

Dieser  Herr  erkundigte  sich  nach  dem  Interessenten- 
kreise der  bürgerlichen  Heraldik  und  sagte:  „Wie  ich 
aus  Ihrem  Werke  entnommen,  haben  Sie  in  Bürgerkreisen 
weitgehende  Verbindungen“,  und  leitete  sein  Gespräch 
dahingehend,  ob  ich  nicht  in  einigen  Fällen  ihm  meine 
Intervention  angedeihen  lassen  würde.  Da  ich  im  bloßen 
Bekunden  von  meinem  Interesse  nichts  Unrechtes  er- 
blicken konnte  und  es  mir  sogar  erwünscht  schien,  in  das 
geheimnisvolle  Wirken  dieses  Herrn  Einblick  zu  ge- 
winnen, so  habe  ich  demselben  meine  Dienste  als  zur 
Verfügung  stehend  erklärt. 

Nun  erfuhr  ich,  daß  ich  mit  einem  Herrn,  dessen 
Genealogie  und  Wappen  in  meinem  Werke  aufgenommen 
erscheint,  wegen  Erwerbung  des  Ritterkreuzes  des  Franz- 
Joseph-Ordens  in  Verbindung  treten  solle;  ich  gab  mei- 
nem Interesse  gleich  dahingehend  Ausdruck,  über  die 
mit  solchen  Geschäften  verbundenen  Konditionen  — denn 
ich  bin  ja  ein  gelernter  Kaufmann  — informiert  zu  wer- 
den. Hiebei  erfuhr  ich,  daß  das  Honorar,  welches  „hu- 
manitären Zwecken“  zufließe,  10  000  Kronen  beträgt,  und 
weiters,  daß  auch  meine  Bemühungen  volle  Entschädi- 
gung finden  werden. 

Über  den  Zweck  dieses  Besuches  unterrichtet,  ge- 
leitete ich  den  Herrn  aus  meinem  im  Mezzanin  gelegenen 
Bureau  die  Treppe  hinunter,  wobei  er  mir  noch  erklärte, 
in  etwa  14  Tagen  wiederzukommen;  er  bestieg  dann  den 
seiner  harrenden  Gummiradler,  der  sich  in  Bewegung 
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setzte  und  über  Lugeck  und  Hohen  Markt  meinem  Auge 
entschwand. 

Nach  Verlauf  von  zwei  Wochen  erschien  der  Herr 
wirklich  wieder,  doch  ich  konnte  ihm  nur  mitteilen,  daß 
derartige  Geschäfte  nicht  in  den  Rahmen  meiner  Tätig- 
keit passen  und  bedauerte,  daß  er  sich  nochmals  hieher 
bemühte,  ohne  ein  günstigeres  Resultat  im  Empfang  neh- 
men zu  können. 

So  schwindet  der  eigentliche  Wert  dieses  Schmuckes 
durch  solche  Umtriebe  der  willkürlichen  Protektion  und 
der  Sucht  nach  dem  Gelde,  aber  es  ist  Mode  und  wer 
das  Bedürfnis  hiezu  fühlt  und  es  sich  leisten  kann,  tut  mit. 

Es  ist  gewiß  erhaben,  einen  Orden  für  eine  geleistete 
Arbeit  oder  eine  ersprießliche  Tat  verliehen  zu  erhalten. 
Man  stelle  sich  nur  einen  Lehrer  vor,  der  nach  vierzig- 
jähriger anstrengender  Dienstzeit  mit  dem  Verdienstkreuze 
dekoriert  wird,  oder  einen  Menschen,  der  mit  eigener 
Lebensgefahr  eingreift,  um  ein  entstandenes  Unglück  zu 
beheben  oder  die  weiteren  Folgen  zu  verhüten;  ganze 
Gemeinden  rüsten  sich  oft,  um  einer  solchen  Freude  Aus- 
druck zu  geben,  nur  werden  diese  Verdienste  selten  ge- 
sehen, denn  der  kleine  verdienstvolle  Mann  ist  wieder 
der  Willkür  eines  höheren  Beamten  preisgegeben. 

Gewiß,  auch  den  auf  dem  Gebiete  der  Humanität 
Wirkenden  gebührt,  ebenso  wie  einem  Diplomaten,  der 
durch  geschickte  Schachzüge  die  Interessen  seines  Staates 
zu  wahren  weiß,  volle  Anerkennung,  ja,  auf  allen  Ge- 
bieten, sei  es  im  Handel,  im  Gewerbe,  in  der  Kunst  oder 
Wissenschaft,  werden  Verdienste  errungen,  die  durch  die 
Verleihung  eines  Ordens  am  schönsten  bekundet  werden; 
aber  wo  bleibt  die  Anregung,  nach  Verdiensten  zu  stre- 
ben und  die  Ausübung  der  Humanität  zu  fördern,  wenn 
die  herrschende  Willkür  sich  in  einer  solchen  Weise 
fühlbar  macht,  und  der  durch  die  Fortuna  Begünstigte 
sich  das  erkaufen  kann,  wozu  seine  anderen  Fähigkeiten 
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nicht  ausreichen,  — dadurch  aber  einer  begrenz- 
ten Gesellschaftsklasse  eine  behaglichere 
Existenz  geschaffen  wird. 

So  sehen  wir,  daß,  wie  überall,  so  auch  hier,  das 
Geld  die  Triebfeder  ist,  dem  die  Übertragungskraft  inne- 
wohnt, alles  zu  erreichen,  wenn  es  in  dem  Maße  vorhanden 
ist,  wie  es  das  Anzustrebende  erfordert. 

Möge  die  Erwerbung  eines  Ordens  auf  was  für  Ver- 
dienste immer  rückzuführen  sein,  — was  aber  gewiß 
jeden  Patrioten  unangenehm  berührt,  ist,  daß,  wenn  er 
sich  die  Zahl  der  Ordensritter  vor  Augen  führt,  ersieht, 
daß  nicht  nur  die  meisten,  sondern  gerade  die  höheren 
Klassen  der  österreichischen  Orden  zumeist  an  Ausländer 
verliehen  werden. 

Das  Hof-  und  Staatshandbuch  für  das  Jahr  1906 
sagt  uns,  daß  es  insgesamt  7305  Ritter  des  Ordens  der 
Eisernen  Krone  gibt,  hievon  sind  3733  Angehörige  frem- 
der Staaten  — darunter  452  Besitzer  des  Ordens  I.  Klasse 
und  999  II.  Klasse  — und  3572  österreichisch-ungarische 
Staatsangehörige  — mit  nur  161  Besitzern  des  Ordens 
I.  Klasse  und  216  II.  Klasse.  Der  Franz- Joseph -Orden 
zählt  insgesamt  13  298  Ritter,  und  zwar  7428  in  auswärti- 
gen Staaten  — darunter  826  Besitzer  des  Großkreuzes 
und  2605  Komturs  — und  5871  die  Österreich-Ungarn 
ihre  Heimat  nennen  — unter  diesen  jedoch  nur  113  Be- 
sitzer des  Großkreuzes  und  nur  411  Komturs. 

In  unserer  Monarchie  muß  z.  B.  ein  Offizier  in  der 
Regel  zumindest  die  Stufe  eines  Hauptmanns  erklommen 
haben,  um  mit  dem  Ritterkreuze  des  Franz-Joseph-Ordens 
bedacht  zu  werden,  im  Auslande  genügt  der  Rang  eines 
Leutnants,  um  dieser  österreichischen  Dekoration  würdig 
zu  erscheinen;  hiezu  gibt  es  aber  im  Auslande  nahezu 
mehr  Leutnants,  als  in  Österreich-Ungarn  aktive  Offiziere, 
die  sich  Ritter  dieses  Ordens  nennen. 

Ziehen  wir  in  Betracht,  daß  den  Statuten  des  Franz- 
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Joseph-Ordens  gemäß,  die  Verleihung  dieses  Ordens  für 
wesentliche  Verdienste  um  Kaiser  und  Vaterland  in  Krieg 
und  Frieden,  durch  besonders  wichtige,  für  das  allgemeine 
Wohl  geleistete  Dienste,  durch  wahrhaft  nützliche  Er- 
findungen, Entdeckungen  oder  Verbesserungen,  durch 
eifrige  und  erfolgreiche  Beförderung  und  Hebung  der 
Bodenkultur,  der  einheimischen  Industrie  oder  des  Han- 
dels oder  für  hervorragende  Leistungen  um  Kunst  und 
Wissenschaft  oder  für  ausgezeichnete  Verdienste  um  den 
Allerhöchsten  Thron  und  das  Reich  erfolgt,  so  müssen 
wir,  wenn  wir  uns  die  Zahl  der  Ordensritter  mit  ihrer 
Staatsangehörigkeit  vor  Augen  führen,  zur  Annahme  ge- 
langen, daß  sowohl  die  größten,  als  auch  die  meisten 
Verdienste  um  unsere  Monarchie  im  Auslande  erworben 
werden. 

Die  Bedürfnisse  und  Passionen  manches  Aristokraten 
stehen  in  keinem  Verhältnisse  zu  seinem  Einkommen,  und 
da  werden  Nebeneinkünfte  auf  die  verschiedenste  Art  und 
Weise  ersonnen  und  da  hat,  wie  die  Ordens-  und  Titel- 
schacherei, auch  die  Adoption  ihr  Feld.  Inserate  werden 
in  den  Zeitungen  eingeschaltet,  worin  kund  getan  wird, 
daß  ein  junger  Mann  mit  Vermögen  von  einem  Aristo- 
kraten adoptiert  wird,  und  ich  hatte  Gelegenheit,  auch 
in  die  Tätigkeit  dieses  Gebietes  Einsicht  zu  gewinnen. 
Viele  sind  in  ihrer  Unkenntnis  der  Ansicht,  daß  durch  die 
bloße  Adoption  durch  einen  Adeligen  auch  der  Adel 
übertragbar  sei,  was  aber  vollkommen  falsch  ist;  zur 
Übertragung  des  Adels  gehört  die  Bewilligung  des  Lan- 
desherrn und  diese  Unwissenheit  hat  schon  manches 
Opfer  gefordert. 

Daß  sich  auf  ein  solches  Inserat  Bewerber  aus  dem 
richtigen  Milieu  melden,  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Er- 
örterung; der  Bewerber  muß  übrigens  nur  Geld  haben, 
für  alle  anderen  in  dem  Wege  stehenden  Hindernisse 
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werden  „Auswege“  gefunden,  denn  Geld  ist  dem  Herrn 
Adoptivvater  die  Hauptsache,  und  wenn  aus  der  Adoption 
auch  nichts  wird,  was  in  der  Regel  zutrifft,  so  hat  das 
Adoptivkind  doch  die  aufgelaufenen  Spesen,  um  die  es 
sich  eben  in  der  ganzen  Geschichte  handelt,  zu  tragen. 

Um  der  Sache  den  Stempel  besonderer  Vertrauens- 
würdigkeit aufzudrücken,  wird  bei  einem  Advokaten  ein 
förmlicher  Vertrag  geschlossen,  wo  die  einzelnen  Be- 
dingungen stipuliert  werden  und  dann  darin  gipfeln,  daß 
der  seines  Adels  schon  Harrende  sein  Portefeuille  öffnet 
und  hier  eine  Anzahl  jener  Papierstücke,  die  unser  Ge- 
fühl ohne  Standesunterschied  so  angenehm  berühren,  zur 
Deckung  der  auflaufenden  Spesen  deponiert. 

Wenn  dem  Adoptivkind  die  Augen  nicht  rechtzeitig 
aufgehen,  so  kann  es  ihm  passieren,  daß  sein  erlegtes 
Depot,  welches  zuweilen  nicht  unbedeutend  ist,  für  an- 
gebliche diverse  Repräsentationskosten  und  dergleichen 
mehr  aufgegangen  ist,  ohne  dem  Angestrebten  mehr  als 
mit  der  Erfahrung  näher  gekommen  zu  sein,  diesmal 
durch  Leichtgläubigkeit  ein  Opfer  eines  schlau  durch- 
dachten Schwindels  geworden  zu  sein,  für  die  Zukunft 
aber  sowohl  auf  einen  Adoptivvater  als  auch  auf  den  Adel 
selbst  lieber  verzichten  zu  wollen. 

So  erhielt  ich  einst  den  Besuch  des  Herrn  Baron  P., 
ein  Mann  von  sonst  angenehmem  Exterieur,  an  dem  seine 
stark  gebogene  Adlernase  es  kennzeichnet,  daß  sein  Ge- 
schlecht nicht  erst  seit  einigen  Generationen  dieser  be- 
vorzugten Klasse  angehört,  und  brachte  mir  so  sein  An- 
liegen bezüglich  der  von  ihm  beabsichtigten  Adoption 
vor. 

Der  Herr  Baron,  dessen  Stamm  — wohlgemerkt  — 
innerhalb  der  alten  deutschen  Reichsgrenzen  noch  in 
voller  Blüte  steht,  erklärte,  schon  wiederholt  Gelegenheit 
gehabt  zu  haben,  zu  adoptieren,  doch  die  Personen  ent- 
sprachen nie  seinen  Ansprüchen,  wodurch  ich  mich  eigent- 
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lieh  geschmeichelt  fand,  daß  er  gerade  in  mir  die  Be- 
gabung und  den  Spürsinn  entdeckt  zu  haben  schien, 
ihm  eine  seinen  Intensionen  entsprechende  Persönlich- 
keit zuführen  zu  können.  Der  Herr  Baron  erzählte  weiter, 
außer  einem  hohen  Betrag  auch  schon  eine  lebensläng- 
liche Rente  für  die  Adoption  in  Antrag  gehabt  zu  haben, 
doch  konnte  er  dies  nicht  akzeptieren,  da  der  Bewerber 
ein  Jude  war  und  dies  mit  seinem  alten  Stamm  und 
Namen  nicht  in  Einklang  zu  bringen  sei. 

Mich  über  die  Möglichkeit  der  Durchführung  erkundi- 
gend, erfuhr  ich,  daß  seine  Verbindungen  bis  zu  des 
Thrones  Stufen  reichen  und  diesbezüglich  jeder  Zweifel 
außer  Frage  komme. 

Bezüglich  der  „Kosten“  wurde  ein  Betrag  von 
60  000  Kronen  genannt,  allenfalls  preiswert,  denn  wir 
hörten  bereits,  daß  eine  neue  Baronie  120  000  Kronen 
erfordert,  diese  wäre  somit  nicht  nur  um  die  Hälfte  billi- 
ger, sondern  es  handelt  sich  hier  nebstbei  um  einen  in 
der  Adelsgeschichte  jahrhundertealten  Namen. 

Als  ich  den  Herrn  Baron  meine  Intervention  zu- 
sagte, kam  er  des  öftern  wieder,  um  sich  über  den  Stand 
meiner  Bemühungen  zu  erkundigen,  und  als  ich  ihm 
einst  „anvertraute“,  daß  ich  wohl  einen  Interessenten 
gefunden,  dieser  aber  leider  ein  Jude  sei  und  sich  somit 
wohl,  seiner  früher  gemachten  Äußerung  zufolge,  nichts 
wird  machen  lassen,  erfuhr  ich,  daß  die  Konfession  jetzt 
kein  Hindernis  mehr  sei!  Gleichzeitig  wurde  mir  er- 
öffnet, daß  der  Interessent  den  Betrag  bei  seinem  Advo- 
katen deponieren  müsse,  wovon  jedoch  eine  Summe  von 
5000  Kronen  zu  seiner  freien  Verfügung  zu  stellen  sei, 
da  auch  ihm  gewisse  Auslagen  entstehen,  fügte  aber 
auch  gleich  bei,  daß  auf  letzteren  Betrag  dem  Herrn  Be- 
werber kein  Ersatzanspruch  zusteht,  falls  die  Durch- 
führung der  Adoption  aus  „unvorhergesehenen  Gründen“ 
nicht  möglich  sein  sollte! 
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Ob  und  wie  viele  der  Herr  Baron  schon  auf  diese 
Weise  „adoptiert“  hat,  weiß  ich  nicht,  meine  Neugierde, 
auch  in  dieses  Ressort  Einblick  zu  gewinnen,  wurde  mit 
diesem  Ergebnisse  vollkommen  befriedigt. 

So  wird  der  biedere  Bürger  durch  die  Aristokratie 
kraft  ihrer  Namen  und  ihrer  Verbindungen  in  einer  ganz 
unverschämten  Weise  ausgenützt,  und  wer  vermag  nicht 
zur  Bereicherung  eines  aristokratischen  Willkürregisters 
auch  das  Seine  beizutragen? 

Es  würde  zu  weit  gehen,  über  den  Zweck  des  Adels 
und  der  Schäden  seiner  Erblichkeit  noch  mehr  verneh- 
men zu  lassen,  — lenken  wir  unsere  Blicke  heute  nur 
nach  Osten,  nach  dem  großen  gewaltigen  Rußland,  das 
selbst  alle  anderen  Staaten  für  unbeugsam  hielten,  und 
seiner  aristokratischen  Verwaltung,  und  dem  Schreiber 
dieser  Zeilen  bleibt  es  erspart,  noch  mehr  über  aristokra- 
tische Willkür  und  ihre  Folgen  aus  seiner  Feder  gleiten 
zu  lassen,  — wir  leben  aber  in  der  Zeit  des  Fortschrittes 
und  der  Aufklärung  des  Volksgeistes,  und  was  das  eine 
Jahr  uns  noch  vorenthält,  kann  uns  schon  das  nächste 
bringen,  und  das  ist  die  ungeschmälerte  Gleichberechti- 
gung aller  Staatsangehörigen  in  allen  Staatsstellungen 
zum  Wohle  und  zum  Gedeihen  unseres  Vaterlandes! 
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Aufruf  an  das  Bürgertum  Österreichs! 

Die  rapid  umsichgreifende  Vermehrung  der  Mensch- 
heit und  die  daraus  folgende  rasche  Entfremdung  der 
nächsten  Familienangehörigen  läßt  es  als  ein  Bedürfnis 
erscheinen,  eine  Sammelstelle  zur  Festhaltung  der  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Familien  und  der  sich  in  diesen 
ereignenden  Vorkommnisse,  im  Interesse  der  Stammes- 
angehörigen, zu  schaffen. 

Gestützt  auf  die  mir  durch  eine  Reihe  von  Jahren 
gesammelten  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  Geschlechts- 
kunde, trete  ich  an  das  gesamte  Bürgertum  Österreichs 
mit  dem  Ansinnen  heran,  eine  Zentralstelle,  behufs  un- 
eigennütziger Pflege  dieser  Wissenschaft,  frei  von  jedem 
politischen,  nationalen  und  konfessionellen  Triebe,  ins 
Leben  zu  rufen. 

Die  Vereinigung  soll  sich  zur  Hauptaufgabe  die  Fest- 
stellung und  Festhaltung  aller  ein  und  demselben  Stamme 
angehörigen  Glieder  machen,  sowie  mit  der  Regierung 
behufs  Regelung  des  Matrikenwesens  in  Fühlung  treten. 
Der  Ausschuß  soll  sich  aus  Mitgliedern  bilden,  die  es 
der  Vereinigung  ermöglichen,  in  allen  Archiven  und  son- 
stigen zur  Pflege  dieser  Wissenschaft  dienlichen  Stellen 
Zutritt  zu  erlangen. 

Weiters  sollen  die  Bestimmungen  für  die  bürger- 
liche Heraldik  geregelt  und  so  die  Wappenkunde,  unter 
Leitung  eines  besonderen  Ausschusses  dem  Bürgertum 
erschlossen  und  dem  Kleinkunstgewerbe  in  Österreich  ein 
neues  Feld  eröffnet  werden. 

Diesbezügliche  Zuschriften  und  Vorschläge  wollen 
gerichtet  werden  an: 

H erm.  Hermann 
Wien-Gersthof 
XVII 1/2  Bastiengasse  Nr.  24. 
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Institut 

für 

Genealogie  und  Heraldik 

Hermann  Hermann 

Wien-Gersthof,  Bastiengasse  Nr.  24. 

Sämtliche  genealogische  Forschungen,  wie  Stamm- 
baumaufsätze, verzweigt  oder  nur  in  gerader  Linie,  zu 
privaten  oder  amtlichen  Zwecken,  wie  Adelsnachweise, 
Erbschafts-  oder  Stiftungsansprüche,  werden  reell  und 
kulant  durchgeführt. 

Ahnenproben  zur  Erlangung  der  Kämmererwürde  oder 
von  Stiftungsplätzen,  vorschriftsmäßig;  ebenso  werden 
Wappen  zu  Nobilitierungsgesuchen  sachgemäß  entworfen. 

Ex  libris  und  Gemeindesiegel  werden  entworfen  und 
kunstgerecht  ausgeführt. 

Bürgerliche  Wappen  werden,  insoweit  tunlich  unter 
eventuell  vorhandenen  historischen  Motiven,  zur  Aus- 
führung gebracht,  und  finden  über  Wunsch  samt  Familien- 
stammreihe im  Werke  „Genealogie  und  Heraldik  bürger- 
licher Familien  Österreich-Ungarns“  kostenlose  Aufnahme. 

Verbindungen  mit  allen  Archiven  und  Matrikenämtern 
des  In-  und  Auslandes  ermöglichen  es,  allen  an  ein  he- 
raldisch-genealogisches Institut  zu  stellenden  Ansprüchen 
gerecht  zu  werden. 

Dank  und  Anerkennungsschreiben  aus  allen  Familien- 
kreisen und  Gemeindeämtern  liegen  zur  Einsichtnahme 
auf. 

Prospekte  auf  Verlangen. 

(NB.  Die  Wiedereröffnung  eines  Stadtbureaus  wird  in  den 
Tagesblättern  angezeigt.) 
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„Genealogie  und  Heraldik 
bürgerlicher  Familien  Österreich-Ungarns.“ 

Zweck  dieses  Werkes  ist,  sowohl  ganze  Stammbäume  oder  nur 
einzelne  Linien,  als  auch  Wappen,  die  bestimmte  Geschlechter  kenn- 
zeichnen, festzuhalten. 

Das  Werk  soll  dem  Bürgertum  als  ein  Merkbuch  dienen,  worin 
außer  der  Verzweigung  auch  alle  Familienereignisse  fest  gehalten  werden, 
insofern  sie  für  die  Nachkommenschaft  wissenswert  erscheinen. 

Die  Benützung  des  Werkes  steht  jeder  Familie  frei  und  ist  die 
Einsendung  von  Abhandlungen  behufs  Veröffentlichung,  soweit  sich 
dieselben  auf  Tatsachen  beziehen,  erwünscht. 

Die  jeweilig  erscheinenden  Bände  werden  dem  k.  k.  Ministerium 
des  Innern  vorgelegt,  der  k.  k.  Hofbibliothek,  den  Bibliotheken  der 
k.  k.  Universitäten,  den  Landesarchiven  und  Museen  einverleibt,  wo- 
durch jedermann  Gelegenheit  geboten  worden  soll,  in  selbe  Einsicht 
zu  nehmen. 

Von  dem  Werke  sind  bisher  zwei  Bände  erschienen  — Band  III 
ist  in  Vorbereitung  — und  können  diese  von  Interessenten  auch 
käuflich  erworben  werden. 

Band  I enthält  188,  Band  II  560  Wappenabbildungen  mit 
Stammbäumen  oder  historischen  Notizen;  der  Preis  beträgt  für 
Band  I 10  Kronen,  für  Band  II  15  Kronen  und  können  diese  auch 
durch  jede  Buchhandlung  bezogen  werden. 

Verlag  und  Schriftleitung : 

Hermann  Hermann 

Wien-Gersthof. 


Hermann,  Die  Opfer. 
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Familienwappen 

in  kunstvoller,  heraldisch-stilgerechter  Ausführung, 

Größe  34x40  cm Kronen  30. — 

mit  Salonrahmen  und  Glastafel  Sorte  I „ 40. — 

,,  ,,  ,,  ,,  Sorte  II  ,,  45* 

Ein  Familienwappen  bildet  nicht  nur  ein  sinnvolles,  sondern 
auch  dekoratives  Familienstück  und  ist  daher  als  Gelegenheitsgeschenk 
wie  anläßlich  von  Vermählungen,  Taufen,  Geburtstagsfesten  usw.  wie 
auch  als  Weihnachtsgeschenk  zu  empfehlen. 

Die  Aufnahme  der  Wappen  unter  den  Namen  der  Wappen- 
führenden erfolgt  im  Werke  „Genealogie  und  Heraldik  bürgerlicher 
Familien  Österreich- Ungarns“  kostenlos. 


Institut  für  Genealogie  und  Heraldik 
Hermann  Hermann 
Wien-Gersthof. 
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Familien-Doppelwappen 

(Ehewappen)  = das  Wappen  des  Mannes  und  der  Frau, 
in  kunstvoller,  heraldisch-stilgerechter  Ausführung,  Größe 

inkl.  Passepartout  42x50  cm Kronen  50. — 

mit  Salonrahmen  und  Glastafel  Sorte  I „ 65- — 

„ „ „ „ Sorte  II  „ 70.— 

Diese  Familienwappen  empfehlen  sich  insbesondere  als  Ver- 
mählungsgeschenke. 


Institut  für  Genealogie  und  Heraldik 
Hermann  Hermann 
Wien-Gersthof. 
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Stammreihen 

in  gerader  p Linie,  auf  Grund  Matriken  und  sonstigen  für  diese 
Forschungen  in  Betracht  kommenden  Behelfe,  erhoben,  zu  Privatzwecken 
dienend,  auf  250  bis  300  Jahre  zurückreichend  . 60  bis  100  Kronen. 

Stammbäume 

verzweigt;  die  einzelnen  Daten  mit  entsprechenden  Auszügen  belegt, 
die  Ausführung  des  Stammbaumes  auf  Pergament,  je  nach  Aus- 
dehnung des  zu  erforschenden  Materiales ....  200  bis  500  -Kronen 

Stammreihen  oder  Stammbäume, 

zu~~ amtlichen  Zwecken,  wie  Adelsnachweisen,  Stiftungs-  und  Erb- 
schaftsansprüchen, die  Auszüge  gestempelt  und  beglaubigt,  werden 
je  nach  dem  Umfange  der  erforderlichen  Recherchen  berechnet. 

Institut  für  Genealogie  und  Heraldik: 
Hermann  Hermann 
Wien-Gersthof. 
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